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1 
 

“Most conflicts have something to do with the climate.” 
(Professor Kevin Noone, Direktor des International  

Geosphere-Biosphere Programme, 2004  
zitiert nach: Nordas & Gleditsch, 2005: 2) 

 

1 Einführung 
 

Der soziale Konflikt ist einer der Hauptthemenbereiche und Forschungsgegenstände der 

Soziologie (vgl. Miller, 1992: 31). Sowohl in der Vergangenheit als auch in der Gegenwart 

traten und treten soziale Konflikte, ausgelöst durch „Spannungen zwischen polaren Ge-

gensätzen“ (Pfetsch, 2004: 1) innerhalb der Gesellschaft in jeweils unterschiedlichen 
Formen auf. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

(BMU) stellt fest, dass sich bspw. die jetzige Generation besonders mit den Herausforde-

rungen und Konflikten auseinander setzen muss, die durch Umweltbelastungen ausgelöst 

werden (BMU, 2002: 114). Laut Baechler (2001) entstehen „Umweltkonflikte [...] im Netz-

werk der Mensch-Umwelt-Beziehungen, bestehend aus der natürlichen Ressourcenaus-

stattung einer Gesellschaft und ihren Mustern der Ressourcennutzung, dem institutionel-

len und politischen Gefüge sowie dem symbolisch und kulturell geprägten Umgang des 

Kollektivs mit seiner natürlichen Umwelt“ (Baechler, 2001: 10). Selbst bei der Frage der 

Problemlösung treffen verschiedene Meinungen aufeinander. So werden bspw. im Nach-

haltigkeitsdiskurs Effizienzstrategien (effizientere Technologien, wie in der Arbeit „Faktor 

vier“ von Weizäcker et al. (1995)) auf der einen Seite und Suffizienzstrategien (siehe hier-

zu das Werk „Zukunftsfähiges Deutschland“ von BUND und Misereor, 1996) auf der ande-

ren Seiten vorgeschlagen. 
Der Klimawandel stellt eine Art dieser Umweltbelastung der Post-Industrialisierung 

dar und spielt eine zunehmend wichtige Rolle in der Nachhaltigkeitsdebatte (woran Konfe-

renzen und Berichte einen entscheidenden Anteil haben, wie etwa der Brundtland-Bericht 

von 1987, die Rio-Konferenz im Jahr 1992, auf der unter anderem die Agenda 21 verab-

schiedet wurde, der Weltgipfel 2002 in Johannesburg oder der Kopenhagener Weltklima-

gipfel 2009). Laut Heinrichs (2003) weisen Gesellschaft-Umwelt-Systeme eine räumliche 

und zeitliche Komplexität auf. Zudem lassen sich zukünftige und globale Entwicklungen 

schon heute und auf lokaler Ebene beeinflussen (vgl. Heinrichs, 2003: 10). In der vorlie-

genden Arbeit werden ebenso komplexe und lokal beeinflussbare Gesellschaft-
Klimawandel-Systeme betrachtet. Wenn Umweltbelastungen das Potenzial besitzen, 

Konflikte zu beeinflussen, dann kann vermutet werden, dass der durch den Menschen 

immer weiter verstärkte Klimawandel als neue mögliche Ursache von Umweltkonflikten in 

Zukunft eine immer größere Rolle spielen wird. Wissenschaftliche Untersuchungen be-

schäftigen sich seit den 1990er Jahren verstärkt mit der Frage, wie sich der Klimawandel 
auf Gesellschaft und Natur auswirkt. In der öffentlichen Debatte werden die Betroffenen in 

Zusammenhang mit den unterschiedlichen Auswirkungen durch die klimatischen Verän-

derungen oft in die Kategorien „Gewinner“ und „Verlierer“ (siehe z. B. O’Brien, 2006: 50) 
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eingeteilt. Das hiermit ausgedrückte Ungleichgewicht einerseits zwischen gesellschaftli-

chen Gruppen auf regionaler und nationaler Ebene und andererseits zwischen Völkern 

auf internationaler Ebene bezieht sich auf Vorteile und Chancen durch verbesserte Le-

bensbedingungen sowie auf Nachteile und Risiken durch negative Auswirkungen durch 

den Klimawandel für die jeweiligen Gruppen. Es kann davon ausgegangen werden, dass 

ein dadurch resultierendes Gefühl der Ungerechtigkeit, neben den oben genannten Um-

weltzerstörungen, weitere Konflikte zwischen Ländern, aber auch in nationalen Kontexten 

zwischen Regionen oder Wirtschaftszweigen verschärfen kann. 

Entsprechend der klimatischen Veränderungen sind für eine – zwischen den Ge-

nerationen, aber auch zwischen armen und reichen Nationen - gerechte nachhaltige Ent-

wicklung sowohl Schritte zur Anpassung an die Veränderungen durch den Klimawandel 

als auch Klimaschutzmaßnahmen nötig (Adaption und Mitigation1). Eine problembezoge-

ne Herangehensweise kann sich regelnden Handlungsoptionen auf der globalen politi-
schen Ebene bis hin auf lokaler Akteursebene bedienen. Aufgefordert sind Politiker2, Pri-

vatpersonen sowie Wirtschaftszweige gleichermaßen. Bei der Entwicklung von Maßnah-

men gegen den Klimawandel können jedoch neue Berührungspunkte mit anderen Ak-

teursgruppen im Umfeld nicht vermieden werden (vgl. Abegg, 2006: 13). Dadurch können 

bei der Entwicklung dieser Strategien zum Klimawandel verschiedene Akteursinteressen 

aufeinandertreffen und das Entstehen neuer Konflikte erwartet werden (vgl. Zebisch et al., 

2005: 21), auch wenn die Maßnahmen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung geplant 

werden3. Eine rechtzeitige Einbeziehung aller beteiligten Akteure könnte hier helfen, die 

pluralen Interessen und Wertvorstellungen im Umfeld zu erkennen und zu berücksichtigen 

(vgl. Heinrichs & Grunenberg, 2009: 15). 

Die Betrachtung des Klimawandels als Konfliktursache auf zwischenstaatlicher 

Ebene wird bereits wissenschaftlich behandelt. Dabei liegt der Fokus auf der möglichen 

Gefährdung der nationalen Sicherheit durch Krisen und Migrationsströme („Klimaflüchtlin-

ge“), bspw. wegen Ressourcenknappheit. Selbst eine auf den ersten Blick positive, ver-
besserte Nutzung von Ressourcen könnte Konflikte verschärfen. So führt z. B. Harald 

Welzer (2008) in seinem Buch „Klimakriege. Wofür im 21. Jahrhundert getötet wird.“ das 

                                                 
1 Adaptation meint “Adjustment in natural or human systems in response to actual or expected 
climatic stimuli or their effects, which moderates harm or exploits beneficial opportunities” (Parry et  
al., 2007: 27). Mitigation beinhaltet “Technological change and substitution that reduce resource 
inputs and emissions per unit of output. Although several social, economic, and technological poli-
cies would produce an emission reduction, with respect to climate change, mitigation means im-
plementing policies to reduce GHG emissions and enhance sinks” (Verbruggen,  2007: 818). Die 
Begriffe Anpassung und Adaption bzw. die Begriffe Klimaschutz und Mitigation werden in dieser 
Arbeit synonym verwendet.  

2 Zur besseren Lesbarkeit der Arbeit wird im Folgenden lediglich die männliche Form genutzt und 
auf die explizite Darstellung der weiblichen Form verzichtet. 

3 Laut Wiesmann & Messerli (2007) sind Konflikte auch bei einer nachhaltigen Entwicklung nicht 
auszuschließen, da gesellschaftliche Veränderungen nicht alle Ziele der Nachhaltigkeit (Ökonomie,  
Ökologie, Soziales und Kultur) gleichermaßen berücksichtigen können. Umgestaltungen, die sich 
auf der einen Seite positiv auswirken, ziehen möglicherweise negative Konsequenzen auf der an-
deren Seite nach sich. „Dies bedeutet aber, dass Nachhaltigkeit prinzipiell  konfliktträchtig ist“ 
(Wiesmann & Messerli, 2007: 129). 
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Beispiel des von Eisbedeckung freiwerdenden Nordpols an. Bei fortschreitender Erwär-

mung ist neben den negativen Effekten der Eisschmelze (Meeresspiegelanstieg, Verrin-

gerung der Artenvielfalt etc.) eine Öffnung neuer Passagen für die Schifffahrt sowie die 

Gewinnung neuer Rohstoffe möglich. Konflikte um die Nutzungsrechte beobachtet der 

Autor bereits heute (vgl. Welzer, 2008: 59).  

Auf nationaler oder sogar regionaler Ebene sind bislang wenige Studien in Bezug 

auf Klimawandel als Konflikttreiber zu finden. Dabei können jeden Tag Beispiele hierfür in 

den Medien gefunden werden, wie bspw. aktuelle Debatten über die Chancen und Um-

weltrisiken von CO2-Speicherung (Sequestrierung) als neue Klimaschutzmaßnahme zei-

gen. Bisher weisen wissenschaftliche Untersuchungen hier jedoch Lücken auf.  

 
Da die Attraktivität und Unberührtheit der Landschaft eine wichtige Ressource im Touris-

mus darstellt, beteiligen sich häufig auch Tourismusakteure an diesen Diskussionen in 

Bezug auf Veränderungen der Natur sowie an den Bemühungen, einen nachhaltigen Tou-

rismus zu fördern. Das Klima, aber auch der Tourismus selbst können als ständig wech-

selnde und komplexe Systeme verstanden werden (vgl. Becken & Hay, 2007: 14ff.). Die-
ses gesellschaftliche Tourismus-Klimawandel-System soll in der vorliegenden Arbeit nä-

her betrachtet und bisher kaum untersuchte regionale Konfliktsituationen analysiert wer-

den, die durch den Klimawandel entstehen oder verschärft werden. Dementsprechend 

werden institutionelle Akteursgruppen der Region untersucht, um flächendeckend Konflik-
te abzubilden. Dabei wird der Fokus auf den Tourismus und seine Beziehung zu Konflik-

ten und zum Klimawandel gelegt. Als Tourismus gilt laut Welttourismusorganisation (UN-

WTO) das Verlassen der von einem Menschen als gewohnt wahrgenommenen Umge-

bung für eine Dauer von höchstens zwölf Monaten, unter der Voraussetzung, dass die am 

Zielort ausgeübte Aktivität nicht vergütet wird (vgl. UNSD & UNWTO, 2006). Folgende 

Gründe sprechen dafür, den Tourismus als Wirtschaftszweig für eine Untersuchung aus-

zuwählen, bei der die Faktoren Konflikte und Klimawandel im Mittelpunkt stehen:  

 

Literaturquellen in Bezug auf bereits bekannte touristische Konfliktsituationen sind vor-

handen. Wissenschaftliche Untersuchungen beschäftigen sich bereits seit mehreren Jahr-

zehnten mit Konflikten im und durch Tourismus sowie mit der Regelung dieser Konflikte 

(siehe Kapitel 2). 

Der Tourismus wirkt auf die Wirtschaft, die Natur, die lokale Bevölkerung sowie die 
Touristen selbst (vgl. UNWTO, 2008: 1) und steht als Sektor mit einer starken ökonomi-

schen, ökologischen und sozialen Relevanz in sehr engen Wechselbeziehungen mit an-

deren Interessen (vgl. BMU, 2006: 33). Somit sind auch in Zukunft Überschneidungspunk-

te mit einer Reihe von Akteuren aus anderen (Wirtschafts-)Bereichen vorhanden und so-

wohl positive Effekte als auch Konflikte weiterhin wahrscheinlich.  

Im Tourismus ist der Einfluss des Klimas weit höher als in vielen anderen Wirt-

schaftssektoren. Die Suche nach Sonne ist einer der Hauptreisegründe (vgl. WTO, 2001, 

zitiert nach: Gomez-Martin, 2005: 576). Das Klima spielt also eine entscheidende Rolle 

bei der Wahl einer Destination. Viele touristische Aktivitäten, wie Windsurfen oder Son-

nenbaden, sind „klima- und wettersensibel“ (Smith, 1993), das heißt sie werden bevorzugt 
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bei einer bestimmten Wetterlage ausgeübt. Zudem beeinflusst das Klima die Saisonalität 

einer Destination und die laufenden Kosten von Tourismusakteuren, bspw. in Bezug auf 

Heizung, Kühlung, künstliche Schneeerzeugung, Wasserversorgung und Versicherung 

(vgl. Simpson et al., 2008: 12).  

Die Tourismusindustrie muss mit positiven wie negativen Auswirkungen des Kli-

mawandels rechnen. Ökonomisch betrachtet rechnet bspw. Kemfert (2008) vom Deut-

schen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) bis zum Jahr 2050 mit Anpassungs- und 

Schadenskosten in der Tourismusbranche von bis zu 30 Milliarden Euro (vgl. Kemfert, 

2008: 76). 

Viele Arbeitsplätze sind vom wirtschaftlichen Fortbestehen der Tourismusbranche 

abhängig. Da Destinationen definitionsgemäß ortsgebunden sind, ist eine lokal fokussierte 

Anpassung an durch Klimawandel begründete klimatische Veränderungen dringend not-

wendig (siehe Kapitel 3.3.2). Die Untersuchung solcher Anpassungsstrategien als poten-
zielle Konfliktursache ist dadurch möglich. 

Neben der Anpassung als Konfliktursache können auch Klimaschutzmaßnahmen 

berücksichtigt werden, da die Tourismusindustrie mit ihren Treibhausgasemissionen 

selbst zur Klimaerwärmung beiträgt (siehe Kapitel 3.3.1) und demzufolge auch mit Emis-

sionseinsparungsmaßnahmen reagieren sollte.  

Im Hinblick auf Konfliktregelungsmechanismen werden in dieser Arbeit Partizipati-

ons- und Kooperationsmöglichkeiten untersucht. Auf der Herbsttagung der Deutschen 

Gesellschaft für Tourismuswissenschaft e. V. (DGT) im Jahr 1999 wurden zehn Thesen 

für eine zukunftsorientierte Tourismuspolitik verabschiedet. In der dritten These werden 

dabei neue partizipative Ansätze mit angrenzenden Bereichen (z.B. Politik, Handel, Ge-

werbe und Umweltverbände) und in der letzten These eine stärkere Zusammenarbeit und 

Kooperation auf der Orts- und Regionalebene gefordert (vgl. Kreilkamp, 2001: 59ff.)4 

 

In dieser Arbeit werden somit die drei Themenfelder – Konflikt, Klimawandel und Touris-
mus – miteinander verknüpft und ihre Wechselwirkungen dargestellt. Dabei werden im 

Theorieteil die bisher wissenschaftlich analysierten Bezüge zwischen  

 

• Konflikt und Tourismus (Kapitel 2), 

• Tourismus und Klimawandel (Kapitel 3) sowie 

• Klimawandel und Konflikt (Kapitel 3) 

 

aufgezeigt. In Abbildung 1 werden diese drei Themenschwerpunkte dargestellt und der 

Kern der Forschungsfrage illustriert.  

                                                 
4 Zudem beziehen sich die ersten beiden Thesen auf bereits genannte Punkte, genauer das vom 
Tourismussektor bereits beachtete Prinzip der Nachhaltigkeit sowie die Querschnittspolitik der 
Tourismusbranche, die eine Berücksichtigung der Interessen aller Betroffenen verfolgt (vgl. Kreil-
kamp, 2001: 58).  
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Abbildung 1: Forschungsfrage als Verknüpfung der drei Themen Konflikt, Klimawandel und 
Tourismus (eigene Darstellung) 

 

Die Untersuchung des Zusammenspiels aller drei Bereiche zusammen erfolgt anschlie-

ßend durch einen empirischen Forschungsteil, anhand dessen die Beziehung untereinan-

der deutlich zu Tage tritt. 

 

 

1.1 Fragestellung der Arbeit 

Diese Arbeit will einen Beitrag zum besseren Verständnis von potenziellen Konflikten an-

gesichts von Klimawandelbedingungen und einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung 

leisten. Es existieren bereits einige Studien über internationale „Klimakriege“. Inwieweit 

nimmt jedoch der Klimawandel auf Konflikte zwischen Akteursgruppen auf regionaler 

Ebene Einfluss? Müssen auch indirekte Konfliktursachen durch Maßnahmen aufgrund 

des Klimawandels (Adaption und Mitigation) mit berücksichtigt werden? Wie stellt sich 

dieses neue Konfliktpotenzial im Tourismus dar? Gibt es Methoden Konfliktregelung im 

Sinne einer nachhaltigen Entwicklung dieser sich möglicherweise verändernden Konfliktsi-

tuationen? Dabei wird in der Arbeit der Fokus auf Konflikte zwischen Tourismusakteuren 
und nicht-touristischen Akteuren gelegt. Weitere mögliche Konflikte innerhalb dieser 

Gruppen, z.B. Konkurrenzsituationen zwischen den Tourismusakteuren oder Konflikte 

zwischen nicht-touristischen Akteuren, wie Naturschutz und der Landwirtschaft, werden 

hierbei nicht untersucht. Ein Überblick über die zu untersuchenden Zusammenhänge ist in 

Abbildung 2 dargestellt. 
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Abbildung 2: Untersuchungsdesign von Konfliktsituationen durch Klimawandel (eigene 
Darstellung) 

 

In dieser Arbeit sind also, wie die an dieser Stelle grob vereinfachende Abbildung zeigt, 

verschiedene Punkte (bzw. deren in Abbildung 2 durch Pfeile dargestellten Interdepen-

denzen) zu klären, um die Forschungsfragen zu beantworten: 

 

• Wie stellt sich die Konfliktsituation zwischen Tourismusakteuren und sonstigen Ak-
teursgruppen ohne Klimawandel dar? Können bestimmte Konfliktarten erkannt 
werden? 

• Inwieweit kann der Klimawandel auf regionaler Ebene als Konfliktursache be-
zeichnet werden? 

• Welche Methoden kommen zur Konfliktregelung angesichts dieses neuen Konflikt-
potenzials in Frage? 

 
Für die Bearbeitung dieser offenen Punkte werden deutsche Destinationen empirisch ana-

lysiert. Nicht alle Destinationen und Tourismusformen sind vom Klimawandel gleicherma-

ßen betroffen. Auch hier können so genannte „Gewinner“ und „Verlierer“ definiert werden, 

das heißt Tourismusakteure in Destinationen, die mehr oder weniger betroffen sein wer-

den oder sich mehr oder weniger gut anpassen können. Als besonders sensibel gelten 

laut Elsasser & Bürki (2007) Destinationen,  

 

• die stark vom Tourismus abhängig sind, 
• die nur wenige verschiedene Tourismusformen anbieten und 
• deren Attraktionen schwerpunktmäßig auf natürlichen Angeboten basieren (vgl. 

Elsasser & Bürki, 2007: 867). 
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Als solche sensiblen Destinationen wurden die schleswig-holsteinische Nordseeküste und 

der Schwarzwald5 ausgewählt: Zum einen weisen sie die zuvor aufgezeigten Faktoren auf 

und werben als Küsten- und Gebirgsdestinationen mit Natur, zum anderen reagieren sol-

che Destinationen laut Wall (2007) anfälliger auf Veränderungen durch den Klimawandel 

als (städtische) Destinationen mit kulturellen oder historischen Angeboten (vgl. Wall, 

2007: 8). Somit werden die Forschungsfragen am Beispiel des Tourismussektors an der 

schleswig-holsteinischen Nordseeküste und dem des Schwarzwalds analysiert. Der sich 

für die Beantwortung der Fragestellungen ergebende Aufbau dieser Arbeit wird im Fol-

genden aufgezeigt. 

 
 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Kapitel 2 und 3 geben eine Übersicht über die bisherige Forschung in den drei relevanten 

Themenfeldern Konflikt, Klimawandel und Tourismus. Dafür wird zunächst in Kapitel 2 der 

Konfliktbegriff definiert, welcher in dieser Arbeit verwendet wird. Die Elemente einer Konf-

liktanalyse werden erläutert, da sie feste Bestandteile der Untersuchung sind. Um Aussa-
gen über jetzige und zukünftige Konflikte (allgemein und im Tourismus) zu treffen, werden 

zuerst Konfliktsituationen im Tourismusbereich nach ihren Ursachen gegliedert und an-

schließend auf eine Ebene allgemeiner Konfliktarten abstrahiert, die für den Themen-

komplex Klimawandel gezielt untersucht werden sollen. Dieselbe Vorgehensweise findet 

für den Bereich Konfliktregelung statt. Allgemein und im Tourismus anwendbare Rege-

lungsinstrumente werden vorgestellt und im zweiten Schritt für die zuvor herausgearbeite-

ten, für den Tourismus relevanten Konfliktarten, spezifiziert.  

Da der Klimawandel als neue Konfliktursache betrachtet werden soll, geht das Ka-

pitel 3 auf die Veränderungen und die daraus folgenden Auswirkungen auf die Tourismus-

industrie ein. Auch Mitigations- und Anpassungsmaßnahmen, welche im Zusammenhang 

mit dem Klimawandel geplant und ausgeführt werden, sind als potenzielle Konfliktursache 

zu analysieren und werden deshalb mit Bezug auf den Tourismus beschrieben. Ein Über-

blick über die bisherige Literatur zum Klimawandel als Konfliktursache zeigt, dass das 
Thema bisher weder im Sinne zweier oder mehrerer Akteursgruppen, noch im regionalen 

Bereich und auch nicht im Hinblick auf den Tourismussektor ausführlich untersucht wor-

den ist. Aus dem Theorieteil lassen sich Arbeitshypothesen ableiten, welche an Hand der 

zwei ganz unterschiedlichen deutschen Beispieldestinationen, der schleswig-

holsteinischen Nordseeküste und dem Mittelgebirge Schwarzwald, überprüft werden.  

Das empirische Untersuchungsdesign wird in Kapitel 4 erläutert. Hierzu zählen 

neben der Methodik der Experteninterviews auch die Auswahl und Beschreibung der 55 

befragten touristischen und nicht-touristischen Akteure, der Interviewleitfaden sowie die 

Durchführung.  

                                                 
5 Zudem sind diese Destinationen sehr beliebt bei den Deutschen für Urlaubsreisen mit mindes-
tens fünf Tagen Dauer. So wurden an die deutsche Küste etwa 6,97 Mio. Urlaubsreisen und ins  
deutsche Mittelgebirge etwa 3,84 Mio. Urlaubsreisen im Jahr 2006 unternommen (vgl. F.U.R., 
2007).  



8 
 

Das umfangreiche Datenmaterial wird inhaltsanalytisch mit der Software MAXQDA aus-

gewertet. In Kapitel 5 bis 8 werden die Aussagen der Gesprächspartner wiedergegeben. 

Die Konflikte werden dabei rekonstruiert und zukünftige Veränderungen durch Klimawan-

del sowie daraus resultierende Konfliktpotenziale identifiziert. Die Aufteilung der einzelnen 

Kapitel erfolgt raumbezogen. Kapitel 5 fasst die Aussagen der überregional wichtigen und 

für beide Destinationen gleichermaßen bedeutenden Anreisemittel (PKW, Bahn, Bus) 

zusammen. Kapitel 6 beschäftigt sich mit der Auswertung der Aussagen der Nordsee-

Akteure Kapitel 7 mit denen der Schwarzwald-Akteure. Innerhalb dieser drei Kapitel wird 

die Struktur des Leitfadens aufgegriffen, das heißt es werden bisherige Konflikte, Auswir-

kungen des Klimawandels, mögliche Anpassungs- und Mitigationsmaßnahmen sowie 

neue Konfliktpotenziale beschrieben, die von den Akteuren selbst ausgemacht werden,. 

Ergänzt werden die Ergebnisse mit zusätzlichen Interpretationen der Autorin hinsichtlich 

neuer Konfliktpotenziale. Wie sich die Akteure eine mögliche Konfliktregelung vorstellen, 
wird in Kapitel 8 zusammenfassend dargestellt.  

Ein Vergleich der beiden Beispieldestinationen in Kapitel 9 zeigt Gemeinsamkeiten 

und Unterschiede auf, geht dabei auf die Arbeitshypothesen ein und zeigt die Bedeutung 

für Wissenschaft und Praxis auf.  

Das Fazit liefert eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Arbeit und betrachtet 

diese kritisch. Mit Anmerkungen zu weiterem Forschungsbedarf schließt die Arbeit ab.  

 

Abbildung 3 gibt einen Überblick über den Aufbau der Arbeit mit den Ober- und Unterkapi-

teln sowie die Ziele der jeweiligen Schritte: 
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Problemstellung
Kapitel 1

Theoretischer Teil, 
Stand der Literatur

Kapitel 2 + 3

Empirischer Teil
Kapitel 4 bis 8

Schlussfolgerung, Fazit
Kapitel 9 + 10

Einleitung,
Aufbau der Arbeit

Eingliederung in den 
wissenschaftlichen Kontext,

Fragestellung

Kapitel Hinführung Ziel

Grundlagen I: 
Konflikte im 

Tourismus
Konflikt-

regelung im 
Tourismus

Methodik: 
leitfadengestützte 
Experteninterviews

Vergleich, 
Zusammenfassung 

Konflikttheorien im Tourismus,

direkte und indirekte Konflikte 
durch Klimawandel, 

Bildung von Arbeitshypothesen 

Aussagen über Konflikt-
potenziale durch Klimawandel 

und Konfliktregelung an der  
Nordseeküste SH und im 

Schwarzwald

Überprüfung der  
Arbeitshypothesen, Bedeutung 

der Ergebnisse für Forschung 
und Praxis

Grundlagen II: 

Klimawandel,
Konflikte und 

Tourismus

Abbildung 3 : Hinführung und Ziele der einzelnen Kapitel (eigene Darstellung)  
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2 Theoretische Ansätze zu Konflikten in der Tourismus-

forschung 
 

„Das Soziale als Gegenstand der Sozialwissenschaften kann (...) grundsätzlich in zwei 

Arten vorkommen: als Konsens und als Konflikt.“ (Bonacker 2005: 15). Einleitend werden 

in diesem Kapitel die Grundlagen für den Konflikt- und Konsensbegriff geschaffen. Da 

diese Arbeit primär Konfliktfälle in Tourismusdestinationen untersucht, wird anschließend 

eine Konfliktanalyse der bisher in der Literatur aufgezeigten Konflikte im Tourismus klä-

ren, welche Konfliktarten im Tourismussektor eine entscheidende Rolle spielen. Diese 
werden in einem weiteren Schritt mit allgemeinen Konflikttheorien in Zusammenhang ge-

bracht. Das Kapitel 2.5 behandelt schlussendlich das Thema der Konfliktregelung allge-

mein und im Tourismus.  

 
 

2.1 Grundlagen Konflikte  

Die Konfliktforschung betrachtet ein breites Spektrum an Konfliktbestandteilen, welche 

von der Ursachen- über die Akteurs- und Verlaufsanalyse bis hin zur Konfliktverminde-

rung oder -vermeidung reichen (vgl. Pfetsch, 2005: 3). Sozialwissenschaftliche Konflikt-

theorien erklären die Entstehung, den Wandel und die Lösung sozialer Konflikte (vgl. 

Kunz, 2005: 461). Zu Beginn des 20. Jahrhunderts beschäftigten sich Theoretiker mit der 

Frage, was Gesellschaften zusammenhält6. Sie untersuchten die Funktion des Konfliktes 

und die Umstände, unter denen ein Konflikt trotz seiner negativen Eigenschaften die so-

ziale Ordnung stabilisieren kann (vgl. Miller, 1992). Coser machte schon 1956 darauf 

aufmerksam, dass Konflikte in der Gesellschaft sowohl eine funktionale als auch eine dys-

funktionale Rolle einnehmen. Er unterscheidet in seinem Werk „The Functions of Social 
Conflict“ zwischen echten (realistic) und unechten (unrealistic) Konflikten, wobei unechte 

Konflikte keinen konkreten Konfliktgegenstand haben und Ihre Ursache im Abbau von 

Aggression oder Frustration der Konfliktparteien liegt. Echte Konflikte tragen hingegen zu 

einem sozialen Wandel bei und treiben eine moderne Gesellschaft an (z. B. durch die 

Forderung nach mehr Status, Macht oder Einkommen) (vgl. Coser, 1972: 56ff.). Dessen 

ungeachtet wirken diese Konflikte produktiv, da sie zur Anpassung und Entstehung von 

Gesetzen beitragen. Diese Entwicklung lässt wiederum neue Institutionen entstehen, um 

die neuen Ge- und Verbote durchzusetzen (vgl. ebd.: 149). Oftmals tritt in der Realität 

eine Verbindung der echten und unechten Konflikttypen auf (vgl. ebd.: 56ff.). Auch Dah-

rendorf beschrieb in den 1950ern diese Koexistenz der scheinbaren Widersätze, die zwei 

Seiten einer Gesellschaft: „Stabilität und Wandel, Integration und Konflikt, Funktion und 

‚Dysfunktion’“ (Dahrendorf, 1958: 81). Senghaas (1969) folgert, dass die Intensität von 

sozialen Konflikten aus diesem Grund möglichst gering gehalten werden sollte, ohne dass 

                                                 
6 Davor lautete die Frage, wie soziale Revolutionen Gesellschaften vorantreiben (vgl. Miller 1992).  
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Konflikte an sich umgangen würden (vgl. Senghaas 1969: 52). Auch Deutsch (1973) ist 

der Ansicht, dass Konflikte eher produktiv und zugunsten der Gesellschaft und ihrer Ent-

wicklung genutzt werden sollten, anstatt sie zu verhindern oder zu beseitigen (vgl. 

Deutsch, 1973: 17). Die neue Grundfrage der Konfliktsoziologie entwickelt sich darauf 

basierend weiter: „Worin gründet überhaupt die vergesellschaftende, das heißt sowohl 

reproduktive als auch strukturbildende Wirkung sozialer Konflikte?“ (Miller, 1992: 32). In 

diesem Zusammenhang können Konflikte normativ (Instrumente der Konfliktregelung), 

deskriptiv (Beschreibung der Konflikte) oder analytisch (Erklärung sozialer Konflikte) be-

trachtet werden (vgl. Bonacker, 2005: 25). Wichtige Fragen sind dabei laut Tidwell (2001): 

 

1) Aus welchem Grund findet ein Konflikt statt? 
2) Unter welchen Umständen findet ein Konflikt statt? 
3) Wie findet ein Konflikt statt? (vgl. Tidwell, 2001: 32f.) 

 
Die Gründe, Umstände und Abläufe sozialer Konflikte wandeln sich mit der Zeit. So 

schreibt Dahrendorf (1992), dass nach den relativ einfachen Formen der Revolutionen 

und Klassenkonflikten nun in der modernen Gesellschaft mit ihrer Mehrheitsklasse und 

ihren komplexen Parteienstrukturen nicht nur die Gesellschaft an sich, sondern mit ihr 

auch die Austragung ihrer Konflikte kompliziert und unklar geworden sei (vgl. Dahrendorf, 

1992: 8). Auch die Bereitschaft, Konflikte auszutragen, ist in den letzten Jahren aufgrund 

einer hohen Pluralität der Organisationstypen und der Bevölkerungsdichte gestiegen (vgl. 

Helbling, 1999: 11; Ratzek, 2002: 167). Grundsätzlich bleibe, so Dahrendorf (1992), je-

doch die Grundursache gleich, nämlich der Kampf um mehr Optionen bzw. „Lebenschan-

cen“ des Einzelnen (vgl. Dahrendorf, 1992: 39).  

 
Je nach Forschungsgebiet wird der Begriff „Konflikt“ unterschiedlich definiert. So wird un-

ter einem gewaltsamen politischen Konflikt etwas anderes verstanden als unter dem Konf-

likt zwischen einem Angestellten und seinem Chef oder Konflikten in einer Ehe. Dies ver-

deutlicht die breite Nutzungsmöglichkeit des Konfliktbegriffs für verschiedene Disziplinen, 

sei es in der Sozialbiologie, wo Konflikte als Motoren der Variation und der Selektion ge-

lten oder in der Desintegrationstheorie, die sich mit der Abwertung von Personen auf-

grund ihrer ethnischen Herkunft beschäftigt.  

Diese Arbeit beschäftigt sich mit dem „sozialen Konflikt“. Laut Dahrendorf (1972) 

wird dieser wie folgt beschrieben: „Sozial soll ein Konflikt dann heißen, wenn er sich aus 

der Struktur sozialer Einheiten ableiten läßt (sic.), also überindividuell ist. [...] Ein Konflikt 

zwischen zwei Menschen, der nur darauf beruht, daß (sic.) diese einander nicht leiden 

können, ist dagegen kein sozialer Konflikt.“ (Dahrendorf, 1972: 24). Im Folgenden soll 

eine für diese Arbeit allgemein gültige Definition aufgestellt werden. 
 
 

2.1.1 Theoretische Grundlagen des sozialen Konfliktbegriffs 

Der Ursprung des Begriffs „confligere“ stammt aus dem Lateinischen und bedeutet „zu-

sammenstoßen, kämpfen“ (vgl. Bonacker 2005: 9). Der Konfliktbegriff kann dadurch je 
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nach Sichtweise und Forschungsfeld einen betriebswirtschaftlichen, psychologischen oder 

soziologischen Definitionsbezug annehmen, wobei der „Zusammenstoß“ bzw. der Interes-

sensgegensatz häufig als Ursache gesehen wird (vgl. Regnet, 2001: 6f.). Diese Arbeit 

wird weder auf Konflikte innerhalb von Unternehmen oder Politik eingehen, noch auf die 

Psychologie individueller menschlicher Entscheidungsgrundlagen und verschiedener per-

sönlicher Motive. Der Fokus wird im Folgenden auf der soziologischen Sichtweise liegen.  

Für die vorliegende Arbeit ist es entscheidend, dass die zugrunde liegende Defini-

tion den Interessenskonflikt zweier gesellschaftlicher Akteursgruppen auf regionaler Ebe-

ne umfasst. Allgemeine Konfliktdefinitionen können hierfür einen ersten Ansatz bieten. So 

beschreibt schon Coser (1972) den Konflikt als „einen Kampf um Werte und um Anrecht 

auf mangelnden Status, auf Macht und Mittel, einen Kampf, in dem einander zuwiderlau-

fende Interessen notwendig einander entweder neutralisieren oder verletzen oder ganz 
ausschalten“ (Coser, 1972: 8). Ähnlich stellt für Link (1980) der Konflikt einen Prozess 

dar, „in dessen Verlauf unvereinbare (oder unvereinbar erscheinende) Tendenzen eine 

kritische Spannung erzeugen, indem diese Unvereinbarkeit 1. den Akteuren bewusst und 

2. ihr Handeln bestimmend wird und 3. die Organisation bzw. Struktur der die Akteure 

integrierenden Einheit potenziell oder aktuell gefährdet" (Link, 1980: 40). Noch abstrahier-

ter sieht Spindler (2005) den Konflikt als „Unvereinbarkeit von Positionen unterschiedli-

cher Akteure, Positionsdifferenz über die Verteilung eines materiellen oder immateriellen 

Wertes“ (Spindler, 2005: 147). Dieser muss laut Luhmann (1984) als Widerspruch kom-

muniziert werden, um einen Konflikt darzustellen (vgl. Luhmann, 1984: 530).  

Vor diesem theoretischen Hintergrund wird in dieser Arbeit verstärkt auf die Defini-

tion von Glasl (1999) zurückgegriffen, um Konflikte im Tourismus angesichts des Klima-

wandels zu beschreiben. 

 

 
 
Da Konflikte im Tourismus sowohl im theoretischen als auch im empirischen Teil dieser 

Arbeit analysiert werden sollen, wird an dieser Stelle kurz auf die Bestandteile einer Konf-

liktanalyse eingegangen.  

 
 

2.1.2 Konfliktanalyse – Akteure, Ursache, Verlauf 

Um einen Konflikt genau zu erfassen, müssen verschiedene Teile des Konfliktes betrach-

tet werden. Diese Konfliktanalyse beinhaltet die  

 

(1) Ermittlung der involvierten Akteure, 
(2) Bestimmung des Konfliktgegenstandes bzw. Streitpunktes sowie 

Demnach ereignet sich ein Konflikt dann, wenn eine Interaktion zwischen Grup-
pen/Organisationen auftritt, wobei wenigstens eine Akteursgruppe Unvereinbarkeiten 
im Denken/Vorstellen/Wahrnehmen und/oder Fühlen und/oder Wollen mit der ande-
ren Akteursgruppe in der Art erlebt, dass im Realisieren eine Beeinträchtigung durch 
eine andere Akteursgruppe erfolgt (verändert nach Glasl, 1999: 14f.). 



13 
 

(3) Untersuchung der Entwicklung des Konfliktes bzw. des Konfliktverlaufs (vgl. Zür-
cher, 2004; Glasl, 1999; Berkel, 2002). 

 
(1) Nicht zu vereinbarende Handlungstendenzen können innerhalb und zwischen Indivi-

duen, Gruppen oder Nationen auftreten. Aufgrund der vielfältigen Akteursstrukturen soll-

ten die beteiligten Akteure für jeden Konfliktfall separat analysiert werden. Als übergrei-
fende Kategorien lassen sich intrapersonale, intragruppale sowie intranationale Konflikte 

(vgl. Deutsch, 1976: 18) bzw. zwischenmenschliche und organisatorische Konflikte (vgl. 

Berkel, 2002: 13) herauskristallisieren. In dieser Arbeit werden hauptsächlich intragruppa-

le Konflikte im organisatorisch-strukturellen Bereich betrachtet.  

 

(2) Die Motive und Streitgründe, welche zu Konflikten führen, sind vielfältig. Dementspre-

chend muss auch hier jeder Konflikt einzeln in Bezug auf seine spezielle Konfliktursache 

hin analysiert werden. Allgemein betrachtet handelt es sich hierbei um unterschiedliche 

Ziele oder miteinander unvereinbare Mittel, um ein Ziel zu erreichen (vgl. Zürn, Wolf & 

Efinger, 1990: 170). Rüttinger & Sauer (2000) differenzieren die Konfliktursache, je nach-

dem, ob eine Uneinigkeit über die Wege, die Ziele oder die soziale Beziehung besteht. 

Auch Missverständnisse aufgrund unzureichender Kommunikation (vgl. Fisher, 1990: 31) 

tragen zu Konflikten bei. In der Literatur werden jedoch in den letzten Jahrzehnten beson-
ders ökonomische Ursachen, wie die (ungleiche) Verteilung von Mitteln und Ressourcen 

(vgl. Deutsch, 1976; Rittberger & Zürn, 1991; Giegel, 1998; Berkel, 2002) und die Unei-

nigkeit über soziokulturelle Prinzipien wie Werte und Normen (vgl. Deutsch, 1976; Zür-

cher, 2004; Elwert: 2004; Rittberger & Zürn, 1991; Giegel, 1998; Glasl, 1999; Etzioni, 

1975) als Konfliktauslöser genannt. Dies unterstreicht die Aufteilung von Aubert (1963) 

aus den 1960er Jahren, der zwei Konflikttypen einander gegenüberstellt: die Verteilungs- 
und die Wertekonflikte (englisch competition und dissensus). Eine Kompromisslösung bei 

Verteilungskonflikten ist ihm zufolge durchaus möglich, während bei Wertekonflikten nur 

schwer ein Mittelweg gefunden werden kann, welche Wertevorstellung richtig oder falsch 

ist (vgl. Meyer, 1997: 32f.). 

 

Neben den Inhalten spielt auch die Art und Weise, wie der Konflikt ausgelebt wird, eine 

Rolle. Konflikte beginnen laut Giegel (1998) als unterschwellige Konflikte (latenter Konf-
likt), bevor sie als offene Konflikte (manifeste Konflikte) ersichtlich werden (siehe Abbil-

dung 4).  
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Abbildung 4: Modell der Konfliktgenerierung (Giegel, 1998: 17) 

 

Ein latenter Konflikt findet laut Rüttinger & Sauer (2000) in einer Situation statt, die auf-
grund ihrer Eigenart leicht zu offenen Konflikten führen kann bzw. in der zwischen mehre-

ren Parteien objektive Gegensätze bestehen, deren sie sich jedoch (noch) nicht bewusst 

sind. Es ist noch nicht zur Konfliktwahrnehmung gekommen oder in der mehrere Parteien 

wahrgenommen haben, dass sie gegensätzliche Pläne realisieren wollen, in der sie es 

aber (noch) nicht wagen, sich für ihre Pläne einzusetzen" (Rüttinger & Sauer, 2000: 16f.).  

Diese Ausgangspunkte bergen laut Meyer (1997) auch das Konfliktpotenzial, „be-

stehend aus den noch ruhenden Konfliktparteien und dem Konfliktobjekt“ (Meyer, 1997: 

22). Diese Konfliktgrundlage wird – wie in dem Modell von Giegel ersichtlich – kommuni-

ziert und als manifester Konflikt direkt und offen ausgetragen. Dabei hängt der Verlauf 

vom Grad der „emotionalen Beteiligung“ ab (siehe Phasenmodell der Eskalation von 

Glasl, 1999: 215ff.), der wiederum zusammen mit persönlichen Faktoren wie Verhaltens-

gewohnheiten und Auffassungen oder sachlichen Faktoren, wie etwa mangelnde Organi-

sation, den Konfliktverlauf beeinflusst (vgl. Glasl, 1999: 18). Am Ende kann der Konflikt in 
einer Krise eskalieren, von den Akteuren endgültig bewältigt werden oder durch staatliche 

Intervention institutionell geregelt werden (weiterführende Grundlagen zur Konfliktrege-

lung werden in Kapitel 2.5.1 behandelt).  

 

Die Konfliktanalyse wird später für die empirische Auswertung eingesetzt. Dabei wird das 

Modell der Konfliktgenerierung helfen, manifeste und latente Konflikte zu unterscheiden. 

Der Versuch, alle Konflikte auf ein gemeinsames allgemeines Prinzip einer Konflikttheorie 

zu beziehen, gestaltet sich aufgrund der vielfältigen Möglichkeiten der Akteurs-, Ursa-

chen- und Ablaufstruktur als schwierig. Um Konflikte im Tourismus allgemein besser ver-
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stehen zu können und um sie zu wenigen Konfliktarten zusammengefasst in einem näch-

sten Schritt für die Untersuchung in Bezug auf den Klimawandel anzuwenden, soll im 

nächsten Kapitel eine erste Konfliktanalyse erstellt werden, die auf verschiedenen theore-

tischen tourismuswissenschaftlichen Studien beruht.  

 
 

2.2 Konfliktanalyse im Tourismus  

Negative Auswirkungen und Konflikte durch die Tourismuswirtschaft entstehen nicht, weil 

Tourismus per se negativ zu beurteilen ist. Es gibt zahlreiche Beispiele, in denen der Tou-

rismus eine gesellschaftliche Entwicklung dauerhaft unterstützt. Der Tourismus erwirt-

schaftet 9,9% des globalen Bruttoinlandsproduktes und schafft über 238 Millionen Ar-

beitsplätze weltweit (vgl. WTTC, 2008: 6), so dass die Branche als einer der größten Ar-

beitgeber zur Wohlstandssteigerung in vielen Destinationen beiträgt und neue Infrastruk-

turmaßnahmen fördert. Ökologisch betrachtet können bspw. durch die touristische Nut-

zung von Naturparks oder Attraktionen, wie Whale Watching, der Schutz von Ökosyste-

men finanziert und der Erhalt von Tierarten unterstützt werden (vgl. Stephan, 2001: 85; 
Backes, 2003: 12). Besonders dem Naturtourismus wird nachgesagt, das Umweltbewuss-

tsein und das Wissen über ökologische Zusammenhänge der Reisenden zu stärken, ob-

wohl dies nicht unbedingt in verändertem Verhalten resultieren muss (vgl. Gössling, 2002: 

196). Reisende können durch den kulturellen Austausch außerdem die Völkerverständi-

gung und den Friedenserhalt fördern. Moderne Technik, demokratische Gedanken oder 

fremde Sprachen werden auch durch Touristen in eine Gesellschaft getragen und können 

die Bildung und Weiterentwicklung ärmerer Länder vorantreiben. Zudem besinnt sich die 

einheimische Bevölkerung nicht selten durch den Besuch von Angehörigen fremder Kultu-

ren wieder auf ihre ursprünglichen Werte und Traditionen, welche ohne den Erhalt für 

touristische Attraktionen verloren gegangen wären (vgl. Rest, 1995: 83). Im Idealfall trägt 

ein nachhaltiger Tourismus somit sowohl zu einer dauerhaften, positiven Entwicklung der 

Wirtschaft als auch zur Verbesserung der sozialen Situation der Menschen bei und be-

rücksichtigt zudem die Natur (vgl. Rauschelbach, 1998: 10).  
Durch eine fehlende Berücksichtigung nachhaltiger Ziele oder eine mangelnde 

Umsetzungskraft derselben können jedoch auch Konflikte im und durch den Tourismus 

auftreten. Da in dieser Arbeit der Fokus auf Konfliktsituationen im Tourismus gelegt wird, 

sollen im Folgenden verstärkt Autoren zitiert werden, die negative Auswirkungen durch 

„falsche“ Handlungen im Tourismus beschreiben. Dabei werden im Sinne einer Konflikt-

analyse Tourismusakteure und Konfliktpartner, die Konfliktursache sowie der Konfliktab-

lauf gleichermaßen betrachtet. 

 

Zu den Akteuren im Tourismus werden im Folgenden sowohl touristische Aktivitäten an-

bietende Touristiker7, als auch die Gäste gezählt. Indirekte Zulieferer (wie innerhalb der 

                                                 
7 Akteure und Institutionen des Tourismussektors auf Destinationsebene werden ausführlicher in 
Kapitel 4 aufgeführt. 
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Wertschöpfungskette zuarbeitende Betriebe, z. B. Bäcker, Handwerker etc.) finden in die-

ser Arbeit keine Berücksichtigung, um die Darstellung möglicher Konflikte zwischen den 

touristischen und nicht-touristischen Akteursgruppen deutlicher darstellen zu können.  

Eine detaillierte Beschreibung aller bisherigen wissenschaftlich erfassten Konflikt-

abläufe zwischen Tourismusakteuren und nicht-touristischen Akteuren würde den Rah-

men dieser Arbeit sprengen. Verschiedene Autoren strukturieren jedoch ihre Konfliktbe-

schreibungen nach der Konfliktursache in Anlehnung an die drei Nachhaltigkeitskriterien, 

das heißt ökonomische, soziokulturelle und ökologische Konflikte (vgl. zum Beispiel Price, 

1992; Ferrante, 1994; Müller, 1998). 

 

Auf die so von der wissenschaftlichen Literatur eingeteilten ökonomischen, soziokulturel-

len und ökologischen Konfliktursachen im Tourismus soll nun im Folgenden näher einge-

gangen werden und der Verlauf sowie die beteiligten Akteure genannt werden. Eine klare 
Zuordnung der Konfliktursachen in die drei Bereiche kann dabei nicht immer stattfinden, 

so dass einige Konfliktursachen bspw. sowohl ökologische als auch ökonomische bzw. 

soziokulturelle Effekte aufweisen. Es soll versucht werden, die im Folgenden dargestellten 

Konfliktsituationen im späteren Kapitel 2.2.4 sinnvoll zu bündeln, um im weiteren Verlauf 

der Arbeit lediglich mit ein paar Konfliktarten weiterzuarbeiten. 

 

 

2.2.1 Ökonomische Konfliktursachen im Tourismus 

Obwohl der Tourismus durch die Arbeitsplätze, die er in der Brache direkt oder aber indi-

rekt bei den Zulieferern, wie Baugewerbe oder Einzelhandel, schafft, Vorteile mit sich 

bringt, können auch negative Effekte auftreten, laut Müller (1989) besonders dann, wenn 

wirtschaftliche Interessen mit einer kurzfristigen Gewinnmaximierung verfolgt werden. 

Besonders in einem touristisch monostrukturellen Raum entstehen aufgrund kurzfristig 

geplanter Maßnahmen in der Infrastruktur hohe Schulden bei Gemeinden und einzelnen 

Anbietern sowie eine finanzielle Abhängigkeit vom Gästeeinkommen (vgl. Müller, 1989: 

146ff.). Obwohl der Ausbau von Infrastruktur durchaus positiv zu bewerten ist und wichti-

ge Elemente, wie Abfall- bzw. Abwasseranlagen oder Straßen schafft, lassen diese Fakto-

ren für eine bessere Lebensqualität in vielen Destinationen die Grundstücks- und Was-

serpreise ansteigen (vgl. Price, 1992: 93; Becken & Hay, 2007: 241). Autoren berichten 

von Fällen, in denen das steigende Preisniveau in den Tourismusorten Einheimische, die 
weniger von den neuen Erwerbsmöglichkeiten profitieren, zum Umzug zwingt, da sie die 

Lebenshaltungskosten nicht mehr tragen können (vgl. Kirstges, 2001: 13; Becken & Hay, 

2007: 97). Zudem ziehen Jugendliche auf der Suche nach Ausbildungsmöglichkeiten au-

ßerhalb der Tourismusbranche weg (vgl. Kirstges, 2001: 13). Zwar kann ein ökonomi-

sches Wachstum durch den Tourismus der Abwanderung in ländlichen Räumen entge-

gensteuern (vgl. Tschurtschenthaler, 1992: 641), jedoch bietet der Tourismus vielfach nur 

saisonal geprägte Arbeitsplätze. Dies kann dazu führen, dass die Lebenshaltungskosten 

in Monaten mit wenig Beschäftigung durch einen zusätzlichen Arbeitsplatz gedeckt wer-

den müssen und darüber hinaus auch Arbeitskräfte von außerhalb für eine begrenzte Zeit 
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in der Saison eingestellt werden, die Arbeitsplätze also nur bedingt der Destination selbst 

zugutekommen (vgl. Kirstges, 2001: 13).  

 

Gerade der Tourismus ist häufig zweites Standbein unrentabel gewordener traditioneller 

agrarwirtschaftlicher Erwerbszweige. Es kommt in einigen Fällen jedoch auch vor, dass 

Branchen, wie Landwirtschaft oder Fischerei, durch den Tourismus vollständig verdrängt 

werden (vgl. Backes, 2003: 17; Vorlaufer, 1996: 153; Price, 1992: 92). Die „Produktions-

faktoren Arbeit, Kapital und Boden“ (Vorlaufer, 1996: 155) gehen somit von der Agrarwirt-

schaft auf den Tourismussektor über8. So können zwar Arbeitsplätze entstehen, aber 

gleichzeitig auch wegfallen. Backes (2003) nennt hierzu das Beispiel eines früher fors-

twirtschaftlich und nun touristisch genutzten Waldes, welcher der Holzwirtschaft die Ar-

beitsgrundlage entzieht, die durch Beschäftigungen als Naturführer nicht vollständig er-

setzt werden kann (vgl. Backes, 2003: 19).  
 

Dieser Wandel kann laut der vorangegangen Definition (vgl. 2.1.1 Theoretische Grundla-

gen des Konfliktbegriffs) noch nicht direkt als Konflikt bezeichnet werden. Erst, wenn eini-

ge Bewohner unzufrieden mit der touristischen Entwicklung ihres Ortes sind, Produkte 

aus der Agrarwirtschaft nicht oder nur teuer importiert werden können oder die Menschen 

aufgrund der Entwicklung sogar gegen ihren Willen abwandern müssen, kann Unmut zwi-

schen Tourismusakteuren und anderen Akteursgruppen oder so genannten „Gewinnern“ 

und „Verlierern“ entstehen (vgl. Price, 1992: 92). Neid und Ungleichheit werden so ver-

stärkt (vgl. Holden, 2001: 59). Konkrete Konfliktsituationen werden bspw. zwischen 

Bauern bzw. Fischern und Tourismusverantwortlichen beschrieben, die in dem Moment 

entstehen, wenn traditionellen Branchen der bisherige Zugang zu nun touristisch genutz-

ten Küstenabschnitten oder anderen Flächen verwehrt wird und damit die ursprünglichen 

Arbeitsmöglichkeiten einschränkt werden9 (vgl. Stephan, 2001: 86; Luger, 1995: 28; Kreib, 

1992: 437; Vorlaufer, 1996: 155). Darüber hinaus gibt es laut Becken & Hay (2007) Fälle, 
in denen besonders in weniger entwickelten Ländern nur ein kleiner Teil der Summe der 

von den Touristen bezahlten Reisekosten an die bereiste Destination selbst geht. Häufig 

befinden sich Reiseveranstalter, Hotels und die Anbieter von Freizeit-Aktivitäten in aus-

ländischer Hand und tragen so nur wenig zur wirtschaftlichen Stärkung der Destination 

bei. Zudem werden viele Güter speziell für die Gäste importiert (vgl. Becken & Hay, 2007: 

97). 

                                                 
8 Hier kommt es zu einer Vermischung des wirtschaftlichen und kulturellen Wandels (siehe näch-
stes Kapitel), wenn der so genannte „Lebenssinn“ (vgl. Rest, 1995: 86) der Landwirtschaft aufge-
geben wird und sich somit ein stückweit die Kultur ändert.  

9 „Massivere Landnutzungskonflikte zwischen beiden Sektoren sind jedoch relativ selten und räum-
lich begrenzt, da Tourismusbetreibe sich, wie etwa Hotels, vornehmlich in bisher un- oder unterge-
nutzten Standorten oder aber, wie z. B. Andenkenläden, bevorzugt in schon bestehenden Dienst-
leistungszentren niederlassen.“ (Vorlaufer, 1996: 155).  
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2.2.2 Soziokulturelle Konfliktursachen im Tourismus 

Der Tourismus nutzt nicht nur physikalische, sondern u. a. auch kulturelle Ressourcen 

(vgl. Holden, 2001: 58). Dabei kann er einen kulturellen Wandel auf genau das gesell-

schaftliche Leben, die Kultur und die Bräuche der Tourismusdestinationen ausüben, die er 

vermarktet.  

„Die einheimische Kultur wäre nicht ‚unberührt’ von westlichen Werten und dem 
Wunsch nach Waren, wenn es den Tourismus nicht gäbe“ (Olsen, 2002: 126). So gese-

hen sollten die Konfliktursachen und der kulturelle Wandel nicht allein auf den Tourismus 

zurückgeführt werden. Auch Faktoren, wie das Fernsehen oder das Internet, beeinflussen 

den gesellschaftlichen Wandel (vgl. Freyer, 2006: 482). Trotzdem beinhaltet das Reisen – 

für die Gäste wie für die Gastgeber – eine Begegnung mit anderen Menschen, deren Ge-

sellschaften oftmals andere Kulturen, Gewohnheiten und Lebensstile aufweisen und ist 

damit mit einem kulturellen Konfliktpotenzial verbunden (vgl. Luger, 1995: 23). In der Lite-

ratur werden hauptsächlich Konfliktsituationen in so genannten Entwicklungsländern be-

schrieben, da hier die Unterschiede im Bereich Kultur und Einkommensstandard zwischen 

Reisenden aus Industrieländern und Bereisten besonders deutlich werden. Dabei relati-

viert Freyer (1995), dass die Beeinflussung der einheimischen Kultur und Werte beson-

ders von den Industrieländern als problematisch angesehen wird, während die betroffe-

nen weniger entwickelten Länder die Entwicklung oft weniger kritisch sehen (vgl. Freyer, 
1995: 267). 

Lüem (1985) zeigt diesen so genannten Akkulturationseffekt in Abbildung 5 auf. 

Unter Akkulturation wird das Aufeinandertreffen und die gegenseitige Beeinflussung von 

Kulturen verstanden (vgl. Sharpley & Telfer, 2008: 75). Oftmals ist ein ungleicher Kultur-

kontakt gegeben, „bei der eine Kultur sich der Dominanz einer als überlegen angesehen 

unterwirft und sich ihr anzugleichen versucht“ (Hirschberg, 1988: 17).  
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Abbildung 5: Wirkungsschema der Akkulturation (Lüem, 1985: 68) 

 
Die Kultur der Touristen trifft auf die Kultur der Einheimischen, wodurch die Einheimischen 

nicht selten die „neue“ Kultur in ihr Leben integrieren. In Bezug auf den Tourismus kann 

dadurch ein so genannter „tourismusbedingter Kulturwandel“ (Becker, Job & Witzel, 1996: 

40) ins Rollen gebracht werden, der einen neuen Lebensstil und ein neues Konsumver-

halten unter den Einheimischen mit sich bringen kann. Dabei spielen nicht nur kulturelle 

Unterschiede zwischen Ländern oder Kontinenten eine Rolle. Auch Touristen aus der 

Stadt können abweichende Wertvorstellungen in bereiste ländlich geprägte Destinationen 

bringen (vgl. Freyer, 1995: 366). So entsteht bspw. der Wunsch, neumodische Kleidungs-

tücke auszuprobieren, im Gegenzug verschwindet der Wunsch nach der traditionellen 

Kleidung (vgl. Price, 1992: 90). Auch Architektur und Wohnstrukturen können von Ange-

hörigen ortsfremder Kulturen beeinflusst werden (vgl. Price, 1992: 91). Luger beobachtet 

zudem die Umwandlung von „gelebter Volkskultur“ hin zum „Folklorismus“ (Luger, 1995: 

31). Rest (1995) nennt ein besonders überzeichnetes Beispiel vom Urlaub auf dem 
Bauernhof, wo „Bauern-Disneywelten“ (Rest, 1995: 84) kreiert werden. Ganze Land-

schaftsbilder können sich so verändern. Nicht nur in weniger entwickelten Ländern, auch 

in den Alpen beobachten Luger und Inmann (1995) beispielsweise seit 1970 eine Verstäd-

terung und den großflächigen Neubau von touristisch genutzten Chalet-Häusern. Als ne-

gative Folgen für die Gesellschaft lässt sich eine deutliche Zunahme von Bettelei, Diebs-

tahl sowie Alkoholismus und Prostitution in einigen Destinationen ausmachen (vgl. Price, 

1992: 91; Holden, 2001: 59).  

Dieser von den Touristen ausgelöste Kulturwandel stellt an sich noch keine Konf-

liktursache dar. Ein Konflikt kann aber dann auftreten, wenn einige Akteursgruppen kein 

Interesse an dieser Veränderung haben, weil sie dadurch bspw. Einschränkungen in ih-

rem bisherigen Lebensstil hinnehmen müssen. Konflikte können auch aufgrund unter-

schiedlicher Meinungen über den Wandel innerhalb der Bevölkerung entstehen. Gerade 
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eine schnelle Modernisierung durch den Tourismus kann laut Luger & Inmann (1995) zu 

einer Zerstörung des „inneren Gleichgewichts“ führen (Luger & Inmann, 1995: 10), da im 

Zuge einer solchen Entwicklung die Werte und Normen einer Gesellschaft beeinflusst 

werden, bis hin zum Zerfall traditioneller Wertesysteme (Stephan, 2001:87), die von eini-

gen Akteuren nicht hingenommen werden wollen. Auch innerhalb von Familien können 

Streitigkeiten entstehen (vgl. Price, 1992: 92). So kann der Modernisierungsprozess einen 

Autoritätsverlust der älteren Generation10 (Generationskonflikt) oder Konflikte zwischen 

den Geschlechtern mit sich bringen (vgl. Luger, 1995: 25; Rest, 1995: 87).  

 

Abgesehen vom Kulturwandel können kulturelle Konflikte auch dann auftreten, wenn zwei 

unterschiedliche und unvereinbare Werte aufeinanderprallen. Anschauliches Beispiel hier-

für sind voneinander abweichende bzw. unvereinbare religiöse Vorstellungen. So kann 

sich die Bevölkerung in Destinationen mit ausgelebten religiösen Traditionen durch den 
Tourismus gestört fühlen, etwa wenn Predigten oder Zeremonien mit touristischen Aktivi-

täten zusammenfallen (vgl. Price, 1992: 91) oder religiöse Gefühle und Wertvorstellungen 

nicht respektiert werden, z. B. durch das Tragen unpassender Kleidung bei der Besichti-

gung von Kirchen, Tempeln und Moscheen (vgl. Holden, 2001: 72). Befördert werden sol-

che Konflikte, wenn sich Reisende nicht auf die fremde Kultur einlassen (vgl. Luger, 1995: 

23), unwissend in Bezug auf die ihnen fremden Bräuche sind und womöglich Verständi-

gungs- und Sprachschwierigkeiten hinzukommen (vgl. Kreib, 1992: 437). 

 

Sind die soziokulturellen und finanziellen Gegensätze zwischen Reisenden und Bereisten 

sehr stark, kann eine so genannte Überfremdung eintreten. Ferrante (1994) beschreibt 

dies als ein Unwohlsein der Bevölkerung in ihrer eigenen Umgebung. Zudem würden sie 

sich von den Gästen finanziell abhängig11, von oben herab behandelt und fremdbestimmt 

fühlen (vgl. Ferrante, 1994: 135). Besonders bei Überschreitung einer als (noch) tragbar 

wahrgenommenen Kapazität durch eine hohe Gästeanzahl (also z. B. Massentourismus 
in wenig besiedelten Destinationen), welche zudem meist noch in saisonal begrenzten 

Zeiträumen auftritt, entsteht durch dieses so genannte „crowding“ Unmut sowohl bei Tou-

risten als auch bei der einheimischen Bevölkerung (vgl. Luger, 1995: 30). Solche Span-

nungen können letztlich durchaus in manifesten Konflikten enden. Derartige Situationen 

hängen auch sehr stark mit dem Flächenangebot einer Destination ab und stehen somit in 

engem Zusammenhang mit den im Folgenden beschriebenen ökologischen Konflikten im 

Tourismus. 

                                                 
10 Ferrante (1994) stellt allerdings in einer Befragung im Alpenraum über den Konflikt durch den 
Kontakt zwischen Einheimischen und Touristen fest, dass die jüngeren Einheimischen die Begeg-
nung mit den Touristen kritischer beurteilen als die ältere Bevölkerung (vgl. Ferrante, 1994: 181).  

11 Hier wird die unklare Trennung zwischen ökonomischen und soziokulturellen Konflikten deutlich. 
Ferrante (1994) spricht hier von einer touristisch bedingten „Durchökonomisierung“ (Ferrante,  
1994: 69) der Lebensgewohnheiten von Einheimischen in Ferienorten. 
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2.2.3 Ökologische Konfliktursachen im Tourismus 

Ökologische Konflikte durch den Tourismus entstehen durch (negativ bewertete) Eingriffe 

in die Natur, die aber zugunsten der touristischen und damit wirtschaftlichen Entwicklung 

toleriert werden. Es stehen sich hierbei Interessen gegenüber, die einander gewisserma-

ßen ausschließen. Dementsprechend sind laut Hopfenbeck & Zimmer (1993) „der Konflikt 

zwischen Ökologie und Ökonomie [...] unaufhebbar [...], denn [...] jedes Wirtschaften [ist] 
mit einem Eingriff in natürliche Zusammenhänge verbunden mit dem Ziel, sie zum Nutzen 

des Wirtschaftenden umzugestalten.“ (Hopfenbeck & Zimmer, 1993: 74). Der wissen-

schaftliche Schwerpunkt liegt seit Publikationen wie Krippendorfs „Die Landschaftsfresser“ 

(1975) auf dem negativen Einfluss des Tourismus auf seine natürliche Umwelt12. Der 

Schaden durch die Umweltzerstörung wird von den Ortsansässigen meist erst zeitversetzt 

und indirekt erfahren. Für das Deutsche Umweltbundesamt sind acht Kategorien zu Um-

weltauswirkungen auf Luft, Boden und Wasser durch den Tourismus in Deutschland be-

sonders relevant (vgl. Umweltbundesamt, 2002: 8ff):  

 

• Treibhauseffekt13, 
• Energieverbrauch als Primärenergieverbrauch, 
• Flächenverbrauch, 
• Verlust der Biodiversität, 
• Abfall, 
• Wassergebrauch, 
• Gewässerbelastung und 
• Lärm. 

 
Dabei liegen die Hauptumweltauswirkungen durch den Tourismus in Deutschland in den 

Bereichen Treibhauseffekt, Primärenergieverbrauch, Flächenverbrauch und Verlust an 

Biodiversität (vgl. Umweltbundesamt, 2002: 39). Die vom Umweltbundesamt fokussierten 

Kriterien werden von anderen Institutionen aufgegriffen und teilweise um weitere Aspekte 

ergänzt14, wie z. B. die subjektive optische Beeinträchtigung des Landschaftsbildes (Uni-

ted Nations Environmental Programme Tourism, 2001) und Schädigungen aufgrund von 

Geruchsbildung durch touristische Produkte (z. B. Geruchsbelästigung durch dauerhaften 

Küchenbetrieb). Solche Beeinträchtigungen stellen zwar selten signifikante ökologische 

Auswirkungen an sich dar, können jedoch durchaus als (zusätzlicher) Konfliktgrund in 

Erscheinung treten.  
                                                 
12 Für eine differenzierte quantiative Darstellung von Umweltauswirkungen entlang der Wertschöp-
fungskette des touristischen Produktes (Reiseorganisation, Transport, Beherbergung, Verpflegung 
und Freizeitaktivitäten) siehe Gössling (2002). 

13 Auf den Treibhauseffekt wird an dieser Stelle nicht weiter eingegangen. Er ist Gegenstand einer 
ausführlichen Betrachtung in Bezug auf den Klimawandel in Kapitel 3.3.1.  

14 Ergebnisse ähnlicher Einteilungen veröffentlichen: UNEP (2001), EEA (2000), OECD (2001), 
Öko-Institut (2001), Pacific Asia Travel Association (PATA), das Bundesamt für Naturschutz 
(1997), das Forum Umwelt und Entwicklung (1998) und der Deutsche Tourismusverband e. V. 
(1998). 
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Die ökologischen Interessen werden oft durch die vor Ort lebende Bevölkerung und sich 

für den Naturschutz einsetzende Institutionen vertreten. Um die ökologischen Konflikte 

näher zu erläutern, wird im Folgenden die Entnahme (Input), also der Gebrauch natürli-

cher Ressourcen durch die Tourismusindustrie (Nutzung von Land, Wasser, Rohstoffen, 

Energieträgern) von der Abgabe (Output) der Tourismusindustrie an die natürliche Umwelt 

(Entstehung von Emissionen, Lärm, Abfall, Abwasser sowie die resultierenden Auswir-

kungen auf die Biodiversität) unterschieden. 

 
 
Input 

Wie andere Industriezweige, nutzt auch die Tourismusindustrie natürliche Ressourcen, 

wie z. B. Bauland für Hotels oder Wasser für Swimmingpools. Der nicht nachhaltige Ge- 

bzw. Verbrauch von Ressourcen stellt eine Beeinträchtigung der zukünftigen Lebens-

grundlage der Natur und des Menschen dar und führt laut Backes (2003) gerade bei Ver-

fügungsrechten über natürliche Ressourcen zu vielen Konflikten im Tourismus (vgl. Ba-

ckes, 2003: 9).  

Land und Boden werden für sehr unterschiedliche touristische Zwecke, wie Unter-

künfte, Flughäfen, Golfplätze, Parkplätze verwendet. Hinzukommt die teils sogar aus-

schließliche Nutzung durch Touristen, wie bei etwa bei (Privat-)Stränden. Zur Umstruktu-
rierung der Landschaft tragen besonders der Bau von Unterkünften und sonstiger Touris-

musinfrastruktur, aber auch Siedlungserweiterungen bei (vgl. Rest, 1995: 89; Schicker, 

1992: 255). Laut Gössling (2005) werden allein für die Unterkünfte weltweit zur Zeit etwa 

1.450 km2 Land genutzt. Diese Flächen weisen häufig eine hohe Biodiversität auf, die 

infolge dieses Prozesses gefährdet ist (vgl. Gössling, 2005: 287). Problematisch wird es 

auch, wenn für die Bebauung zu touristischen Zwecken Wohn- und Agrarflächen der Ein-

heimischen weichen müssen oder stellenweise Feuchtwiesen trockengelegt werden (vgl. 

Holden, 2001: 59). Auch im von Jungk (1980) beschriebenen so genannten „sanften“15 

Qualitätstourismus steigt der Flächenbedarf für Unterkünfte und zusätzliche Indoor-

Angebote. So stellt Schicker für 1990 eine Steigerung der Flächennutzung um 20% auf 

110 m2 pro Gast16 im Vergleich zum Jahr 1976 fest (vgl. Schicker, 1992: 251). Hopfen-

beck & Zimmer (1993) sehen darin ein quantitatives Problem, da bei Überschreitung der 

Belastungskapazitätsgrenze der Natur durch die Anzahl der Gäste (vgl. Hopfenbeck & 
Zimmer, 1993: 23) neben den oben aufgeführten „kulturellen Kosten“, das heißt Auswir-

kungen auf das soziokulturelle Leben der Einheimischen, auch „Umweltkosten“ (vgl. ebd.: 

44) entstehen. 

In Deutschland kann als Beispiel auf regionaler Ebene Schleswig-Holstein genannt 

werden, wo im Raumordnungsbericht des Innenministeriums von 2006 Raumnutzungs-

konflikte wegen der zunehmenden Raumansprüche auf Meer und Küste der Nord- und 

                                                 
15Laut Kirstges (2001) müsste man eher von einem „sanfteren“ Tourismus sprechen, da genau 
genommen jede Form von Tourismus die Umwelt beeinträchtigt (vgl. Kirstges, 2001: 14). 

16 1998 schätzt das deutsche Bundesamt für Naturschutz die durchschnittliche Hotelfläche pro Bett 
auf lediglich 72 m2 (vgl. Bundesamt für Naturschutz, 1998: 11). 
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Ostsee beschrieben werden und ein Handlungsbedarf für die Raumordnung konstatiert 

wird. Als Ergebnis können die folgenden Konflikte oder Überschneidungspunkte zwischen 

Tourismus und weiteren Akteursgruppen festgehalten werden:  

 

• Schifffahrt – Wegen des Nationalparks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer ist 

die Anzahl an passierenden Schiffen eher gering. Dennoch bleibt die Gefahr von 

Ölkatastrophen, auch für touristisch genutzte Strände.  

• Energiewirtschaft regenerativer Energien – Offshore-Anlagen müssen einen Min-

destabstand von 15 Kilometern zu touristisch genutzten Küsten(abschnitten) ein-

halten. Dennoch kommt es zu Konflikten mit Tourismusakteuren, die ästhetische 

Beeinträchtigungen geltend machen. 

• Naturschutz – Konflikte mit dem Tourismus ergeben sich wegen hoher Besucher-

ströme, erhöhtem Verkehrsaufkommen und entsprechender Beanspruchung der 
Infrastruktur. Die Nordsee ist jedoch auch ein Reiseziel für Natururlauber.  

• Küstenschutz – Interessenkonflikte treten auf, wenn touristische Infrastruktur we-

gen Küstenschutzmaßnahmen nicht gebaut werden kann. Auf der anderen Seite 

sichert der Küstenschutz jedoch sowohl Infrastruktur als auch Strände durch 

Sandaufspülungen.  

 

Die untersuchten Konflikte umschreibt das Innenministerium als „(Raum-) Nutzungskonf-

likte“, die durch die räumliche Ausdehnung, Intensität, Dynamik und Art der dabei auftre-

tenden Störungen (z. B. Kollisionsgefahr, Emissionen) bestimmt und ausgelöst werden. 

Hier werden schon erste Anzeichen von Mitigationsmaßnahmen als Konfliktursache deut-

lich, worauf im späteren Verlauf der Arbeit verstärkt eingegangen werden soll. 

 

Auch auf Wasser als Ressource soll im Folgenden näher eingegangen werden, da Was-
sermangel bereits Konflikte um dieses knappe Gut in touristischen Destinationen ausge-

löst hat (für Beispiele im Mittelmeerraum siehe Perry, 2000: 3). Ein ungehemmter Was-

serkonsum der Touristen kann diese Knappheit auslösen oder verstärken, zusätzlich aber 

auch Schäden in der Vegetation bzw. ein Austrocknen der Landschaften und landwirt-

schaftlich genutzten Flächen bewirken (vgl. McDowell et al., 1993) und somit zu Konflikten 

zwischen Bevölkerung, Landwirten und der Tourismusindustrie führen. Denn oftmals wird 

der Wassermangel gerade in niederschlagsarmen Ländern durch den Tourismus noch 

verschärft, da Urlauber im Gegensatz zu Einwohnern einen erhöhten Wasserbedarf auf-

weisen (vgl. Gössling, 2005: 292) und dieser Verbrauch sich zudem saisonal (meist auf 

die trockenen Sommermonaten) konzentriert. Dass der Wasserbedarf von Touristen hö-

her ist als bei Einheimischen, zeigt eine Untersuchung von Schmitt (2007) auf Mallorca. 

Hier wurde bei den Einheimischen ein Wasserbedarf von weniger als 100 Liter Wasser 

pro Tag ermittelt, während der Bedarf in touristischen Gemeinden und Orten mit Zweit-
wohnsitz bei 250 – 400 Litern lag (vgl. Schmitt, 2007). Weltweit berechnet Gössling (2005) 

einen Wasserbedarf am Urlaubsort von 222 Litern pro Tag und Gast, der damit etwa 50 
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Liter über dem Durchschnittswert einer Person in einem deutschen Haushalt (174 Liter)17 

liegt (vgl. Gössling, 2005: 294f.). Auf Inseln mit begrenztem Wasserzugang besteht de-

mentsprechend teilweise sogar die Notwendigkeit, Wasser zu importieren (vgl. Essex, 

Kent & Newnham, 2004: 23). Während die Hotels sich dieses importierte Frischwasser 

leisten können, hat die Bevölkerung das Nachsehen (vgl. Holden, 2001: 75). Diese konk-

reten Beispiele illustrieren, wie die Nutzung knapper Ressourcen durch den generell la-

tente Konflikte verschärfen kann und ein Konfliktpotenzial für Umweltkonflikte im Touris-

mus birgt. Denn schon ein Anstieg der Zahl der Reisenden kann vorher unternommene 

Ressourceneinsparungsmaßnahmen wieder kompensieren.  

 
 
Output 

Auch Stoffe, die wieder an die Umwelt abgegeben werden, können Auslöser von Konflik-

ten sein. Gerade in Destinationen mit einer geringen Bevölkerungszahl und vielen Gästen 

entsteht aufgrund mangelnder Infrastruktur ein Abwasser- und Abfallentsorgungsproblem 

(vgl. Backes, 2003: 20; Schaaf, 1995: 354). Da Abfälle nicht immer vermieden oder ver-

wertet werden können, müssen sie beseitigt werden. Schwierigkeiten durch touristische 

Abfälle entstehen vor allem dann, wenn die räumliche und zeitliche Konzentration des 

Abfallaufkommens eine fachgerechte Entsorgung der anfallenden Mengen unmöglich 
macht und in der Folge Naturschäden verursachen (vgl. Umweltbundesamt, 2002: 31; 

Kirstges, 2001: 30). In einigen Destinationen wird zum Beispiel das Abwasser der touristi-

schen Dienstleistungen nicht vollständig in einer Kläranlage gereinigt, sondern teilweise 

direkt ins Meer abgeleitet18. Diese Verschmutzung gefährdet den (ökologischen) Fischbe-

stand der Küste und somit auch die (ökonomische) Lebensgrundlage der Fischer (vgl. 

Holden, 2001: 112).  

 

Die touristischen Faktoren lassen sich in den meisten Fällen nur schwer von anderen Ur-

sachen, wie etwa generelles Verkehrsaufkommen oder Hausbau von Privatpersonen, 

abgrenzen (vgl. Umweltbundesamt, 2002: 24). Dennoch sind genügend Beispiele von 

negativen ökologischen Auswirkungen durch den Tourismus bekannt, die als direkte Aus-

löser für Konflikte zwischen Tourismusakteuren und Vertretern ökologischer Interessen 

benannt werden können. So bestehen Konfliktpotenziale in Europa insbesondere am Mit-
telmeer und in den Alpenregionen, da hier eine starke touristische Nutzung bei gleichzei-

tiger Beeinträchtigung des Lebensraums von Tier- und Pflanzenwelt vorherrscht. Dabei 

gestaltet es sich allerdings schwierig, den Einfluss von Tourismus auf die Artenvielfalt 

genau zu erfassen (vgl. Gössling, 2002: 293f.). 
                                                 
17 Allerdings gibt es hier Länderunterschiede. Während der weltweite Durchschnittsverbrauch von 
Wasser im Haushalt bei 160 Litern liegt, ist die Spannbreite selbst innerhalb der entwickelten Län-
dern groß. So wird der Wasserverbrauch pro Person und Tag in den Niederlanden auf 71 Liter, in 
den USA auf 653 Liter und in Australien auf 1.661 Liter beziffert (vgl. WRI, 2003, zitiert nach Göss-
ling, 2005: 295).  

18 So wurde 1994 auf den Karibischen Inseln ermittelt, dass lediglich 10% des Abwassers, das die 
etwa 14 Millionen Touristen verursachten, in Kläranlagen behandelt wurde (vgl. Tenenbaum, 2000:  
4).  
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Konflikte zwischen Naturschützern und Touristen entzünden sich oftmals an sportlichen 

Aktivitäten, wie Mountainbikefahren oder Tauchen (vgl. Revermann & Petermann, 

2003:91; Tschurtschenthaler, 1992: 646f). Die Art der Aktivitäten und somit auch ihre 

Auswirkungen auf die natürliche Umwelt unterscheiden sich je nach Destination entspre-

chend der örtlichen Gegebenheiten und der Sportarten, die jeweils ausgeübt werden kön-

nen: Im Gebirge ist die Hauptkonfliktursache der Skisport19 (vgl. Digel, 1992: 118f.; Bun-

desamt für Naturschutz, 1997: 54), an den Küsten sind es der Strandurlaub und Wasser-

sportarten (vgl. Bundesamt für Naturschutz, 1997: 51ff.).  

Daneben beeinträchtigen Emissionen, wie (Treibhaus-)Gase und Geruchsemis-

sionen, die Gesundheit und das Wohlbefinden der Menschen und die sie umgebende 

Umwelt. Auch Schallemissionen können Konfliktursache sein, sei es durch vom Touris-

mus verursachten Verkehrslärm oder – im umgekehrten Fall – ruhestörende Faktoren 

durch nicht-touristische Akteure, die die Erholungsqualität der Gäste beeinträchtigen (für 
ein Beispiel aus Österreich siehe Zilleßen, 2001: 188). Verstärkt werden diese Konflikte 

teilweise durch sich verändernde touristische Trends, wie in der Vergangenheit das stetig 

wachsende Angebot an so genannten Billigfliegern. 

 

Werden die Zusammenhänge zwischen Natur und Tourismus näher betrachtet, liegt der 

Widerspruch in der Beanspruchung der vom Tourismus selbst benötigten Ressourcen. 

Wie verschiedene Autoren anmerken, zerstört der Tourismus die Natur, während er 

gleichzeitig von ihr profitiert und in vielen Fällen von ihr abhängig ist (vgl. Revermann & 

Petermann, 2003: 94; Schaaf, 1995: 350; Stephan, 2001: 87; Lu & Nepal, 2009: 5).  

Auch in diesem Zusammenhang werden Überschneidungen mit den sozialen und 

ökonomischen Bereichen sichtbar, wie bspw. der Anstieg von Flächen- und Wasserprei-

sen bei steigender Knappheit, die Gefährdung der Fischbestände oder die von Gössling 

(2002) angeführte zunehmende Nutzung ressourcenverbrauchender Güter durch mehr 

Wohlstand und kulturellen Wandel (vgl. Gössling, 2002: 297). 
 

 

Diese vielen beschriebenen ökonomischen, soziokulturellen und ökologischen Konfliktsi-
tuationen im Tourismus werden im nächsten Kapitel nach ihren Konfliktursachen geord-
net, um bekannte Konflikttheorien auf sie beziehen zu können.  
 
 

                                                 
19 Solche Konflikte können sogar so weit gehen, dass sie – wie 1999 in Vail im US-amerikanischen 
Staat Colorado – zu gewalttätigen Auseinandersetzungen führen, wie Holden (2001) berichtet. Hier 
beschädigten „Eco-Warriors“ die Ausrüstung und Infrastruktur der Skifahrer, um auf die Umwelt-
auswirkungen durch den Skisport aufmerksam zu machen (vgl. Holden, 2001: 68).  
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2.2.4 Bündelung der beschriebenen Konfliktsituationen nach Akteuren 

und Konfliktursachen 

Der Fokus der Arbeit liegt auf Konflikten zwischen Tourismusakteuren und nicht-

touristischen Akteuren. Weitere mögliche Konflikte innerhalb dieser Gruppen, z.B. Konkur-

renzsituationen zwischen den Tourismusakteuren oder Konflikte zwischen nicht-

touristischen Akteuren, wie Naturschutz und der Landwirtschaft, werden hierbei nicht un-

tersucht. Entsprechend erfolgt in Tabelle 1 eine Strukturierung der Konfliktsituationen 

nach Akteuren. Zum besseren Verständnis werden sowohl die Akteure als auch beispiel-

haft Konfliktursachen genannt:  
 

Tabelle 1: Überblick verschiedener Konfliktsituationen im Tourismus: Akteure und Konflikt-
ursachen (eigene Darstellung) 

Akteure Konfliktursachen 
Tourismusakteure und Touris-
ten vs. Einheimische 

Überfremdung (z. B. Massentourismus), Traditionsver-
lust, Unwohlsein, Missachtung oder Herabwürdigung 
religiöser oder anderer Wertevorstellungen 

(Wohlhabende) Touristen vs. 
Einheimische 

monetäre Ungleichheiten, Demütigung ärmerer Be-
reister  

Einheimische oder natürlich 
vorkommende Ressourcen nut-
zende Sektoren wie Landwirt-
schaft oder Fischerei vs. Tou-
rismus 

Ressourcen (Input), wie Land (Landschaftsbild, Flä-
che, Biodiversität), Wasser, Holz und weitere Res-
sourcen zur Energiegewinnung 

Einheimische und Vertreter des 
Naturschutzes vs. Tourismus 

Ressourcen (Output), wie reine Luft, Lärm-, Staub- 
und Geruchsemissionen, Abfälle oder Abwasser 

Einheimische und Vertreter des 
Naturschutzes vs. Tourismus 

ökologische Eingriffe zugunsten der touristischen 
(ökonomischen) Nutzung 

 
Um die Untersuchung der jetzigen und zukünftigen Konfliktpotenziale auf wesentliche 

Punkte zu konzentrieren, werden die in der Tabelle angeführten Konfliktursachen in zwei 

Konfliktarten unterschieden. Die oberen genannten (sozialen) Konflikte greifen eher Werte 
und Normen als Streitgründe auf. Überfremdung oder soziale Ungleichheiten sowie bspw. 

der Verlust der Traditionen werden im weiteren Verlauf dieser Arbeit mit so genannten 

„kulturellen Konflikten“ betitelt.  

Die zweite Art von Konflikten wird in der Literatur meist in Verbindung mit knappen 

Ressourcen und der (ungleichen) Verteilung von Mitteln in Verbindung gebracht. Diese, in 

Tabelle 1 unten angeführten Konfliktsituationen, werden als Verteilungs- oder Nutzungs-

konflikte gekennzeichnet. Sie sollen im Folgenden unter dem Begriff „Ressourcenkonflik-

te“ zusammengefasst werden. Dabei werden nach dem Ressourcenverständnis der 

marktorientierten Ansätze des strategischen Managements nach Kühn und Grünig (1998) 

in dieser Arbeit „fast alle materiellen und immateriellen (sic!) Güter, Fähigkeiten, Systeme 

und Prozesse als Ressourcen interpretiert“ (Kühn & Grünig, 1998: 143), also auch „Um-

weltqualität“ (Claus & Gans, 1994: 20), die sich auf Luft, Ruhe oder Landschaft bezieht 
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(vgl. Bundesamt für Umwelt, 2008). Diese Güter können sowohl erneuerbar als auch 

nicht-erneuerbar, natürlich oder von Menschenhand geschaffen sein (vgl. Schumacher, 

1977: 45). Die in Bezug auf Tourismus als Konfliktursachen genannten Ressourcen, wie 

Land, Wasser oder auch Lärm oder Abwasser sowie finanzielle Mittel, stellen somit mögli-

che Gründe für Ressourcenkonflikte dar.  

 

Diese anhand der bisherigen Publikationen über touristische Konflikte stark auf zwei re-

duzierte Konfliktarten (kulturelle Konflikte aus dem Bereich der soziokulturellen Konfliktur-

sachen und Ressourcenkonflikte aus dem Bereich der ökonomischen bzw. ökologischen 

Konfliktursachen) zwischen dem Tourismussektor und anderen Akteursgruppen bilden 

wichtige Bausteine für den weiteren Verlauf der Arbeit. Im nächsten Kapitel wird deshalb 

vertiefend auf das theoretisches Gerüst hinter den beiden Konfliktarten eingegangen, um 

weitere Erkenntnisse über spätere Tourismuskonfliktpotenziale unter Klimawandelbedin-
gungen zu erhalten. 

 
 

2.3 Theoretische Grundlagen bezogen auf Konfliktarten im Touris-

mus 

Die theoretischen Grundlagen der zwei oben ermittelten Konfliktarten sollen im Folgenden 
näher betrachtet werden, um ihre Struktur und die mögliche Regelung der Konfliktsituatio-

nen besser verstehen zu können und auf dieser Grundlage im weiteren Verlauf der Arbeit 

allgemeine Hypothesen sowie Konfliktregelungsvorschläge bezogen auf den Tourismus-

sektor zu erarbeiten.  

 

2.3.1 Allgemeine Theorien als Erklärung von Tourismuskonflikten 

Eine allgemeine Definition des Konfliktbegriffs von Coser (1968) bezieht bereits Ende der 

1960er Jahre sowohl Werte als auch knappe Ressourcen mit ein. Der soziale Konflikt ist 

laut Coser ein „Kampf um Werte oder Statusansprüche, um Macht und knappe Ressour-

cen, in dem die Ziele der streitenden Parteien sich nicht nur auf die Erreichung der be-

gehrten Werte beziehen, sondern auch auf die Neutralisierung, Verletzung oder Beseiti-

gung ihrer Rivalen. Solche Konflikte können zwischen Individuen, zwischen Kollektiven 
oder zwischen Individuen und Kollektiven ausgetragen werden.“ (Coser, 1968: 232).  

Auch in Bezug auf Tourismuskonflikte können so genannte „Gewinner“ und „Ver-

lierer“ identifiziert werden. Für Dahrendorf (1979) besteht der Gegenstand des Konfliktes 

in dieser Ungleichverteilung und dem daraus resultierenden Streben nach einer Verbes-

serung der eigenen Lebenschancen. Dabei können Lebenschancen als Handlungsmög-

lichkeiten verstanden werden, nach denen sich Akteure richten und zwar entsprechend 

ihrer Motive, Interessen und der Widerstände, gegen die sie kämpfen. Hierzu gehören 

etwa Möglichkeiten zur Erlangung von Macht, Bildung, Heilung, Tauschgeschäften oder 

Versorgungsmöglichkeiten. Akteure können sich durch die gesellschaftliche Struktur be-

engt sehen und entsprechend für mehr Lebenschancen kämpfen wollen (vgl. Dahrendorf, 
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1979: 51). Diese Lebenschancen bzw. sozialen Ausgangspunkte werden nicht aus-

schließlich durch den Bildungsstandard und der Zugehörigkeit zu einem gesellschaftlichen 

Milieu bestimmt, sondern auch über andere Faktoren wie Geschlecht, Wohnort, ethnische 

Zugehörigkeit oder Alter (Schimank, 1998: 62). Dahrendorf benutzt für seine Konfliktana-

lyse ein Schema zur Klassifizierung verschiedener Konflikttypen. Dabei spielen auf der 

einen Seite „soziale Einheiten“ eine Rolle: 

 

A) Rollen,  
B) Gruppen,  
C) Sektoren,  
D) Gesellschaften oder  
E) übergesellschaftliche Verbindungen  

 
Auf der anderen Seite wird das „Rangverhältnis“ der am Konflikt beteiligten Einheiten 

hierzu in Bezug gesetzt:  

 
1) gleich vs. gleich,  
2) übergeordnet vs. untergeordnet und  
3) Ganzes vs. Teil (vgl. Dahrendorf, 1965: 203ff. oder Dahrendorf, 1972: 25ff.).  

Hieraus ergeben sich 15 mögliche Konflikttypen, von denen für die vorliegende Arbeit mit 

Bezug auf Tourismuskonflikte, bei denen eine Verbesserung der eigenen Lebenschancen 

im Mittelpunkt steht, folgende verwendet werden können: 

 

• B1 (Gruppen vs. gleiche Gruppen, Beispiel Umweltschützer vs. Hoteliers)  

• C1 (Sektoren vs. gleiche Gruppen, Beispiel Landwirtschaft vs. Tourismusindustrie)  

• D1 oder D2 (Gesellschaften vs. gleiche oder über- bzw. untergeordnete Gesell-

schaften, Beispiel Einheimische in weniger entwickelten Ländern vs. Besucher-

ströme aus anderen so genannten Entwicklungsländern oder Industrieländern) 

 
Diese Typologisierung bringt für sich genommen jedoch wenig Klarheit in die Hintergrün-

de der beiden Konfliktarten (kulturelle sowie Nutzungs- bzw. Ressourcenkonflikte). Konf-

likte zwischen diesen Gruppen, Sektoren oder auch Gesellschaften können mit Hilfe der 
Group Conflict Theory (Gruppenkonflikttheorie) näher betrachtet werden, wobei auf diese 

Differenzierung verzichtet und lediglich von „Gruppen“ gesprochen wird20. Grundannahme 

der Gruppenkonflikttheorie ist, dass „all individuals are members of social groups, by birth 

or by choice [...]. Professional groups, scientific disciplines, political parties, government 

departments, lobby groups, businesses, sport teams, street gangs – all have their sense 

of group identity, and it affects their relations with other groups.” (Fisher, 2000: 172). Laut 

Le Vine & Campbell (1972) lässt sich jeder nicht-individuelle Konflikt somit auf einen 

Gruppenkonflikt zurückführen. Selbst mehrere Gruppen können wieder eine neue Gruppe 

                                                 
20 Etzioni (1975) sieht die Gesellschaft als eine Kombination von Groß- und Subgruppen. So stellen 
bspw. Berufsorganisationen eine Großgruppe bestehend aus mehreren Subgruppen dar, wie z. B. 
Arbeiter verschiedener Berufszweige (vgl. Etzioni, 1975: 455).  
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bilden, die sich erneut von einer anderen Gruppe unterscheiden kann (vgl. LeVine & 

Campbell, 1972: 7).  

Die Konflikte zwischen Gruppen lassen sich dabei mit Hilfe der Theorie der sozia-

len Identität analysieren. Diese besagt, dass Individuen ihre jeweiligen Bezugsgruppen 

(Ingroup) gegen andere Gruppen (Outgroup) abgrenzen und auch gewillt sind, ihnen zu-

gunsten einer solchen Abgrenzung wenn nötig Schaden zuzufügen (vgl. Zick, 2005: 410). 

Sherif (1970) nennt als mögliche Konfliktursachen voneinander abweichende Wertvorstel-

lungen, Status- oder Machtpositionen sowie andere knappe Ressourcen. Konflikte träten 

somit immer dann auf, wenn die Identität und Stabilität oder die Ziele einer Gruppe be-

droht wären (vgl. Sherif, 1970:61) und bzw. oder ihre elementaren Bedürfnisse nicht erfüllt 

werden können (vgl. Fisher, 2000: 170).  

Ansätze von Ressourcenkonflikten in Gruppenkonflikttheorien werden in der so 

genannten „Realistic Group Conflict Theory“ berücksichtigt (vgl. Fisher, 1990: 24). Diese 
Theorie nimmt an, dass Gruppen, die um knappe Ressourcen kämpfen dergestalt mitei-

nander konkurrieren, dass der Gewinn für die eine Gruppe gleichzeitig den Verlust für die 

andere Gruppe bedeutet (vgl. LeVine & Campbell, 1972: 29). Fisher (1990) definiert in 

diesem Sinne den Konflikt als einen Zustand, 

 

• der zwei Gruppen benötigt, 

• der durch Positions- und/oder Ressourcenknappheit ausgelöst wird,  

• in dem die Parteien sich gegenseitig widersprechend interagieren, 

• der den Versuch beinhaltet, knappe Ressourcen oder besetzte Positionen für die 

eigene Gruppe zu gewinnen oder Verhaltensweisen in bestimmte Richtungen zu 

lenken und 

• der Verhalten in Kauf nimmt, die andere Gruppe zu zerstören, zu verletzen oder zu 

kontrollieren (vgl. Fisher, 1990: 30). 
 

Die Gruppenkonflikttheorie kann somit als erste Grundlage der empirisch zu ermittelnden 

Konflikte dieser Arbeit dienen. Um im Verlauf der Arbeit weitere Hintergründe der beiden 

touristischen Konfliktarten (kulturelle und Ressourcenkonflikte) integrieren zu können, 

werden jedoch auch die beiden Konfliktarten im Folgenden detaillierter theoretisch skiz-

ziert.  

 

 

2.3.2 Theoretischer Hintergrund zu Kultur- und Ressourcenkonflikten  

Im Folgenden werden Theorieansätze zu kulturellen Konflikten sowie Nutzungs- bzw. 

Ressourcenkonflikten vorgestellt, um diese in Kapitel 2.4 mit den vorher analysierten Tou-

rismuskonflikten zu verbinden.  
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2.3.2.1 Kulturkonflikttheorien 

Der Begriff Kultur soll in dieser Arbeit gemäß der Auffassung von Trompenaar (1993) 

verwendet werden, er umfasst demnach „die Summe aller üblichen Handlungen, Befind-

lichkeiten, Denkweisen, Glaubenssätze einer Gruppe von Menschen oder einer Nation. 

Diese manifestieren sich in Sprache, Körpersprache (Gestik, Mimik), Kleidung, Status-

symbolen und Ritualen. Gemeinsame Werte und Normen sind die Essenz der Kultur und 
beeinflussen Einstellungen und Verhalten“ (Trompenaars, 1993, zitiert nach Vogt et al., 

2007: 133).  

Gerade in Zeiten der Globalisierung findet verstärkt ein Zusammen- und Aufeinan-

dertreffen der Kulturen statt, was auch mit negativen Begleiterscheinungen, wie Unver-

ständnis, Befremden und Ablehnung verbunden ist (vgl. Neumann-Held, 2007: 70). Dabei 
entstehen aus kulturellen Differenzen nicht zwingend kulturelle Konflikte21 (vgl. z. B. Fu-

kuyama, 1995: 20; Ropers, 1997: 166; Neumann-Held, 2007: 70). Für eine Untersuchung 

der Zusammenhänge zwischen Kultur und Konflikten können nach Ropers (1997) vier 

Perspektiven unterschieden werden, nach denen die Konflikte verstanden werden können  

 

• als Verstehens- und Verständigungskonflikt. 

• als „Konflikt der Kulturen“. 

• als „Anerkennungskonflikt“ zwischen Mehrheits- und Minderheitskulturen (die 
Problematik innerhalb eines Staates, ob und inwieweit die zusammenlebenden 

Angehörigen ethnisch und politisch verschiedener Gruppen sich gegenseitig aner-

kennen, z. B. in Nordirland) 

• als Konflikte im Kontext verschiedener „Konfliktkulturen“ (die Frage, wie verschie-

dene Kulturen auf unterschiedliche Art und Weise Konflikte austragen und regeln) 

(vgl. Ropers, 1997: 169ff.) 

 

Da die letzten beiden Konflikttypen für eine Untersuchung im Tourismus nicht relevant 

sind, sollen hier nur die ersten beiden Typen weiter verfolgt werden.  

Der erste Typus „Verstehens- und Verständigungskonflikt“ bezieht sich auf Miss-

verständnisse, aus denen Konflikte entstehen, wenn Gruppen ihre jeweiligen gewohnten 

Normen und Regeln als selbstverständlich ansehen. Diese Konflikte enden dann bspw. in 

der Auflösung einer Zusammenarbeit oder Bekanntschaft und bekräftigen Vorurteile (vgl. 
Ropers, 1997: 175). 

Meist wird in der Literatur jedoch – stark beeinflusst durch den Artikel von Hunting-

ton über „The Clash of Civilizations“ (Deutsch: Der Kampf der Kulturen) von 1993 – der 

zweite Typus „Konflikt der Kulturen“ behandelt. Oftmals werden dabei die Konflikte zwi-

schen den großen Kulturgruppen, wie der westlichen, islamischen, konfuzianischen, japa-

nischen und hinduistischen Kultur untersucht, bspw. in politischen Zusammenhängen wie 

Kalter Krieg und Ost-West-Konflikt. Jedoch ist mittlerweile eine pauschale Differenzierung, 

                                                 
21 Insgesamt müsste somit eher von kulturell motivierten Konflikten gesprochen werden. Dennoch 
sollen im Folgenden der Einfachheit halber weiterhin die Begriffe Kulturkonflikt bzw. kultureller 
Konflikt benutzt werden. 
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zum Beispiel der westlichen und nicht-westlichen Kulturen, laut Ropers (1997) überholt 

(vgl. Ropers, 1997: 170), da die von Huntington beschriebenen Zivilisationen selbst nicht 

homogen sind und intern größere kulturelle Diskrepanzen aufweisen (laut Aderhold & 

Heideloff sogar mehr Diskrepanzen, als dies zwischen den Zivilisationen der Fall sein 

dürfte) (vgl. Aderhold & Heideloff, 2001: 109). 

 

Des Weiteren werden kulturelle Konflikte in Studien über Zuwanderung von Migrations-

gruppen beschrieben, welche in manchen Fällen im Aufnahmeland diskriminiert und aus-

gegrenzt werden und eine neue Unterschicht bilden. Dadurch können Konflikte wegen der 

unterschiedlichen Kulturen, aber auch aufgrund sozialer Ungleichheit ausgelöst werden 

(vgl. Hoffmann-Nowotny, 1973, nach Hinding & Kober, 2007: 150). Eine extreme Form 

dieser Diskriminierung beschreibt die Desintegrationstheorie, welche „Phänomenbereiche 

Gewalt(-kriminalität), Rechtsextremismus sowie ethnisch-kulturelle Konflikte in der Form 
der Abwertung Abwehr ethnisch Anderer“ (Anhut, 2005: 381) analysiert. 

 

Als eine erste Grundlage zur allgemeinen Beschreibung dieser Kulturkonflikte aufgrund 

kultureller Unterschiede kann der Ethnozentrismus22 angesehen werden. Die Theorie des 

Ethnozentrismus kann bei verschiedenen Kulturgruppen weltweit, bei Vorurteilen und Ste-

reotypen oder auch bei individuellen Gefühlen angewendet werden (vgl. LeVine & Camp-

bell, 1972: 205). Sie beschreibt, ähnlich wie bei den oben genannten Gruppenkonflikten, 

wie sich Identitätsgruppen zusammenfinden, um diejenigen, die ethnisch ähnlich sind zu 

akzeptieren oder sogar zu bewundern (Ingroup) und solche außerhalb der Identitätsgrup-

pe (Outgroup) abzulehnen und zu diskriminieren (vgl. Fisher, 2000: 170f.). Dies kann bis 

zu einer Abwehrhaltung gegen eine von außen erzwungene Fremdbestimmung (z. B. in 

historischen Zusammenhängen im Falle einer Kolonisation) reichen, welche von Seng-

haas als „Kulturkampf“ bezeichnet wird (vgl. Senghaas, 1998: 153).  

 
Neben dem Gefühl der Fremdbestimmung und tatsächlichen kulturellen Unterschieden, 

die ein Konfliktpotenzial darstellen können, besteht eine weitere Konfliktursache auch in 

dem Aufeinandertreffen von Modernem und Tradition. Dabei kann der Prozess der Mo-

dernisierung unterschiedliche Variationen aufweisen (vgl. Aderhold & Heideloff, 2001: 

132) und wird in dieser Arbeit verstanden als Industrialisierung, Alphabetisierung, Zunah-

me von Bildung, Urbanisierung, steigender Wohlstand und verstärkte soziale Mobilität, 

wobei das Moderne zeitlich jünger ist (vgl. Senghaas, 1998: 136). Dieses Treffen zwi-

schen der Tradition und dem Modernen und die daraus entstehende Entwicklung ist ein 

allgemeiner ständiger kultureller Prozess. So wird in den Modernisierungs- und Entwick-

lungstheorien davon ausgegangen, dass jede Kultur aus einer vorangegangenen Akkultu-

ration entstanden ist (vgl. Nancy, 1993, zitiert nach Düttmann, 1997: 19) und dass sich 

                                                 
22 "Ethnocentrism is the technical name for this view of things in which one's own group is the cen-
ter of everything, and all others are scaled and rated with reference to it. (...) Each group thinks its 
own folkways the only right ones, and if it observes that other groups have other folkways, these 
excite its scorn (…) Ethnocentrism leads a people to exaggerate and intensity everything in their 
own folkways which is peculiar and which differentiates them from others” (Sumner, 1906: 12f.). 
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schon seit jeher jedes Volk und jede Kultur nicht aus einer inhärenten Dynamik heraus, 

sondern aus Kulturbegegnungen23 entwickelt hat (vgl. Tenbruck, 1992: 22). Auch Seng-

haas bewertet die Auseinandersetzung mit fremden Kulturen durchweg positiv, da sich 

traditionelle Kulturen nur auf diesem weiterentwickeln können, zugleich aber auch nicht 

vergessen werden (vgl. Senghaas, 1998: 10). 

In manchen Fällen kann jedoch „Modernisierung (...) ein problematischer, überdies 

konfliktträchtiger Prozeß (sic.)“ sein (ebd.: 21). Probleme können zum Beispiel dort auftre-

ten, wo schnelle Prozesse auf langsame und starre Strukturen treffen (vgl. Aderhold & 

Heideloff, 2001: 135). Nach Aderhold & Heideloff (2001) sind Konflikte jedoch nicht zwin-

gend der Differenz von Tradition und Modernem zuzuschreiben. Vielmehr entstehen 

„Streit und Konflikte (...) im Inneren sozialer Modernisierungsbewegungen. Es geht um die 

Wahl des richtigen Wegs, um angemessene Mittel und damit natürlich um Interessen.“ 

(ebd.: 143). Neue Konflikte entstehen, gerade weil der Modernisierungsprozess neue 
Identitäten und Interessen schafft (vgl. Senghaas, 1998: 218) und dies Gruppen intern 

spalten kann (vgl. Tenbruck, 1992: 22ff.)  

 

Auf eine Regelung dieser kulturell-religiös motivierten Konflikte wird in Kapitel 2.5.2 ein-

gegangen. Bevor die theoretischen Ansätze in Kapitel 2.4 auf den Tourismus bezogen 

werden, sollen vorerst in Anlehnung an die in diesem Kapitel entworfene Struktur Res-

sourcenkonflikte theoretisch erläutert werden, um auch diese später für den Tourismus 

anwenden zu können. 

 

 

2.3.2.2 Ressourcenkonflikttheorien 

Nach der Veröffentlichung des Berichts des Club of Rome „Die Grenzen des Wachstums“ 

in den 1970er Jahren gerieten die gesellschaftlichen Konflikte angesichts von Ressour-

cenknappheit und Umweltverschmutzung immer deutlicher in den Mittelpunkt (vgl. Dah-

rendorf, 1992: 165ff.). Mit seinem Werk „Risikogesellschaft24 – Auf dem Weg in eine ande-

re Moderne“ prägte Beck in den 1980er Jahren zusätzlich das Risikodenken, auch in Be-

zug auf Umweltrisiken und -Konflikte. Beck beschreibt in seinem Buch eine Überlagerung 

der gesellschaftlichen Verteilungskonflikte wegen Ressourcenknappheit durch neue mo-

derne Konflikte aufgrund der Produktion wissenschaftlich-technischer Risiken. Diese Ver-

schiebung erfolge von einer von ihm so genannten „reichtumsverteilenden“ hin zu einer 
„risikoverteilenden“ Gesellschaft (vgl. Beck, 1986: 25ff.). Dabei wirken ökologische Prob-

leme wie Luftverschmutzung oder Klimawandel über die individuelle Ebene hinaus und 

entwickeln sich bis hin zu globalen Herausforderungen. Beck weist darauf hin, dass es 

                                                 
23„Eine Kulturbegegnung beginnt, wenn zwei (oder mehr) Gesellschaften aufeinandertreffen,  und 
währt, solange sie miteinander rechnen müssen; sie betrifft also, statt einmalige Ereignisse, meist 
dauerhafte Beziehungen“ (Tenbruck, 1992: 26).  
24 Mittlerweile wird versucht, einen positiveren Begriff zu etablieren und von der „Risikogesell-
schaft“ zur optimistisch zukunftsorientierten „Nachhaltigkeit“ überzuwechseln, welche sich nicht nur 
mit kurzfristigen Interessen, sondern auch mit den Interessen nachfolgender Generationen be-
schäftigt (vgl. Geis, 2005: 44f.).  
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nicht nur um direkte Folgen für die Natur und den Menschen geht, sondern auch um Konf-

likte, zu denen er bspw. Markteinbrüche, politische Zwänge, Anerkennung von Entschädi-

gungsansprüchen, wirtschaftliche Kosten, Gerichtsverfahren oder die Gefahr des Ge-

sichtsverlusts zählt (vgl. ebd.: 103ff.). 

 

Ein Ressourcenkonflikt erfolgt, wenn eine Gruppe die Ressourcen der anderen Gruppe 

einfordert oder beide die gleiche unteilbare Ressource für sich beanspruchen (vgl. Barons 

& Wehr, 2002: 29). Laut Rittberger & Zürn (1991) erfolgt die Unterteilung der knappen 

Ressourcen in Güter, welche von den Parteien absolut (der Wert des Gutes ist unabhän-

gig von Menge, die sich im Besitz der anderen Partei befindet, z. B. Nahrung) oder relativ 

(der Wert des Gutes ergibt sich dadurch, dass die eine Partei mehr von dem Gut besitzt 

als die andere Partei, z. B. Waffen) bewertet werden können (vgl. Rittberger & Zürn, 1991: 

420). 
Neben den finanziellen und sozialen Ressourcen (wie Reichtum, Macht oder 

Ruhm) spielen die natürlichen Ressourcen eine wichtige Rolle in der Nachhaltigkeitsdis-

kussion (vgl. Müller-Christ, 2003: 100). Wird von Ressourcenkonflikten oder auch „Um-

weltkonflikten“25 gesprochen, sind in aller Regel die natürlichen Ressourcen gemeint. 

Umweltkonflikte werden hier nach O’Leary & Bingham (2003) definiert als "differences 

among parties concerning values and behavior as they relate to the environment, (...) nat-

ural resources, public lands“ (O'Leary & Bingham, 2003: 4). Sie ergeben sich aus dem 

natürlichen Ressourcenangebot und seiner Nutzung, den technischen, institutionellen und 

politischen Rahmenbedingungen und Richtlinien sowie dem gemeinsamen Umgang des 

Kollektivs mit der Natur. Diese Mensch-Umwelt-Beziehungen bestimmen, so Baechler 

(2001), ob und wie die Gesellschaft mit der Knappheit der natürlichen Ressourcen umgeht 

(vgl. Baechler, 2001: 10). Da die Konfliktgegenstände von Umweltkonflikten – Ressourcen 

natürlicher Herkunft – in der weit überwiegenden Zahl der Fälle als Allgemeingut gelten, 

werden diese Konflikte auch als „Kollektivgutprobleme“ (Geis, 2005: 43) bezeichnet. 
Auch um die Risikoverteilung von so genannten „public bads“, wie Umweltschäden 

und gesundheitliche Gefährdungen, können Konflikte auftreten (vgl. Geis, 2005: 85). Sie 

sind so gesehen Verteilungskonflikte um die räumliche Zuordnung von Umweltqualität 

(also auch Verkehrszunahme und Geruchsbelästigung) (vgl. Claus & Gans, 1994: 20) und 

bestehen aus Mittelkonflikten (z. B. Reinhaltung des Wassers) und Interessenskonflikten26 

wegen Gütern (zum Beispiel das finanzielle Aufkommen für die Reinhaltung der Luft bei 

grenzüberschreitender Luftverschmutzung) (vgl. Rittberger & Zürn, 1991: 411). Die Zer-

störung der Umwelt kann sogar zu so genannten „Umweltkriegen“ (Zürn, 2001: 24) eska-

                                                 
25 Laut Luhmann geht es dabei nicht um Konflikte mit der Umwelt, da die Gesellschaft nicht mit der 
Umwelt kommunizieren kann, sondern vielmehr um Konflikte mit ihren Vert retern, wie z. B, Natur-
schützer (vgl. Luhmann, 1984: 549).  

26 „Haben wir es [...] mit einem Dissens zwischen den Akteuren über den Weg zu tun, der einzu-
schlagen ist, um ein gemeinsames Ziel zu erreichen, so sprechen wir von einem Mittelkonflikt [...], 
Bei Interessenkonflikten konkurrieren die Konfliktparteien um ein knappes Gut.“ (Rittberger &Zürn,  
1991: 420).  
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lieren und hat somit das Potenzial neben Migrationsbewegungen und Militäreinsätzen die 

nationale Sicherheit zu bedrohen (vgl. Hall & Higham, 2005: 18; Baechler, 2001: 10).  

 

Dieses Konfliktpotenzial ist bei kollektiven Gütern27 (wie Wasser, saubere Luft, Biodiversi-

tät, Fischbestände etc.) sehr ausgeprägt, besonders wenn sie knapp werden. Erste Erklä-

rungsansätze wurden bereits von Gordon (1954) im Hinblick auf Fischbestände und Har-

din (1968) am Beispiel von Weideland aufgegriffen. Die u. a. von Hardin beschriebene 

„Tragik der Allmende“ ergibt sich dadurch, dass viele Individuen eine knappe Ressource 

gemeinsam nutzen und es dadurch zu einer Umweltverschlechterung kommt, zum Bei-

spiel zur Überweidung.  

Die Spieltheorie des „Gefangenen-Dilemmas“ formalisiert diesen Gedanken. Dabei wird 

hier davon ausgegangen, dass die Akteure nicht miteinander kooperieren und die Kom-

munikation zwischen Akteuren verboten, unmöglich oder einfach irrelevant ist. Weiterhin 
wird angenommen, dass die Akteure (wie in der Rational Choice-Theorie bzw. Wert-

Erwartungs- oder Nutzentheorie beschrieben) als rein rational denkendes Wesen28 han-

deln und Eigennutz als die Motivation des Individuums (Feld & Hug, 2005: 2) vorkommt29. 

Demzufolge zieht jeder Einzelne es aus rationalen und kurzfristigen Gründen vor, indivi-

duell den höchsten Gewinn für sich zu erzielen, anstatt kooperativ zu handeln. Die Akteu-

re sind sich über ihre Handlungsaktion bewusst, wählen bestimmte Handlungsoptionen 

aus und kennen die Auswirkungen (vgl. Kunz, 2005: 466). Voraussetzung ist aber, dass 

sie ihre Entscheidungen zur gleichen Zeit treffen und somit nicht wissen, welche Ent-

scheidung der jeweils Andere trifft (vgl. Magin, Heil & Fürst, 2003: 124f.). Menschen ent-

scheiden also nicht nur aufgrund ihrer Vorlieben für bestimmte Handlungsoptionen, son-

dern auch, weil sie davon den „besten Nutzen bzw. wenigsten Schaden davontragen, die 

erwarteten Handlungskonsequenzen am positivsten bewertet und am sichersten erwartet 

werden“ (Kunz, 2005: 468).  

Diese Problematik der „Logik des Kollektiven Handelns“ ergibt sich laut Olson 
(1968), weil es schwierig ist, Individuen zu motivieren, anstelle ihres individuellen ein ge-
meinsames Wohlergehen zu verfolgen: „rationale, eigennützige Individuen handeln nicht 

so, daß (sic.) ihr gemeinsames oder Gruppeninteresse verwirklicht wird“ (Olson, 1968: 2, 

Hervorhebung durch kursive Schrift im Original). Wenn jemand von der Nutzung eines 

Kollektivguts nicht ausgeschlossen werden kann, hat er nur einen geringen Anreiz, freiwil-

lig zu dessen Erhalt beizutragen und wird zum Trittbrettfahrer. Laut Ostrom (1999) wurden 

die theoretischen Ansätze der Tragik der Allmende von anderen Wissenschaftlern und 

Politikern häufig unkritisch übernommen, ohne weitere Variablen zu berücksichtigen (vgl. 
                                                 
27 Apestiguia & Maier-Rigaud (2006) benutzen hier zwei unterschiedliche Bezeichnungen im Engli-
schen: „public good“ und „common-pool resource“ (Apesteguia & Maier-Rigaud, 2006: 648). In 
dieser Arbeit soll diese Unterscheidung jedoch nicht aufgegriffen werden.  

28 Der Mensch wird demnach als ein RREEMM-Modell – resourceful, restricted, expecting, evalua-
ting, maximizing man - gesehen (vgl. Kunz, 2005: 461). 

29 Dies ist jedoch auch ein Kritikpunkt an den Spieltheorien. Senghass kritisiert bspw., dass Ver-
trauen, Bereitschaft oder Abneigung für ein kooperatives Verhalten nicht mit beachtet werden (vgl.  
Senghaas, 1969: 48).  
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Ostrom, 1999: 9). Sie sieht sehr wohl Möglichkeiten, diesem „Dilemma“ zu entkommen 

und zwar nicht nur durch externe staatliche Instanzen, sondern durch eine von den Akteu-

ren selbst entwickelte kooperative Strategie (siehe Regelung von Nutzungskonflikten, 

Kapitel 2.5.3).  

 

Insgesamt wird der wachsende Bedarf an knappen Ressourcen durch steigende Bevölke-

rungszahlen sowie den Fortschritt vieler so genannter Entwicklungsländer und den damit 

einhergehenden erhöhten Energiebedarf mit aller Wahrscheinlichkeit weitere Ressour-

cenkonflikte fördern. Einige Autoren sprechen hier sogar von zunehmend wahrscheinli-

chen militärisch geführten Ressourcenkriegen (vgl. Klare, 2001: 9ff., Bannon & Collier, 

2003). 
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2.4 Definition touristischer Kultur- und Ressourcenkonflikte 

Bezogen auf Konflikte zwischen Tourismusakteuren und nicht-touristischen Akteuren 

können einige der hier vorgestellten Theorien kultureller Konflikte und Ressourcenkonflik-
te angewendet werden und somit auch später in der empirischen Analyse wieder aufgeg-

riffen werden.  

 

Aus kultureller Sicht können die in Kapitel 2.3.2.1 erläuterten kulturellen Konflikte (Verste-

henskonflikte und „Konflikt der Kulturen“) im Tourismus wieder gefunden werden und sind 

für die weitere Untersuchung von besonderer Relevanz. So können einerseits durch un-

terschiedliche Normen und Sprachen Verständigungsprobleme zwischen Bereisten und 

Gästen entstehen. Auch der Konflikt der Kulturen, bspw. in Bezug auf die Ausübung un-

terschiedlicher Religionen, steht häufig im Raum. Andererseits dann es durch den Tou-

rismus, gerade in weniger entwickelten Ländern, außerdem zu einem Treffen zwischen 

relativ modernen und traditionellen Kulturen kommen. Diese Akkulturation kann positive 

Effekte einer Entwicklung mit sich führen. Daneben können aber auch Konflikte zwischen 

den Touristen und der Bevölkerung aufgrund starker kultureller Differenzen sowie Konflik-

te innerhalb der Gruppen, meist der Bereisten, auftreten. So sind besonders bei einer 
schnellen touristischen Entwicklung und dem damit verbundenem Modernisierungspro-

zess Konflikte innerhalb der Gruppe zwischen Generationen oder Geschlechtern denkbar 

(wie etwa innerhalb einer Familie), die sich an unterschiedlichen Ansichten entzünden. Da 

diese Konflikte nicht laut anfangs aufgestellter Definition des Konfliktbegriffs zwischen 

Tourismusakteuren und nicht-touristischen Akteuren stattfinden, werden sie nur am Ran-

de aufgegriffen. 

Beim einzelnen Tourist kann, bedingt durch seine relativ kurze Aufenthaltsdauer, 

nicht von individueller Integration gesprochen werden (Ausnahmen bilden hier Personen, 

die Zweitwohnungen besitzen), wie bspw. im Fall von Migration. Die Einheimischen je-

doch, die gewissermaßen für längere Zeit auf die Gruppe der Touristen trifft, könnte sich 

in einigen Fällen durchaus von den Gästen gestört fühlen und ihre Ablehnung kommuni-

zieren sowie eine Identitätsgruppe (Ingroup) (siehe Theorie der sozialen Identität, Kapitel 

2.3.1 und Ethnozentrismus, Kapitel 2.3.2.1) bilden. Darüber hinaus ist es denkbar, dass 
sich die Bereisten durch Massentourismus in einer Situation (verstärkter), von Senghaas 

angesprochener Fremdbestimmung – bei gleichzeitiger finanzieller Abhängigkeit – wieder-

finden oder dies zumindest so empfinden (was ein Beispiel für Dahrendorfs Klassifizie-

rung im Bereich D2 darstellt).  
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Auch Umweltkonflikte durch den Ressourcenverbrauch (einerseits die in Kapitel 2.3.2.2 

angesprochenen „Kollektivgutprobleme“ durch die Konfliktursache kollektiver Güter, wie 

Fläche, Wasser oder Energieträger, sowie andererseits finanzieller Ressourcen) können 

zwischen Tourismusakteuren und nicht-touristischen Akteuren ausgemacht werden. Ein-
schränkungen der Umweltqualität können Konflikte auslösen, bspw. durch ein vermehrtes 

Aufkommen von Abgasen, Abfall und Abwasser. Dies wird zwar in manchen Fällen durch 

den Tourismus verursacht und kann dementsprechend zu Konflikten zwischen Tourismus 

und Bevölkerung bzw. Naturschützern führen. Es können aber auch andere (meist indust-

rielle) Akteure die Umweltqualität beeinträchtigen, die für den Tourismus wiederum von 

großer Bedeutung ist. Allgemein verlangen solchermaßen ausgelöste Konflikte auf mittel- 

bis langfristige Sicht nach infrastrukturellen und kooperierenden Lösungen.  

Darüber hinaus ist die Verteilung von gesellschaftlichen Risiken und „public bads“ 

durch den Tourismus möglich, da bspw. durch den touristisch bedingten Verkehr lokal 

Treibhausgase emittiert werden und somit zu einer Verstärkung des globalen Klimawan-

dels beitragen (siehe auch Kapitel 3.3.1). 

 

 
 

 

Diese mit Hilfe der bisherigen wissenschaftlichen Literatur erstellten Definitionen werden 

im Rahmen dieser Arbeit weiterentwickelt und im Anschluss an die empirische Untersu-

chen durch die Erkenntnisse über die Rolle des Klimawandels bei touristischen Konflikten 

ergänzt. 

Auf Basis der hier entworfenen theoretischen Grundlagen wird in dieser Arbeit der 

„touristische Kulturkonflikt“ verstanden als Konflikt zwischen den Touristen und der 

bereisten Bevölkerung ausgelöst durch Verstehens- oder Verständigungsprobleme, 

unvereinbare Normen und Regeln oder eine deutlich kommunizierte Ablehnung der 

Touristen von Seiten der Bevölkerung aufgrund eines Gefühls der Fremdbestim-

mung oder 

Auf Basis der hier entworfenen theoretischen Grundlagen wird in dieser Arbeit der 

„touristische Ressourcenkonflikt“ verstanden als Konflikt 1. zwischen den Ressour-

cen nutzenden Tourismusakteuren und anderen die gleichen Ressourcen nutzen-

den nicht-touristischen Akteursgruppen, ausgelöst durch nicht kooperierende Nut-

zung kollektiver (finanzieller und natürlicher) Güter oder 2. zwischen Tourismusak-

teuren und anderen nicht-touristischen Akteuren, ausgelöst durch eine die Um-

weltqualität einschränkende Verteilung von gesellschaftlichen Risiken und „public 

bads“. 
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Anhand der beschriebenen theoretischen Grundlagen der Konflikttheorien und die 

daraus abgeleiteten Definitionen können nicht nur generelle Aussagen zu den später un-

tersuchten Konfliktsituationen, sondern auch zu Konfliktregelungsstrategien im Allgemei-

nen sowie im Tourismus im Speziellen getroffen werden. Letztere werden im Folgenden 

näher theoretisch beleuchtet. 
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2.5 Ansätze zur allgemeinen Konfliktregelung und in Bezug auf Konf-

liktregelungsmöglichkeiten im Tourismus 

Das Ende von Konflikten kann unterschiedliche Formen annehmen. So können Konflikte 

geregelt werden oder auch nicht, ein offenes Ende haben oder ignoriert werden (wenn 

bspw. der Status quo als die im Augenblick beste aller Lösungen angesehen wird). Auch 

eine gewalttätige Lösung mit einer einseitigen Durchsetzung ist möglich (vgl. Pfetsch, 
2005: 16). In diesem Kapitel soll ein Überblick über allgemeine Grundlagen der Konfliktre-

gelung gegeben werden. Anschließend werden theoretische Ansätze zur Lösung kulturel-

ler Konflikte sowie Nutzungs- und Ressourcenkonflikte aufgezeigt. Analog erfolgt eine 

Vorstellung und Zusammenfassung bislang angewandter erfolgreicher Konfliktregelungs-

instrumente im Tourismus.  

 

 

2.5.1 Konfliktbehandlung allgemein 

Die Begrifflichkeiten zur Nennung eines Konfliktendes werden sowohl in der Wissenschaft 

als auch in der Praxis oftmals unterschiedlich gebraucht. So kann ein Konflikt mit einer 

Vermeidung, Unterdrückung, Lösung und Überbrückung der Gegensätze enden (vgl. Rüt-

tinger & Sauer, 2000: 208ff.). Glasl (1999) findet daneben weitere Begriffe, um Maßnah-

men einer Konfliktbehandlung zu beschreiben:  

 

• Konfliktlösung 
• Konfliktmanagement 
• Konfliktkontrolle, -beherrschung 
• Konfliktregelung, -regulierung, -überbrückung 
• Konfliktreduktion, -unterdrückung, -vermeidung 
• Konfliktsubstitution, -ersatz, -verschiebung 

 
Ob die jeweilige Maßnahme vor, während oder nach einer Konfliktaustragung greift, skiz-

ziert Glasl (1999) wie in Tabelle 2 zu sehen: 
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Tabelle 2: Schwerpunkte der Interventionsarten. Begriffsübersicht. (Glasl, 1999: 19) 

Die Maßnahme ... richtet sich schwerpunktmäßig auf... 
 Konfliktpotenzial Konfliktprozess Konfliktfolgen 
Konfliktlösung    

Konfliktmanagement    

Konfliktkontrolle, 
Konfliktbeherrschung 
 
 

   

Konfliktregelung, 
Konfliktregulierung, 
Konfliktüberbrückung 
 

   

Konfliktreduktion, 
Konfliktunterdrückung, 
Konfliktvermeidung 
 

   

Konfliktsubstitution, 
Konfliktersatz, 
Konfliktverschiebung 
 

entweder: oder: oder: 

Konfliktbehandlung Allgemeiner Überbegriff 
 
Aus dieser Zuordnung abgeleitet soll in dieser Arbeit im Folgenden der Begriff „Lösung“ 

verwendet werden, um den Umgang mit zukünftigen Konflikten, die der Klimawandel für 

den Tourismus bereithält, zu beschreiben. Als Möglichkeiten, um Konflikte schon vor ih-

rem Ausbruch zu vermeiden und das Konfliktpotenzial zu reduzieren, schlagen Bartos & 

Wehr (2002) vor, Toleranz zu lernen und sich abzusprechen (vgl. Bartos & Wehr, 2002: 

148ff.). Um bestehende (touristische) Konflikte zu behandeln, soll nach der Terminologie 

von Glasl eher von „Beherrschung“ und „Regelung“ gesprochen werden. Andere Autoren 

stimmen diesen Begrifflichkeiten teilweise zu, gehen aber auch darüber hinaus. So ist 
bspw. die „Lösung“ nicht nur bei einem Konfliktpotenzial anwendbar, sondern nach Berkel 

(2002) auch der Zustand eines verschwunden Konfliktes (vgl. Berkel, 2002: 62) bzw. nach 

Dahrendorf (1972) ein „Versuch der Beseitigung von Gegensätzen von der Wurzel her“ 

(Dahrendorf, 1972: 40).  

Verschiedene Autoren greifen weitere Interventionsarten in Zusammenhang mit 

der Funktionalität von Konflikten auf. So spricht Dahrendorf (1972) bspw. von einem 
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Hemmnis des gesellschaftlichen Wandels bei einer Unterdrückung von Konflikten, wo-

durch sie ihrer Funktionalität beraubt werden. Dementsprechend nennt er die Unterdrü-

ckung sogar eine „unmoralische“ und „unwirksame Weise der Behandlung sozialer Konf-

likte“ (Dahrendorf, 1972: 40). Die Regelung und Kontrollierbarkeit von Konflikten, meint 

schon Coser (1968), tragen zum gesellschaftlichen Fortschritt bei, da sie zwei feindlich 

gesinnte Parteien, welche sonst keine Kooperation und Koalitionen eingehen würden, 

aneinander bindet (vgl. Coser, 1968: 15ff). Temporär bilden sich so auch neue Interes-

sensgruppen aus. Diese Vereinigungen können auch zu einer Bildung von neuen Organi-

sationen in einem sozialen System führen (vgl. Coser, 1972: 166). Wie es Reimann und 

seine Kollegen beschreiben: „Bleibt eine Konfliktlösung (...) nicht nur auf den Personen-

austausch beschränkt, sondern zieht strukturelle Veränderungen der betroffenen Organi-

sation oder Gesellschaft nach sich, so wird sozialer Konflikt zur Quelle des sozialen Wan-

dels“ (Reimann et al., 1991: 218). Dabei bedarf es laut Tidwell (2001) dreier Vorausset-
zungen, um einen Konflikt zu behandeln: Erstens muss die Möglichkeit gegeben sein 

(Zeit, Platz), zweitens muss die Kompetenz vorhanden sein (Fähigkeiten, Ressourcen) 

und drittens braucht es Willenskraft, den Konflikt lösen zu wollen (vgl. Tidwell, 2001: 4f.).  

Allgemein können verschiedene Instrumente zur Regelung von bereits vorhande-

nen Umweltkonflikten unterschieden werden (vgl. Diekmann & Preisendörfer, 2001: 185): 

 
• Formelle, ordnungsrechtliche Regelung, planungsrechtliche oder ökonomische In-

strumente 
• Informelle Instrumente, wie Dialoge oder Absprachen 

 
Eine erste Möglichkeit der Regelung stellt die formelle institutionelle30 Kontrolle durch Or-

ganisationen oder die gewaltfreie Diskussion und anschließende Entscheidung in Partei-

en, Wahlen und Parlamenten dar (vgl. Dahrendorf, 1992: 162). Viele Autoren nennen die-

se Institutionalisierung, z. B. durch gesetzliche Verbote und die Entwicklung von Regeln, 

als Form der Konfliktregulierung (vgl. bspw. Luhmann, 1984: 539ff.; Coser, 1972: 179; 

Etzioni, 1975: 596). Institutionen werden eine große Bedeutung bei der Konfliktlösung 

zugesprochen (vgl. Tidwell, 2001: 40). Diese gesellschaftlichen Institutionen können so-

wohl formellen (z. B. Parlament), aber auch informellen Charakter (z. B. Mediatorenge-
richte) aufweisen (vgl. Koehler, 2004: 275; Zürcher, 2004: 116f.).  

Ein erster Schritt hin zu dieser zweiten, informellen Konfliktbehandlung kann über 

Kommunikation erfolgen. Wichtig ist laut Bröchler (1999) hierbei, dass die verschiedenen 

Interessen, Handlungsforderungen und Werte identifiziert werden, so dass die Argumente 

von den allen beteiligten Parteien wahrgenommen und verstanden werden. Es kommt 

hierbei jedoch nur zur „Klarheit, nicht unbedingt Einigkeit“ (Bröchler, 1999: 714). Als wich-

tigste Verfahrenstypen für diese „Einigkeit“ werden von Heinrichs (2005a) die Partizipati-

                                                 
30 „Eine Institution kann dabei definiert werden als ein auf Dauer gestelltes Set  von formellen oder 
informellen Normen und Regeln, welche die den Akteuren in angebbaren, sich wiederholenden 
Situationen zugänglichen Verhaltensoptionen einschränken bzw. vorschreiben und die Erwar-
tungshaltungen der Akteure prägen. (...) Sie erweisen sich gegenüber Veränderungen als resistent 
und formen die Interessen der Entscheidungsträger sowie deren gegenseitige Wahrnehmung“ 
(Rittberger & Zürn, 1991: 400).  
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onsmodelle Mediation bzw. Alternative Dispute Resolution, Stakeholder-Dialog, Runder 

Tisch, Kooperativer Diskurs, Konsensus-Konferenz, Planungszelle/Bürgergutachten, Zu-

kunftswerkstatt, Zukunftskonferenz und Szenario-Workshop vorgestellt (vgl. Heinrichs, 

2005a: 713ff.). Des Weiteren können Gutachten, Lokaler Dialog oder Foren31 als informel-

le Maßnahmen genutzt werden (vgl. Barthe, 2001: 48f.). Geschichtlich gesehen wurden 

die anfangs eingesetzten Instrumente laut Baranek & Walk (2005) weiterentwickelt und 

entwickelten sich von einer ursprünglich reinen Beteiligung der Betroffenen und Informati-

onsbereitschaft hin zu heute eher kooperierenden Problemlösungsansätzen (vgl. Baranek 

& Walk, 2005: 73). Diese kooperierende und auch partizipative Form sollte sich eines 

Zwei-Wege-Dialogs bedienen und sowohl diskursiv als auch deliberativ sein, was bedeu-

tet, dass „konfligierende Argumente und Geltungsansprüche aufeinander bezogen werden 

sollen, um gemeinsame Sichtweisen zu erzielen; und dass (...) in Beratungsprozessen 

von den heterogenen Akteuren gemeinsame Problemlösungen erarbeitet werden sollen.“ 
(Heinrichs, 2005b: 54). So hat bspw. das Instrument des Runden Tisches das Ziel, einen 

gemeinsamen Dialog über den Konflikt zu führen (Bischoff, Selle & Sinning, 1996: 73ff.).  

Die Instrumente können u. a. je nach Gruppengröße oder nach Konfliktschwere 

unterschiedlich eingesetzt werden. So bietet sich etwa bei besonders schwer zu regeln-

den Konflikten das Mediationsverfahren an. Mediationsverfahren werden als Kommunika-

tions- und Verhandlungsverfahren verstanden (vgl. Geis, 2005: 67). Sie dienen der Rege-

lung von Konflikten, bei denen zwei oder mehrere Streitparteien freiwillig an einem Ver-

fahren teilnahmen, dessen Ablauf im Vorfeld festgelegt ist. Das Ziel besteht nach Fietkau 

& Weidner (1998) darin, „in einem fairen und direkten (fac-to-face) Kommunikationspro-

zeß (sic.) Differenzen gemeinsam zu erkunden, Handlungsspielräume auszuloten und zu 

einer von allen Teilnehmern entwickelten und getragenen Lösung in Form einer Vereinba-

rung zu kommen. Hierbei werden sie von einer neutralen Person, dem Mediator, unters-

tützt, deren Hauptaufgabe in der Gestaltung und Betreuung des Verfahrensablaufs liegt.“ 

(Fietkau & Weidner, 1998: 15f.). Mediationsverfahren32 zielen auf ein gemeinsam verant-
wortetes Ergebnis ab (vgl. Zilleßen, 2001: 190).  

 

Ziel eines solchen informellen Verfahrens ist ein Kompromiss oder im besten Fall ein 

Konsens. Bei einem Kompromiss können die Parteien einander aus jeweils unterschiedli-

chen Gründen zustimmen, ohne dabei die Sichtweise des Gegners zwingend zu über-

nehmen (vgl. Giegel, 1992: 9). Ein Konsens ist hingegen die „Übereinstimmung der Pers-

pektiven zweier oder mehrerer Akteure“ (Etzioni, 1975: 479). Er erfordert Flexibilität und 

Willen zur Veränderung der Akteure, um neue gemeinsame Ziele zu entwickeln (vgl. ebd.: 

479). Etzioni kritisiert den Konsens jedoch, weil das Ergebnis den Willen der einen Akteu-

re oft stärker reflektiert als den Willen der anderen (vgl. ebd., 1975: 447).  
                                                 
31 Foren haben meist eine große Anzahl von Teilnehmern und dienen in einem kommunikativen 
Prozess der Sammlung von Ideen und Zusammenhängen,  dem Austausch von Informationen und 
bieten zudem eine Vernetzungsfunktion (vgl. Bischoff, Selle & Sinning, 1996: 79).  

32 Das Interesse an Mediationsverfahren nimmt seit einigen Jahren zu. Für Fietkau & Weidner 
(2001) hat dies mit einem sich wandelnden Gesellschaftsverständnis im Zuge eines Generatio-
nenwechsels in Politik, Wirtschaft und Verwaltung zu tun (vgl. Fietkau & Weidner, 2001: 219).  
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Eine mögliche positive Form eines Konfliktendes stellt die Win-win-Situation dar, bei der 

alle Akteure mit einem „gegenseitigen Gewinn“ (vgl. Fisher et al., 2004: 112) von der Eini-

gung profitieren und ein konstruktiver Prozess mit einer effektiven Kooperation entsteht 

(vgl. Deutsch, 2000: 30). Diese Zusammenarbeit zwischen den Gruppen33 kann Vorurteile 

abbauen und Gruppengrenzen aufweichen (vgl. Zick, 2005: 416f.). Dabei steht eine Koo-

peration für „jede Form der gesellschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Personen, 

Gruppen oder Institutionen” (Grunwald, 1982: 72). Sie zielt laut Elwert (2004) nicht auf 

Konfliktunterdrückung, sondern auf geregelte Möglichkeiten, Konflikte auszudrücken und 

auszutragen (vgl. Elwert, 2004: 34). Dies entspricht auch der Lösung von Gruppenkonflik-

ten (siehe Kapitel 2.5), die greift, wenn gleiche übergeordnete Ziele vorhanden oder beide 

Gruppen der gleichen Gefahr ausgesetzt sind (vgl. LeVine & Campbell, 1972: 40).  

 

Die im Theorieteil herausgestellten Konfliktarten im Tourismus, Kultur- und Ressourcen-
konflikte, verfügen über spezifische theoretische Grundlagen zur Regelung, die im Fol-

genden vorgestellt werden.  

 
 

2.5.2 Regelung kultureller Konflikte 

Allgemein betrachtet gibt es verschiedene Möglichkeiten der Handhabung interkultureller 

Begegnungen. In Bezug auf Zuwanderung sollte bspw. ein kultureller Pluralismus angest-

rebt werden, der von Chancengleichheit und einem friedfertigen Nebeneinander der Kultu-

ren geprägt ist (vgl. Hinding & Kober, 2007: 152). Um der Modernisierung als Konfliktur-

sache zu begegnen, sieht Senghaas (1998) auf der einen Seite die Möglichkeit der Na-

chahmung der anderen Kulturrichtung oder auf der anderen Seite eine Zurückbesinnung 

auf die eigenen traditionellen Werte. Als Mittelweg beschreibt er die Möglichkeit, die eige-

ne Kultur zu behalten und gleichzeitig neue Technik und Wissen zu integrieren. Darüber 

hinaus sieht er eine vierte Option, bei der durch Innovation ein eigener, vollständig neuer 

Kulturkreis aufgebaut wird (vgl. Senghaas, 1998: 13f.). Ähnlich nennen Aderhold & Heide-

loff (2001) folgende vier Optionen: 

 
• Abgrenzung 
• Assimilation 
• Anpassung 
• Offener Umgang mit Eigenem und Fremdem 

 
Treffen zwei unterschiedliche Kulturen aufeinander, können sich also erstens die beiden 

Gruppen räumlich und kulturell voneinander trennen, zweitens eine Verbindung zu einer 

neuen dritten Kultur eingehen, drittens kann die eine Gruppe vollständig die Kultur der 

anderen Gruppe übernehmen oder viertens die Gruppen gehen in einem offenen Dialog 

                                                 
33 Ab einer Teilnahme von mindestens drei Akteuren wird eine kooperative Zusammenarbeit auch 
Netzwerk genannt (vgl. Lummerstorfer, 2006: 35). 
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damit um und verhandeln die Unterschiede in einem „offenen Perspektivenwechsel“ (vgl. 

Aderhold & Heideloff, 2001: 177f.) 

 

Dieser vierte Ansatz wird als Vorgehensweise für die oben genannten Verstehens- und 

Verständigungskonflikten von Ropers (1997) vorgeschlagen. Die Parteien sollten in die-

sen Fällen aufeinander zugehen, um die jeweils andere Kultur zu entdecken und zu ver-

stehen (Ropers, 1997: 175). Auch Kimmel (2000) fordert das informelle Gespräch, um die 

subjektive kulturelle Wahrnehmung zu erweitern, Missverständnisse zu vermeiden und 

Offenheit für andere Ideen und Werte zu entwickeln (vgl. Kimmel, 2000: 456ff.).  

Auch für die Regelung von Kulturkonflikten sollte eine Konfliktbearbeitung in Form 

eines „interkulturellen Dialogs“ stattfinden. Laut Ropers hat dieser zum Ziel im ersten 

Schritt einen Rahmen dafür zu schaffen, dass daran anschließend „unterschiedliche Be-

deutungssysteme und Wertehierarchien nebeneinander existieren können“ (Ropers, 
1997: 171). Senghaas (1998) schlägt für eine bessere Konfliktregelung u. a. Vermittlun-

gen bzw. Mediationsverfahren vor (vgl. Senghaas, 1998: 21f. und 146f.) 

 

Neben diesen informellen Methoden werden aber auch institutionelle Regelungsverfahren 

für kulturelle Konflikte beschrieben. So sind die oben genannten Instrumente, wie institu-

tionell verfasste Rechte und Freiheiten, grundlegende Voraussetzung, um die Interaktion 

zwischen verschiedenen Kulturen zu regeln. Dadurch werden Kriterien und Regeln mit 

grundlegenden Werten, Prinzipien und Normen zur Verfügung gestellt, die für alle Betei-

ligten akzeptabel und verbindlich sind (vgl. Ropers, 1997: 171; Giegel, 1998: 10; Seng-

haas, 1998: 218). 

 
 

2.5.3 Regelung von Ressourcenkonflikten 

Für die Problemlösung der „Allmende-Klemme“ werden oftmals staatliche Regelungen 

oder Marktlösungen vorgeschlagen. So empfiehlt Harding bereits 1968: „We have several 

options. We might sell them (die Kollektivgüter, Anmerkung der Autorin) off as private 

property. We might keep them as public property, but allocate the right to enter them.“ 

(Hardin, 1968: 6). Auch von anderen Autoren werden institutionalisierte Wege zur Äuße-

rung der Unzufriedenheit (vgl. Seifert, 1978: 83f.) und zur Entwicklung klarer Regeln (vgl. 
Rüttinger & Sauer, 2000: 173) beschrieben. Zudem bietet sich die Möglichkeit, zusätzlich 

materielle und finanzielle Anreize oder Zwänge zu schaffen (vgl. Olson, 1968: 50) sowie 

Eigentumsrechte und Gesetze (vgl. Weede, 1984: 10) zu formulieren. Diese Regeln kön-

nen sowohl der Staat bzw. der Herrscher (durch Rechte und Gesetze) festlegen als auch 

auf dem Markt die Unternehmer (durch vertraglich festgelegte Regeln) vereinbaren, um so 

ein koordiniertes oder kollektives Handeln der beteiligten Akteure durchzusetzen (vgl. 

Ostrom, 1999: 50ff.). Über die nationalen Grenzen hinaus können weitere Mechanismen, 

wie Konventionen oder Vereinbarungen herangezogen werden, um Umweltkonflikte zu 

regeln (vgl. Baechler, 2001: 11).  
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Daneben besteht aber auch die Möglichkeit der partizipativen und freiwilligen Problemlö-

sungen. So ist Ostrom (1999), wie sie in ihrem Titel, „Jenseits von Staat und Markt“ an-

deutet, der Ansicht es sei möglich, der „Tragik der Allmende“ mit Hilfe einer selbstverwal-

tenden kooperativen Strategie zu begegnen, die auf einer Konzeption neuer selbstge-

schaffener Institutionen fußt (vgl. Ostrom, 1999: 271). Hierzu müssten vor allem die Prob-

leme der Bereitstellung einer neuen Institution, die glaubwürdige Selbstverpflichtung und 

die gegenseitige Überwachung angegangen werden (Ostrom, 1999: 54ff.). Sie stellt zu 

diesem Zweck acht Prinzipien auf, deren Befolgung bei der konfliktfreien Nutzung von 

Allmende-Ressourcen helfen sollen: klar definierte Grenzen, Kongruenz zwischen Aneig-

nungs- und Bereitstellungsregeln sowie lokalen Bedingungen, Arrangements für kollektive 

Entscheidungen, Überwachung, abgestufte Sanktionen, Konfliktlösungsmechanismen, 

minimale Anerkennung des Organisationsrechts und schließlich in den Lösungsprozess 

eingebettete Unternehmen (zur weiteren Ausführung siehe Ostrom, 1999: 117ff.). Auch 
andere Untersuchungen zeigen, dass eine freiwillige Kooperation in Bezug auf Allgemein-

güter möglich ist (vgl. z. B. Ledyard, 1995; Fehr & Gächter, 2000; Camerer, 2003; Croson, 

2008). Partizipation spielt laut Renn (2005) „als Instrument für ein faires Aushandeln von 

Ressourcen“ (Renn, 2005: 227) eine große Rolle.  

 Grundlage hierfür ist das gegenseitige Vertrauen darin, dass alle ihre individuellen 

Ziele zurückstellen und somit nicht einer für andere mitarbeitet (vgl. Ho & Weigelt, 1997). 

Nur wenn der jeweils andere Akteur bzw. die anderen Akteure auch ihre Kooperationsbe-

reitschaft beweisen, kommt im Ergebnis eine funktionierende Kooperation zustande (vgl. 

Tidwell, 2001: 71, nachgewiesen mit der so genannten „Tit for Tat“-Strategie). Dabei sind 

Kooperationen laut Axelrod (1997) besonders bei langfristigen Beziehungen sinnvoll. Tref-

fen sich die Akteure nicht wieder und sind keine zukünftigen Folgen zu erwarten, kann 

anhand der Gefangenendilemma-Spieltheorie gezeigt werden, dass der Anreiz zur Koo-

peration niedrig ausfällt (vgl. Axelrod, 1997: 9ff.; Scharpf & Benz, 1991: 105).  

 Neben Konflikten wegen kollektiver Güter lassen sich auch bei anderen umwelt-, 
technik- und risikobezogenen Problemstellungen staatliche Regelungen und Koalitionen 

(vgl. z. B. Beck, 1986: 159 und 366; O'Leary & Bingham, 2003: 10ff.) und partizipative 

Verfahren anwenden (vgl. Heinrichs, 2005a: 55). Beispielsweise nennen O’Leary & Bing-

ham (2003) die Möglichkeit einer freiwilligen Partizipation, bei der eine dritte neutrale Par-

tei den Übereinstimmungsprozess bei Umweltkonflikten unterstützt (vgl. O'Leary & Bing-

ham, 2003: 6). Win-win-Lösungen sind jedoch laut Fietkau & Wiedner (1998) im Falle die-

ser Übereinstimmungen bei Umweltkonflikten nur selten möglich, da Risiken, die von „bad 

goods“ (z.B. Abwasser, Abfall, Abgase etc.) ausgehen, selten gerecht verteilt werden 

(können) (vgl. Fietkau & Wiedner, 1998: 324). Zudem gibt Geis (2005) zu bedenken, dass 

solche informellen, alternativen Methoden mit einem erheblichen zeitlichen, finanziellen 

und personellen Aufwand verbunden sind (vgl. Geis, 2005: 76).  

 

Informelle sowie formelle Verfahren eigenen sich hiernach also beide zur erfolgreichen 
Konfliktregelung von Kultur- und Ressourcenkonflikten. Somit ist auch denkbar, dass sie 

bei entsprechenden Konfliktsituationen im Tourismus greifen. Im Folgenden soll dies am 
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bisherigen Stand der Literatur in Bezug auf Konfliktregelung im Tourismus überprüft wer-

den. 

 
 

2.5.4 Bisherige Konfliktregelung im Tourismus 

Das Thema der touristischen Konfliktbehandlung wird in der Literatur nur am Rande an-

gesprochen. Auch in diesem Wirtschaftszweig gibt es die Regelung durch den Markt und 

allgemeingültige Gesetze.  

Einige Autoren beschreiben jedoch auch informelle Regelungsverfahren, die mehr 

und mehr eingesetzt werden. So beschreiben Krippendorf und Lainé (1989) vor dem Hin-

tergrund einer Analyse der konfligierenden Interessen von Bereisten, Touristikern und 

Reisenden sowohl bei Kultur- als auch bei Ressourcenkonflikten einige frühe Ansätze der 

„harmonischen“ Tourismusentwicklung. Um diese Konflikte zu regeln, analysieren die Au-

toren die gemeinsamen Prioritäten der Akteure und erstellen einen darauf basierenden 

Entwicklungsplan (vgl. Krippendorf & Lainé, 1989: 126). Weitere Studien beschäftigen 

sich mit der vorausschauenden Planung und Vermeidung von Konflikten durch informelle 

Methoden. So setzt Ferrante (1994) im Fallbeispiel Engelberg in der Schweiz das Instru-

ment einer Zukunftswerkstatt ein, deren partizipatives Verfahren er für touristische Konflik-
te weiterentwickelt hat, um der einheimischen Bevölkerung eine Beteiligung an den Ent-

scheidungsprozessen zu ermöglichen. Das Verfahren ist durch folgende Merkmale ge-

kennzeichnet:  

 

• Themenfestlegung durch die Teilnehmer 
• Offenlegen der Konflikte 
• Generieren von Visionen über die Zukunft 
• Grundsatzdebatte über den Umgang miteinander in der Bewältigung von Konflik-

ten 
• Bildung von Projektgruppen (Ferrante, 1994: 280). 

 
Eine ähnliche moderierte Kommunikationsplattform für eine von den Tourismusakteuren 

gemeinsame Erarbeitung eines Tourismuskonzeptes mit einer Möglichkeit zur Erhöhung 

der Kooperationsbereitschaft wird von Romeiß-Stracke (1989) als Offenes Forum Touris-

mus (OFT)“ bezeichnet. Wiesmann (2001) greift das OFT auf und gibt an, dass das Er-

gebnis einer solchen Konfliktregelung gemeinsam erarbeitete Zielvorstellungen sein kön-

nen, die in einem Leitbild festgehalten werden. Interessenskonflikte bei unterschiedlichen 
Zielvorstellungen auf ökonomischer, ökologischer oder kultureller Ebene werden in Dis-

kussionen geklärt und der Entwurf anschließend der Öffentlichkeit präsentiert. Dieses 

integrative und partizipative Vorgehen der Leitbilderarbeitung kann als „ein lokal breit ab-

gestützter Prozess der Konfliktbearbeitung bezeichnet werden“ (Wiesmann, 2001: 243). 

Wiesmann spricht von einer Konfliktbearbeitung als „Kernstück konkreter Bemühungen 

um eine nachhaltigere Lokalentwicklung“ (Wiesmann, 2001: 249). Eine solchermaßen 

partizipative Tourismusplanung, bei der die Ziele und Wünsche der lokalen Bevölkerung 

und anderer Stakeholder in die Entscheidungsfindung mit einbezogen werden, sollte nach 
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Meinung von Timothy (1999) auch die Teilhabe der Bevölkerung an Vorteilen und am 

Gewinn durch die Tourismusentwicklung gewährleisten (siehe Abbildung 6): 
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Abbildung 6: Normatives Modell einer partizipativen Tourismusplanung (Timothy, 1999: 372) 
(übersetzt von der Autorin)  

 
Die Methode der partizipativen Planung („participatory planning“) wird auch von Becken & 

Hay (2007) angeführt, um für den Tourismussektor relevante Stakeholder mit unterschied-

lichen Interessen in den Planungs- und Entscheidungsprozess zu integrieren (vgl. Becken 

& Hay, 2005: 290). Die Autoren nehmen hier sogar auch auf den Klimawandel Bezug, da 

mithilfe dieser Methode Strategien im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung geplant wer-

den können, die allen relevanten Stakeholdern, aber auch den Randgruppen und zukünf-

tigen Generationen gerecht werden können (vgl. Becken & Hay, 2007: 292). Eine konflikt-

freie nachhaltige Entwicklung unter Klimawandelbedingungen ist unter einer partizipativen 

Planung somit denkbar und wird im späteren Verlauf der Arbeit aufgegriffen werden. 
 

Neben der Konfliktregelung auf Destinationsebene kann eine Kooperation auch überre-

gional entstehen und ein kollektives Lernen und Kooperieren in einem Netzwerkverbund 

erreicht werden (vgl. Saretzki et al. 2002). Auf globaler Ebene werden freiwillige Richtli-

nien formuliert, wie etwa der „Global Code Of Ethics For Tourism” der Welttourismusorga-

nisation, um durch Selbstverpflichtung ökologische, soziale und wirtschaftliche Probleme 

zu vermeiden. Anhand von Kriterienkatalogen und Zertifikaten werden die Selbstverpflich-

tungen touristischer Betriebe für den Kunden nachvollziehbar (vgl. Kreib, 1992). 

 

Der „Global Code Of Ethics For Tourism” enthält weltweit gültige Vorschläge zur Verbes-

serung und Vermeidung soziokultureller Konflikte. Weitere Möglichkeiten auf lokaler Ebe-

ne werden im Folgenden angesprochen. Anschließend erfolgt der Blick auf die Regelung 

bisheriger Ressourcenkonflikte im Tourismus.  
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Regelungsmaßnahmen soziokultureller Konflikte im Tourismus 
Bei den oben genannten generellen Möglichkeiten Abgrenzung, Assimilation, Anpassung 

und Umgang mit Eigenem und Fremden richtet Margraf (2006) ihr Interesse besonders 

auf die Form der Anpassung. Diese sei in den meisten Fällen eine eher einseitige Anpas-

sung an die von den Gästen mitgebrachten Werte und Normen von Seiten der lokalen 

Bevölkerung, da diese der für sie fremden Kultur dauerhaft ausgesetzt sei, während die 
Touristen nur kurzfristig mit den Einheimischen in Berührung kämen. Diese Entwicklung 

sei zudem abhängig von Rahmenbedingungen wie der Anzahl der Touristen, der Diskre-

panz der Kulturen und der Größe der Destination (vgl. Margraf, 2006: 12). Bei einem 

Dienstleistungssektor, der zwangsläufig über Berührungspunkte zu Angehörigen fremder 

Kulturen verfügt, ist somit weder eine Verbindung beider Gruppen, also der Touristen mit 

den Bereisten zu einem dritten neuen Kulturkreis (Assimilation), noch eine komplette Ab-

grenzung denkbar. Auch ein offener, interkultureller Dialog wurde bisher nicht wissen-

schaftlich beschrieben. Vielmehr besteht für die Tourismusakteure die Möglichkeit, unte-

reinander zu kommunizieren. Die bereits vorgestellten allgemeinen informellen Formen 

der Kooperation (vgl. Stephan, 2001: 86) und Partizipation (vgl. Holden, 2001: 205) kön-

nen allerdings für ein besseres Verständnis unterschiedlicher Kulturen auch im Tourismus 

sorgen. Eine Art der Partizipation und Einbindung der lokalen Bevölkerung ist das immer 

häufiger in der Literatur genannte Konzept des „Community Based Tourism“34. Hierbei 

kann die Bevölkerung selbst entscheiden, wie stark der Grad der touristischen Entwick-
lung in ihrer Gemeinde sein soll. Die Partizipation wird in vier Stufen erreicht: 

  

1) Informieren der Gemeinde über geplante oder laufende Aktivitäten. 
2) Befragung der Gemeinde nach ihrer Meinung. 
3) Recht der Gemeinde auf Mitentscheidung. 
4) Entwicklung eigener Projekte der Gemeinde (vgl. Margraf, 2006: 21). 

 
Generell ist die Förderung des Nachhaltigkeitsgedanken in Bezug auf die sozialen Fakto-

ren sowie eine soziale Verantwortung („social responsibility“) im Tourismussektor notwen-

dig. Als Möglichkeit nennt Tschurtschenthaler schon 1992, die Zahl der Gäste in der Des-

tination zu begrenzen und Kapazitätseinschränkungen festzulegen, um neben negativen 

ökologischen Folgen auch eine Überfremdung zu vermeiden (vgl. Tschurtschenthaler, 

1992: 649).  

Für die Bewahrung der Tradition angesichts einer möglichen Verdrängung durch 

moderne Entwicklungen sorgen z. B. die Gründung von Kulturvereinen (vgl. Winter, 1995: 

340) oder die Bildung von Initiativen und Entwicklungsprojekten für einen „kulturschonen-

den“ Tourismus (vgl. Luger & Inmann, 1995: 15). Für den Tourismus speziell aufgestellte 

institutionelle Regelungsverfahren stehen bisher nicht zur Verfügung. Auch der in Kapitel 
2.5.2 angesprochene „interkulturelle Dialog“ zwischen Touristen und Bereisten wird in der 

wissenschaftlichen Literatur nur ansatzweise aufgegriffen. 

                                                 
34 Beispiele verschiedener partizipatorischer „Community based tourism“-Konzepte, die in Latei-
namerika zur Anwendung kommen, beschreiben Mowforth et al. (2008).  
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Regelungsmaßnahmen angesichts ökologischer und ökonomischer Ressourcen-
konflikte im Tourismus 
Um die ökonomischen und insbesondere auch die ökologischen Belange hinsichtlich der 

Nutzung von Ressourcen in eine nachhaltige Tourismusentwicklung mit einzubeziehen, 

können verschiedene Maßnahmen im Tourismussektor angewendet werden.  

Auf der einen Seite greifen auch hier gesetzliche Konfliktregelungsmaßnahmen. 

Besonders raumplanerische Instanzen dienen bei Landschaftsbild- und Flächenkonflikten 

als politisches Instrument (vgl. Tschurtschenthaler, 1992: 648; Dellagiacoma, 1989: 120). 

Umweltverträglichkeitsprüfungen und Raumordnungskonzepte können z. B. Ruhezonen 

und Wiederbegrünungsmaßnahmen forcieren. Umweltbeeinflussende Sportarten könnten 

dementsprechend nur in begründeten Sonderfällen ausgeführt werden (vgl. Schicker, 

1992: 260). Derartige einschränkende Zonierungskonzepte als Ergebnis einer Konfliktre-

gelung zwischen Umwelt- und Tourismusinteressen werden oft eingesetzt. So gelten sie 
als geeignet, um Besucherströme in Großschutzgebieten von besonders anfälligen Öko-

systemen fernzuhalten (vgl. Schaaf, 1995: 351; Bundesamt für Naturschutz, 1997: 174ff.). 

Des Weiteren können über eine Limitierung der Bettenanzahl die Gästezahlen beschränkt 

werden (vgl. Tschurtschenthaler, 1992: 649 oder Schicker, 1992: 251). Neben solchen 

räumlichen Einschränkungen können auch zeitliche Regelungen durchgesetzt werden. So 

ist es denkbar, touristische Aktivitäten zeitlich zu beschränken, z. B. indem Ski- und Lang-

lauffahren nur in Zeiten genehmigt werden, in denen die Fauna und Flora sensibler Natur-

räume dadurch nicht beeinträchtigt bzw. gestört wird (vgl. Wirtschaftsministerium Baden-

Württemberg, 2005: 63) oder sogar dauerhafte Kletterverbote ausgesprochen werden 

(vgl. Speer, 1992: 146). Diese institutionalisierten Maßnahmen finden dabei eher auf der 

nationalen und regionalen Ebene statt, um Konflikte zwischen Umwelt- und Tourismusak-

teuren „von oben“ zu regeln (vgl. Baechler, 2001: 9).  

 
Neben Umweltgesetzen kommen jedoch auch informelle, partizipative Methoden im Tou-

rismussektor zur Anwendung, wie bspw. Mediationsverfahren (vgl. Zilleßen, 2001: 188ff.) 

und freiwillige Kooperationen (vgl. Stephan, 2001: 86). Ein wichtiger Faktor ist auch hier-

bei ein funktionierender Kommunikationsprozess zwischen den Beteiligten (vgl. Kahlen-

born et al., 1999: 113). Der angestrebte Zustand eines sanfteren Tourismus lässt sich laut 

Kirstges & Lück (2001) nur realisieren, wenn alle touristischen Partner zusammenarbeiten 

und die touristischen Anbieter Umweltschutz in ihr Leitbild und Marketing aufnehmen und 

ihre Produkte ökologischer gestalten, ohne dabei mit ihren eigenen ökonomischen Zielen 

in Konflikt zu geraten (vgl. Kirstges & Lück, 2001: 24).  

Anhand eines Fallbeispiels aus den 1980er Jahren, das im Schwarzwald angesie-

delt ist, zeigt Halbhuber (1989), dass für eine gelungene Interessenberücksichtigung eine 

langfristige Planung und die Partizipation vieler Beteiligter35 nötig sind. So beschloss die 

Region zur Überbrückung der Interessenskonflikte zwischen der Entwicklung des Mas-
sentourismus und Forderungen des Natur- und Umweltschutzes ein Projekt zur Umwelt-
                                                 
35 Halbhuber (1989) führt für das Fallbeispiel im Schwarzwald Tourismusverbände, Gaststättenver-
bände, Verkehrsverbände, den Schwarzwaldverein sowie Kommunen, Naturschutzverbände, die 
Forstdirektion, NGOs und Bürgerinitiativen an (vgl. Halbhuber, 1989).  
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sanierung mit einer Laufzeit von zwölf Jahren. Dabei wurden interdisziplinäre Aspekte, 

wie technisch-wirtschaftliche Anforderungen, auch in Hinblick auf naturwissenschaftliche, 

soziale, kulturelle und gesellschaftspolitische Belange berücksichtigt. Auf diese Weise 

wurde versucht, die Interessen von Ortsverwaltungen über Naturschutzorganisationen bis 

hin zu Bürgerinitiativen und Tourismusverbänden einzubeziehen, zu koordinieren und 

miteinander zu vereinen (Halbhuber, 1989: 82). Weiterhin werden auch für ökonomische 

und ökologische Ressourcenkonflikte das bereits vorgestellte freiwillige „Offene Forum 

Tourismus“ sowie Kooperationen und Runde Tische als geeignete Instrumente angese-

hen, um Vor- und Nachteile der Tourismusentwicklung unter den Einheimischen zu disku-

tieren und alle relevanten Akteure zu beteiligen (vgl. Ferrante, 1994: 268, Kahlenborn et 

al., 1999: 40f. und 83; Revermann & Petermann, 2003: 123).  

In manchen Fällen kann auch der Einsatz technischer Maßnahmen, wie etwa die 

Abwasserbehandlung zur Erhaltung der Wasserqualität, die Errichtung von Abfallentsor-
gungsanlagen und eine Berücksichtigung regenerativer Energieerzeugung zur Konfliktlö-

sung beitragen (vgl. Gössling, 2005: 298) und ökologische Konflikte vermindern.  

Rein ökonomischen Konflikten und Abhängigkeiten kann vorgebeugt werden, in-

dem Regionen versuchen, sich in ihren Wirtschaftszweigen zu diversifizieren. Besonders 

für die Touristiker spielt dies eine entscheidende Rolle, da Destinationen durchaus vulne-

rabel36 sind, wenn sie mit gravierenden Einbrüchen z. B. durch Epidemien oder terroristi-

sche Anschläge konfrontiert werden (vgl. Margraf, 2006: 10). Ein weiterer wichtiger An-

satz ist die Kooperation des Tourismussektors mit der regionalen Wirtschaft. Mit dem Zu-

griff auf regionale Produkte und Dienstleistungen bleibt das Geld in der Region. Zusätzli-

che Arbeitsplätze und Einkommensmöglichkeiten für die Einheimischen können geschaf-

fen werden (vgl. Schaaf, 1995: 355). 

 

 

Wie gezeigt wurde, können anhand der Konfliktdefinition von Glasl und dem Instrument 
der Konfliktanalyse (Kapitel 2.1) zwei hauptsächliche Konfliktarten im Tourismus spezifi-

ziert (Kapitel 2.2) und definiert (Kapitel 2.4) werden. Die weiterführend zu betrachtenden 

und für diese Arbeit entscheidenden Kultur- sowie Ressourcenkonflikte können nicht allein 

durch die Gruppenkonflikttheorie oder die Klassifizierungen von Dahrendorf (Kapitel 2.3.1) 

erklärt werden. Zusätzlich müssen Gründe für Verstehens- und Verständigungskonflikt 

sowie der „Konflikt der Kulturen“ im Modernisierungsprozess auf der einen Seite und Ar-

beiten zum Streit über kollektive Güter oder Umweltrisiken (siehe Beck, 1986) für die wei-

tere Untersuchung dieser Arbeit herangezogen werden. Weiterhin zeigt das Kapitel 2.5 

verschiedene Möglichkeiten auf, auf einen Konflikt zu reagieren und ihn zu regeln. Einige 

Konflikte regeln sich über den Markt selbst, andere können formell oder informell geregelt 

werden. Die allgemeine Betrachtung von Kultur- und Ressourcenkonflikten sowie die tie-

fer gehende Betrachtung von Tourismuskonflikten hat gezeigt, dass sich auf Destinati-
                                                 
36 Die Vulnerabilität im Themenbereich Klimawandel gibt an, inwieweit ein System für nachteilige 
Auswirkungen der Klimaänderungen, inklusive Klimaschwankungen und –extreme, anfällig ist bzw.  
nicht fähig ist, diese zu bewältigen. Die Vulnerabilität eines Systems setzt sich aus den drei Teilen 
Exposition, Sensitivität und Anpassungskapazität zusammen (vgl. IPCC, 2007d).  
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onsebene neben gesetzlichen Regelungen besonders Konzepte, wie die von Ostrom pro-

pagierte selbstverwaltende Kooperation (siehe Kapitel 2.5.3) sowie Partizipation (auch in 

Form von Runden Tischen oder Mediationsverfahren), bewährt haben.  

Diese Arbeit strebt an, auf Basis einer Untersuchung neuer Konfliktpotenziale, die 

dem Klimawandel zueigen sind, neben der theoretischen, verallgemeinernden Konflikt-

analyse die Überlegung für eine rechtzeitige Prävention dieser möglichen Konfliktpoten-

ziale in der Praxis anzustellen37. Demnach gilt es im Weiteren zu prüfen, ob sich die oben 

vorgestellten Regelungsmaßnahmen auch bei neuen Konfliktsituationen durch den Kli-

mawandel bewähren würden.  

In diesem Kapitel wurde die Beziehung zwischen Konflikten und Tourismus erar-

beitet. Im nächsten Kapitel wird das Thema Klimawandel eingeführt, um im weiteren Ver-

lauf auf die klimatischen Veränderungen und das damit einhergehende Konfliktpotenzial 

für den Tourismus einzugehen. 

                                                 
37 Dabei wird die Frage außer Acht gelassen, ob, wie Berkel (2002) meint, Konflikte wegen ihres 
funktionalen Charakters überhaupt gänzlich vermieden werden sollten (vgl. Berkel, 2002: 74).  
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3 Analyse der Konfliktsituation zwischen Klimawandel und 

Tourismus  
 
Viele gesellschaftliche Bereiche und Wirtschaftszweige erfahren schon jetzt direkte und 

indirekte Auswirkungen durch klimatische Veränderungen und werden in Zukunft noch mit 

weiteren konfrontiert werden. Diese Arbeit untersucht sich angesichts des Klimawandels 

verändernde Konflikte im Tourismussektor. Beide Bereiche, Klimawandel und Tourismus, 

verbindet, dass sie global wirken, Ressourcenknappheit fördern und ihre jeweiligen Kon-

sequenzen ein Handeln von der lokalen bis zur globalen politischen Ebene erforderlich 

machen (vgl. Patterson et al., 2006: 339). Im ersten Teil dieses Kapitels soll zuerst auf 

den Klimawandel und seine Auswirkungen welt- und europaweit sowie innerhalb Deutsch-

lands eingegangen werden. Im zweiten Teil wird der Zusammenhang zwischen Klima-

wandel und dem Tourismussektor dargestellt. Eine Auswertung des bisherigen Stands an 

Literatur zum Thema Konflikte durch Klimawandel zeigt im dritten Teil, dass in diesem 

Bereich auf regionaler Ebene noch Forschungsbedarf besteht. Am Ende des Kapitels 
werden auf Grundlage sämtlicher theoretischen Ansätze Arbeitshypothesen mit Bezug zu 

den drei Themen Klimawandel, Tourismus und Konflikte auf regionaler Ebene aufgestellt. 

 
 

3.1 Der Klimawandel - Grundlagen 

Grundsätzlich gilt es, zwischen Wetter und Klima zu unterscheiden. Das Wetter be-

schreibt den momentanen Zustand der Atmosphäre an einem definierten Ort (vgl. Häckel, 

1999: 293). Das Klima hingegen ist laut Weltorganisation für Meteorologie (WMO) „die 

Synthese des Wetters über einen Zeitraum, der lange genug ist, um dessen statistische 

Eigenschaften bestimmen zu können“ (Müller-Westermeier, 2001: 11). Dies bezieht sich 

auf einen Zeitraum von etwa 30 Jahren (vgl. IPCCa, 2007: 94). Die seit einigen Jahrzehn-

ten betrachteten klimatischen Veränderungen sind nicht mehr nur natürlich (durch Son-

neneinstrahlung, Erdumlaufbahn, Vulkane etc.) bedingt. Die gemessene globale Erwär-

mung wird mittlerweile vielmehr mit dem anthropogenen Treibhauseffekt in Zusammen-

hang gebracht (vgl. Soloman et al., 2007: 60).  

Der natürliche Treibhauseffekt ist notwendig für das generelle klimatische Gleich-
gewicht der Erde. Ohne die Treibhausgase38 der Erdatmosphäre würde auf der Erde eine 

globale Durchschnittstemperatur von -18°C anstelle von 15°C herrschen (vgl. Deutsche 

Meteorologische Gesellschaft, 1999: 1). Jedoch steigt die Menge an Treibhausgasen 

durch den Menschen bedingt, wie bereits 1957 für die Stoffe CO2, CH4 und N2O gemes-

sen wurde (vgl. Rahmstorf & Neu, 2004). Der Mensch verursacht somit eine zusätzliche 

                                                 
38 Spurengase wie Wasserdampf (H2O), Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffmonoxid 
(N2O), Ozon (O3) u. a., deren Anteil an der Gesamtmasse der Atmosphäre zusammen weniger als 
1% ausmacht, sind Treibhausgase. Sie lassen die kurzwellige Solarstrahlung weitgehend passie-
ren, absorbieren aber die langwellige Wärmestrahlung der Erdoberfläche (vgl. BMBF, 2003: 16). 
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Erwärmung des weltweiten Klimas. Klimawandel kann demnach gesehen werden als „a 

change of climate that is attributed directly or indirectly to human activity that alters the 

composition of the global atmosphere and that is in addition to natural climate variability 

observed over comparable time periods“ (vgl. IPCCb, 2007: 27).  

Um diesen Vorgang mit seiner komplexen Datenlage und die damit verbundenen 

Herausforderungen näher zu untersuchen, wurde 1988 eine Zwischenstaatliche Sachver-

ständigengruppe über Klimaänderungen (Intergovernmental Panel on Climate Change, 

IPCC, www.ipcc.ch) durch die Weltorganisation für Meteorologie und das Umweltprog-

ramm der Vereinten Nationen (UNEP) gegründet. Eines der Hauptanliegen besteht darin, 

eine verständliche und objektive sowie transparente Wissensgrundlagen für die Politik 

und andere Interessierte zu schaffen. Die zu diesem Zweck gebildeten vier Arbeitsgrup-

pen beschäftigen sich mit folgenden Arbeitsschwerpunkten: 

 
• Wissenschaftliche Aspekte des Klimasystems und des Klimawandels 
• Sensibilität der sozio-ökonomischen und natürlichen Systeme auf die Veränderung 

des Klimas, negative und positive Konsequenzen des Klimawandels sowie Anpas-
sungsstrategien 

• Strategien zum Schutz des Klimas 
• Berechnungen von Emissionen jedes Landes der Erde (Task Force on National 

Greenhouse Gas Inventories)  
 
Die Ergebnisse werden in Berichten zusammengetragen und dienen als Basis für die 

internationalen Klimaverhandlungen im Rahmen des United Nations Framework Conven-

tion on Climate Change (UNFCCC). Der vierte und bislang letzte Bericht vom April 2007 

bündelt die aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Klimawandel und soll im Fol-

genden als Basis für Veranschaulichung der Daten zu Ursachen und Auswirkungen durch 

den Klimawandel dienen.  

 

 
Anthropogene Ursachen von Klimaveränderungen 

Die Forscher des IPCC gehen davon aus, dass es „sehr wahrscheinlich“ ist (mit einer 

Wahrscheinlichkeit von 90%), dass die globale Erwärmung der letzten 50 Jahre durch 
anthropogene Treibhausgase verursacht wird. Es ist „extrem unwahrscheinlich“ (mit einer 

Wahrscheinlichkeit von unter 5%), dass die Erderwärmung nur durch bekannte natürliche 

Effekte ausgelöst wird (vgl. Soloman et al., 2007: 60). Vor allem der durch die Industriali-

sierung einsetzende Ressourcenverbrauch hat zu einer Erhöhung von Treibhausgasen, 

Aerosolen und Bewölkung in der Atmosphäre geführt (vgl. IPCCa, 2007: 100). Die im 

Vergleich zu den letzten 10.000 Jahren stabile Menge und der schnelle Anstieg dieser 

Emissionen in den letzten Jahrzehnten werden in Abbildung 7 dargestellt. Aufgrund ihrer 

Konzentration, Lebensdauer und Intensität39 kommt neben den Treibhausgasen CO2 

                                                 
39 So besitzt etwa ein Methan-Molekül das 23-fache und ein FCKW11-Molekül das 4600-fache 
Treibhauspotenzial eines CO2-Moleküls (vgl. BMBF, 2003: 17).  
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(oben in der Abbildung) und N2O (unten) auch Methan und FCKW eine besonders große 

Bedeutung zu. 

 

 
Abbildung 7: Veränderungen der Treibhausgase CO2 und N2O auf Grundlage der Analyse 
von Eiskernen und gemessenen Daten (Solomon et al., 2007: 25) 

 
Wie die vergrößerten Ausschnitte in Abbildung 7 zeigen, ist im Vergleich zur vorindustriel-

len Zeit vor 1750 die Konzentration von Kohlenstoffdioxid von 280 ppm (parts per million – 

Teile pro einer Million Teile) auf 379 ppm im Jahre 2005 gestiegen. Die Konzentration von 

Methan in der Atmosphäre (1774 ppb – parts per billion) im Jahr 2005 übersteigt bei wei-

tem die Menge, die anhand der Analyse von Eisbohrkernen für die letzten 650.000 Jahre 

nachgewiesen werden konnte (320 bis 790 ppb) (vgl. IPCCd, 2007: 3). 
 

Als Ursache hierfür werden in erster Linie die Landwirtschaft (zuständig für Methan- und 

Distickstoffmonoxid-Emissionen) und die Landnutzung (CO2-Emissionen) sowie die Ver-

brennung fossiler Brennstoffe (Methan-, CO2- und Distickstoffmonoxid-Emissionen) identi-
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fiziert (vgl. Solomon et al., 2007: 2ff.). Prozentual betrachtet tragen somit verschiedene 

Sektoren zum Anstieg bei, was in Abbildung 8 verdeutlicht wird:  

  

 
Abbildung 8: Treibhausgasemissionen weltweit nach Sektoren im Jahr 2004 (Baker et al., 
2007: 29) (übersetzt von der Autorin) 

 
Demnach trägt die Energieversorgung als größter Sektor ein Viertel, die Industrie knapp 
ein Fünftel zu den jährlich neu entstehenden Treibhausgasen bei. Der auch für den Tou-

rismus wichtige Transportsektor teilt sich mit der Landwirtschaft den dritten Platz mit der 

Landwirtschaft mit etwas über 13% der weltweiten Treibhausgasemissionen pro Jahr.  

Diese Veränderungen in der Atmosphäre wirken sich in verschiedenen Bereichen 

auf das Klima und die Gesellschaft aus. Im Folgenden soll ein Überblick über die aus dem 

Klimawandel resultierenden Auswirkungen in der Vergangenheit und mögliche Folgen für 

die Zukunft gegeben werden. 

 

 
Bisherige und prognostizierte zukünftige Veränderungen und Auswirkungen 

Um zukünftige Entwicklungen vorherzusagen, rechnet der IPCC-Ausschuss mit verschie-

denen Szenarien und unterschiedlichen Annahmen über die zukünftige Menge der Treib-

hausgase, wobei der Einfachheit halber oftmals nur einige dieser Szenarien diskutiert 

werden. Die Abweichungen sind abhängig von der angenommenen menschlichen Ent-
wicklung (Bevölkerung, Ökonomie, Technologie, Politik) und zeigen unterschiedliche Kon-

zentrationen (vgl. Swart et al., 2002: 160) und daraus folgende Stabilisierungsgrade der 

Treibhausgase in der Atmosphäre. Sie werden im Laufe dieser Arbeit mehrmals angeführt 

und werden deshalb in Tabelle 3 knapp skizziert: 
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Tabelle 3: Zusammenfassende exemplarische Beschreibung europäischer Treiberfaktoren 
von Treibhausgasemissionen für vier Szenarien (Schröter et al., 2005) (übersetzt von der 
Autorin)  

Szenario Bevölkerung Ökonomie Technologie EU- Er-
weiterung 

Treibhaus-
gase 2100 

(ppmv) 
A1FI geringer Ans-

tieg bis 2050, 
dann Abfall 

starkes 
Wachstum 

viele Innovatio-
nen 

verläuft 
schnell 

ca. 960 

A2 stetiger Ans-
tieg 

moderates 
Wachstum 

langsamere, 
ungleichmäßige 
Entwicklung 

stoppt oder 
verläuft 
schleppend 

ca. 870 

B1 geringer Ans-
tieg bis 2050, 
dann Abfall 

moderates, 
nachhaltiges 
Wachstum 

schneller tech-
nologischer 
Wandel 

verläuft in 
moderater 
Geschwin-
digkeit 

ca. 520 

B2 stabil langsames 
Wachstum 

ungleichmäßig 
verteilte Verän-
derung 

stoppt ca. 610 

 
Hiernach stellen also die vom IPCC „B-Familien“ genannten Szenarien eine eher positive 

Entwicklung dar, während die A-Familien40 eher von pessimistischen Szenarien ausge-

hen. Aufgrund dieser Unterschiede ist in den folgenden Ausführungen oftmals eine 

Spannbreite für die prognostizierten Ergebnisse angegeben. 

 

 
Prognostizierte globale Veränderungen und Auswirkungen 

Die globalen Auswirkungen des Klimawandels beziehen sich besonders auf die Tempera-

turerhöhung, den Anstieg des Meeresspiegels, das Schmelzen der Schneeflächen sowie 

die Häufung von Extremwetterereignissen. Aktuelle Entwicklungen dieser Umweltfaktoren 

sowie Berechnungen für die Zukunft und ihre sozio-ökonomischen Auswirkungen werden 

im Folgenden kurz aufgeführt.  
 
In elf der zwölf Jahren von 1995 bis 2006 (Ausnahme ist das Jahr 1996) sind Temperatu-

ren gemessen worden, die sich unter den zwölf wärmsten jemals gemessenen Tempera-

turen seit Beginn der globalen Temperaturaufzeichnung im Jahr 1850 befinden (vgl. 

IPCC, 2007a: 5). Seit 1950 sind die Temperaturen um ca. 0,13°C pro Jahrzehnt gestiegen 

(vgl. Solomon et al., 2007: 36). Die Prognosen für die Zukunft variieren je nach Szenario 
(siehe Abbildung 9). Die Bandbreite reicht dabei von Szenario B1 mit etwa 1,8°C bis zu 

Szenario A2 mit 3,4°C bei einem Zeithorizont bis zum Jahr 2100. So könnte jedoch selbst 

                                                 
40 Das ebenfalls oft verwendete A1B-Szenario gehört auch zur A1-Szenarienfamilie, geht aber von 
einem schwächeren Emissionswert als die A1FI- und A2-Szenarien aus und beschreibt so gese-
hen ein "ausbalanciertes" Szenario zwischen den beiden Familien.  
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bei einer stabilen Konzentration der Treibhausgase in der Höhe des Jahres 2000 eine 

Erwärmung um 0,1°C pro Jahrzehnt vorausgesagt werden (vgl. IPCC, 2007a: 12). 

 

 
Abbildung 9: Projektion durchschnittlicher Oberflächenerwärmung nach den IPCC-
Szenarien SRES (IPCC, 2007a: 14) 

 
Da infolge dieser Temperaturzunahme die thermische Ausdehnung des Ozeanwassers 

zunimmt, lässt sich ein Anstieg des Meeresspiegels nicht mehr verhindern (vgl. Solomon 

et al., 2007: 44). Bereits von 1961 bis 2003 konnte im Durchschnitt ein weltweiter Anstieg 

des Meeresspiegel von 1,8 mm pro Jahr festgestellt werden. Das entspricht einen Anstieg 

von 17 Zentimetern im 20. Jahrhundert (vgl. IPCC, 2007a: 7). Zukünftige, bisher aber 

noch schwierig vorauszusehende Entwicklungen hängen sehr stark davon ab, inwieweit 

das Grönlandeis oder das Eis des Nordpols schmelzen. So könnte allein das Schmelzen 

des Grönlandeises zu einem Meeresspiegelanstieg von etwa 7 Metern führen (vgl. IPCC, 

2007a: 17). Hinzu kommt eine Versauerung des Wassers durch die vermehrte Speiche-

rung von Kohlenstoffdioxid bei wärmeren Wassertemperaturen, die sich auf die Tier- und 

Pflanzenwelt im Wasser auswirkt (vgl. Solomon et al., 2007: 84). 

Doch nicht nur das Schmelzen der Polkappen und des Grönlandeises, sondern 

auch das Schmelzen von Gebirgsgletschern und Schneeflächen tragen zum Anstieg des 

Meeresspiegels und Veränderung des Wasserhaushaltes bei (vgl. IPCC, 2007a: 7). Wie 
Abbildung 10 zeigt, hat die Schneedecke auf der Nordhalbkugel in den letzten Jahrzehn-

ten bereits abgenommen: 
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Abbildung 10: Veränderungen in der Schneedecke von März und April (Nordhalbkugel) (So-
lomon et al., 2007: 45) 

 
Zudem wird mit großer Wahrscheinlichkeit erwartet, dass sich Extremwetterereignisse, 
wie Hitzewellen, starke Regenfälle und Dürren zunehmend häufen werden sowie die In-

tensität von Sturm-, Hurrikan- und Hochwasserereignissen ansteigen wird (vgl. IPCC, 

2007a: 18). Der IPCC-Bericht sieht weltweit eine Überflutungsgefahr durch den Anstieg 

des Meeresspiegels für viele Millionen Küstenbewohner bis zum Jahr 2080 voraus. Der 

Schaden wird dadurch verstärkt, dass etliche Küstenregionen stark bevölkert sind und die 

Bevölkerungszahlen sowie der finanzielle Wert der Infrastruktur stetig zunehmen (Parry et 

al., 2007: 35). 

 

Während der sozio-ökonomischen Ebene im dritten IPCC-Bericht von 2001 nur wenig 

Aufmerksamkeit gewidmet wurde, wurde für diesen Aspekt im Bericht von 2007 ein eige-

nes Kapitel hinzugefügt, in dem Auswirkungen auf gesellschaftliche Bereiche, wie Land-

nutzung, Gesundheit sowie Nahrungsmittelproduktion und Trinkwasser Berücksichtigung 

finden. So werden in Zukunft bspw. mit sehr großer Sicherheit41 Temperaturerhöhungen, 
verstärkte Verdunstung, der Meeresspiegelanstieg und Veränderungen der Niederschläge 

die Trinkwassersysteme und ihr Management beeinflussen. In halbtrockenen und trocke-

nen Gegenden werden mit hoher Sicherheit Probleme mit der Trinkwasserversorgung und 

der Wasserverunreinigung auftreten, deren Auswirkungen sowohl die Ökosysteme als 

auch die menschliche Gesundheit betreffen werden. Zudem lassen sie einen Anstieg der 

operationalen Kosten erwarten. In der Nahrungsmittelproduktion wird es einige Bereiche 

geben, die von dem Klimawandel profitieren (so genannte Gewinner), aber auch solche, 

                                                 
41 Sehr hohe Sicherheit –in mindestens 9 von 10 Fällen; hohe Sicherheit – in etwa 8 von 10 Fällen 
(vgl. Solomon et al., 2007: 22) 
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die Schaden dadurch nehmen werden (so genannte Verlierer): Während in den mittleren 

und höheren Breiten die erhöhten Temperaturen die Ernteerträge leicht werden steigen 

lassen, wird in anderen Ländern durch die eintretende Wasserknappheit ein verstärkter 

Mangel an produzierten Nahrungsmitteln auftreten. Zudem werden mit sehr großer Si-

cherheit durch den Klimawandel bedingt Krankheitserreger und die Kindersterblichkeit 

zunehmen (vgl. IPCC, 2007b: 11ff.). Die Hilfsorganisation zur Bekämpfung von Hunger, 

Armut und sozialer Ungerechtigkeit OXFAM weist darauf hin, dass extreme Armut und 

Hunger durch den erwarteten Anstieg von Dürren oder Sturmschäden zunehmen werden 

und die Bemühungen diese zu bekämpfen (mindestens) in dem selben Maße verstärkt 

werden müssen. Die Ausbreitung von Tropenkrankheiten gefährdet zudem das Ziel, die 

Förderung der Schulbildung, die Bekämpfung der Kindersterblichkeit und des Kindbettfie-

bers zu gewährleisten. Zudem wird eine nachhaltige Umweltentwicklung durch den Rück-

gang der Biodiversität beeinträchtigt (vgl. OXFAM, 2007). Der IPCC vermutet, dass bei 
einer Temperaturerhöhung von 2 bis 3°C gegenüber der vorindustriellen Zeit etwa 20 bis 

30% der Tier- und Pflanzenarten gefährdet sind (vgl. IPCC, 2007b: 11). 

 
 
Prognostizierte Veränderungen und Auswirkungen in Europa 
Da sich der globale Klimawandel je nach Kontinent anders auswirkt und eine Betrachtung 
aus europäischer Perspektive für die später vorgestellten möglichen Auswirkung auf die 

Tourismusströme notwendig ist, soll an dieser Stelle auf die klimatischen Veränderungen 

und Auswirkungen in Europa42 eingegangen werden, die der IPCC in einem eigenen Kapi-

tel beschreibt.  

 

Laut IPCC wird die durchschnittliche Jahrestemperatur in Europa mehr als im globalen 

Durchschnitt ansteigen, wobei besonders in Nordeuropa die Winter und im Mittelmeer-

raum die Sommer davon betroffen sein werden. Auch bei der zukünftigen Entwicklung des 

Niederschlags besteht ein Unterschied zwischen Nord- und Südeuropa. Während es im 

Norden zu einer jährlichen Niederschlagszunahme mit heftigen Tagesregenfällen kom-

men wird, muss der Süden zukünftig mit weniger Regen rechnen. In Zentraleuropa wird 

sich der Niederschlag saisonal verschieben, das heißt im Winter zunehmen und im Som-

mer zurückgehen, wodurch sich dort und im Mittelmeerraum die Gefahr von Dürren und 
Waldbränden erhöhen wird (vgl. Christensen et al., 2007: 873ff.). Bis zum Ende des 21. 

Jahrhunderts werden die Schneegebiete in fast allen Teilen Europas mit einer Verkürzung 

der Schneesaison von ein bis drei Monaten in Nordeuropa und einer Schmälerung der 

Schneedecke von 50 bis 100% rechnen müssen. Nur die kältesten Gebiete Europas, wie 

Nordskandinavien, Westrussland oder die Höhenlagen der Alpen, werden weniger vulne-

rabel sein (vgl. ebd.: 878ff.).  

                                                 
42 Für eine detailliertere Übersicht über den Klimawandel in Europa siehe European Environment 
Agency (EEA) Report No 2/2004 “Impacts of Europe’s changing climate” (EEA, 2004) oder EEA 
Technical report No 7/2005 „Vulnerability and adaptation to climate change in Europe” (EEA, 
2005).  
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Extremwetterereignisse, besonders Hitzewellen, werden in ihrer Häufigkeit, Intensität und 

Dauer ansteigen. Dagegen wird die Anzahl der Frosttage in den Wintermonaten abneh-

men. In Europa werden extreme Niederschlagsverhältnisse im Winter (Starkregen) und im 

Sommer (Dürren) erwartet (vgl. ebd.: 876ff.). 

 

Auf Süd- und Zentraleuropa kommen mit hoher Sicherheit indirekte Folgen zu, wie etwa 

Wassermangel. Bis zum Jahr 2070 wird die Fläche der Gebiete mit hoher Wasserknap-

pheit von 19 auf 35% steigen, wodurch die Anzahl der betroffenen Menschen sich von 16 

auf 44 Millionen erhöhen wird (vgl. Alcamo et al., 2007: 543). Wie Henrichs & Alcamo 

(2001) in Abbildung 11 darstellen, wird Wasserknappheit in den 2070er Jahren besonders 

am Mittelmeer und in Osteuropa spielen. Deutschland wird hingegen nur vereinzelt davon 

betroffen sein: 

 

 
Abbildung 11: Wasserstress in Europa in den 2070er Jahren für das Basisszenario A (Hen-
richs & Alcamo, 2001: 9)  

 
Vom Klimawandel werden vor allem die auf Ressourcen basierenden Sektoren wie Land- 

und Forstwirtschaft, Fischerei und Tourismus betroffen sein. Arnell et al. (2005) sagen 

zum Beispiel eine Verschiebung der landwirtschaftlichen Produktion und des Tourismus in 

den Norden Europas voraus, wodurch sich ökonomische Ungleichheiten zwischen Nord 

und Süd verstärken werden. Gleichzeitig steht zu erwarten, dass die Kosten für Klimaan-

lagen oder andere kühlende Anlagen in den südlichen Ländern steigen (vgl. Arnell et al., 

2005: 49). 

Da diese Arbeit den Tourismus in Deutschland untersucht, soll an dieser Stelle 

kurz auf nationale Ergebnisse von Klimamodellierungen eingegangen werden. 



62 
 

Prognostizierte Klimaveränderungen und Auswirkungen in Deutschland 

Wie aus Abbildung 12 ersichtlich, lässt sich aus den Daten des Deutschen Wetterdienstes 

(DWD) schon für das letzte Jahrhundert ein Trend zur Temperaturerhöhung (orange Linie) 

in Deutschland ablesen.  

 

 
Abbildung 12: Jährliche Tagesdurchschnittstemperatur in Deutschland für den Zeitraum 
1901 bis 2003 (Deutscher Wetterdienst, 2004, In: UBA, 2005: 15) 

 
Für den Zeitraum 2071 bis 2100 geht das Deutsche Umweltbundesamt (UBA) je nach 

Emissionsszenario von einer durchschnittlichen Temperaturzunahme von 1,8 bis 2,3°C für 

die gesamte Bundesrepublik aus (UBA, 2007a: 9). Wie in Abbildung 13 am Beispiel des 

B1-Szenarios dargestellt, ergeben sich bei einer durchschnittlichen Temperaturerhöhung 

von +1,8°C auch innerhalb Deutschlands regionale Unterschiede in der täglichen Durch-

schnittstemperatur, wenn man den Zeitraum 2071 bis 2100 mit dem Zeitraum 1961 

bis1990 vergleicht (UBA, 2007b: 5). So wird die stärkste Erwärmung für Norddeutschland 

und den Voralpenraum erwartet (dunkle Flächen), während es an den Küstengebieten, in 

den zentralen Mittelgebirgen, im Osten Bayerns und in Südwestdeutschland zu einer ge-

ringen Erwärmung kommen wird (gelbe Flächen) (UBA, 2007a: 9). 
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Abbildung 13: Tagesmitteltemperatur für das niedrigere Emissionsszenario (B1): Differenz 
zwischen dem Zeitraum 2071 bis 2100 und dem Zeitraum 1961 bis1990 (UBA, 2007a: 8) 

 
Für die Veränderung des Niederschlags im Jahresdurchschnitt wird je nach Szenario eine 

geringe Abnahme von 2 bis 4% für die Jahre 2071 bis 2100 im Vergleich zum Zeitraum 

1961 bis 1990 zu verzeichnen sein. Unterschiede zeigen sich in den Jahreszeiten und 

Regionen. Lokal betrachtet wird so bspw. von einer Abnahme um 15% in Mecklenburg-

Vorpommern, auf der anderen Seite jedoch von einer Zunahme um 10% in den Mittelge-

birgen Hessens und im Rheinland ausgegangen (vgl. UBA, 2007b: 35). 

Außerdem rechnet das Umweltbundesamt damit, dass die Anzahl der Eistage 

(Maximumtemperatur niedriger als 0°C) und Frosttage (Minimumtemperatur niedriger als 

0°C) sehr deutlich zurück gehen wird, dafür im Sommer sowohl die Zahl der Sommertage 

(Maximumtemperatur größer als 25°C) als auch die der heißen Tage (Maximumtempera-
tur größer als 30°C) ansteigen wird. Darüber hinaus werden in einigen Regionen Tropen-

nächte (Minimumtemperatur größer als 20°C) häufiger auftreten. So ist bspw. an der Küs-

te mit einer eher geringen Zahl heißer Tage, dafür mit vermehrten Tropennächten zu 

rechnen. Weiterhin werden im Binnenland (mit Ausnahme der höher gelegenen Regionen 

im Süden Deutschlands) die Tropennächte, aber vor allem auch die Zahl der heißen Tage 

zunehmen (vgl. UBA, 2007b: 55). 

 

 

Um den anthropogenen Treibhauseffekt und seine Folgen zu minimieren und sich darüber 

hinaus an die nicht mehr zu verhindernden Auswirkungen des Klimawandels anzupassen, 
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können Gesellschaften mit Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen reagieren. Da diese 

Strategien selbst zu den möglichen Ursachen neuer Konfliktpotenziale hinzugezählt wer-

den müssen, werden sie – unter Berücksichtigung ihrer Gegensätze – im nächsten Kapitel 

erläutert. 

 

 

3.2 Adaptions- und Mitigationsstrategien 

Mitigationsstrategien, also Strategien zur Reduzierung von Treibhausgasen, sind notwen-

dig, um die Auswirkungen des Klimawandels zu vermindern. Der vierte IPCC-Report von 

2007 zeigt jedoch auch, dass sich das globale Klima bereits verändert und selbst bei einer 

kompletten Reduktion aller Treibhausgase auch in Zukunft eine Anpassung an den Kli-

mawandel nötig sein wird.  

Sowohl Adaptions- als auch Mitigationsstrategien werden im Leitspruch der United 

Nations Foundation (UNF) aufgegriffen: “Avoiding the unmanageable and managing the 

unavoidable will require an immediate and major acceleration of efforts to both mitigate 

and adapt to climate change” (UNF, 2007: 8). Der IPCC beschäftigt sich in den Arbeits-

gruppen II und III (Working Group II Report "Impacts, Adaptation and Vulnerability" und 
Working Group III Report "Mitigation of Climate Change") verstärkt mit diesen beiden 

Themen. So kann Adaption als direkte und Mitigation als indirekte Schadensprävention 

betrachtet werden (vgl. Klein et al., 2007: 748). Ökonomisch betrachtet zeigt der Bericht 

von Sir Nicholas Stern von 2006, dass die langfristigen Kosten durch Anpassung etwa 

zehnmal so hoch sein werden wie die Kosten für Mitigation (Stern et al., 2006; Peeters, 

2007: 11). Dies macht die langfristigen finanziellen Vorteile von Klimaschutz deutlich. Im 

Folgenden soll auf mögliche Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen eingegangen wer-

den. 

 
 

3.2.1 Adaptionsmaßnahmen allgemein 

Schon 1996, bevor über Klimawandel verstärkt diskutiert wurde, nennt Burton (1996) 

sechs Gründe, die für eine frühzeitige Anpassung an den Klimawandel sprechen: 

 
• Klimawandel kann nicht vollständig vermieden werden. 
• Präventive Maßnahmen sind effektiver und kostengünstiger als spontane Notfälle.  
• Klimawandel kann schneller und heftiger auftreten als bisher vermutet, unerwarte-

te Ereignisse sind möglich.  
• Aus den Maßnahmen können sofortige Vorteile entstehen.  
• Sofortige Vorteile können auch auftreten, wenn schlechte Adaptionsmaßnahmen 

abgelöst werden.  
• Klimawandel bringt Möglichkeiten, aber auch Gefahren mit sich. Zukünftige Chan-

cen müssen genutzt werden (vgl. Burton, 1996). 
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Dabei wird die Fähigkeit, sich anzupassen nach Watson et al. (1996) definiert als “the 

degree to which adjustments are possible in practices, processes, or structures of sys-

tems to projected or actual changes of climate”, wobei “adaptation can be spontaneous or 

planned, and can be carried out in response to or in anticipation of change in conditions” 

(Watson et al.,1996: 5).  

Für die systematische Planung von Adaptionsstrategien müssen laut Smit et al. (1999) 

drei Hauptfragen gestellt werden (vgl. Smit et al., 1999: 200): 

 

• Anpassung woran? (an Möglichkeiten, Konsequenzen, Wandel) 
• Wer oder was passt sich an bzw. wird angepasst? (z. B. Leute, soziale und öko-

nomische Sektoren, Aktivitäten, Prozesse oder Systemstrukturen) 
• Wie soll angepasst werden? 

 
Im vorherigen Kapitel wurden die Auswirkungen des Klimawandels dargestellt – also das, 

woran sich angepasst werden muss. Die zweite Frage, wer oder was sich selbst anpas-

sen bzw. angepasst werden soll, auf die gesamte Gesellschaft, also ganz verschiedene 

Akteure. Als die wichtigsten können die Sektoren Landwirtschaft, Tourismus und Freizeit, 

Gesundheit, Wasserversorgung, Küstenmanagement, Landschaftsplanung und Natur-
schutz genannt werden (vgl. Parry et al., 2007: 71). Die dritte Frage der Form der Anpas-

sung kann, wie später bei den Mitigationsmaßnahmen gezeigt wird, mit technischen und 

gesetzlichen Maßnahmen beantwortet werden. Zusätzlich kann das jeweilige Manage-

ment (z. B. andere Anbausorten, Anpassung des Wassermanagements) oder Verhalten 

(z. B. Anpassen des Reiseverhaltens, Veränderung des Lebenswandels der Inuit wegen 

des schmelzenden Permafrostbodens) geändert werden (vgl. Parry et al., 2007: 69).  

Für eine Anpassung im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung sollten außerdem 

die soziokulturelle, ökonomische sowie ökologische Dimension (wie Risikomanagement, 

Umweltqualität, nachhaltige Rohstoffförderung etc.) unter Berücksichtigung externer Fak-

toren (ungerechter Zugang zu Ressourcen, nicht ausreichende Anpassungsfähigkeit, Ex-

tremwetterereignisse und Armut) als Grundlage dienen (vgl. Munasinghe & Swart, 2005: 

445ff.). Warren (2004) analysiert die Auswirkungen des Klimawandels auf Kanada und 

erstellt sechs Kategorien, wie sich verschiedene Branchen den neuen Herausforderungen 
stellen können: 
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Tabelle 4: Adaptionsstrategien (Warren, 2004: 10) (übersetzt von der Autorin)  

Kategorie Erklärung Beispiel 

Kosten tragen nichts tun, um Vulnerabilität zu 
mindern und abzudämpfen 

Gärten und Rasen vertrocknen 
lassen 

Verlust vermeiden Maßnahmen ergreifen, um 
Vulnerabilität zu mindern 

Küsten mit Deiche schützen 

Verlust (ver-)teilen Last auf verschiedene Systeme 
oder Bevölkerungsgruppen 
verteilen 

Ernteversicherung 

Aktivität ändern Aktivitäten beenden, die bei 
neuen Klimabedingungen nicht 
nachhaltig sind und durch an-
dere Aktivitäten ersetzen 

Skiressorts mit Vier-
Jahreszeiten-Infrastruktur 
ausstatten, um Touristen das 
ganze Jahr anzuziehen 

Ort ändern Aktivität oder System räumlich 
verschieben 

Eisfischen weiter in den Nor-
den verlagern 

Anpassungsfähigkeit erhö-
hen  

Elastizität des Systems 
erhöhen, um seine Fähigkeit zu 
verbessern, mit Stress umzu-
gehen  

nicht-klimabezogene 
Stressfaktoren minimieren, wie 
z. B. Luftverschmutzung,  

 

So können die zusätzlichen Kosten, die durch Klimawandel entstehen, einfach getragen 

werden. Branchen können aber auch versuchen, Verluste zu vermeiden oder zu teilen, 

Aktivitäten oder den Raum zu ändern oder die eigene Anpassungsfähigkeit zu erhöhen. 

Dabei ist nicht ausgeschlossen, dass Akteure, die mit einem limitierten Finanzbudget 

ausgestattet sind, zwischen zwei Interessen(-Konflikt)gruppen geraten (vgl. Obrien, 2006: 
54), da Adaptionsstrategien nicht isoliert von anderen Berufsentscheidungen betrachtet 

werden können (vgl. Abegg, 2006: 13).  

Soziale und kulturelle Grenzen für Adaption wurden wissenschaftlich bisher eher 

wenig betrachtet. Sie unterscheiden sich je nach Interpretation, Wertvorstellung und Er-

fahrung mit dem Klimawandel in Bezug auf Toleranzgrenzen, Vorlieben, Anpassungsarten 

und Priorität. Wenn Entscheidungsträger aufgrund solcher Faktoren Veränderungen her-

beiführen, die eine Adaption insgesamt eher beschränken, können weitere Konflikte auf-

treten (vgl. Adger et al., 2007: 736). Um eine so genannte „maladaptation“ zu vermeiden, 

sollten zudem auch die Faktoren Kosteneffektivität, Migration und Globalisierung berück-

sichtigt werden (Obrien, 2006: 54). 

 
 

3.2.2 Mitigationsmaßnahmen allgemein 

Die Arbeitsgruppe III des IPCC stellt sich den Fragen, wie die Erderwärmung gebremst 

werden kann, indem bspw. weniger Treibhausgase emittiert werden. Mit den derzeitig in 

der Politik aktuellen Mitigationsstrategien und den dazu gehörenden Nachhaltigkeitsprak-

tiken sagt der IPCC eine Steigerung der globalen Treibhausgasemissionen für die näch-

sten Jahrzehnte mit hoher Wahrscheinlichkeit voraus. Ohne Mitigationsmaßnahmen und 
ohne einen Verzicht auf die Reduzierung der Nutzung fossiler Brennstoffe würden die 

Treibhausgasemissionen zwischen den Jahren 2000 und 2030 um 25 bis 90% zunehmen 
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(vgl. IPCC, 2007c: 4). Als Möglichkeiten für eine Verminderung der Emissionen bei stei-

gendem globalen Energiebedarf werden genannt 

 
• Effizienzsteigerung 
• Energieeinsparung 
• Nutzung alternativer Energiequellen (Wasserkraft, Energie aus Biomasse und 

Sonnen- und Windenergie, Gewässer- und Wellenenergieerzeugung oder Er-
dwärme) 

• Sequestrierung (Treibhausgase aufnehmen und z.B. in Pflanzen binden) (vgl. 
ebd.: 10).  

 
Im Transportsektor sollte dementsprechend z. B. auf Hybridmotoren, Biodiesel oder öf-

fentliche Verkehrsmittel umgestiegen werden. Neben neuen Technologien sollten auch 

politische Handlungsanreize gefördert werden. Gleichzeitig ist die Reduzierung der Emis-

sionen oftmals mit weiteren Vorteilen wie Verbesserung der Luftqualität, Staureduzierung 

und Energiesicherheit verbunden (vgl. ebd.: 13ff.). Neben der Energiewirtschaft und dem 
Transportsektor spricht der IPCC die Bereiche Baugewerbe, Industrie, Land- und Forst-

wirtschaft sowie den Abfallsektor an und nennt konkrete Mitigationsmöglichkeiten (vgl. 

ebd.: 10). Da die Tourismusindustrie mit vielen dieser Bereiche (wie Hotelbau, Flug- oder 

Autoverkehr und Energie sowie Abfall) verknüpft ist, gelten die Handlungsoptionen auch 

hier. Mitigationsmaßnahmen können dabei entweder auf globaler oder nationaler politi-

scher Ebene beschlossen werden (top-down approaches) oder aus den verschiedenen 

genannten Sektoren heraus angestoßen und umgesetzt werden (bottom-up approaches) 

(vgl. ebd.: 8). 

 
 

3.2.3 Zusammenhang zwischen Adaption und Mitigation 

In Abbildung 14 sind die Zusammenhänge zwischen Mitigation und Adaption nach Barker 

(2003) dargestellt. Er macht die Beziehungen zwischen klimatischen und natürlichen Sys-

temen sowie zur Gesellschaft und Ökonomie deutlich und betont dabei die physikalischen 

Stromflüsse, die relevanten Bestandteil der Atmosphäre und ihre Verbindung zum Klima-

wandel. 
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Abbildung 14: Ganzheitlicher Bewertungsrahmen unter Berücksichtigung des Klimawandels 
mit Adaption und Mitigation (Barker, 2003: 4) (übersetzt von der Autorin) 

 
Wie in der Abbildung deutlich wird, bewirkt eine Verstärkung der Mitigation die Reduzie-

rung der Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre und verursacht somit eine 

geringere Auswirkung auf das klimatische und natürliche System. Dadurch wird im Endef-

fekt auch die Notwendigkeit der Adaptionsstrategien verkleinert (Barker, 2003: 5). 

Im IPCC-Bericht von 2007 weisen einige Wissenschaftler auf Synergien zwischen 

Mitigations- und Adaptionsstrategien hin, während andere durchaus auch ein Konfliktpo-

tenzial zwischen diesen beiden Instrumenten sehen. Die Arbeitsgruppe II des IPCC zeigt 

in Kapitel 18 „Inter-Relationships between Adaptation and Mitigation“ vier Arten auf, wie 

eine Beziehung zwischen Mitigation und Adaption aussehen kann (vgl. Klein et al., 2007: 

747): 

 
(1) Adaptionsmaßnahmen können sich auf Mitigation auswirken 
(2) Mitigationsmaßnahmen können sich auf Adaption auswirken 
(3) Entscheidungen können Austauschbeziehungen oder Synergien zwischen Adapti-

on und Mitigation beinhalten 
(4) Prozesse können sich sowohl auf Adaption als auch auf Mitigation auswirken 

 
(1) Da Aufwendungen oder Material zur Anpassung, wie Infrastruktur, Küstenschutz und 

zusätzliche Energie (Klimaanlagen, Bewässerungsanlagen), oftmals Energie verbrau-

chen, emittieren sie weitere Treibhausgase. Diese Problematik kann jedoch durch den 

Rückgang der Verbrennung fossiler Brennstoffe und einen verstärkten Einsatz nuklearer 

oder regenerativer Energien gelöst werden. (2) Ein weiteres Beispiel für mögliche Konflik-

te stellt die alternative Energiegewinnung durch Wasserkraftwerke dar. Diese Mitiga-

tionsmaßnahme könnte zu Nutzungskonflikten führen, falls Wasserknappheit, z. B. her-
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vorgerufen durch den Klimawandel, Anpassungsmaßnahmen für verschiedene Akteure 

notwendig macht. So müsste bspw. die Bewässerung der Landwirtschaft, die Kühlung bei 

der Stromerzeugung, die Aquakultur, die lokale Trinkwasserversorgung oder die Bewäs-

serung von touristischen Golfplätzen umgestellt werden (vgl. Klein et al., 2007: 759ff.). (3) 

Ein positives Beispiel für Synergien stellt die gezielte Aufforstung dar, in deren Fall die 

Auswirkungen dieser Adaptionsmaßnahme (Erosionsschutz, Verbesserung des lokalen 

Klimas, Schützen der Artenvielfalt, neue Nutzung bzw. Erhalt der Funktion des Waldes als 

Wasserspeicher und Wind- bzw. Sonnenschutz) gleichzeitig als Mitigation fungieren kön-

nen (vgl. ebd.: 757). (4) Prozesse, welche sich auf beide Handlungsmöglichkeiten auswir-

ken, sind z. B. Besteuerungen fossiler Brennstoffe, die einen Anreiz für die Förderung 

regenerativer Energien bieten, jedoch auch die Kosten der Adaptionsmaßnahmen steigen 

lassen (vgl. ebd.: 761). Dies verdeutlicht die Notwendigkeit, die jeweiligen Konsequenzen 

der einzelnen Maßnahmen eingehend zu betrachten, um Synergieeffekte zu fördern und 
negative Auswirkungen oder Konflikte mit Mitigations- und Anpassungsmaßnahmen zu 

vermeiden. 

 

Da diese Arbeit speziell den Tourismussektor betrachtet, soll im Folgenden dargestellt 

werden, in welchem Zusammenhang der Tourismus mit dem Klimawandel steht und wel-

che Formen von Mitigations- und Adaptionsstrategien speziell für diesen Wirtschaftszweig 

möglich sind. 

 

 

3.3 Beziehung zwischen Klimawandel und Tourismus 

Die beidseitige Verbindung zwischen Tourismus und Klimawandel, das so genannte „two-

way street“-Modell (siehe Abbildung 15). wird von Patterson et al. (2006) aufgegriffen Auf 

der einen Seite ist der Tourismus selbst Betroffener von den Auswirkungen des Klima-

wandels, er trägt jedoch gleichzeitig durch die Emission von Treibhausgasen zu einer 

Verstärkung der globalen Klimaerwärmung bei. Angesichts des Wachstums dieses Sek-

tors (mit einer weltweiten jährlichen Wachstumsrate, die von der Welttourismusorganisati-

on für die Jahre 1995 bis 2020 auf 4,1% einschätzt wird, vgl. UNWTO, 2001) gewinnt die-
ser Aspekt zunehmend an Bedeutung.  
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Abbildung 15: Das Tourismus-Klimawandel-System (Patterson et al., 2006: 341) (übersetzt 
von der Autorin) 

 
Patterson et al. (2006) kritisieren das „two-way street“-Modell jedoch, da es weder Adapti-

on noch Mitigation direkt einbezieht und es den Anschein hat, als ob Wirtschaft und Um-

welt unweigerlich voneinander getrennt und nicht miteinander vereinbar seien (vgl. Patter-

son et al., 2006: 341ff.). Als weiteren Kritikpunkt nennen die Autoren die hierbei nicht dar-

gestellten voneinander eklatant abweichenden klimatisch und touristisch relevanten Zeit-

skalen, da der Klimawandel von der Meteorologie auf Jahrzehnte im Voraus berechnet 

wird, der Tourismus jedoch nur in vergleichsweise kurzen Zeiträumen von etwa drei bis 
fünf Jahren in die Zukunft plant (vgl. Patterson et al, 2006: 343). In dem Modell müssten 

somit neben Faktoren, wie Adaptions- und Mitigationsstrategien auch die natürliche Va-

riabilität und die verschiedenen Zeiteinheiten, sowie darüber hinaus Erfahrung (der Desti-

nation und der Touristen), Verhalten, Wahrnehmung und Kommunikation sowie der Zu-

stand der touristischen Infrastruktur mit berücksichtigt werden (vgl. Patterson et al., 2006: 

340).  

 

Die nächsten beiden Kapitel greifen die Abbildung 15 auf und stellen zuerst die Zusam-

menhänge zwischen Tourismus und Klimawandel in beiden Richtungen dar. Anpassungs- 

und Mitigationsstrategien der Tourismusindustrie werden daran anschließend aufgeführt. 

 

 

3.3.1 Auswirkungen des Tourismus auf den Klimawandel 

Bei der Betrachtung der Verstärkung des Klimawandels sind, wie bereits oben erwähnt, 

Treibhausgasemissionen entscheidend. Diese werden bei vielen touristisch genutzten 

Leistungen emittiert. Vor allem die Verbrennung des Treibstoffs von Verkehrsmitteln und 
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die damit zusammenhängenden Abgase sind beim Klimawandel von Bedeutung43 (vgl. 

Dubois & Ceron, 2005: 100ff.).  

In verschiedenen Studien wird der Versuch unternommen, die weltweiten Emissi-

onswerte zu berechnen. Gössling (2005) quantifiziert den Energieverbrauch der weltwei-

ten Tourismusindustrie für das Jahr 2001. Dabei erfolgt eine Unterteilung in transportrele-

vante Dienstleistungen sowie den Energieverbrauch in der Destination ohne Transport-

leistungen. Für das Jahr 2001 ergibt seine Hochrechnung eine Summe von etwa weltweit 

8 Mrd. Personenkilometern (Pkm) zu touristischen Zwecken, was ungefähr einem Drittel 

der schätzungsweise insgesamt 24 Mrd. Personenkilometern (Pkm) entspricht. Die 5,2 

Milliarden Übernachtungen, die durchschnittlich pro Nacht etwa 97,5 MJ (Megajoule) be-

nötigten, ergeben einen Ausstoß von 81 Mt CO2. Somit ergibt sich für das Jahr 2001 ein 

weltweiter Energiebedarf für Transport, Übernachtungen und Freizeitaktivitäten von ca. 

14.080 PJ (Petajoule), wobei die Transportleistung einen Anteil von knapp 94% daran 
trägt. Der Tourismus ist folglich mit 1,4 Gt CO2-Äquivalenten für 3,2% des globalen Ener-

gieverbrauchs sowie für 5,3% der weltweiten CO2-Emissionen44 jedes Jahr verantwortlich 

(vgl. Gössling, 2005: 287ff.). Auch Peeters kommt im Bereich Verkehr zu ähnlichen Er-

gebnissen wie Gössling. Er berechnet für das Jahr 2000 einen Gesamtwert von 0,79 Gt 

CO2 bzw. 1,22 Gt CO2-Äquivalente durch tourismusbedingten Transport (vgl. Peeters, 

2005: 250).  

Werden Reiseart und Transportmittelwahl genauer betrachtet, werden große Un-

terschiede erkennbar. So tragen Fernreisen nur zu 2,7% aller Reisen weltweit bei, ma-

chen aber den Großteil der globalen Emissionen des Tourismussektors aus. Andere Rei-

sen, zum Beispiel mit Fahrradreisen mit Übernachtung im Zelt, sind dagegen nahezu 

emissionsfrei (vgl. Simpson et al., 2008: 15). Wie in Abbildung 16 gezeigt wird, hat der 

Verkehr fast drei Viertel der tourismusbedingten Emissionen von 2005 bestimmt, während 

die Unterkünfte nur etwa 23% der emittierten Kohlenstoffdioxide ausmachen. Die Aktivitä-

ten vor Ort schlagen dabei kaum zu Buche. Bis zum Jahr 2035 geht die UNWTO (ausge-
hend vom Basisjahr 2005) von einer (weiteren) Steigerung der Anzahl der Urlaubsreisen 

um fast 180% und somit von einem weiteren Anstieg der CO2-Emissionen auf über 3.000 

Mt CO2 aus (was einem Plus von 188% entspricht). Besonders die Nutzung des Luft-

transports45 führt bei einem „Business-as-usual“-Szenario46 bis zum Jahre 2035 im Ver-

gleich zu 2005 zu einer Verdreifachung der absoluten Emissionswerte. Weitere erwartete 

Emissionszuwächse und ihre Auslöser sind in Abbildung 16 abgebildet: 

                                                 
43 Eine Studie zeigt, dass in den USA 76,5% der Treibhausgase durch touristischen Verkehr verur-
sacht werden (vgl. EPA, 2000 In: Dubois & Ceron, 2005: 99).  

44 Diese 5% wurden 2007 in die Davos Declaration der UNWTO aufgenommen (vgl. UNWTO, 
2007: 2) und gelten seither als gültiger Wert für die Tourismusindustrie.  

45 Der Flugverkehr emittiert neben CO2 auch N2O und ist für Wolkenbildung (mit)verantwortlich 
(Peeters, 2005: 249). Zudem haben Flugzeugabgase aufgrund der Höhe, in der sie emittiert wer-
den, eine zwei- bis vierfach größere Auswirkung als bodennahe Emissionen (vgl. IPCC, 1999: 9).  

46 Hier muss allerdings kritisch angemerkt werden, dass mit der momentanen Wirtschaftskrise und 
der Einführung des europäischen Emissionshandels für Fluggesellschaften die Annahme eines 
„Business-as-usual-Szenarios“ in Frage gestellte werden muss. 
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Abbildung 16: Vergleich jetziger Emissionen verursacht durch touristische Reisen (mit 
Übernachtung) und Projektionen von Emissionen für das Jahr 2035 unter Berücksichtigung 
eines „Business-as-usual“-Szenarios (%) (UNWTO & UNEP, 2008: 142). (übersetzt von der 
Autorin) 

 
Ein Wachstum des Transportsektors im Tourismus wird auch von Peeters (2005) erwartet, 
da das ökonomische Wachstum dieser Branche mit den Transportleistungen gekoppelt 

ist. Er geht davon aus, dass der touristisch bedingte Verkehr vom Jahr 2000 bis zum Jahr 

2020 um 11% ansteigt und die Emissionen zumindest kurzfristig durch den Trend zu 

Kurzreisen noch stärker zunehmen werden (vgl. Peeters, 2005: 257). 

 

Wie die Zahlen belegen, ist der Tourismus somit zu etwa 5% selbst am Klimawandel be-

teiligt und trägt somit teilweise zu den Auswirkungen und Veränderungen bei, die durch 

den Klimawandel entstehen. Wie sich diese Veränderungen auf die Tourismusindustrie 

auswirken, wird im Folgenden aufgezeigt. 

 
 

3.3.2 Auswirkungen des Klimawandels auf den Tourismus 

Die Effekte des Klimawandels wirken sich auf viele Wirtschaftssektoren aus und bringen 

Herausforderungen mit sich. Auch die Tourismusindustrie ist davon betroffen. Bereits vor 

Veröffentlichung des ersten IPCC-Berichts wurden in den 1980er und 1990er Jahren die 

Auswirkungen der klimatischen Veränderungen auf den Wintertourismus der Gebirgsdes-

tinationen (siehe z. B. Harrison et al, 1986; Galloway, 1988; Lipiski & McBoyle, 1991; 

Brotton & Wall, 1993; Abegg & Froesch, 1994; König, 1998; Lamothe & Périard Consul-
tants, 1998; Breiling & Charamza, 1999; Palutikof, 1999) sowie die Effekte von Extrem-

wetterereignissen an Küstenregionen, wie etwa Stürme allgemein oder Hitzewellen am 
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Mittelmeer (siehe z. B. Leatherman, 1989; Gable, 1990; Nicholls & Hoozemans, 1996; 

Lohmann et al., 1998; McInnes et al., 1999), untersucht47. Der IPCC erwähnt die Touris-

musbranche erst in seinem dritten Bericht von 2001. In ihm werden die Auswirkungen auf 

den Tourismus in den vier kontinentalspezifischen Kapiteln (Europa, Australien, Nordame-

rika und kleine Inselstaaten) aber nur knapp aufgezeigt. Die Welttourismusorganisation 

hat das Thema Klimawandel und Tourismus auch aufgegriffen und im April 2003 auf der 

“First International Conference on Climate Change and Tourism” auf Djerba in Tunesien 

mit Tourismusakteuren diskutiert. Das Treffen hatte das Ziel, das Bewusstsein der Tou-

rismusakteure für das Thema Klimawandel in Kooperation mit Behörden, Wissenschaft, 

NGOs und der Bevölkerung zu stärken. Mögliche Auswirkungen sowie nötige Adaptions-

strategien stellten hierbei zwei der Hauptdiskussionspunkte dar (vgl. UNWTO, 2003: 14). 

 

Da neben anderen Faktoren insbesondere das Klima in großem Maße die Urlaubsgestal-
tung bestimmt, wird der Klimawandel auf Kundenseite das Reiseverhalten und auf Anbie-

terseite die Produkte der Reiseindustrie beeinflussen. Für Riebsame (1985) ist der klima-

tische Einfluss entscheidend für das Aussehen der Umgebung eines Ferienortes. Zudem 

stellen klimatische Extremwetterereignisse ein Gefahrenpotenzial dar, wobei sich dieser 

Zusammenhang je nach Urlaubsregion und Aktivität der Touristen variiert. Das Klima 

nimmt außerdem Einfluss auf die Länge und Verlässlichkeit einer Saison, die Zufrieden-

heit der Gäste während ihres Urlaubes sowie die touristische Infrastruktur, das Aktivitäten-

Programm und die Kosten (vgl. Riebsame, 1985). Tabelle 5 zeigt weitere ästhetische, 

physische und thermische Faktoren des Klimas und seine Bedeutung für die Gäste auf. 

                                                 
47 Für eine detaillierte Auflistung der gesamten Literatur zum Thema Klimawandel und Tourismus 
zwischen 1936 und 2006 siehe Scott et al. (2006).  
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Tabelle 5: Verschiedene Facetten des Tourismusklimas und ihre Bedeutung und Auswir-
kung (Matzarakis & Tinz, 2008: 256)  

Klima Bedeutung Auswirkungen 
Ästhetisch   
Sonnenschein/Bewölkung Qualität der Erfahrung Genuss, Attraktivität des 

Orts 
Sichtweite Qualität der Erfahrung Genuss, Attraktivität des 

Orts 
Tageslänge Bequemlichkeit zur Verfügung stehende 

Tageslichtstunden 
Physisch   
Wind Ärgernis  weggewehte Dinge, Sand, 

Staub  
Regen Ärgernis, positiver Reiz Durchnässung, reduzierte 

Sichtweite 
Schnee Wintersport/Aktivitäten Vergnügen 
Unwetter Ärgernis, Gefahr Verletzungen, Schaden 
Luftqualität Ärgernis, Gefahr alle oben genannten 
ultraviolette Strahlung Ärgernis, Gefahr, Attraktivi-

tät 
Gesundheit, Wohlbefinden, 
Allergien, Bräunung, Son-
nenbrand 

Thermisch   

integrale Wirkungen von 
Lufttemperatur, Wind 

thermischer Komfort Umweltstress, 
physiologische Anstrengung, 
Hyperthermie 

Sonnenstrahlung, 
Luftfeuchtigkeit, langwellige 
Strahlung, Metabolismusrate 
(Niveau der Aktivität) 

therapeutisch, stärkend Hyperthermie, Erholungspo-
tenzial 

 
Es fällt auf, dass die vom IPCC angegebenen Werte von Temperatur und Niederschlag 

als die zentralen Klimafaktoren für ein differenziertes Verständnis von Klimawandel und 

Tourismus notwendig, aber nicht hinreichend sind. Bestimmend für Gäste sind auch, wie 

in Tabelle 6 gezeigt, Angaben zu Wind, Sonnenschein und Luftfeuchtigkeit. Diese, neben 

der Tagestemperatur und Niederschlag für den Tourismus relevante Faktoren werden in 
Mieczkowskis (1985) ‘Tourism Climate Index’ (TCI) festgehalten, die für das wahrgenom-

mene Wetter und die touristischen Aktivitäten entscheidend sind (vgl. Matzarakis & Tinz, 

2008). Es ist jedoch Vorsicht geboten, wenn die Bedürfnisse und Wetterpräferenzen von 

Urlaubern verallgemeinert werden, da diese subjektiv wahrgenommen werden und je 

nach Person (je nach Herkunftsland oder Alter), Reisemotiv (Shoppingurlaub oder 

Strandurlaub48) und Freizeitaktivität (Windsurfing oder Sonnenbaden) variieren (vgl. Scott 

et al., 2004: 106).  

                                                 
48 Für den Tourismus an der Küste, besonders für Strand- und Badetourismus, spielt das Wetter 
eine entscheidende Rolle. Scott et al. (2007) bestimmen für Stranddestinationen „optimale“ Wet-
terdaten von durchschnittlich 26,8°C, eine Bewölkung von bis zu 25% und höchstens eine leichte 
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Mögliche Veränderung der Reiseströme 
Der oben angesprochene Tourism Climate Index (TCI) kann kartographisch dargestellt 

werden. So zeigt Abbildung 17 die zukünftige Verschiebung eines „exzellenten“ (rot) TCI 

in den Norden Europas für den Zeitraum 2071 bis 2100. Für den Süden werden lediglich 

„akzeptable“ (hellblau) Bedingungen angezeigt. Die nördliche Mittelmeerregion wiederum 

wird im Frühjahr von einem verbesserten TCI profitieren (vgl. Amelung & Viner, 2006: 
356). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 17: Simulierter Tourism Climate Index für Sommertourismus in Europa für 1961 
bis 1990 (links) und 2071 bis 2100 (rechts) nach dem hohen Emissionsszenario (IPCC A2) 
(Commission of the European Communities, 2007: 19) 

 
Das Klima ist dabei nicht nur ein so genannter „Pullfaktor“, der Touristen dazu bewegt, in 

eine bestimmte Region zu reisen, sondern auch ein „Pushfaktor“, also der Grund für einen 

Urlaub in einer anderen Destination, die (weit) entfernt vom Heimatort liegt (vgl. Hamilton 

et al., 2005: 255). So geben deutsche und britische Touristen, die nach Mallorca und in 
die Türkei reisen, „gutes Wetter genießen“ als das wichtigste Reisemotiv an (vgl. Kozak, 

2002). Eine Änderung des Klimas könnte sich somit auf die globalen Reiseströme auswir-

ken (vgl. Maddison, 2001; Lise & Tol, 2002; Hamilton, 2003). Dabei ist sowohl eine räum-

liche als auch eine zeitliche Verschiebung möglich.  

                                                                                                                                                    
Brise. Dabei ist für Strandurlauber die Sonnenscheindauer und die Temperatur entscheidend. Ein 
Viertel der Befragten wünscht sich sogar eine Temperatur von über 30°C (vgl. Scott et al., 2007).  
Hierbei muss nach Zielgruppen unterschieden werden: Älteren Menschen ist die Sonne am Ur-
laubsort beispielsweise nicht so wichtig wie jüngeren Urlaubern (vgl. Gibson & Yiannakis, 2002).  
Andere Studien (Lise & Tol, 2002; Moreno, 2007) konnten hingegen für den Strandtourismus keine 
optimale Temperatur, sondern eher Zusammenhänge mit dem Niederschlag feststellen.  
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Das Ausmaß der zeitlichen Verschiebung wird besonders am Beispiel des Mittelmeer-

raumes deutlich, der Reiseziel von über 23 Millionen Deutschen (im Jahr 2008) ist (vgl. 

GfK-TravelScope in: DRV, 2009: 3). Bei einer voraussichtlichen Erhöhung der Wahr-

scheinlichkeit von Hitzewellen, Waldbränden, Trinkwasserknappheit und Sommersmog-

bildung sowie möglichen Mückenplagen und einer drohenden Ausbreitung von Tropen-

krankheiten in den Sommermonaten (vgl. Agnew & Viner, 2001; Gómez-Martín, 2005; 

Diffenbaugh et al., 2007; Perry, 2000) wird diese Region zukünftig wahrscheinlich eher in 

der Nebensaison bevorzugt werden. Ohne entsprechende Anpassungsmaßnahmen wird 

für die Sommermonate mit einem Rückgang der bisherigen europäischen Gäste gerech-

net49. Die Verlagerung auf die Vor- und Nachsaison wird auf der anderen Seite durch eine 

Erhöhung der Wassertemperatur von 2 bis 3°C und somit einer möglichen Verlängerung 

der Sommersaison im Mittelmeer begünstigt (vgl. Perry, 2000). Somit kann von einer ge-

nerell negativen Entwicklung im Mittelmeer nicht gesprochen werden. Jedoch ist nicht 
abschätzbar, ob die besseren klimatischen Bedingungen außerhalb der Sommerzeit die 

fehlenden Besucherzahlen in der bisher wichtigen Hauptsaison kompensieren könnten 

(vgl. Amelung & Viner, 2007).  

Es ist aber auch eine räumliche Verschiebung denkbar. Wie in Abbildung 17 be-

reits gezeigt, werden sich die klimatischen Faktoren im Norden Europas zumindest aus 

touristischer Perspektive verbessern. In Deutschland wird bis zum Jahr 2050 eine durch-

schnittliche Verdopplung der Sommertage auf 40 Tage erwartet (vgl. Jacob et al., 2008). 

Auch die anderen nördlichen Länder Europas werden klimatisch attraktiver werden, wo-

durch der Tourismus, bspw. in Deutschland oder Großbritannien, wachsen könnte (vgl. 

Hamilton & Tol, 2006; Perry, 2007) und eine allgemeine Verlagerung der Touristenströme 

in den Norden Europas50 möglich wird (vgl. Arnell et al., 2005). Dies wäre auf der einen 

Seite möglich durch einen verstärkten Inlandstourismus der Bewohner nördlicher Länder 

sowie dank steigender ausländischer Gästezahlen aus dem Süden. So schätzt das Pots-

dam-Institut für Klimaforschung (PIK), dass aufgrund der Erderwärmung 25 bis 30% mehr 
Touristen nach Deutschland kommen werden (vgl. BMWi, 2008: 66f.; Die Bundesregie-

rung, 2008: 41). Zusammen mit der demographischen Entwicklung, das heißt zunehmen-

dem Führerscheinbesitz auch der älteren Bevölkerung und einer von älteren Touristen 

präferierten Reisestrecke von maximal 300 bis 500 Kilometern, kann Deutschland mit 

einem angepassten Angebot auch für Inlandstouristen als Reiseziel attraktiv werden (vgl. 

von Rohr, 2008: 24f.). Politisch veranlasste Mitigationsmaßnahmen könnten allerdings die 

Kosten im Verkehrsbereich (etwa durch Emissionshandel) steigen lassen und Urlauber so 

veranlassen, auf andere Verkehrsmittel umzusteigen und bzw. oder in andere Länder zu 

reisen, die preisgünstiger angeboten werden (vgl. Simpson et al., 2008: 13). 

Kritische Stimmen warnen jedoch vor dem derzeit dominanten Bild vom „Gewin-

ner“ Deutschland und „Verlierer“ Mittelmeerraum, welches sowohl in der Öffentlichkeit als 

                                                 
49 Beispielsweise gingen schon im heißen Sommer 2007 die Buchungen für Griechenland nach 
starken Waldbränden um knapp 20% zurück (vgl. Perry, 2007: 230).  

50 Auch ein Zukunftsszenario für das Jahr 2080 von Scott et al. (2004) ergibt eine Verschiebung 
der Touristenströme von den südlichen in die nördlichen Breiten Nordamerikas. 
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auch in der Wissenschaft vorherrscht. Willms (2007) führt an, dass die deutschen Küsten 

bisher nur für die Deutschen selbst ein Reiseziel gewesen seien. Dabei fände das Haupt-

geschäft in den drei Sommermonaten Juni, Juli und August statt, in denen die Touristiker 

mehr als 80% ihrer Einnahmen verdienen müssten. Bisher erfreut sich der Mittelmeertou-

rismus bei den Deutschen einer ungebremsten, wenn nicht gar steigenden Nachfrage. 

Willms warnt daher vor einem pauschalen Vergleich der beiden Küstendestinationen. Die 

Nordsee bspw. mit Tide und Wattenmeer und somit einer limitierten Bademöglichkeit sei 

nur bedingt mit dem stetigen Meer und den Sandstränden am Mittelmeer vergleichbar. 

Zudem würden Studien weder beachten, dass Statistiken mit Minimal- und Maximaltem-

peraturen das individuelle Reiseverhalten nicht widerspiegeln könnten, noch berücksichti-

gen, dass ein unterschiedliches touristisches Angebot in beiden Destinationen existiere, 

das die Zielgruppe der Mittelmeerurlauber weiterhin in den Süden ziehen werde. So kön-

ne genauso vermutet werden, dass die Veränderung der Reiseströme die Nordseeregion 
lediglich vor einem Verlust weiterer Gästezahlen bewahre (vgl. Willms, 2007). Eine Ver-

längerung der Saison könnte so auch lediglich zu einer Verteilung der gleichen Gästean-

zahl und nicht zwingend zu einer Erhöhung der Zahlen führen (vgl. Wall, 2007: 12). Auch 

Matzarakis & Tinz (2008) relativieren die Hoffnung auf eine Verlagerung der Tourismus-

ströme vom Mittelmeer an die Nord- und Ostsee, da sie negative Auswirkungen durch den 

Meeresspiegelanstieg vermuten, der zu einer Verkleinerung der Strandbereiche führt (vgl. 

Matzarakis & Tinz, 2008: 259). Die Autoren erwähnen hierbei zwar die aufwendigen 

Sandaufspülungen, lassen jedoch weitere mögliche Anpassungsmaßnahmen außer Acht, 

welche diese negativen Auswirkungen abmildern könnten. 

Bevor auf Anpassungsmaßnahmen eingegangen wird, die solche Risiken minimie-

ren können, sollen vorerst weitere mögliche Auswirkungen des Klimawandels beschrieben 

werden. 

 
 
Auswirkungen des Klimawandels auf touristische Destinationen 
Der Klimawandel betrifft touristische Destinationen weltweit51. Beispiele hierfür gibt es 

viele. Sie reichen von Einschränkungen der Safarimöglichkeiten wegen häufiger Dürren in 

Ostafrika über ein zunehmendes Fernbleiben von Tauchern wegen des Korallensterbens 

(„Korallenbleiche“)52 in Australien und Florida bis hin zu der Zerstörung des Regenwaldes 
durch hohe Temperaturen in Brasilien (vgl. Agnew & Viner, 2001: 49ff.). Besonders betrof-

fen sind kleine Inselstaaten, die aufgrund von Meerespiegelanstieg, Stranderosion und 

Korallensterben in ihrer Existenz bedroht sind. Wasserknappheit und die Ausbreitung von 

Tropenkrankheiten werden in warmen Destinationen allgemeine gesellschaftliche Proble-

me verschärfen. Die Skiindustrie wird Einbußen durch Mangel an natürlichem Schnee und 

der Verkürzung der Skisaison erleiden. Allgemeine Auswirkungen des Klimawandels auf 

                                                 
51 Einen Überblick über Auswirkungen auf den Tourismus in verschiedenen Regionen geben Ag-
new & Viner (2001).  

52 Korallen reagieren äußerst anfällig auf Temperaturschwankungen und können sich kaum anpas-
sen. Eine Temperaturerhöhung von 1 bis 3°C ist ausreichend, um eine Korallenbleiche und somit 
ein Absterben auszulösen (vgl. Parry et al., 2007: 46).  
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den Tourismus werden vom IPCC außerdem vor allem in Hinblick auf Gesundheit (Ver-

breitung von Krankheitserregern, Hitzewellen), Wasserknappheit und Gefahr durch Ex-

tremwetterereignisse erwartet (vgl. Alcamo et al., 2007: 556ff.), da diese Effekte eine Be-

drohung für die touristische Infrastruktur und die Reisenden selbst bedeuten (vgl. Parry et 

al., 2007: 42; Simpson et al., 2008: 12). 

Küsten- und Inseldestinationen sowie Gebirge reagieren besonders anfällig auf 

den Klimawandel (vgl. UNWTO & UNEP, 2008: 6f.). Da gerade diese Gebiete aber auch 

verstärkt touristisch genutzt werden und die vorliegende Arbeit die Konfliktpotenziale der 

deutschen Nordseeküste und des Mittelgebirges Schwarzwald einbezieht, soll im Folgen-

den kurz auf die speziellen Auswirkungen des Klimawandels auf Küsten und Bergregio-

nen eingegangen werden. 

 

Risiken des Klimawandels für Küstendestinationen machen sich besonders durch den 
Anstieg des Meeresspiegels bemerkbar, der wenig geschützte Strandabschnitte durch 

Erosion verkleinern kann (vgl. Alcamo et al., 2007: 559). Da Touristen solche Destination 

primär wegen der Strände aufsuchen, weisen sie eine hohe Vulnerabilität in Bezug auf 

Küstenschäden auf. Auch die Infrastruktur an der Küste ist dem Einfluss intensiver Stürme 

verstärkt ausgesetzt. Besonders Hotelanlagen sind hiervon betroffen, bspw. wurde bei 

kleinen Inselstaaten die große Mehrheit von ihnen in einer Entfernung von bis zu 100 m 

vom Meer gebaut (vgl. Boodhoo, 2003: 4).  

Am Mittelmeer wird die Anzahl der heißen Tage und Hitzewellen zunehmen (vgl. 

Gómez-Martín, 2005: 581; Diffenbaugh et al., 2007). Abbildung 18 zeigt beispielhaft eini-

ge Städte im Mittelmeerraum, deren Durchschnittstemperatur in den Sommermonaten in 

der Periode 2071 bis 2100 bei einem pessimistischen Szenario (A2) die optimalen Bedin-

gungen für Strandurlauber übersteigen werden: 

 

 
Abbildung 18: Durchschnittliche maximale Tagestemperatur Juli bis August und bevorzugte 
Temperaturen für den Strandurlaub (UNWTO & UNEP, 2008: 106) (übersetzt von der Autorin) 
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Die höhere Wassertemperatur an den Küsten bietet zwar Chancen einer zeitliche Verlän-

gerung der Badesaison, verändert jedoch die Flora und Fauna und somit das Land-

schaftsbild. Zu den möglichen Auswirkungen gehören z. B. Algenblüten oder Fischster-

ben, die auch für den Tourismus und andere Wirtschaftszweige negative Konsequenzen 

nach sich ziehen können (vgl. Perry, 2000: 6).  

 

Veränderungen in Gebirgsdestinationen lassen sich schon heute besonders im Winter 

erkennen, bspw. durch weniger Schneefall, eine höhere Schneefallgrenze, schrumpfende 

Gletscher, schmelzenden Permafrostboden und verstärkte Bodenerosion. Außerdem 

werden kälteliebende Tier- und Pflanzenarten zurückgedrängt. Daraus resultierende Ein-

flüsse und Veränderungen des Landschaftsbildes werden sich nicht nur für die Land-, 

Forst- und Wasserwirtschaft, sondern auch im Tourismus ergeben (vgl. Bürki, 2000; Bürki 

et al., 2003: 1; Agew & Viner, 2001: 41ff.). Gut untersucht sind bereits die Folgen des Kli-
mawandels in den Alpen. Hier wird eine doppelt so starke Erwärmung im Vergleich zum 

globalen Mittel erwartet (vgl. Seiler, 2006: 31), Hitzewellen können um bis zu 30% zu-

nehmen (vgl. Beniston, 2005: 1). Die Niederschlagsmenge wird sich saisonal verändern, 

er wird im Sommer ab- und im Winter zunehmen. Seiler (2006) rechnet deswegen neben 

den Risiken auch mit einer Chance für den Sommertourismus in europäischen Gebirgen, 

da sich die Touristenströme durchaus vom heißen Mittelmeer in die frischeren Berge ver-

lagern könnten. Eine mögliche Verdopplung der Anzahl der Sommertage könnte sich zu-

gunsten eines solchen Effektes auswirken (vgl. Seiler, 2006: 32).  

 Generell gibt es jedoch bisher vergleichsweise wenig Literatur zu den Auswirkun-

gen des Klimawandels auf den Berg- und Wandertourismus in den Sommermonaten. 

Vielmehr wurden Studien53 über die Auswirkungen auf den Wintertourismus in Gebirgs-

destinationen durchgeführt. Besonders niedrig gelegene Skigebiete (wie Mittelgebirgsre-

gionen) sind vulnerabel in Bezug auf die steigende Wintertemperatur und den immer häu-

figer als Regen und nicht als Schnee fallenden Niederschlag (vgl. Smith, 1990: 177; für 
Norwegen siehe O’Brien, 2006). Noch konnten im Jahr 2007 etwa 90% (609 von 666) der 

alpinen Skigebieten in Österreich, Frankreich, Deutschland, Italien und der Schweiz gute 

Schneeverhältnisse verzeichnen. Dies würde bei einem Temperaturanstieg von  

 

• 1°C auf 500 Skigebiete,  
• bei 2°C auf 404 und  
• bei 4°C lediglich auf 202 Skigebiete zutreffen (vgl. OECD, 2007: 1).  

 
Zusätzlich werden die Tage abnehmen, an denen eine künstliche Schneeerzeugung mög-

lich ist (vgl. Agnew & Viner, 2001: 43). Die Chancen für höher gelegene Wintersportorte 

werden an Berechnungen für die Schweiz deutlich. Bisher liegt die schneesichere Grenze 
der Schweizer Berge bei über 1.200 m ü. M. (Meter über Meer) (vgl. Breiling & Charamza, 

1997: 16). Hier kann ein „schneesicheres Winterfremdenverkehrsgebiet“ etwa 100 Tage 

                                                 
53 Für eine Übersicht der Literatur zum Thema Klimawandel und Wintertourismus für Australien, 
Österreich, Kanada, Schottland, Schweiz und USA siehe Bark & Hodkins, 2005 oder Bürki, 2000a.  
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Wintersaison ausweisen54 (vgl. Abegg, 1996: 123). Eine Temperaturerhöhung um 2°C 

hätte zur Folge, dass die Anzahl der Skigebiete auf 63% der derzeitigen Skigebiete zu-

rückgehen könnte (vgl. König, 1998: 38). Lediglich Gebiete mit Höhenlagen über 2.000 m 

ü. M. werden laut Elsasser & Bürki (2002) auch in Zukunft noch gute Möglichkeiten im 

Hinblick auf Befahrbarkeit im Winter aufweisen. Diese Regionen werden sich auf eine 

quantitativ größere Nachfrage einstellen müssen (vgl. Elsasser & Bürki, 2002: 254). Für 

diesen Fall müssen die ökologische Risiken entsprechend berücksichtigt werden.  

Auch auf Kundenseite würde eine solche Veränderung wahrgenommen werden. 

83% der von Behringer et al. (2000) in den Alpen befragten Skifahrer glauben, der Klima-

wandel bedrohe die Skiindustrie. Knapp die Hälfte der Befragten würde bei Schneeman-

gel in ein Gebiet mit Schnee fahren. Ein Drittel der Befragten würde generell weniger Ski 

fahren. Somit müssen insbesondere die niedrig gelegenen Skigebiete mit einem Rück-

gang der Gästezahlen rechnen (vgl. Behringer et al., 2000: 336). Eine zusätzliche Vulne-
rabilität besteht darin, dass diese Gebiete oftmals nicht über genügend finanziellen Spiel-

raum verfügen, um Investitionen zu tätigen, mit denen sie sich an eine solche Entwicklung 

anpassen könnten (z. B. Installation von Schneekanonen, Erschließung höherer Skipis-

ten) (vgl. Elsasser & Bürki, 2002: 255). 

 

Um den Auswirkungen des Klimawandels global, aber auch in jeder Region individuell 

angepasst zu begegnen und weitere Treibhausgasemissionen zu vermeiden, werden 

auch speziell im Tourismus Mitigations- und Adaptionsstrategien geplant und durchge-

führt. 

 
 

3.3.3 Adaptions- und Mitigationsstrategien angesichts des Klimawandels 

im Tourismus  

Auf internationalen Konferenzen der UNWTO in Djerba (2003) und Davos (2007) wurden 

folgende Handlungsoptionen für die Tourismusbranche vereinbart:  

 

• Die Tourismusindustrie und Destinationen sollen ihre CO2-Emissionen verringern, 
die Artenvielfalt schützen und das Umweltbewusstsein der Branche stärken. 

• Die Politik soll Mitigations- und Adaptionsstrategien umsetzen und Technologien 
und Finanzen hierfür bereitstellen. 

• Die Konsumenten sollen ermuntert werden, Klima, Ökonomie, Soziales sowie die 
Ökologie zu berücksichtigen. Dies gilt besonders bei der Wahl der Aktivitäten vor 
Ort.  

• Die Wissenschaft soll offene Forschungsfragen untersuchen. 

                                                 
54 „Ein für den Skisport ‚guter‘ Winter liegt vor, wenn in der Zeitspanne vom 1. Dezember – 15. April 
an mindestens 100 Tagen eine für den Skisport ausreichende Schneedecke von mind. 30-50 cm 
vorhanden ist; ein ‚schlechter‘ Winter tritt hingegen ein, wenn an weniger als 40 Tagen ausreichend 
Schnee liegt. (Mindestzahl an Tagen, mit ausreichender Schneedecke für den Wintersport, wäh-
rend der Skisaison = guter Winter). Ein Regentag oder viel Schneefall während des Tages ist ein 
schlechter Skitag“ (Abegg, 1996: 62). 
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Betont wird also die Nutzung von Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen im Tourismus, 

wobei die Umstellung auf einen möglichst nachhaltigen Tourismus angestrebt wird. In 

diesem Zusammenhang wird das Klima neben den drei Perspektiven Ökologie, Ökonomie 

und Soziales als vierte Ebene mit einbezogen und definiert als „a ‚quadruple bottom line’ 

of environmental, social, economic and climate responsiveness“ (UNWTO, 2007: 2). 

 
 

3.3.3.1 Adaptionsmaßnahmen im Tourismus  

Der IPCC-Bericht von 2007 behandelt das Thema Adaptionsmaßnahmen im Tourismus 

auf lediglich einer halben Seite. Der Weltklimarat empfiehlt dort, dass sich die Tourismus-

industrie auf saisonale Veränderungen einstellen, durch Kooperation mit lokalen Regie-

rungsvertretern Probleme, wie Gesundheitsrisiken, Wasserknappheit und Energiever-

brauch lösen und mithilfe von Öko- oder Kulturtourismus künstliche, weniger wettersen-

sible Indoor-Angebote vermarkten solle (vgl. Alcamo et al., 2007: 561). 

Die UNWTO und das United Nation Environmental Programme (UNEP) (2008) be-

schäftigen sich differenzierter mit dem Thema und nennen folgende, sich mit Mitigations-

maßnahmen überschneidende Handlungsfelder: 

 
• Technik (Kunstschnee, Wasserbecken, Internetseiten mit Informationen etc.) 
• Management (Produktdiversifikation, Risikomanagement, Versicherungen etc.) 
• Politik (Küstenschutz, Häuserbau etc.) 
• Forschung (Gästeverhalten, Klimabewusstsein, Extremwetterereignisse etc.) 
• Bildung (für Mitarbeiter und Gäste, Wasser- oder Energiesparmaßnahmen etc.) 
• Verhalten (Kürzung oder Verlängerung der Saison etc.) (vgl. Simpson et al., 2008: 

82) 
 
Weiterführende konkrete Vorschläge werden in der Fachliteratur anhand verschiedener 

Destinationen55 und die sie spezifisch betreffenden Auswirkungen durch den Klimawandel 

vor Ort diskutiert. So nennt Becken (2004c) verschiedene Beispiele für den Tourismus-

sektor: Anpassung an Sturmaktivitäten (Dämme bauen, Versicherung abschließen, 

sturmsichere Infrastruktur bauen etc.), Anpassung an den Meeresspiegelanstieg (Strände 

stabilisieren, Sandkonstruktionen vermeiden etc.), Handlungsmöglichkeiten bei Korallen-

sterben (zusätzliche Stressfaktoren minimieren, Mitarbeiter und Touristen informieren 

etc.), Verminderung von Wasserknappheit (Entsalzung, Sammeln von Regenwasser, 
Ausbesserung undichter Wasserrohre etc.) und Anpassung an hohe Temperaturen (Bau-

en im Schatten, Verbesserung von Luftzug in Gebäuden etc.) (vgl. Becken, 2004c). Bei 

diesen Prozessen muss die Planung und Maßnahmenimplementierung durch Koordinati-

on, Kooperation und gleichwertige Partnerschaften zwischen Tourismusakteuren, lokalen 

Entscheidungsträgern und Politik stattfinden (vgl. Becken & Hay, 2007: 227).  

                                                 
55 Weitere Adaptionsstrategien für den Tourismus wurden für verschiedene Länder analysiert: Fiji-
Inseln (Becken, 2004d), Karibik (Belle & Bramwell, 2005; Nicholls, 1998) und Mittelmeer (Perry, 
2000) bzw. Mallorca (Essex, Kent & Newnham, 2002). 
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Die Touristen selbst stellen ihr Urlaubsverhalten relativ schnell und oftmals automatisch 

als Reaktion auf die neuen Klimabedingungen um (vgl. Alcamo et al., 2007: 561). So ha-

ben sie die Möglichkeit, schlechte Wettergebiete zu meiden (Wechseln der Destination, 

aus der Sonne in den Schatten), ihre Aktivitäten in Bezug auf das Wetter zu ändern, sich 

zu schützen und wetterfest kleiden (Sonnen- und Windschutz) oder die Wetteränderung 

zu akzeptieren (vgl. de Freitas, 2003: 50). Schließlich entscheiden die Kunden, ob, wann 

und wohin sie verreisen (vgl. Wall, 2007: 12). 

 
Da diese Arbeit Auswirkungen sowie Anpassungsstrategien in Berg- und Küstenregionen 

untersucht, wird im Folgenden kurz auf mögliche Strategien bspw. abhängig von Natur 

und touristischen Aktivitäten dieser Regionen eingegangen.  

 
 
Adaptionsmaßnahmen in Küstenregionen 
Eine Anpassung der Küstenregionen erfordert im ersten Schritt Datenmaterial zu den 

spezifischen Eigenschaften der betreffenden Küste und ihrer Dynamik zu sammeln sowie 

zu dem erwartungsgemäß daraus resultierenden menschlichen Verhalten, aber auch ein 

Verständnis von den Auswirkungen des Klimawandels zu entwickeln (vgl. Sterr, Klein & 

Reese, 2000: 20). Unterstützt von einem hohen Risikobewusstsein der Einwohner für 

Auswirkungen an Küsten durch den Klimawandel, gibt es bereits mehrere Ansätze des 

Küstenmanagements. Obwohl der Großteil der europäischen Küstengebiete kaum vom 

Meeresspiegelanstieg bedroht ist, müssen sich tief gelegene Küstenabschnitte, Flächen 

mit weichen Sedimenten oder Küsten mit einer hohen Bevölkerungsdichte auf Strand- und 

Dünenerosionen56 vorbereiten. Neue Gesetze und Institutionen sind dazu geeignet, ein 

Küstenmanagement zu steuern. Bei einer solchen Entwicklung sollten die verschiedenen 
Interessengruppen der Küstenbewohner einbezogen werden (vgl. Alcamo et al., 2007: 

559). Traditionelle Maßnahmen wie Dämme, Deiche, Stege oder Wellenbrecher (vgl. Phil-

lips & Jones, 2006: 519) oder das Verbot, zu nah an der Küste zu bauen, haben bisher 

sowohl die Bevölkerung als auch die Tourismusindustrie geschützt (vgl. Alcamo et al., 

2007: 561). Alternative Methoden, wie Strandaufschüttung bei der Erosion von touristisch 

genutzten Stränden, sollten in Zukunft aber ebenfalls berücksichtigt werden (vgl. Phillips & 

Jones, 2006: 519). Zudem gilt es, das Bewusstsein der Bevölkerung und Gäste für die 

Umweltgeschehnisse zu schärfen, indem zum Beispiel Gedrucktes, Audiovisuelles, inter-

aktive Spiele etc. das Thema aufgreifen (vgl. Sterr, Klein & Reese, 2000: 20). Für Ent-

wicklungsländer werden die Auswirkungen jedoch weiterhin eine große Herausforderung 

darstellen. 

Proaktiv wirken auch eine den neuen Bedürfnissen angepasste Bauweise der tou-

ristischen Infrastruktur, finanzielle Absicherungen durch Versicherungen und eine Imple-
mentierung von Frühwarnsystemen für Extremwetterereignisse, um Verluste bei Touris-

                                                 
56 Dass eine zuverlässige Voraussage hier jedoch schwierig ist, beweisen Modelle, die Küstenero-
sion durch den Klimawandel simulieren. Sie berechnen für einen Zeitraum von 100 Jahren einer-
seits Strandabspülungen von über 40 m, zeigen an anderen Stellen dafür aber auch Ablagerungen 
von ca. 10 m (vgl. Alcamo et al., 2007: 559).  
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musveranstaltern zu vermindern (vgl. Nicholls & Klein, 2005). Kommunikation spielt hier-

bei eine entscheidende Rolle. Sowohl die touristischen Unternehmen als auch die Desti-

nationen selbst sollten nach Extremwetterereignissen geschicktes Marketing betreiben, 

ihre Angebote direkt nach einem Sturm z. B. schnellstmöglich wieder öffnen und ihre in-

takten Infrastrukturen bewerben. Möglich ist, die Extremwetterereignisse positiv zu ver-

markten, so dass sie eine Attraktion darstellen („selling the problem“). Dies kann im Falle 

von (regelmäßig) wiederkehrenden Stürmen mit Angeboten geschehen, wie dem so ge-

nannten „storm watching“ oder nach einem Sturm mit dem Anlegen von Sturm-

Wanderwegen – Pfade, die nach einem Sturm durch die neuen freien Flächen führen). 

Optional kann den Gästen eine Ermäßigung angeboten werden, wie bspw. eine kostenlo-

se Übernachtung während eines Wirbelsturms oder bei mehreren Regentagen (vgl. De-

war, 2005: 238ff.). 

 
 
Adaptionsmaßnahmen in Gebirgsregionen 
In wissenschaftlichen Studien genannte Adaptionsmöglichkeiten in Gebirgsdestinationen 

beziehen sich neben dem Schutz der Flora und Fauna (vgl. Alcamo et al., 2007: 559) häu-

fig auf den Wintertourismus: „It is the adaptive capacity (not climate) that will determine 

the future of alpine (winter) tourism” (Abegg, 2006: 13). Den Akteuren des Win-
ter(sport)tourismus bieten sich mehrere Möglichkeiten, sich an Schneemangel anzupas-

sen (für Details siehe zum Beispiel Abegg, 1996; Behringer et al., 2000; Bürki, 2000; Kö-

nig, 1998; Schneider et al., 2005; Hamilton et al., 2003; Balazik, 2001; Mather, Viner & 

Todd, 2005). Zu den vielfältigen Möglichkeiten gehören: technische Lösungen (Schnee-

kanonen), Verlagerung der Pisten in höhere Lagen, Vier-Jahreszeiten-Tourismus, 

schneeunabhängige Sportangebote (Wellness, Indoor-Tennis, Wandern), flexible Preispo-

litik bei Skipässen, Verstärkung des Lawinenschutzes, kulturelle Angebote und damit ein-

hergehend ein verändertes Image der Winterferiendestination sowie eine Verbesserung 

der Serviceleistungen. Generell betrachtet kann sich der Skitourismus zwischen den Op-

tionen 

 

• Erhaltung des Skitourismus 
• Fatalismus 
• Angebotsergänzung im Winter und  
• Umstellung auf Vier-Jahreszeiten-Tourismus 

 
entscheiden. Zusammen mit Mitigationsstrategien (Schneider et al., 2005: 20) bilden die-
se Maßnahmen ein umfassendes Konzept (siehe Abbildung 19). Einige Adaptionsmög-

lichkeiten, insbesondere die Sicherung des Skisports und eine „Weiter-wie bisher“-

Strategie, sind zwar bei Fortschreiten einer globalen Erwärmung zeitlich begrenzt, können 

aber für mehrere Jahre als Überbrückungshilfe dienen (vgl. Breiling & Charamza, 1997: 

94). 
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Abbildung 19: Maßnahmen für den Bergtourismus (verändert nach Schneider et al., 2005: 20 
und Bürki et al., 2003: 7) 

 
Erste Überlegungen zu Anpassungsmöglichkeiten werden für den Schwarzwald bereits 

konkret getätigt. Denn voraussichtlich wird künstliche Schneeerzeugung ab dem Jahr 

2025 nur noch in hohen Höhenlagen, wie dem Feldberg, möglich sein (vgl. Zebisch et al., 
2005: 143). Technische Beschneiungsanlagen werden in Baden-Württemberg – unab-

hängig von der Höhenlage – bisher lediglich auf knapp 10% der Pisten eingesetzt (vgl. 

Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 22). Vorschläge für Adaptionsstrate-

gien kommen u. a. auch vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, welches Leitli-

nien in Zusammenarbeit mit Vertretern aus Politik, Sport, Naturschutz und Tourismus ers-

tellt hat. Einige Beispiele sollen hier genannt werden (vgl. ebd.): 

 
• Modernisierung der bestehenden Liftanlagen bis hin zu modernen Aufstiegshilfen 

nach Prüfung auf Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit 
• Ausbau der Infrastruktur (Service, Unterkunft etc.) 
• technische Beschneiung nach Prüfung der Rahmenbedingungen (Finanzierung, 

Wirtschaftlichkeit, Umweltaspekte, Wasserverfügbarkeit, Ökologie)  
• Bau von Schneesporthallen unter Berücksichtigung der Regionalplanung, Bauleit-

planung und Umweltverträglichkeit 
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• Angebot schneeunabhängiger Wintersportaktivitäten besonders in tiefer gelegenen 
Gebieten (z. B. Nordic-Winter-Walking, Winter-Wandern, Reiten oder Eisstock-
schießen) 

• zusätzliche Wellness-, Gesundheits- und Fitnessangebote als witterungsunabhän-
gige und ganzjährige Angebote  

 
Um die Umsetzung dieser Leitlinien zu gewährleisten, soll eine interkommunale Koopera-

tion zwischen den Kommunen und Betreibern sowie regionalen Akteuren geschaffen wer-

den (vgl. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 56). Möglich ist bspw. eine 

Vernetzung der Skilifte, so dass den Wintersportlern mit einem Ticket mehrere Skipisten 

zur Verfügung stehen (vgl. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 62). Zudem 
schlagen Zebisch et al. (2005) vor, in deutschen Mittelgebirgsregionen verstärkt auf alter-

native Aktivitäten wie Wandern, Kultur oder Wellness zu setzen (vgl. Zebisch et al., 2005: 

140). 

 

In seinem Fallbeispiel Berner Oberland in der Schweiz analysiert Müller (2007) für mehre-

re touristische Dienstleister strategische Adaptionsmöglichkeiten für das ganze Jahr. In 

einem Maßnahmenkatalog für die touristischen Sektoren Bergbahnen, Skilehrer, Beher-

bergung, Outdoor-Veranstalter/Bergführer und Tourismusorganisationen/ Gemeindebe-

hörden werden Anpassungsmöglichkeiten zu Auswirkungen des Klimawandels aufgelistet. 

Zu den bereits genannten Vorschlägen können so noch einige ausgewählte Maßnahmen 

aus dieser Studie hinzugefügt werden: 

 
• Speicherseen für Wasservorräte ausbauen, Skilifte durch bodenunabhängige 

Bahnen ersetzen, Skischulen in die Höhe verlegen (für Bergbahnen und Skilehrer) 
• Marketing auf Stärken konzentrieren, «Sommerfrische» nutzen und bewerben, 

wachsendes Sicherheitsbedürfnis der Gäste berücksichtigen, Gäste über Angebot, 
Schneeverhältnisse und Gefahren informieren (für Unterkünfte) 

• neue Geschäftsfelder aufbauen: Sicherheitsarbeiten, Felsräumungen etc. (für Out-
door-Veranstalter und Bergführer) 

• Aufwertung und Popularisierung der Sommersaison, alle Leistungsträger bezüglich 
Klimaänderung sensibilisieren, wissenschaftliche Studien und ihre lokalen Konse-
quenzen diskutieren, gemeinsame Verminderungs- und Anpassungsstrategien 
erarbeiten, Verhaltensänderungen der Gäste beobachten und berücksichtigen, ge-
fährdete Gebiete konsequent und systematisch beobachten, Risikoanalyse durch-
führen, Gefahrenkartierung laufend aktualisieren („agieren statt reagieren“), Ver-
kehrswege schützen, Krisen- bzw. Katastrophenmanagement aufziehen und opti-
mieren, Krisenhandbuch erarbeiten (für Tourismusorganisationen und Gemeinde-
behörden) 

 
Zu berücksichtigen sind dabei die Kosten und Grenzen von Adaptionsmaßnahmen. Ne-

ben den ökologischen Schäden, die von einer künstlichen Schneeerzeugung57 ausgehen, 

wird viel Wasser und Energie benötigt. Diese Kosten werden sich zudem bei einer stei-
                                                 
57 Für eine detaillierte Erläuterung negativer Auswirkungen von Schneekanonen siehe Cernusca et 
al. (1992).  
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genden Klimaerwärmung erhöhen und lediglich kurzfristig oder in den oberen Höhenlagen 

ökonomisch lohnenswert sein (vgl. Alcamo et al., 2007: 561). Aufgrund dieser Kosten und 

der immer höher werdenden Außentemperaturen wird ein Zeitpunkt erreicht werden, an 

dem sich eine künstliche Schneeerzeugung nicht mehr rentieren oder schlichtweg nicht 

mehr möglich sein wird. Als ein weiteres weniger nachhaltiges Beispiel dient das Abde-

cken der Gletscheroberflächen mit Plastikplanen, welches aber das Schmelzen der Glet-

scher langfristig nicht verhindern kann. Auch Versicherungen können lediglich die finan-

ziellen Verluste abfedern, nicht jedoch die langfristigen Auswirkungen des Klimawandels 

abwehren (vgl. OECD, 2007: 2). 

 
 

3.3.3.2 Mitigationsmaßnahmen im Tourismus  

Es gibt viele Möglichkeiten, wie die Destinationen bei sich selbst oder aber in Teilberei-

chen des Tourismus wie Transport, Unterkunft oder Aktivitäten Emissionen reduzieren 

können, indem wie in Kapitel 3.2.2 beschrieben, auch die Tourismusbranche Energie 

spart, effiziente Technologien entwickelt, auf regenerative Energiequellen umsteigt oder 

Kompensationsprojekte bzw. CO2-Sequestrierungen fördert (vgl. Becken & Hay, 2007: 

111ff.; UNWTO & UNEP, 2008: 35ff.). 

 
Das Transportwesen ist dabei wegen seiner hohen Emissionswerte (außer emissionsfreie 

Fortbewegungsarten wie Radfahren oder Zufußgehen) der wichtigste Adressat für Mitiga-

tionsmaßnahmen, zumal der Transport zu einem anderen Ort bei einer Reise allein per 

Tourismusdefinition nicht vermieden werden kann (vgl. Verbeek & Mommaas, 2007: 64). 

Hierfür werden die Entwicklung “sauberer” (Alcamo et al., 2007: 561) oder alternativer 

Energiequellen bzw. Brennstoff- und Wasserstoffzellen angestrebt. Zudem können eine 

bessere Sitzauslastung der Verkehrsträger, eine Optimierung von Flugplänen oder Flug-

strecken Emissionen relativ gesehen pro Personenkilometer einsparen (Peeters, 2005: 

253f.).  

Hoteliers können Energiesparmaßnahmen im Bauwesen anwenden (vgl. Becken, 

2004, 40ff.). Theoretisch könnten durch energetische Sanierungsmaßnahmen Emissionen 

vollständig vermieden werden (vgl. Peeters, 2007: 22), so dass ein erhöhter Energiever-

brauch durch den verstärkten Einsatz von Klimaanlagen bei einer Klimaerwärmung einer 
nachhaltigen Entwicklung nicht widersprechen muss.  

Eine große Einsparung, wie sie notwendig erscheint, wird jedoch nicht allein durch 

technische Innovationen möglich sein. Peeters (2007) nennt deshalb als weitere Maß-

nahmen zur Reduzierung von Emissionen Verhaltensveränderungen der Urlauber, alter-

native Transportmöglichkeiten (wie Bahn und Busse im Fernverkehr sowie ÖPNV) oder 

die Umstellung des Tourismus auf nähere (Inlands-)Reiseziele (vgl. Peeters, 2007: 14ff.). 

Wie auf den bereits genannten UNWTO-Konferenzen vereinbart, sollten Gäste über ihre 

Auswirkungen auf das Klima sowie persönliche Handlungsmöglichkeiten informiert wer-

den (vgl. Becken, 2004: 42). Bisher sparen die Verbraucher Energie jedoch eher im eige-

nen Haushalt als im Urlaub. Da der einzelne Urlauber kaum Anreize erhält, sein Verhalten 
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zu verändern, wenn der Rest der Gesellschaft nicht folgt (nach dem Motto, „Was kann ich 

allein schon ändern?“) (vgl. Becken & Hay, 2007: 111), müssen Politiker und die Touris-

musindustrie, genauso wie die Anbieter von Unterkünften verstärkt mit geeigneten Ange-

boten vorangehen. Bei einem entsprechenden Angebot können sich die Touristen selbst 

bei der Mobilitäts-, Unterkunfts- und Destinationswahl für klimafreundliche Produkte ent-

scheiden (vgl. Simpson et al., 2008: 101). 

Eine weitere bereits im Flugverkehr praktizierte Maßnahme stellt die Zahlung von 

Kompensationsleistungen dar, wodurch emissionssparende Projekte weltweit gefördert 

werden. Diese Maßnahme wird heftig debattiert. So besteht die Gefahr, dass diese von 

Kritikern als „Ablasshandel“ bezeichnete Maßnahme Reisende zu einem Flug ermuntern 

könnte, den sie eventuell aus Umweltschutzgründen gar nicht erst wahrgenommen hät-

ten, sich nun aber in der für sie glücklichen Lage sehen, ihr Gewissen sozusagen „freizu-

kaufen“. Andererseits kann diese Möglichkeit zur Zahlung von Kompensationsleistungen 
jedoch auch dazu dienen, das Bewusstsein der Kunden zu schärfen (vgl. Boon, Schroten 

& Kampman, 2007: 86). 

 

Bei der Planung und Durchführung der Mitigations- und Anpassungsmaßnahmen der Tou-

rismusindustrie weisen Becken & Hay (2007) auf die Notwendigkeit hin, zu berücksichti-

gen, dabei andere Akteure nicht in ihren (kulturellen) Interessen einzuschränken. Vor al-

lem Adaptionsmaßnahmen dürfen keine ökonomischen, soziokulturellen oder ökologi-

schen Widersprüche mit sich bringen und einzelnen Personen oder Personengruppen 

schaden (vgl. Becken & Hay, 2007: 226f.). Bei der Aussage der Autoren bleibt allerdings 

unklar, welche Interessenkonflikte und Widersprüche die aufgezeigten Auswirkungen so-

wie die Maßnahmen zur Anpassung und Vermeidung weiterer Emissionen hervorrufen 

können.  

 

Abbildung 1 vom Anfang vor Augen, lässt sich festhalten, dass bis zu dieser Stelle die 
Forschungsfelder Konflikte, Tourismus und Klimawandel einzeln sowie die Schnittstellen 

Konflikte – Tourismus sowie Tourismus – Klimawandel behandelt worden sind. In einem 

letzten Schritt soll nun das nächste Kapitel, wie in Abbildung 20 rot schraffiert dargestellt, 

auf die Beziehung zwischen Konflikten und Klimawandel eingehen, bevor anschließend 

auf den bisherigen Stand der Literatur bezüglich der zentralen Forschungsfrage, also der 

Schnittstelle Konflikt/Tourismus/Klimawandel, eingegangen wird. 
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Abbildung 20: Letztes fehlendes Bindeglied vor Fokussierung auf die Forschungsfrage (ei-
gene Darstellung) 

 
 

3.4 Veränderung der Konfliktsituation durch den Klimawandel all-

gemein und im Tourismus 

In diesem Kapitel wird zuerst analysiert, was der momentane Stand der Forschung über 

die Zusammenhänge zwischen Konflikten und Klimawandel aussagt und inwiefern diese 

Ergebnisse auf den Tourismus übertragen werden können. Betrachtet werden soll dabei 

auch die Rolle der Mitigations- und Adaptionsstrategien bei Konflikten. 
Bevor der Klimawandel in der Literatur stärker thematisiert wurde, standen Um-

weltveränderungen allgemein – wozu schlussendlich auch der Klimawandel zählt – und 

als Konfliktursache im Fokus des Interesses. Deswegen soll hier eine überblicksartige 

Einleitung in die Thematik Umweltveränderungen als Umweltstress und Konfliktursache 

gegeben werden. 

 
 

3.4.1 Konflikte durch Umweltveränderungen und Umweltstress  

Konflikte durch Umweltveränderungen im „globalen Wandel“ wurden bereits 1991 von 

Homer-Dixon analysiert. Er geht von der These aus, dass Umweltdegradation und Res-

sourcenknappheit zu bewaffneten Konflikten führen können. Er zählt zu diesen Umwelt-

problemen Entwaldung, Degradierung von Ackerland, Verschmutzung von Wasservorrä-

ten, Überfischung, aber auch den Treibhauseffekt. Homer-Dixon gibt an, dass Umweltve-

ränderungen nicht nur ein Handeln auf diplomatischer und wirtschaftlicher Ebene notwen-
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dig machen, sondern auch bis hin zu „gewalttätigen Konflikten“58 wie Krieg oder Terroris-

mus führen können. Besonders weniger entwickelte Länder weisen eine große Vulnerabi-

liät im Hinblick auf Umweltveränderungen auf und sind somit stärker konfliktgefährdet als 

Industrieländer. Dabei wirken sich insbesondere extreme und plötzliche Umweltereignis-

se, wie Dürren, Überschwemmungen und Stürme auf die Gesellschaft aus. Es gilt in die-

sem Zusammenhang auf jeden Fall im Auge zu behalten, dass die Umweltveränderungen 

nicht gänzlich neue Konflikte schaffen, sondern vielmehr bereits existierende Spannungen 

verstärken, bspw. durch die Verringerung der landwirtschaftlichen Produktion, die Ver-

schärfung von ökonomischen Verlusten und die Abwanderung (vgl. ebd.: 77f.). Die Kau-

salkette beschreibt Homer-Dixon wie folgt: 

 
Umweltveränderung/Umweltknappheit ���� soziale Wirkungen ����  gewaltsamer  

Konflikt 
 
Diese Konflikte teilt er in drei Typen: 

 
• Nutzungskonflikte um knappe Ressourcen, wie Wasser, Nahrungsmittel oder be-

baubares Land 
• kulturelle Konflikte aufgrund (divergierender) Gruppenidentität(en)  
• Konflikte wegen Wohlstandsgefälle (Verluste und weniger Wohlstand führen zu 

Konflikten zwischen Gruppen mit niedrigem Status und besser gestellten, mächti-
gen Gruppen) (vgl. ebd.: 106ff.) 

 
In diese drei Konfliktarten lassen sich auch die in dieser Arbeit für den Tourismus in Kapi-

tel 2.4 aufgestellten Definitionen wieder finden, als 1. „touristische Ressourcenkonflikte“ 

2. „touristische Kulturkonflikte“ und 3. so genannte „Gewinner und Verlierer“ bei der Ver-

teilung der Lebenschancen durch Profit am Tourismusgeschäft oder durch Auswirkungen 

des Klimawandels.  

 Kritiker bemängeln allerdings, dass Homer-Dixon lediglich gewaltsame Konflikte 
untersucht, also friedliche Kooperationen bei problematischen Umweltsituationen nicht in 

seiner Untersuchung berücksichtigt (vgl. Biermann, 2001: 102). In den letzten Jahren ha-

ben sich eine ganze Reihe Sozialwissenschaftler, Umweltexperten, Friedensforscher und 

Sicherheitsspezialisten neben der Betrachtung von Ressourcenkonflikten schwerpunkt-

mäßig mit Fragen zu „Umweltflüchtlingen“,„Umweltsicherheit“ und „Umweltkonflikten“ und 

der Verbindung von natürlichen und menschlichen Komponenten (z. B. Wasser und Er-

nährung) beschäftigt (vgl. Brauch, 2002: 29). Grundsätzlich können ökologische Sicher-

heitsgefährdungen, wie Biermann (2001) anführt, entstehen durch  

 

                                                 
58 Dabei wird in der Literatur im Zusammenhang mit “conflict” oft der “violent conflict” erwähnt, der, 
anders als der in dieser Arbeit definierte gewalt freie Konflikt zwischen zwei Gruppen, laut Barnett 
(2001) mit Todesfällen verbunden ist (vgl. Barnett, 2001: 5). Auch Krieg wird als „conflict“ bezeich-
net, so z. B. in der Definition von Kaldor (1997): „We can define war as conflict between politically 
organized groups involving large-scale violence“ (Kaldor, 1997: 7). Hinzu kommt eine quantitative 
Unterscheidung, die zwischen Konflikten mit weniger als 1.000 Toten und Krieg mit mehr als 1.000 
Toten pro Jahr differenziert (vgl. Geller, 2006: 32) 
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• Deposition (z. B. Ablagerung von Schadstoffen, Ausbeutung von Bodenschätzen),  
• Degradation (z. B. Verlust von Bodenfruchtbarkeit),  
• Desaster (Überschwemmung, Erosion) und  
• Destabilisierung des politischen Systems.  

 
In einigen Fällen ist die lokale Bevölkerung dadurch ökologisch bedingt zur Abwanderung 

gezwungen. Gesellschaftliche Konflikte können folgen oder bei grenzübergreifenden 

Problemen auch den internationalen Frieden gefährden (vgl. Biermann, 2001: 99f.). Dabei 

geht Baechler (2001) nicht davon aus, dass durch Umwelttransformation selbst zur direk-

ten Konfliktursache werden können, sondern meint vielmehr, dass sie auf bereits beste-

hende sozioökonomische Konfliktpotenziale einwirken. Laut Brauch (2002) hat die For-

schung einen Konsens darüber erzielt, dass Umweltstress selten der einzige Faktor für 

Konflikte darstellt und keine monokausale Beziehung zwischen Umweltstress und Konflik-

ten nachgewiesen werden kann (vgl. Brauch, 2002: 48, siehe z. B. auch Carius & Im-

busch, 1999: 18ff.). 

Neben den direkten Veränderungen des natürlichen Umfeldes muss jedoch auch 

die Anpassung59 an Umweltveränderungen als Auslöser sozialer Konflikte wegen unter-
schiedlicher Verhaltensweisen in der Gesellschaft mit in die Betrachtung einfließen (vgl. 

Galaz, 2005: 567). Betont werden soll hier noch einmal, dass es bei den bisherigen Stu-

dien zu Umweltkonflikten in der Regel eher um gewalttätige Konflikte im internationalen 

Kontext ging und nicht, wie in dieser Arbeit untersucht werden soll, um Ressourcen- und 

Kulturkonflikte zwischen zwei Akteursgruppen auf regionaler Ebene. Da dies jedoch die 

Grundlage der angesprochenen wissenschaftlichen Studien darstellt, sollen die hier auf-

geführten Ansätze im Folgenden konkret auf den Klimawandel bezogen werden. 

 
 

3.4.2 Konflikte durch Klimawandel 

Die oben genannten ökologischen Konfliktfaktoren Deposition, Degradation, Desaster und 

Destabilisierung können auch durch den Klimawandel als klimatische Umweltveränderung 

und Treiber von Umweltauswirkungen gefördert werden. Auch in dem Fall spricht man 

mittlerweile von möglichen „Klimakriegen“, „Klimaflüchtlingen“ und damit verbundenen 

Sicherheitsfragen. In einigen wissenschaftlichen Studien über allgemeine Umweltverände-

rungen wurde der Klimawandel bereits in aufgegriffen. Dabei können die Auswirkungen 

des Klimawandels als direkte und Maßnahmen zum Klimawandel als indirekte Konfliktur-

sachen unterschieden werden. 

                                                 
59 Allgemein betrachtet wird unter Anpassung an Umweltauswirkungen eine Strategie verstanden, 
bei der Ressourcenbenutzer eher vorausschauend agieren, anstatt aufgrund von Ungewissheit gar 
nicht zu reagieren (vgl. Galaz, 2005: 571). 



91 
 

3.4.2.1 Direkte Konflikte durch Klimawandel 

Schon 2001 wird in dem dritten Bericht des IPCC vermutet, dass Extremwetterereignisse 

oder die Verschiebung von Ressourcenverteilungen infolge des Klimawandels die Wahr-

scheinlichkeit für Migrationsbewegungen steigern könnten, die wiederum eine Erhöhung 

der politischen Risiken, Instabilitäten und Konflikte mit sich bringen könnten (vgl. IPCC, 

2001a: 85). Der Bericht geht auch auf das Konfliktrisiko ein, das durch Wasserknappheit 
oder die Veränderung der Fischbestände an Küstenregionen entstehen kann. Hierbei 

werden jedoch eher ökonomische Effekte und weniger soziale Folgen beschrieben. Wei-

tere Konfliktsituationen als Resultat des Klimawandels werden nicht erwähnt (vgl. Nordås 

& Gleditsch, 2005: 2). Im vierten IPCC-Bericht von 2007 wird dem Thema jedoch mehr 

Aufmerksamkeit zuteil, indem auf Stresssituationen in gesellschaftlichen Prozessen ein-

gegangen wird, die allerdings primär als Konsequenzen von Urbanisierung, Epidemien 

oder Terrorismus dargestellt werden. Solche Stresssituationen könnten durch Wetter und 

Klima zusätzlich verstärkt werden. Als Beispiel wird die Auslösung einer Migrationswelle 

aufgrund einer Dürre beschreiben, die im Zusammenspiel mit Bevölkerungswachstum die 

urbane Infrastruktur überlasten und zu sozialen und ökonomischen Konflikten führen 

könnte (vgl. Wilbanks et al., 2007: 361). Lloyd (2007) greift die „Tragik der Allmende“ auf 

und führt die allgemein zugängliche Atmosphäre als „Entsorgung“ von Treibhausgasen als 

so bezeichneten Ressourcenkonflikt an (vgl. Lloyd, 2007: 5806ff.). 

Brauch (2002) argumentiert in einer Studie im Auftrag des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) zu der Frage, inwieweit der Klimawan-

del internationale Konfliktpotenziale verursache oder erhöhe. Seiner Meinung nach stellen 

das Bevölkerungswachstum und der Klimawandel die zentralen Triebkräfte für unter-

schiedliche natürliche und sozioökonomische Folgen dar, woraus er verschieden mögli-

che Konflikte ableitet. Wie er darstellt (Abbildung 21), wirkt der Klimawandel auf die vier 

Faktoren Wasser, Boden, Umweltverschmutzung und Landwirtschaft, welche untereinan-

der eine komplexe Wechselbeziehung zueinander stehen:  
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Abbildung 21: Klimawandel und andere Faktoren des Überlebenshexagons (Brauch, 2002: 
36)  

 
Wie für Umweltkonflikte bereits bestätigt, löst der Klimawandel in diesem Modell Umwelt-

degradation und Umweltknappheit aus, die wiederum unter bestimmten sozioökonomi-

schen Bedingungen zum Konflikt führen. Ein monokausaler Zusammenhang zwischen 

Klimawandel und Konflikt wird also verneint (vgl. z. B. Barnett, 2001: 5; Brauch, 2002: 

116).  

 

Abgeleitet von Homer-Dixon (s.o.) und Brauch (2002: 37) könnte die Kausalkette um eini-

ge Bausteine erweitert werden und somit lauten 

 
Klimawandel ����  Umweltknappheit und Umweltdegradation + soziale Wirkungen 
(Wohlstandsgefälle, Migration) ���� Konfliktpotenzial ����  erfolgreiche Lösung oder 

Konflikt 
 
Diese eher aus militärischem, internationalen Blickwinkel betrachteten Konfliktpotenziale 

infolge des Klimawandels werden auch von anderen Autoren aufgegriffen, wobei stets 

betont wird, dass Konflikte nicht allein durch ökologischen Wandel bzw. Klimawandel di-

rekt ausgelöst werden, sondern vielmehr in Zusammenhang mit extremer Armut und 
Hoffnungslosigkeit, ökonomischem Stillstand, politischen oder sozialen Ungleichheiten, 

Korruption oder hoher Arbeitslosigkeit gesehen werden müssen (vgl. Sondorp & Patel, 

2003: 140; Barnett, 2003: 10). Zudem wird hervorgehoben, dass durch Klimawandel aus-
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gelöste Epidemien oder die ungleiche Verteilung von Energieträgern, Nahrung und Was-

ser (vgl. Gregory et al., 2005: 2139; Swart, 1996: 187ff.; Nordås & Gleditsch, 2005: 11) 

zusammen mit der steigenden Weltbevölkerung zu politischen Instabilitäten, Migrationen 

und gesellschaftlichen Konflikten führen können. Auf globaler Ebene hat der wissen-

schaftliche Beirat der Bundesregierung Globaler Umweltveränderungen (WBGU) (2008) 

eine Studie über den Klimawandel als Sicherheitsrisiko erstellt. Von Carius et al. (2006) 

wurde hierzu eine Weltkarte von Umweltkonflikten zwischen den Jahren 1980 und 2005 

erstellt und nach den (lediglich) vier Ressourcen Wasser, Land, Fisch und Biodiversität 

als Konfliktursache geordnet (siehe Abb. 22). Hierbei gehen sie davon aus, dass „die 

Umweltkonflikte (...) zukünftig durch die Auswirkungen des globalen Klimawandels noch 

verschärft werden können“ (Carius et al., 2006: 18). 

 

 
Abbildung 22: Weltkarte von Umweltkonflikten (1980-2005) (Carius et al., 2006: 22) 

 

Die in Abbildung 22 dargestellten Umweltkonflikte beziehen sich sowohl auf regionale, als 

auch nationale und internationale Konflikte. Wie ersichtlich wird, werden in Europa nur 
Streitigkeiten um Fischressourcen und vermutete Ölressourcen im Ägäischen Meer. Viel-

mehr spielen Bodendegradationskonflikte in Mittel- und Südamerika sowie Wasserkonflik-

te im Sahelgürtel und Nahmen Osten eine entscheidende Rolle bei der Betrachtung welt-

weiter Umweltkonflikte. Kleinere Konfliktsituationen auf lokaler Ebene ohne weiterführen-

de Protestaktionen oder gar gewalttätige Auseinandersetzungen sowie andere mögliche 
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Ressourcen als Konfliktursache wurden in dieser Studie von der Untersuchung ausgeg-

renzt. 

Ein oft genannter Effekt, der Ressourcen- und Kulturkonflikte auslösen kann, ist 

die gezwungene Migration (vgl. Nordås & Gleditsch, 2005: 14ff.). Vier verschiedene 

Gründe werden für eine Migration werden von Meze-Hausken (2000) genannt: Überleben, 

Suche nach einer möglichen Verbesserung der Lebensbedingungen, Umweltmigration 

sowie die Flucht vor Verfolgung und Krieg. Die ersten drei Gründe können durch den Kli-

mawandel verstärkt werden (z. B. durch langfristige Veränderungen der Lebendwelt wie 

Dürren, Extremwetterereignisse oder Erosion durch Meeresspiegelanstieg), der vierte 

Migrationsgrund kann durch Ressourcenkonflikte ausgelöst werden, die indirekt mit dem 

Klimawandel in Beziehung stehen (vgl. Meze-Hausken, 2000: 380ff.). Auch in diesem 

Zusammenhang kann gezeigt werden, dass neben den Umweltveränderungen zusätzlich 

ökonomische, kulturelle und ethnische Faktoren der Globalisierung für das Motiv einer 
Migration eine Rolle spielen (vgl. Barnett, 2003: 11). Auch Meze-Hausken (2000) folgert 
aus historischen und zeitnahen Fallbeispielen, dass „climate change per se (Kursivset-

zung durch die Autorin) is seldom found to be the root of migration“ (Meze-Hausken, 

2000: 380), sondern eher schwierige Lebensbedingungen60 verschärft.  

 
Brauch (2002) spricht auch die notwenige Konfliktregelung für diese nationalen und inter-

nationalen Problemfelder an. Dabei sollte das Ziel der Politik und Forschung sein, nach 
den Umweltstressursachen sowie Umweltkonfliktlösungs- und Präventionsmechanismen 

zu suchen (vgl. Brauch, 2002: 59). Hier spielen vor allem internationale Abkommen und 

Zusammenarbeit eine Rolle, wobei die politischen, ökonomischen und ökologischen Inter-

essen der beteiligten Staaten berücksichtigt werden sollten. Als weitere Ziele erachtet 

Brauch folgende Faktoren als wichtig: 

 
• Bewusstsein bei den Entscheidungsträgern und in der Öffentlichkeit schaffen 
• die komplexen Wechselbeziehungen zwischen den Faktoren des Hexagons (siehe 

Abbildung 21) detailliert untersuchen  
• regionale Klimafolgenstudien und spezifische Gegenstrategien einleiten 
• den Wissenschaftsaustausch zwischen den Boden-, Desertifikations- und Klima-

experten unterstützen  
• Entwicklung und Einsetzung von Mitigations- und Adaptionsstrategien (vgl. ebd.: 

98) 
 

                                                 
60 Meze-Hausken (2000) untersucht neben den klimatischen Veränderungen und deren Auswir-
kungen auf die Gesellschaft in Äthiopien auch die Vulnerabilität der Bauern-Haushalte und den 
Zeitpunkt, ab dem ein Haushalt abwandert. Dabei stellt sie fest, dass mehrere Faktoren eine Migra-
tionsbewegung beeinflussen. Diese Faktoren sind Größe des Haushalts und Anzahl der dazugehö-
rigen Tiere, Diversifikation der Bauern oder zusätzliche Katastrophen wie Krankheiten. Haushalte,  
welche Dürreperioden überstanden, hatten entweder viele Tiere, eine Arbeit außerhalb des Hofes  
oder andere diversifizierte Strategien. Die Autorin zeigt somit, dass die Spekulation einer durch 
Klimawandel ausgelösten Massenmigrationsbewegung nicht belegt werden konnte. Dies gilt, so-
lange eine Anpassungsstrategie und keine Resignation erfolgt (vgl. Meze-Hausken, 2000: 396ff.).  
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Schließlich könnte diese politische und wissenschaftliche Zusammenarbeit mittelfristig „zu 

wichtigen Instrumenten einer präventiven Diplomatie und einer Friedenskonsolidierung 

nach Konflikten werden“ (United Nations, 1992: 5f.).  

 

In dieser Arbeit liegt neben den Konfliktpotenzialen, die aus den Umweltauswirkungen 

durch den Klimawandel resultieren, ein weiterer Schwerpunkt auf der Untersuchung die-

ser letztgenannten Mitigations- und Adaptionsstrategien auf ihre möglichen Konfliktpoten-

ziale hin. Im Folgenden werden bisherige Studien aufgezeigt, welche diese Konfliktursa-

chen behandeln. 

 
 

3.4.2.2 Konflikte durch Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen  

In der oben zitierten Studie nennt Brauch (2002) Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen 

zum Klimawandel als Möglichkeiten zur Konfliktminderung, da sie zu einer Abschwächung 

der negativen Auswirkungen durch Klimawandel beitragen (vgl. Brauch, 2002: 1). Hinter-

grund ist die Annahme, dass das Konfliktpotenzial nicht vom Klimawandel direkt ausgeht, 

sondern vielmehr durch ungenügende Anpassung und die daraus resultierende Vulnerabi-

lität (vgl. Schipper & Pelling, 2006: 26). Dadurch wird es zu Vorteilen für diejenigen kom-

men, die angepasst sind (meist die wohlhabende Bevölkerung, die sich Bildung und In-
frastruktur leisten kann) und zu Nachteilen für die arme Bevölkerung, die anfälliger ist und 

zudem weitere Armut erfahren wird (vgl. Schipper & Pelling, 2006: 28). Unterschiede zwi-

schen arm und reich können vermehrt entstehen und größer ausfallen (vgl. Arnell et al., 

2005: 49) und weiteres Konfliktpotenzial entstehen lassen.  

 

Hierbei wird jedoch die Betrachtung neuer Konflikte vernachlässigt, die im Zuge der Maß-

nahmen auftreten können. Lediglich in einzelnen Studien wird das Konfliktpotenzial durch 

Mitigations- oder Anpassungsstrategien erwähnt. So nennt das IPCC einige Beispiele in 

der Forst- und Energiewirtschaft: So ist eine Aufforstung für die Forstwirtschaft förderlich, 

für die Landwirtschaft eher hinderlich. Auch Anbauflächen für Bioenergie-Pflanzen können 

angeführt werden, die zwar zum Klimaschutz und zur Sanierung von abgetragenem Land 

beitragen, aber auch eine Konkurrenz zum Anbau von Nahrungsmitteln darstellen oder 

die Biodiversität beeinträchtigen können. Es gilt deshalb, in verschiedenen Sektoren die 
Synergien zu erkennen und Konflikte mit anderen nachhaltigen Entwicklungsprojekten 

sowie Ressourcenverbrauch zu vermeiden (vgl. IPCC 2007d, 2007: 21f.). Dabei kann 

schon die Planung von Adaptionsmaßnahmen aufgrund verschiedener politischer Krite-

rien und unterschiedlicher Interessen konfliktreich ablaufen (vgl. Thomas & Twyman, 

2003: 117; McCarthy et al., 2001: 893; Sathaye et al., 2007: 695).  

In einer der wenigen deutschen, oben bereits beschriebenen Studie „Klimaände-

rung und Unterweserregion“, die sich mit dem Thema Klimawandel und Konflikte beschäf-

tigt, werden Akteure nach den Konsequenzen für individuelles und kollektives Handeln 

befragt. U.a. wurde dabei analysiert, welche Konflikte in der Gesellschaft infolge des Kli-

mawandels zu erwarten sind (vgl. Schuchardt & Schirmer, 2005a: 4). Der Autor gibt an, 
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dass es bereits absehbar sei, „dass sich viele der bereits heute herrschenden Konfliktla-

gen in der Region durch die notwendig werdenden Reaktionen auf den Klimawandel wei-

ter verschärfen werden“ (vgl. Schirmer, 2005: 49f.). Die Studie betrachtet den Küsten-

schutz in erster Linie als konfliktfördernde (Anpassungs-)Maßnahme, da Flächenkonflikte 

durch die Erhöhung und Verstärkung der Deiche erwartet werden. Das Vorland als knap-

pe Ressource wird in den meisten Fällen entweder von der Landwirtschaft oder dem Na-

turschutz beansprucht, die angesichts des Küstenschutzes zukünftig verstärkt nach 

Kompromissen werden suchen müssen. Auch Sturmflutensperrwerke können als Konflikt-

ursache auftreten, wenn sie die Schifffahrt beeinträchtigen oder von der Öffentlichkeit 

nicht akzeptiert werden (vgl. von Lieberman et al., 2005: 245). Auf der anderen Seite ist 

laut Studie aber abzusehen, dass sich andere derzeitige Konflikte, zum Beispiel zwischen 

Landwirten und Naturschützern, entschärfen, wenn steigende Erträge einer verbesserten 

landwirtschaftlichen Nutzung als Folge des Klimawandels Ertragseinbußen auf schüt-
zenswerten Flächen kompensieren (vgl. Kraft, Osterkamp & Schirmer, 2005: 187). Die 

Studie zeigt somit bereits einige neue Konfliktpotenziale infolge des Klimawandels, aber 

auch sich entschärfende Konflikte zwischen Akteuren (Naturschützern, Landwirten, der 

Schifffahrt sowie der breiten Öffentlichkeit) auf.  

 
Nachdem allgemeine Grundlagen im Bereich Konflikte und Klimawandel beschrieben 

worden sind, soll zu guter Letzt nun noch auf die Forschungsfrage und den bisherigen 
Stand der Forschung zu den Schnittstellen Konflikte – Klimawandel – Tourismus einge-

gangen und Lücken identifiziert werden.  

 
 

3.4.3 Konflikte durch Klimawandel im Tourismus 

Touristische Konfliktpotenziale infolge des Klimawandels sind gegeben, wenn Interes-

sensunterschiede zwischen touristischen Akteuren und anderen Wirtschaftssektoren mit 

Bezug zum Klimawandel bestehen. Um für diese Arbeit den Begriff Klimakonflikt im Tou-

rismus zu definieren, wird auf die anfangs vorgestellte Konfliktdefinition von Glasl (1999) 

zurückgegriffen: 

 

 
 

Demnach ereignet sich ein Klimakonflikt im Tourismus dann, wenn eine Interaktion 

zwischen Gruppen/Organisationen auftritt, wobei wenigstens eine Tourismusak-
teursgruppe bzw. nicht-touristische Akteursgruppe Unvereinbarkeiten im Den-

ken/Vorstellen/Wahrnehmen und/oder Fühlen und/oder Wollen in Bezug auf die 

Auswirkungen infolge des Klimawandels oder aufgrund von Mitigations- und Adapti-

onsmaßnahmen mit der anderen nicht-touristischen Akteursgruppe bzw. Touris-

musakteursgruppe in der Art erlebt, dass im Realisieren eine Beeinträchtigung durch 

eine andere Akteursgruppe erfolgt. 
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Jedoch ist in dieser Arbeit noch zu überprüfen, inwieweit diese Art von Klimakonflikten im 

Tourismus auftreten. Erste Studien haben sich am Rande mit diesem Thema beschäftigt 

und sollen im Folgenden vorgestellt werden. 

 

Besonders der oben genannte Faktor Deposition kann infolge des Klimawandels in Zu-

sammenhang mit der Tourismusindustrie als Umweltstress und zukünftig, ebenfalls als 

Konsequenz des Klimawandels, verstärktes Konfliktpotenzial auftreten. Das ist vor allem 

dann möglich, wenn es um den Wassergebrauch in Ländern geht, wo in Zukunft eine wei-

ter zunehmende Wasserknappheit auf einen steigenden Wasserbedarf für Wasserver-

gnügungsparks, Hotelanlagen oder Golfplätze treffen wird und somit Nutzungskonflikte 

zwischen der Bevölkerung und der Tourismusindustrie zu erwarten sind, wie etwa im Mit-

telmeerraum (vgl. Perry, 2005: 88f.). Auch Sterr (1999) stellt die Behauptung auf, dass 

Umweltveränderungen, ausgelöst durch Klimawandel, „die absehbare Verschärfung be-
reits bestehender Nutzungs- und Zielkonflikte (Landwirtschaft, Fischerei, Tourismus, Na-

turschutz, Küstenschutz etc.) und deren ökonomische Konsequenzen“ mit sich bringen 

werden (Sterr, 1999: 61). Konkrete mögliche Konfliktsituationen im Tourismus in Zusam-

menhang mit dem Tourismus werden jedoch kaum direkt und wenn, dann sehr undiffe-

renziert genannt. 

 Es ist davon auszugehen, dass auch eine Art (Arbeits-)Migration mit dem Touris-

mus in Verbindung gebracht werden kann, wenn bei einer positiven ökonomischen Tou-

rismusentwicklung in Destinationen eine Zuwanderung von Arbeitskräften stattfindet. Die-

ses kann mögliche Probleme, wie „Wohnungsmangel, Ver- und Entsorgungsprobleme, 

Infrastrukturdefizite, Slumbildung, illegale Landnahme oder Baumaßnahmen und damit 

auch für den Fremdenverkehr oft negative Umweltbelastungen und soziale Spannungen“ 

(Vorlaufer, 1996: 160) mit sich bringen, die in Konflikten münden können. Ein Zusammen-

hang mit dem Klimawandel wird jedoch nicht hergestellt. Genauso wenig wie eine mögli-

che Abwanderung von Arbeitskräften erwähnt wird, die in Destinationen eintreten könnte, 
bei denen die oben genannten durch Klimawandel ausgelösten Desaster die Wirtschaft-

lichkeit touristischer Destinationen gefährdet. So betonen z. B. Schirmer & Schuchardt 

(2005) für die deutsche Küste, dass sie weder eine Abnahme der Gästezahlen noch eine 

Verschärfung der Konfliktsituation durch die globale Klimaerwärmung erwarten (vgl. 

Schirmer & Schuchardt, 2005b: 311). 

 
Ein Blick auf die Berücksichtigung von Konflikten durch Adaptions- und Mitigationsmaß-

nahmen im Tourismus zeigt auch hier noch erheblichen Forschungsbedarf. Vereinzelt 

werden jedoch bereits Konfliktpotenziale erwähnt, etwa beim Küstentourismus. Hier wird 

vermutet, dass bspw. Anpassungsmaßnahmen durch Küstenschutz, wie die Rückverle-

gung und Verlängerung von Deichen, Interessenskonflikte auch auf der Seite der Touris-

musakteure mit sich bringen können (vgl. Sterr, 1999: 71; Schirmer & Schuchardt, 2005b: 
314; Hamilton, 2007). So nennen Neumann et al. (2000) das Fallbeispiel Sylt, wo vor al-

lem infolge von Strandvorspülungen und zusätzlichem Küstenschutz mit Mehrkosten und 

einer Debatte um die Zahlungsfrage gerechnet werden muss (vgl. Neumann et al., 2000).  
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In Gebirgsregionen spielt der Wintertourismus bei untersuchten Konflikten durch Anpas-

sungsmaßnahmen eine große Rolle, da aufgrund von zunehmendem Schneemangel Win-

tersportgebiete verstärkt künstlich beschneit werden müssen. Dies verstärkt Konflikte mit 

Naturschützern, weil die fraglichen Destination teilweise in Naturschutzgebieten, Biotopen 

oder Wasser- oder Vogelschutzgebieten liegen. Zugleich wird mit dem Klimawandel eine 

Verlagerung des Wintersports in schneesichere Höhenlagen stattfinden. Da diese meist 

sensible Ökosysteme beherbergen, werden so vom Wirtschaftsministerium Baden-

Württemberg zusätzliche „Konflikte zwischen Sport und Umwelt“ vermutet (Wirtschaftsmi-

nisterium Baden-Württemberg, 2005: 32).  

 
Bereits heute sind Beispiele von Tourismuskonflikten ausgelöst durch Mitigationsstrate-

gien zu beobachten. Neben der in der Einleitung erwähnten Debatte über die Sequestrie-

rung von CO2 können weitere Klimaschutzmaßnahmen, wie die Reduzierung von Verkehr 

genannt werden. Da die Tourismusindustrie jedoch wirtschaftlich gesehen auf mehr Per-

sonenverkehr angewiesen ist, könnten hier verschiedene Interessen aufeinander treffen 

(vgl. Robins & Dickinson, 2007: 202).  

Ein weiteres im Tourismus oft diskutiertes Mitigationsbeispiel sind Windkraftanla-

gen, die nach Meinung der Tourismusakteure die Attraktivität des Landschaftsbildes stö-

ren und Gäste abschrecken. Um auf der Nachfrageseite etwas Klarheit zu schaffen, wur-

de 2005 von der Hochschule Bremerhaven eine Studie zu dem Thema Tourismus und 
Windenergie durchgeführt. Hierfür wurden in elf Gemeinden der deutschen Nordseeküs-

tenregion 840 Einwohner, Pendler und Touristen befragt, die sich in einem Gebiet mit 

Windparks aufhielten. Die Untersuchung zeigt, dass Gäste bisher Windkraftanlagen nicht 

mit dem Image der deutschen Nordseeküste in Zusammenhang bringen, jedoch bei einer 

entsprechenden Vorgabe als ebenso typisch wie Sandstrände an der Nordseeküste beur-

teilen. Zudem werden sie zwar einerseits negativ gesehen, auf der anderen Seite jedoch 

auch mit einer „gesunden, natürlichen und erholsamen Region“ in Verbindung gebracht. 

Die meisten Befragten stehen den Windparks neutral gegenüber (siehe Abbildung 23).  
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Abbildung 23: Was halten Sie als Einwohner bzw. Urlauber von den zahlreichen Windparks 
in der Region? (Vogel, 2008: 20) 

 
Insgesamt haben dabei ältere Befragte oder Betroffene (siehe NIMBY-Ansatz61) eine ne-

gativere Einstellungen zu Windparks und nennen als Grund hierfür die Lärmbelästigung 

und/oder die optische Beeinträchtigung (vgl. Vogel, 2008: 11ff.).  

Auch eine Studie vom SOKO-Institut für Sozialforschung und Kommunikation zeigt 

anhand einer Befragung von über 2.000 deutschen Bürgern mit Reiseziel Deutschland, 

dass sich lediglich knapp 10% der Befragten durch Windkraftanlagen sehr stark gestört 

fühlen, während sich fast 75% nicht oder nur wenig gestört fühlen (vgl. SOKO Institut, 

2006). Somit kann das Argument der Touristiker teilweise nachvollzogen werden. Den-

noch geben viele Gäste ein „erfreuliches“ bis „sehr erfreuliches“ Urteil in Bezug auf Wind-

energieanlagen ab.  

 
Obwohl nicht ganz geklärt ist, inwieweit die Gäste sich an die Windanlagen zukünftig ge-

wöhnen werden oder die Akzeptanz zunehmen wird, können hier auch in Zukunft weitere 

Konfliktpotenziale vermutet werden. Weil vor allem die Anlagen im Offshore-Bereich zu-

nehmen werden, befürchten die Touristiker ähnliche Probleme, durch eine „Störung“ der 

Horizontlinie. Die Offshore-Windanlagen werden von den Befragten jedoch eher positiv 

bewertet (siehe Abbildung 24).  

 

                                                 
61 Das NIBMY-Syndrom besagt, dass jemand sich solange nicht gestört fühlt, solange die Konflikt-
ursache (wie z. B. eine Biogas- oder Windkraftanlage) sich nicht in seiner Nähe befindet (NIMBY – 
not in my backyard) (vgl. Geis, 2005: 76).  
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Abbildung 24: Da an Land bereits viele Windparks stehen, wird nun geplant, Windparks 
auch auf dem Meer viele Kilometer vom Festland entfernt zu errichten. Wie finden Sie dieses 
Vorhaben? (Vogel, 2008: 22) 

 
Um den Konflikt um Windenergieanlagen an Land abzumildern, könnte das Repowering, 

das heißt das Ersetzen vieler kleiner Windkraftanlagen durch wenige große, eine Lösung 

darstellen. Jedoch gibt immer noch ein Viertel der Befragten an, „überhaupt nichts“ vom 

Repowering zu halten, da die größeren Windräder wiederum störend(er) wirken oder 

sonstige negative Faktoren (z. B. hohe Kosten der neuen Anlagen, Subventionen für 
Windenergie, Unfallgefahren, Berichte von Bekannten und persönliche Gründe) wahrge-

nommen werden (vgl. Vogel, 2005:19ff.)62. 

 
 
Der bisherige Forschungsstand des IPCCs in Bezug auf die modellierten zukünftigen Kli-

maveränderungen zeigt, dass weltweit und auch in Deutschland mit Folgen zu rechnen ist 

und verschiedene Branchen sowohl von den Auswirkungen betroffen sein werden als sich 

an der Emission von Treibhausgasen an der Verstärkung des Klimawandels verantworten 

müssen. Die Entwicklung von Adaptions- sowie Mitigationsmaßnahmen ist somit unver-

meidbar (Kapitel 3.1 und 3.2). Eine dieser Branchen ist der Tourismus, welcher zu etwa 

5% an der Verstärkung des Treibhauseffektes beteiligt ist und gleichzeitig als Betroffener 

regieren muss (Kapitel 3.3). Bisherige Studien, wie von Homer-Dixon oder Biermann, un-

tersuchen den Einfluss von Umweltveränderungen und Umweltstress auf Konfliktsituatio-
nen (Kapitel 3.4.1). Klimawandel als ein Bereich von Umweltstress und somit auch als 

Konfliktpotenzial wurden allgemein auf internationaler Ebene, z.B. vom IPCC oder 

                                                 
62 Auch eine frühere Veröffentlichung der Universität Rostock, welche Studien zum Thema Touris -
mus und Windkraftanlagen mehrerer Bundesländer zusammenfasst, kommt zu dem Ergebnis, 
dass trotz eines Anstiegs der Zahl von Windkraftanlagen die Zahl der Touristen weiterhin steigt und 
vielmehr ein signifikant positiver Effekt aufgezeigt werden kann. Für die Ergebnisse der Bundes-
länder Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Berlin, Branden-
burg, Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen siehe Benckenstein et al. (2003).  
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Brauch, aufgegriffen, um auf die Gefährdung der nationalen Sicherheit durch komplexe 

Veränderungen knapper Ressourcen und Bevölkerungswachstum hinzuweisen. Relevant 

für die weitere Betrachtung dieser Arbeit ist hierbei, dass bei den Studien kein direkter 

Zusammenhang zwischen Klimawandel als unmittelbare Konfliktursache gefunden wer-

den kann (Kapitel 3.4.2.1). Zudem ist gezeigt worden, dass es bislang kaum Untersu-

chungen auf regionaler Ebene bezüglich Klimawandel-Konflikte zwischen Akteursgruppen 

gibt. Auch bei der Betrachtung der Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen als indirekte 

Konfliktursachen des Klimawandels, kann eine Forschungslücke aufgezeigt werden. An-

hand des Tourismussektors sollen erste Ansätze zur Schließung diese Wissenslücke in 

der vorliegenden Untersuchung getätigt werden. 

 

Für eine strukturierte Bearbeitung der Forschungsfrage der Schnittstellen Konflik-

te/Klimawandel/Tourismus sollen im Folgenden basierend auf dem Theorieteil zu überprü-
fende Arbeitshypothesen aufgestellt werden. 

 
 

3.5 Arbeitshypothesen  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Ressourcenkonflikte und Kulturkonf-

likte im Tourismus auftreten und auch schon beschrieben worden sind. Es konnte auch 

festgestellt werden, dass Ressourcenknappheit, Desaster und Migrationsströme (Umwelt-

stress) wiederum als Auslöser für (so gesehen indirekte) klimawandelbezogene Konflikte 

vermutet werden. So zeigt sich ein weiter Forschungsbedarf an Studien zu (gewaltfreien) 

Konflikten ausgelöst durch Klimawandel und Klimawandelstrategien63. Besondere Lücken 

gibt es im Bereich der regionalen Konflikte zwischen Akteursgruppen. Da der Klimawan-

del auch auf den Tourismussektor einwirkt, lautet die Fragestellung dieser Arbeit, inwie-

weit sich die Konfliktsituationen der herausgebildeten Konfliktarten, d.h. soziokulturelle 

sowie Nutzungs- und Ressourcenkonflikte, durch den Klimawandel verändern werden 

bzw. inwieweit und durch welche Ursachen neue Konfliktsituationen entstehen. Hierbei ist 

es auch wichtig, Adaptions- und Mitigationsstrategien als neue mögliche Konfliktursachen 
im regionalen Tourismusbereich genauer zu betrachten und erste Aussagen über zukünf-

tige Migrationsströme im Tourismusbereich zu treffen. 

 
Im letzten Kapitel wurden erste Anzeichen von Veränderungen infolge des Klimawandels 

in Konfliktsituationen im Tourismus zwischen verschiedenen Akteuren beschrieben. Die 

zu untersuchenden Zusammenhänge werden als weiterentwickelte Grafik der Abbildung 2 
in Abbildung 25 dargestellt. 

 

                                                 
63 Wobei auch überprüft werden könnte, unter welchen Bedingungen der Klimawandel nicht zu 
Konfliktpotenzialen führt: die so genannten „zero cases“ (Nordås & Gleditsch, 2005: 22).  
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Abbildung 25: Mögliche Konfliktbeziehungen infolge des Klimawandels im Tourismus (ei-
gene Darstellung)  

 
Die erste Arbeitshypothese bezieht sich auf die bereits existierenden Ressourcenkonflikte 

im Tourismus. Wie von verschiedenen Autoren angeführt, werden generell durch den Kli-

mawandel bedingt Umweltstresssituationen auftreten, die zu Ressourcenkonflikten führen 

können. Hier kann vermutet werden, dass es auch im ressourcennutzenden Tourismus-

sektor zu Knappheit, Umweltstress und somit zu einer verschärften Konfliktsituation zwi-

schen Tourismusakteuren und anderen Akteuren um knappe Ressourcen kommen wird. 

In Bezug auf die Ressourcenkonflikte im Tourismus lautet Arbeitshypothese 1 somit wie 

folgt:  
Arbeitshypothese 1: Der Klimawandel verschärft Ressourcenkonflikte im Touris-

mus und/oder lässt neue entstehen. 

 

In der zweiten Arbeitshypothese werden die Kulturkonflikte im Tourismus behandelt. Da-
bei steht zu vermuten, dass große kulturelle Unterschiede (zum Beispiel Religion oder 

Tradition) zwischen Reisenden und Bereisten oder der Modernisierungsprozess und die 

damit verbundenen Wertekonflikte sich nicht direkt aufgrund klimatischer Veränderungen 

ändern werden. Denkbar ist jedoch ein (indirekt durch den Klimawandel bedingtes) neues 

kulturelles Konfliktpotenzial im Tourismus, wenn Reiseströme eine saisonale und/oder 

räumliche Zentrierung oder Verschiebung durch klimatische Veränderungen erfahren. 

Sowohl ein schneller und hoher Anstieg der Gästezahlen (Stichwort Massentourismus) als 

auch eine neue Gästeklientel aus anderen kulturellen Kreisen könnte so bspw. an eher 

kleinen und traditionell geprägten Reisezielen ein mögliches Konfliktpotenzial darstellen: 
Arbeitshypothese 2: Der Klimawandel beeinflusst durch die Veränderung der Rei-
seströme kulturelle Konflikte. 
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Neben den ökologischen und kulturellen Konfliktpotenzialen spielen auch sozioökonomi-

sche Faktoren eine Rolle. Das bereits oft erwähnte Ungleichgewicht zwischen Regionen 

und Akteursgruppen kann auch im Tourismus je nach Destination (Mittelmeer, Nordeuro-

pa) und Tourismusakteuren (Anbieter von Wander- oder Wintersportaktivitäten) auftreten. 

Diese Ungleichverteilung der von Dahrendorf so genannten „Lebenschancen“ infolge des 

Klimawandels könnte auch hier zu einer Abwanderung und zu Migrationsbewegungen 

durch die Suche nach neuen Arbeitsplätzen führen. Ob diese dann wiederum zu Konflik-

ten führen werden, soll in dieser Arbeit nicht weiter untersucht werden. Vielmehr sollen 

erste Grundlagen ermittelt werden, ob solche Veränderungen und „Arbeitsmigrationsströ-

me“ durch einen Klimawandel überhaupt in Gang gesetzt würden. 
Arbeitshypothese 3: Die sich verändernde ungleiche Verteilung von (sozioökono-
mischen) Lebenschancen infolge des Klimawandels verursacht Arbeitsmigrations-
ströme im Tourismus.  
 
Zur Minderung der Folgen des Klimawandels sowie zur Anpassung an dieselben werden 

Mitigations- und Adaptionsstrategien eingesetzt. Sie variieren in ökonomischer, sozialer, 

technologischer, institutioneller und politischer Form. Wie bereits für Einzelbeispiele auf-

gezeigt, ist es möglich, dass bei der Planung oder Nutzung solcher Maßnahmen unter-

schiedliche Interessen verletzt werden. Es ist auf jeden Fall davon auszugehen, dass die 

Maßnahmen bereits bestehende Konflikte verändern werden. Dabei können sie konflikt-

verstärkend, aber auch -mindernd wirken. Unklar ist jedoch, inwieweit sich die Maßnah-

men auf die für die Tourismusindustrie herausgearbeiteten Konfliktarten Kultur- und Res-

sourcenkonflikte auswirken. 
Arbeitshypothese 4: Mitigations- und Adaptionsstrategien im Tourismus haben eine 
Auswirkung auf bereits bestehende Konflikte.  
 
Die im Theorieteil beschriebenen Konfliktregelungsmaßnahmen für Kultur- und Ressour-

cenkonflikte beziehen sich zum großen Teil auf informelle partizipative und kooperative 

Kommunikationsstrategien. Auch im Tourismus werden diese Instrumente bereits oft ver-

wendet. Vermutet werden kann somit, dass diese Instrumente auch in Zukunft dazu bei-

tragen werden, neue, indirekt durch Klimawandel verursachte Konfliktpotenziale zu re-
geln.  
Arbeitshypothese 5: Das Konfliktpotenzial im Tourismus infolge des Klimawandels 
kann mit Hilfe von kooperativen Konfliktregelungsinstrumenten abgemildert wer-
den. 
 
 
Auf die Methodik, die Auswahl der befragten Akteure zur Klärung dieser Arbeitshypothe-

sen sowie die Durchführung der Methodik wird im nächsten Kapitel eingegangen. 
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4 Methodik und Untersuchungsdesign 
 

Da die Untersuchung der Arbeitshypothesen sowohl das inhaltliche Verständnis von 

komplexen Zusammenhängen in Konfliktsituationen als auch eine Analyse der Konflikte 

erfordert, wird eine qualitative Forschungsmethode der Sozialforschung einem quantitati-

ven Ansatz vorgezogen. Dieses Kapitel gibt einen kurzen Überblick über die Vorteile der 

verwendeten Methode qualitativer Experteninterviews im Allgemeinen und für diese Ar-

beit. Darauf folgt die Beschreibung des Auswahlverfahrens, die Vorstellung der befragten 

Akteure aus den gewählten deutschen Beispieldestinationen Nordsee und Schwarzwald 

als klimasensible und tourismusabhängige Küsten- und Gebirgsregionen sowie der Inter-

viewdurchführung. Die theoretischen Elemente und praktisch vollzogenen Schritte der 
Inhaltsanalyse runden das Methodenkapitel ab, bevor ab Kapitel 5 auf die Ergebnisse 

eingegangen wird.  

 

Da Konfliktpotenziale eher von subjektiven Faktoren abhängen, somit also die analytische 

Interpretation des subjektiven Inhalts theoriegenerierend erforderlich ist (vgl. Bogner, 

2005: 38), können sie anhand einer offenen Befragung über die Einstellungen der Akteure 

vor Ort und ihre Sicht der Zusammenhänge der komplexen Konfliktstruktur überprüft wer-

den. Es wurde eine mündliche Befragung mit offenen Fragestrukturen gewählt, um flexibel 

und offen auf neue Informationen reagieren zu können. Die Stärken der qualitativen Sozi-

alforschung – Offenheit, Forschung als Kommunikation, Prozesscharakter von Forschung 

und Gegenstand, Reflexivität von Gegenstand und Analyse, Explikation und Flexibilität 

(Lamnek, 2005: 20) – können so voll ausgeschöpft werden.  

 
 

4.1 Das qualitative Experteninterview 

In dieser Arbeit wird die Methodik des qualitativen Experteninterviews eingesetzt. Um die 
Existenz von Konflikten aufzudecken, sollten die in Konflikten beteiligten Akteure direkt 

gefragt werden (vgl. Tidwell, 2001: 35). Sie können am besten erläutern, welche Interes-

sen sie vertreten und wie ihre Problemsituation friedlich gelöst werden kann (vgl. Zilleßen, 

2001: 189). Diese so genannten Experten64 können die Problemlagen (vgl. Bogner & Leu-

thold, 2005: 266) sowie die sozialen Prozesse (vgl. Gläser, 2006: 10) und somit auch die 

Konfliktfelder und ihre Kausalzusammenhänge genau erkennen. Dabei wird optimistischer 

Weise angenommen, dass Experteninterviews „objektive Informationen“ liefern können, 

die keiner „theoretischer Fundierung bedürfen“ (Bogner & Menz 2005a: 17f.). Gerade für 

Zukunftsprognosen lassen sich demzufolge die Kompetenzen der Experten nutzen und 

                                                 
64 Experten sind „Menschen, die ein besonderes Wissen über soziale Sachverhalte besitzen, und 
Experteninterviews sind eine Methode, dieses Wissen zu erschließen“ (Gläser, 2006: 10). Der Ex-
perte verfügt also über einen Zugang zu Informationen einer Gruppe oder Entscheidungsstrukturen 
oder trägt „Verantwortung (...) für den Entwurf, die Implementierung oder die Kontrolle einer Prob-
lemlösung“ (Meuser & Nagel, 2005: 73).  
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auf die sozialen Problemfelder übertragen (vgl. Bogner & Leuthold, 2005: 266f.). In der 

Auswertung werden zwar somit subjektiv konstruierte Wahrheiten der Experten über-

nommen. Eine rein objektive Konfliktanalyse ist hier jedoch und insbesondere auch für die 

theoretische Fragestellung über mögliches und denkbares Konfliktpotenzial in der Zukunft 

kaum anders möglich.  

In dieser Untersuchung wird das halbstandardisierte Interview angewendet. Rein 

standardisierte Interviews geben die Antwortmöglichkeiten vor, was in diesem Fall nicht 

möglich ist, da die Antworten unbekannt sind. Rein nicht standardisierte Interviews wiede-

rum lassen den Fragewortlaut und die Reihenfolge offen (vgl. Gläser, 2006: 39), womit 

eine Vergleichbarkeit kaum gegeben ist und sie überdies keinen logischen Aufbau haben. 

Daher beinhalten die für diese Arbeit geführten Interviews offene Fragen über Prozesse 

und Zusammenhänge sowie Konfliktabläufe. Dabei bauen die Fragen entsprechend der 

Reihenfolge des Theorieteils aufeinander auf. 
 
 

4.2 Wahl der Akteure 

Die im Rahmen von Experteninterviews befragten Experten können Repräsentanten einer 

Institution oder Beteiligte an Entscheidungsprozessen sein (vgl. Meuser & Nagel, 2005: 

74). So werden in dieser Arbeit vornehmlich Verbände und Interessenvertreter einer ge-

samten Branche interviewt, um eher objektive Konfliktbeschreibungen der gesamten Ak-

teursgruppe anstelle von Einzelfallbeschreibungen zu erhalten und sich der Meinungen 

Einzelner zu entziehen sowie die Anzahl der zu befragenden Akteure zu beschränken. 

Die Wahl der Akteure bestimmt sich durch die regionalspezifischen Akteure aus dem Tou-

rismussektor und andere nicht-touristische Stakeholder vor Ort. Da sich die Interessen der 

Bevölkerung in keiner konkreten Institution widerspiegeln, sie jedoch aufgrund der weiter 

oben angestellten Überlegungen zu Konflikten entscheidend sind, werden ihre Interessen 

durch die Befragung von Bürgermeistern erfasst. Die touristischen sowie nicht-

touristischen Akteure der zwei untersuchten Destinationen, schleswig-holsteinische Nord-

seeküste und Schwarzwald, werden im Folgenden vorgestellt. 
 

 

4.2.1 Touristische Akteure 

Da in dieser Arbeit Konflikte auf Destinationsebene untersucht werden sollen, muss ge-

prüft werden, wie eine Destination definiert ist und welche Tourismusakteure ihr zuge-

rechnet werden. Bieger (1997) versteht eine Destination als „geographischen Raum, den 

der jeweilige Gast als Reiseziel auswählt. Sie enthält sämtliche für einen Aufenthalt not-

wendigen Einrichtungen für Beherbergung, Verpflegung, Unterhaltung/Beschäftigung“ 
(Bieger, 1997: 74).  

Differenzierter betrachtet gehören laut Kaspar (1993) zum ursprünglichen touristi-

schen Angebot neben den geographischen, natürlichen Standortfaktoren, wie Landschaft 

und Klima, auch die soziokulturellen Gegebenheiten (Sprache, Kultur, Baustil etc.) und die 
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allgemeine Infrastruktur (Ver- und Entsorgung und Transport). Daneben spielt für den 

Tourismus das abgeleitete Angebot eine Rolle, wie Beherbergung, Verpflegung und Un-

terhaltung, Einrichtungen zur sportlichen Betätigung und eine Einrichtung zur Vermittlung 

(Verkehrsverein). Die touristische Infrastruktur besteht zudem aus eigens für die Touristen 

benötigten Anlagen, etwa für die Ver- und Entsorgung sowie zum touristischen Transport. 

Hinzu kommen spezielle Freizeiteinrichtungen (vgl. Kaspar, 1993: 26ff.). In dieser Arbeit 

soll neben den bisher aufgezählten Bestandteilen einer Destination auch die vorgelagerte 

An- und nachgelagerte Rückfahrt zur und von der Destination zur so genannten touristi-

schen Wertschöpfungskette65 einer Destination gezählt werden. Daraus können folgende 

Hauptfelder für die Bestimmung wichtiger touristischer Akteure abgeleitet werden: 

 
• An- und Abreise zu/von der Destination  
• Mobilität vor Ort  
• Unterkunft, Gaststätten  
• Aktivitäten  

 
Zusätzlich werden Zielgebietsagenturen und die Tourismuspolitik sowie für die Infrastruk-

tur zuständige Ministerien und Kommunen berücksichtigt. Im Folgenden werden die ein-

zelnen Aspekte des touristischen Angebots den Tourismusakteuren der untersuchten Bei-

spieldestinationen zugeordnet. In die Beschreibung fließen bereits erste Aussagen aus 

den Experteninterviews mit ein. 

 
 
An- und Abreise zu/von der Destination 
Laut einer von der Forschungsgemeinschaft Urlaub und Reisen (FUR) durchgeführten 

Reiseanalyse werden deutsche Destinationen derzeit zu 75% mit dem Auto, zu 12% mit 

der Bahn und zu knapp 11% mit dem Bus angefahren (vgl. FUR, 2008). In der Urlaubsre-

gion Schleswig-Holstein reisen die Gäste mit knapp 80% somit überdurchschnittlich häufig 

mit dem eigenen PKW an (vgl. FUR, 2003), bei Anreisen in den Schwarzwald sind es so-
gar 85% (vgl. Schwarzwald Tourismus GmbH, 2004: 26). Mit dem Bus bzw. mit der Bahn 

fahren 5,3% bzw. 11,9% in das Bundesland Schleswig-Holstein, 10,0% bzw. 13,8% in die 

deutschen Mittelgebirge (vgl. FUR, 2003).  

Aufgrund ihrer geringen Bedeutung für die Nordsee und den Schwarzwald sollen 

Fluggesellschaften als Transportmittel für die Anreise in dieser Arbeit nicht weiter beach-

tet werden. Von besonderem Interesse sind jedoch die Interessen der Autofahrer, vertre-

ten durch den Deutschen Automobilclub (ADAC) mit über 16 Millionen Mitgliedern sowie 

die Bahn- und Busunternehmer, hier vertreten durch die Deutsche Bahn (DB) sowie den 

Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e. V. (bdo). Zur Anfahrt auf die Nordfrie-

sischen Inseln werden außerdem Fähren genutzt. Die Wyker Dampfschiffs-Reederei 

(W.D.R.) bietet neben den regulären Fahrten für Einheimische, Gäste und Güter auch 

                                                 
65 Eine Wertschöpfungskette ist die „Aneinanderreihung verschiedener Komponenten von unter-
schiedlichen Unternehmen aus mehreren Branchen zu einem Produkt“ (Mundt, 1998: 336).  



107 
 

einige wenige Ausflugstouren in den Nationalpark an und konnte somit auch zum Bereich 

Aktivitäten befragt werden. 

 
 
Mobilität vor Ort 
An der schleswig-holsteinischen Nordseeküste wird der öffentliche Personennahverkehr 
(ÖPNV) hauptsächlich von der privatwirtschaftlichen Nord-Ostsee-Bahn (NOB) sowie der 

Busgesellschaft Verkehrs- und Tarifgemeinschaft Nordfriesland Regional, einer Gemein-

schaft aus sieben Verkehrsunternehmen, gestellt. Jedoch nutzen lediglich etwa 5% der 

Gäste die Busse. Hier fehlt aus Kostengründen ein umfassendes Angebot für Touristen. 

Lediglich in St. Peter-Ording können Urlauber aufgrund der starken Nachfrage mit ihrer 

Kurkarte die örtlichen Busse nutzen.  

Im Schwarzwald hingegen sind Busse und Bahnen größtenteils an den Zusam-

menschluss von neun ortsansässigen Verkehrsverbünde angeschlossen, der unter dem 

Namen KONUS eine kostenlose Nutzung nach Entrichtung der Kurtaxe ermöglicht. Große 

Teile hiervon werden durch die DB Regio AG (z. B. die Schwarzwaldbahn und die Höllen-

talbahn) sowie die SBG Südbadenbus GmbH abgedeckt. Wie auch bei den Bahnen an 

der Nordsee wird die Infrastruktur, also Gleise und Bahnhöfe, von der Deutschen Bahn 

angemietet. Taktzeiten und sonstige Anforderungen zum Betriebsablauf müssen die Lan-
desverkehrsverträge erfüllen. Die steigenden Fahrgastzahlen von Seiten der Touristen 

(etwa 10%) und sonstigen Fahrgäste (Schüler, Auszubildende, berufstätige Pendler) wer-

den dabei hauptsächlich den hohen Treibstoffpreisen, in Hinblick auf die Gäste jedoch 

auch dem KONUS-Angebot zugerechnet. Das Busunternehmen SBG bietet mit Blick auf 

die Gäste zusätzlich zum Linienverkehr auch Rad- oder Wanderbusse für Ausflugsfahrten 

in Wandergebiete oder zur Mitnahme von Fahrrädern an und konnte somit auch zum Be-

reich Aktivitäten befragt werden. 

Da die Anreise mit dem eigenen PKW einen sehr hohen Anteil ausmacht, wird 

darauf verzichtet, weitere und von Urlaubsgästen relativ wenig benutzter PKW-bezogene 

Verkehrsmittel einzubeziehen, wie etwa Taxis oder Mietwagen.  

 
 
Unterkunft, Gaststätten 
Der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband (DEHOGA) vertritt die Interessen der Hotel-

fachleute, Hotelkaufleute, Restaurantfachleute und Köche und ist in beiden Bundeslän-

dern gleichermaßen vertreten. Der Verband erfasst Häuser ab neun Betten. Kleinere Un-

terkünfte sowie Ferienwohnungen werden durch die Tourismusverbände vermittelt, haben 

aber auch die Möglichkeit, beim DEHOGA Mitglied zu werden. Bei der Befragung wurde 

auch der vom Bauernverband organisierte „Urlaub auf dem Bauernhof“ berücksichtigt. 
Eine weitere Übernachtungsmöglichkeit stellen Campingplätze dar. Im Jahr 2008 

sind im Schwarzwald 1,4 Mio. Übernachtungen (bei 759.000 Ankünften) und somit 7% 

aller Übernachtungen auf Campingplätze entfallen (Statistisches Landesamt Baden-

Württemberg, 2008). In Schleswig-Holstein konnten im Jahr 2002 8,7 Mio. Übernachtun-

gen auf Campingplätzen (bei 436.000 Ankünften) ausgemacht werden (vgl. Statistisches 

Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, 2004). Um der offensichtlichen Relevanz dieser 
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Übernachtungsmöglichkeit Rechnung zu tragen, werden auch mit Vertretern des Landes-

verbandes der Campingplatzunternehmer in Baden-Württemberg e. V. sowie Camping 

Nordsee Interviews geführt.  

 
 
Aktivitäten 
Die touristischen Aktivitäten gestalten sich je nach Destination aufgrund ihrer natürlichen 

Gegebenheiten und Angebote unterschiedlich. Durch seine Gebirgslage bieten sich im 

Schwarzwald andere Möglichkeiten der Freizeitgestaltung als an der Küste der Nordsee. 

Beliebte Aktivitäten an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste sind in den Berei-

chen Gesundheit und Natur angesiedelt. Sportliche Betätigungen finden nach Angaben 

des Tourismusverbandes Nordseetourismus Service GmbH am Strand statt, sowie beim 

Radfahren, Reiten, Golfen und Segeln. Um einige der beliebtesten Aktivitäten abzubilden, 

wurden für diese Arbeit Nutzer folgender Auswahlmöglichkeiten gewählt: 

 
• Wattwanderungen 
• Wassersport 
• Radfahren 
• Gesundheit  

 
Naturwanderungen und Ausflüge in das Watt werden von der Nationalparkverwaltung 

schleswig-holsteinisches Wattenmeer, von Naturschutzverbänden und von freiberuflichen 

Wattführern angeboten, von denen sich viele als Nationalpark-Wattführer qualifiziert ha-

ben. Neben Kajakfahren wird vor allem windbezogener Wassersport wie Wind- oder Kite-

surfen oder Katamaransegeln betrieben und von Surfschulen begleitet. Für die Radfahrer 

an der Nordsee kann der Regionalverband des ADFC sprechen. Gesundheitsfragen wer-

den von den Heilbäderverbänden aufgegriffen, entsprechende Angebote werden von den 

Kurorten und Gemeinden organisiert. Hierunter fällt auch die Strandpflege, die über die 

Kurtaxen von den Gemeinden finanziert wird. 
Laut Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein Abteilung Landesplanung 

(2006) finden wegen der Tide und dem trüben Wasser nur wenige Tauchaktivitäten statt. 

Da zudem lediglich 5% aller Liegeplätze in Sportboothäfen von Schleswig-Holstein an der 

Nordseeküste liegen, wird in dieser Arbeit auch darauf nicht weiter eingegangen. Ebenso 

wird auf eine Betrachtung von Reiten und Golfen verzichtet, da es sich hierbei um Sport-

arten handelt, die nicht typischerweise an der Küste ausgeübt werden.  

 
Der Tourismusverband Schwarzwald GmbH wirbt schwerpunktmäßig für Unternehmun-

gen mit den vier Profilthemen Wandern, Mountainbike, Wellness sowie Essen und Trin-

ken. Zusätzlich wird der Wintersport angeführt (vgl. Schwarzwald Tourismus GmbH, 2008: 

3).  

Akteursvertreter dieser Themen sind der ADFC, der stellvertretend für die Interes-

sen der Fahrradfahrer und Mountainbiker steht. Im Naturpark Schwarzwald finden Wan-

derungen sowie Nordic Walking statt. Hier steht der Schwarzwaldverein e. V. als Wander-

verband unterstützend zur Seite. Der Verband markiert mit Hilfe von ehrenamtlichen Mi-
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tarbeitern ein Wanderwegenetz von insgesamt 23.000 km Länge und bietet zudem ge-

führte Wanderungen und auch Wanderheime an. Zudem setzt er sich für die Heimatpflege 

und die Erhaltung der traditionellen Natur- und Kulturlandschaft ein. Wintersport wird im 

Schwarzwald besonders von Anfängern und Familien ausgeübt. Aus Mangel an einer 

repräsentativen Organisation wurde für das Interview der Besitzer einer (ganzjährig nutz-

baren) Gondelbahn gewonnen, der bereits Erfahrung mit künstlicher Beschneiung im Win-

ter vorweisen kann. Der Heilbäderverband kann über die Interessen der Heilbäder und 

Kurorte Auskunft geben. Neben der DEHOGA, die im Namen der Hotels und Gaststätten 

zu Wort kommt, berichtet der Badische Weinbauverband e. V. von seiner Einschätzung zu 

den Auswirkungen von Klimawandel auf Winzer, den Weintourismus und zu dem Angebot 

„Ferien auf dem Winzerhof“.  

Schließlich stellt der Europa-Park ein beliebtes Ausflugsziel mit Übernachtungs-

möglichkeit dar, das trotz seiner teilweisen Indoor-Angebote auch von Klima und Wetter 
beeinflusst werden kann. Der Bundesverband der Deutschen Binnenschifffahrt e. V. ver-

tritt neben der Binnenschifffahrt als nicht-touristischem Akteur auch die Fahrgastkabinen-

schiffe in der Region.  
 
 

Zusätzliche Zielgebietsagenturen und politische Strukturen  
Neben der Wertschöpfungskette spielen zusätzliche auf den Tourismus der Destinationen 

einflussnehmende Akteure im Bereich Politik und Management eine Rolle. So wären hier 

die Zielgebietsagenturen als Kommunikations- und Marketingschnittstelle zu nennen, die 

das touristische Angebot der Regionen koordinieren, Unterkünfte in Gastgeberverzeich-

nissen bündeln und die Aktivitätsangebote der verschiedenen Orte aufeinander abstim-

men. Bezogen auf die Wertschöpfungskette können sie von den Gästen auch direkt zur 
Planung der Reise in Anspruch genommen werden. Die Nordsee-Tourismus-Service 

GmbH sowie die Schwarzwald Tourismus GmbH sind die Tourismusmarketing-

Organisationen der beiden Regionen. Auf Landesebene vertreten der Tourismusverband 

Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg Tourismusmarketing die Kreise und Ge-

meinden der jeweiligen Bundesländer gegenüber der Landes- und Bundesregierung, um 

tourismuspolitische Gesetzesgrundlagen, strategische Ausrichtungen und Themen wie 

Qualitätsmanagement zu diskutieren. Zudem repräsentieren sie das jeweilige Bundesland 

in Deutschland und im Ausland.  

 

Auf der politischen Seite können auf mehreren Ebenen Akteure genannt werden, die für 

den Tourismus entscheidend sind. So beeinflussen auf Länderebene verschiedene Minis-

terien die Planung der touristischen Infrastruktur und förderpolitische Belange: das Minis-

terium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein bzw. das 
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 

und ländliche Räume sowie die Oberste Raumordnung- und Landesplanungsbehörde 

Baden-Württemberg. Auch auf kommunaler Ebene wurden exemplarisch touristisch häu-

fig frequentierte Gemeinden befragt. Darüber hinaus bot es sich an der Nordseeküste an, 

den Bereich Tourismusförderung der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Nordfriesland 
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mbH mit einzubinden, die ebenfalls kommunale touristische Infrastruktur betreut und för-

dert. Zusammengefasst ergibt sich folgende Liste der befragten touristischen Akteure: 
 

Tabelle 6: Befragte touristische Akteure in den Destinationen Nordseeküste und Schwarz-
wald  

touristische  
Einordnung 

Nordseeküste S-H Schwarzwald 

An- und Abreise Allgemeiner Deutscher Automobil-Club (ADAC), Abteilung Tourismus 

 Deutsche Bahn (DB) 

 Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e. V. (bdo) 

Mobilität vor Ort Nord-Ostsee-Bahn GmbH DB Regio AG, 
Regionalverkehr Südbaden 

 Verkehrs- und Tarifgemeinschaft Nord-
friesland Regional  

SBG Südbadenbus GmbH und Wald-
shuter Tarifverbund  

  Wyker Dampfschiffs-Reederei (W.D.R.)   

Unterkunft, 
Gaststätten 

Deutscher Hotel- und Gaststättenver-
band (DEHOGA) Schleswig-Holstein 
e. V. 

Deutscher Hotel- und Gaststättenver-
band (DEHOGA) Baden-Württemberg 
e. V./ 
DEHOGA Hochschwarzwald 

 Camping Nordsee  Landesverband der Campingplatzun-
ternehmer in Baden-Württemberg 
e. V. 

Aktivitäten Wattführergemeinschaft Dithmarscher 
Nordseeküste 

Schwarzwaldverein e. V. 

 Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club 
(ADFC) Husum 

Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club 
(ADFC) Freiburg 

 Surfschule in St. Peter-Ording Belchen-Seilbahn GmbH & Co.KG 

 Heilbäderverband Schleswig-Holstein Heilbäderverband Baden-
Württemberg 

 Wyker Dampfschiffs-Reederei (W.D.R.) Bundesverband der Deutschen Bin-
nenschifffahrt e. V.  

  Europa-Park  

  Badischer Weinbauverband e. V. 

Zielgebiets-
agenturen und 
politische Struk-
turen  

Nordsee-Tourismus-Service GmbH 
(NTS), 
Tourismus-Agentur Schleswig-Holstein 

Schwarzwaldtourismus GmbH, Tou-
rismusverband Baden-Württemberg 

 Ministerium für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein (Tourismusreferat) 

Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg (Tourismusreferat ) 

 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume 

Oberste Raumordnung- und Landesp-
lanungsbehörde Baden-Württemberg 

 Gemeinde Rantum (Sylt)/Vertreter der 
Insel- und Halligkonferenz, 
Gemeinde St. Peter-Ording, Wirt-
schaftsförderungsgesellschaft Nord-
friesland mbH 

Gemeinde Feldberg 
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4.2.2 Nicht-touristische Akteure in den Regionen 

Im Theorieteil werden bereits Stakeholder angeführt, die ein allgemein hohes Konfliktpo-

tenzial mit dem Tourismussektor aufweisen, wie die Landwirtschaft, die Fischerei, die Be-

völkerung oder der Naturschutz. Weitere mögliche zu untersuchende Akteure müssen 

direkt in den untersuchten Regionen analysiert werden, da jede Region andere spezifi-

sche Akteursgruppen und Wirtschaftszweige aufweist. Für eine integrative Betrachtung 
einschließlich Mitigationsstrategien und Nutzung regenerativer Energiequellen, ist beson-

ders die Befragung von Energiefirmen nötig.  

 

Studien des Innenministeriums sowie des Küstenzonenmanagements listen die wesentli-

chen Akteure an der schleswig-holsteinischen Nord- und Ostseeküste auf (vgl. Integrier-

tes Küstenzonenmanagement in Deutschland, 2006 und Innenministerium des Landes SH 

Abteilung Landesplanung, 2006 ). Unter „wirtschaftliche und nicht-wirtschaftliche Akteure 

im Küstenbereich“ (also inklusive Ostsee) definieren sie 

 
• Schifffahrt, Schifffahrtswege 
• Hafenwirtschaft, Häfen und ihre Hinterlandanbindung 
• Industrie 
• regenerative Energien 
• Fischerei und Marikultur 
• Landwirtschaft 
• Landverkehrsinfrastruktur 
• Rohstoffgewinnung: Erdöl- und Erdgasförderung, Sand- und Kiesgewinnung 
• Tourismus 
• maritime Technologie 
• Schutzgebiete, Naturschutz  
• Küstenschutz 
• Gewässerschutz 
• NGOs 
• Kulturerbe, Kulturgüter, Kulturlandschaften 
• Raumplanung, Siedlungs- und Stadtentwicklung, Landverkehrsinfrastruktur 
• Militär, Verteidigung 

 
Die gleichen Akteure werden für die Untersuchung an der schleswig-holsteinischen Küste 

gewählt. Einige der oben genannten Sektoren werden jedoch ausgenommen, weil sie 

eine geringe Relevanz aufweisen, so z. B. weniger an der Nordsee-, dafür verstärkt an 

der Ostseeküste oder weiter draußen im Meer eine Rolle spielen, wie maritime Technolo-

gien und Aquakultur, die Bundesmarine (vgl. Innenministerium, 2006: 36ff.) oder die 

Rohstoffgewinnung (wie Ölförderung und Sand- und Kiesabbaugebiete, vgl. BMU, 2006: 

25ff.). Da Schleswig-Holstein mit fast waldfreien Marschen das waldärmste Flächenland 

Deutschlands ist (so hat bspw. Nordfriesland einen Waldanteil von 3,9% und Dithmar-

schen einen Anteil von 3,3%, vgl. Sechster Forstbericht, Berichtszeitrum 1998 bis 2002), 
wird in dieser Arbeit zudem auf die Befragung der Forstwirtschaft verzichtetet. Aus den 
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genannten Akteuren für die schleswig-holsteinische Nordseeküste ergibt sich somit eine 

Liste folgender Akteure:  

 
Tabelle 7: Regionsspezifische nicht-touristische Akteure an der schleswig-holsteinischen 
Nordseeküste 

Akteursgruppen, 
Institution 

Name der Institution  

Schifffahrt Verband Deutscher Reeder 

Hafenwirtschaft Hafenverband Schleswig-Holstein e. V.  

Industrie IHK Flensburg 

regenerative 
Energien 

windcomm Schleswig - Holstein 

Fischerei  Verband der Deutschen Kutter- und Küstenfischer e. V., 
Geschäftsführer der Erzeugergemeinschaft Hochsee- und  
Kutterfischer 

Landwirtschaft Bauernverband Schleswig-Holstein e. V. 

Nationalpark  Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 
Schleswig-Holstein (LKN-SH) - Nationalparkverwaltung 

Küstenschutz Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 
Schleswig-Holstein 

Gewässerschutz Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein (LLUR)  

Naturschutz, 
NGO 

Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste  

 
 
In der Schwarzwaldregion treten weniger Akteursgruppen auf, da auch in dieser Region 

weder Industrie noch Rohstoffgewinnung sonderlich weit verbreitet sind und spezifische 

Institutionen wegfallen, wie sie an der Nordseeküste durch das Meer bedingt vorkommen. 

Dafür ist es für den Schwarzwald wiederum wichtig, die Forstwirtschaft mit zu berücksich-

tigen. Insgesamt orientiert sich die Akquisition der Interviewpartner an der für die Nordsee 

genannten Aufstellung. Die zu befragenden nicht-touristischen Akteure des Schwarzwal-

des werden in Tabelle 8 aufgelistet:  
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Tabelle 8: Regionsspezifische nicht-touristische Akteure im Schwarzwald 

Akteursgruppen, 
Institution 

Name der Institution 

Schifffahrt Bundesverband der Deutschen Binnenschifffahrt e. V. (BDB) 
Industrie IHK Nordschwarzwald 
regenerative 
Energien 

Förderverein Energie- und Solar-Agentur Regio Freiburg e. V. (fesa) 

Landwirtschaft Landwirtschaft Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
Naturpark  Naturpark Südschwarzwald  
Gewässerschutz Landesanstalt für Umweltmessungen und Naturschutz Baden-

Württemberg (LUBW), Institut für Seenforschung 
Naturschutz und 
NGOs 

Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg (LNV) 

Forstwirtschaft Regierungspräsidium Freiburg, Forstdirektion 
 
Weitere Angaben zu den nicht-touristischen Akteuren sind in Anhang E aufgeführt. Um 

weitere in der Aktualität entscheidende Akteure nicht zu übersehen, wurde während der 

Interviewgespräche das Schneeballprinzip für die Stakeholder-Analyse (vgl. Reed, 2008: 

7) angewendet, das heißt, falls in den Gesprächen nicht aufgeführte Akteure genannt 

worden wären, hätten sie nachträglich in die Befragungsliste aufgenommen werden kön-

nen. Eine Ergänzung war jedoch nicht nötig. 

 
 

4.3 Durchführung der Interviews 

Die Akteure wurden schriftlich und telefonisch kontaktiert und mit dem Arbeitstitel konfron-
tiert. Insgesamt fanden 55 Interviews (50 Interviews, 3 Testinterviews, 1 Austausch per E-

Mail, 1 Telefonat) im Zeitraum April 2008 bis Mai 2009 in einer von den Akteuren ausge-

suchten Umgebung, dem Arbeitsplatz oder im Café, statt. Die Gespräche wurden mit zwei 

Ausnahmen (kurzes Gesprächsprotokoll während eines Interviews und nach dem Telefo-

nat) mit einem Aufnahmegerät aufgezeichnet, wodurch eine anschließende Transkripti-

on66 möglich wurde. Größtenteils handelt es sich um Einzelinterviews, nur in vereinzelten 

Fällen zog der Interviewpartner einen Kollegen hinzu oder konnte zugleich mit einem an-

deren auf der Liste stehenden Akteur befragt werden. Den Akteuren wurde Vertraulichkeit 

und eine persönliche Anonymität zugesichert. Die Nennung der Institution erfolgt mit aus-

drücklichem Einverständnis der Befragten. Als Interviewdauer ergab sich aufgrund der 

offenen Fragestruktur eine Spannweite von 22 Minuten bis zu knapp zwei Stunden.  

Um den Leitfaden und die Interviewführung zu testen, wurden anfangs drei Pilot-

Interviews mit Institutionen an der niedersächsischen Nordseeküste (Tourismusverband, 
Nationalparkverwaltung Niedersächsisches Wattenmeer sowie Landwirtschaftskammer 

Niedersachsen) durchgeführt. Daraufhin wurde dem Leitfaden die Anfangsfrage nach der 

                                                 
66 Alle transkribierten Interviews stehen auf einer dieser Arbeit beigefügten CD zur Verfügung, auf 
der sich ebenfalls eine Legende sowie Anmerkungen zum Transkriptionsvorgehen befinden.  
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Rolle des Interviewpartners in der Destination hinzugefügt, da dies den Einstieg erleichter-

te und das Gespräch über Konfliktsituationen daran angeknüpft werden konnte. Für diese 

Arbeit wichtige Erkenntnisse dieser Testgespräche ergänzen zu einem kleinen Teil die 

Auswertung der Hauptinterviews. 

 
 
Interviewleitfaden 
Der Interviewleitfaden basiert auf der Literatur des Theorieteils und den Arbeitshypothe-

sen. Er besteht aus drei Themenblöcken. Die einzelnen Fragen sind offen konzipiert und 

beziehen sich teils auf Fakten über die Institution und bisherige Konflikte, teils handelt es 

sich um Meinungsfragen in Bezug auf die subjektive Wahrnehmung der zukünftigen Ent-

wicklung. Die drei Themenblöcke werden im Folgenden näher erläutert. 

 
 
Themenblock A – Gegenwärtige Konfliktanalyse 
Im Themenblock A werden dem Befragten nach einer einleitenden, für den Akteur leicht 

zu beantworteten Einstiegsfrage über sein Aufgabenfeld drei Schlüsselfragen zur Rekons-

truktion der existierenden Konfliktsituation gestellt. Je nach Gesprächsverlauf können sie 

durch Eventualfragen im Rahmen einer differenzierten Konfliktanalyse (Akteure, Ursache, 

Verlauf) ergänzt werden. Ziel ist, die regionalen Akteursnetze vergangener sowie gegen-

wärtiger Konfliktsituationen in Form einer Konfliktanalyse sowie die mögliche Mechanis-

men zur Regelung dieser Konflikte zu ermitteln. Die Schlüsselfragen behandeln die Berei-

che  

 
• Akteurskonstellation, Beziehung zu anderen Akteuren der Region 
• regionale Konflikte sowie deren  
• bisherige Lösungsmethoden. 

 
Die Frage nach den Schnittpunkten mit anderen Akteursgruppen soll auf das Gespräch 
einstimmen und Aufschluss geben über Akteure, die womöglich noch nicht in die Untersu-

chung einbezogen wurden. Darauf aufbauend wird nach Konfrontationssituationen ge-

fragt, die an diesen Berührungspunkten entstehen. Werden Problemfelder benannt, kann 

der Interviewer detaillierter auf die Konfliktsituation eingehen. Diese Frage dient der Klä-

rung der momentanen Konfliktsituation, um bewerten zu können, ob sich bereits beste-

hende Konflikte verschärfen oder neue zu erwarten sind. Dabei wird bewusst offen gelas-

sen, ob die Interviewpartner auf Ressourcenkonflikte oder Kulturkonflikte eingehen möch-

ten. Vielmehr soll neu erhoben werden, wie sich die Zusammenhänge Konflikte – Touris-

mus (Kapitel 2.2) in den Regionen darstellen. 

 
 
Themenblock B – Klimawandel und Konfliktpotenziale 
In Themenblock B wird die Veränderung der von den Befragten in Block A dargestellten 

Konfliktsituation durch den Klimawandel thematisiert. Hierzu wird zuerst nach dem Zu-

sammenhang Tourismus – Klimawandel (Kapitel 3.3) gefragt. Da das Wissen über die 
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Veränderungen in der Region infolge des Klimawandels für die Region nicht bei allen Ak-

teuren vorausgesetzt werden kann und eine einheitliche Ausgangslage hilfreich ist, wird 

den Akteuren zur Einführung in die Thematik ein qualitatives Klimaszenario mit Fotos ge-

zeigt, das auf der Grundlage des Kapitels 3.4 erstellt wurde (siehe Anhang C und D). Den 

Gesprächsteilnehmern wird jeweils ein Klimaszenario für ihre Region vorgestellt mit der 

Bitte um eine Einschätzung der Konsequenzen für ihren Handlungsbereich. Anschließend 

wird nach den Anpassungs- und Vermeidungsmaßnahmen gefragt, die von der entspre-

chenden Branche bisher eingesetzt worden sind und die in Zukunft implementiert werden 

sollen. Auf diese Maßnahmen aufbauend wird gemäß Arbeitshypothese 4 direkt nach 

möglichen Interessensgegensätzen gefragt, die sich der Befragte vorstellen kann oder 

bereits erlebt hat. Zusätzliche Fragen zu möglichen Auswirkungen des Klimawandels auf 

die Arbeitssituation oder zu potenziellen Veränderungen hinsichtlich der Ressourcenver-

fügbarkeit (siehe Kapitel 3.5.2) stehen in direkter Beziehung zu den Arbeitshypothesen 1 
und 3. Um auf kulturelle Konfliktpotenziale (Arbeitshypothese 2) hinzuweisen, erläutert der 

Interviewer die mögliche Veränderung der Reiseströme (siehe Kapitel 3.3.2) und fragt 

nach Auswirkungen bei einer Abweichung der Gästezahlen sowie der Frequentierung 

neuer Gäste aus anderen Kulturkreisen. 

 
 
Themenblock C – Konfliktregelung 
In Themenblock C soll den Befragten die Möglichkeit gegeben werden, ihrer Meinung 

nach allgemein funktionierende Konfliktregelungsinstrumente (siehe Kapitel 2.5) anzufüh-

ren. Hierdurch soll überprüft werden, ob partizipative Kooperationen von den Befragten, 

wie in Arbeitshypothese 5 vorgeschlagen, als Möglichkeit wahrgenommen werden, um 

neuen Konfliktpotenzialen zu begegnen. Am Ende wird dem Befragten die Möglichkeit 

gegeben, noch etwas hinzuzufügen oder weitere für ihn wichtig erscheinende Akteure zu 

nennen. 

 

Durch die Akteursstruktur, mit touristischen Akteuren auf der einen Seite und weiterer 

nicht-touristischer Akteure auf der anderen Seite, ergeben sich zwei in den Formulierun-

gen der Fragen leicht voneinander abweichende Leitfäden (siehe Anhang A und B) mit 

den folgenden fünf Hauptfragen (hier aus dem Leitfaden für Tourismusakteure): 
 

• Können Sie bitte zu Beginn beschreiben, inwiefern Sie im Tourismussektor mit an-
deren Wirtschaftzweigen oder Institutionen in Berührung kommen? 
 

• Wissenschaftler erwarten klimatische Veränderungen in der Zukunft. Schauen Sie 
sich bitte das Szenario für Ihre Region an. Wie wirken sich diese klimatischen 
Veränderungen auf die Tourismusindustrie in dieser Region aus? 

 
• Sie haben einige Auswirkungen und Veränderungen durch Klimawandel für den 

Tourismussektor genannt. Welche möglichen Interessenkonflikte sehen Sie mit 
anderen Wirtschaftzweigen oder Institutionen? 
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• Wissenschaftler vermuten eine Veränderung der Reiseströme. Von welchen Ver-
änderungen gehen Sie aus? Mehr oder weniger Touristen? Welche Gruppe von 
Touristen wird kommen? Welche Auswirkungen hat dies auf den Tourismussek-
tor? 
 

• Sie haben nun verschiedene neue Problemfelder und Konfliktpotenziale unter Kli-
mawandelbedingungen mit verschiedenen Interessengruppen genannt. Was stel-
len Sie sich vor, wie man in Zukunft diese Konflikte lösen oder vorbeugen kann? 

 
 

4.4 Die qualitative Inhaltsanalyse  

Aus den transkribierten Interviews wurden Ausgangsdaten für eine qualitative Inhaltsana-
lyse gewonnen. Als qualitative Technik wird die inhaltliche Strukturierung nach Mayring 

(2008) gewählt. „Ziel inhaltlicher Strukturierungen ist es, bestimmte Themen, Inhalte, As-

pekte aus dem Material herauszufiltern und zusammenzufassen. Welche Inhalte aus dem 

Material extrahiert werden sollen, wird durch theoriegeleitet entwickelte Kategorien und 

Unterkategorien bezeichnet.“ (Mayring, 2008: 89). Mayring unterscheidet hierbei zwischen 

einer formalen, inhaltlichen, typisierenden und skalierenden Strukturierung. Für die Be-

antwortung der Fragestellung der vorliegenden Arbeit wird die inhaltliche Strukturierung 

mit einem Kategoriensystem verwendet, welche die in Abbildung 26 aufgeführten zehn 

Schritte aufweist: 
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1. Schritt
• Bestimmung der Analyseeinheiten

2. Schritt
• Theoriegeleitete Festlegung der inhaltlichen Hauptkategorien

3. Schritt

• Bestimmung der Ausprägungen (theoriegeleitet), 
Zusammenstellung des Kategoriensystems

4. Schritt

• Formulierung von Definitionen, Ankerbeispielen und 
Kodierregeln zu den einzelnen Kategorien

5. Schritt
• Materialdurchlauf: Fundstellenbezeichnung

6. Schritt
• Materialdurchlauf: Bearbeitung und Extraktion der Fundstellen

8. Schritt
• Paraphrasierung des extrahierten Materials

9. Schritt
• Zusammenfassung pro Kategorie

10. Schritt
• Zusammenfassung pro Hauptkategorie

7. Schritt

• Überarbeitung, 
gegebenenfalls 
Revision von 
Kategorien-

system und 

Kategorien-

definition

Abbildung 26: Ablaufmodell inhaltlicher Strukturierung (Mayring, 2008: 89) 

 
An dieser Stelle wird kurz auf die Arbeitsschritte eingegangen und wie sie bei der vorlie-

genden Arbeit durchlaufen wurden. So werden zunächst die Transkriptionstexte als Ana-

lyseeinheiten betrachtet (Schritt 1). Die Inhaltsanalyse erfolgt mit Hilfe der Analyse-

Software MAXQDA 2007, in welche die Daten eingepflegt werden. Anhand der aus dem 

Theorieteil hergeleiteten Arbeitshypothesen werden im zweiten Schritt die fünf Hauptkate-

gorien aufgestellt (Schritt 2), die auch als Struktur in den Ergebniskapiteln wiederzufinden 
sind:  

 
• aktuelle Konfliktanalyse 
• Auswirkungen durch den Klimawandel 
• Maßnahmen zur Minderung (Mitigation) bzw. Anpassung (Adaption) an den Kli-

mawandel 
• mögliche Konfliktpotenziale 
• Konfliktregelung 

 
In den weiteren zwei Schritten werden die Kategorien sowie ihre Definitionen ausformu-

liert. Für die Auswertung wurden dabei zehn verschiedene Kategorien unterschieden 

(Schritt 3 und 4). Sie lauten: 
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• Kategorie 1 – Rolle des Akteurs in der Region: Die Unterkategorien stellen dar, 
welche Aufgabe die Akteursgruppe wahrnimmt und welcher Bezug zum Tourismus 
bzw. zu anderen Akteursgruppen besteht. Hierbei sollen auch weitere Informatio-
nen über den Tourismussektor der Region in Erfahrung gebracht werden.  

 
• Kategorie 2 -– Rekonstruktion vergangener und momentaner Konfliktsituationen: 

Die Unterkategorien stellen dar, wie bereits abgeschlossene oder aktuelle Konflik-
te in Bezug auf Akteure, Ursache, Verlauf und Lösung aussehen.  

 
• Kategorie 3 – Auswirkungen des Klimawandels auf die Akteursgruppe: Die Unter-

kategorien stellen dar, welche positiven und negativen Auswirkungen sich durch 
die dargestellten veränderten Bedingungen für den Akteur ergeben.  

 
• Kategorie 4 – Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel: Die Unterkategorien 

stellen dar, welche Anpassungsmethoden bereits eingesetzt werden oder zukünf-
tig geplant sind und ob diese Maßnahmen kurz-, mittel- oder langfristig eingesetzt 
werden können. 

 
• Kategorie 5 – Vermeidungsstrategien: Die Unterkategorien stellen dar, inwieweit 

die Bereiche Mobilität, Effizienz und regenerative Energie bzw. Treibstoffe oder 
sonstige Maßnahmen eine Rolle spielen.  

 
• Kategorie 6 – Mögliche Veränderung der Konfliktfelder: Die Unterkategorien stellen 

dar, inwieweit allgemeine Veränderungen der Konfliktfelder infolge des Klimawan-
dels vermutet werden und welche speziellen Veränderungen durch Vermeidungs- 
oder Anpassungsmaßnahmen ausgelöst werden.  

 
• Kategorie 7 – Potenzial für Ressourcenkonflikte: Die Unterkategorien stellen dar, 

wie das Auftreten von Ressourcenkonflikten allgemein, als Folge des Klimawan-
dels oder aufgrund hoher Gästezahlen eingeschätzt wird. 

 
• Kategorie 8 – Potenzial für kulturelle Konflikte: Die Unterkategorien stellen dar, wie 

das Auftreten von kulturellen Konflikten allgemein, durch die Anzahl der Gäste, 
durch Gäste aus dem Ausland oder die Änderung der Arbeitsplatzsituation einge-
schätzt wird.  

 
• Kategorie 9 – Konfliktregelung: Die Unterkategorien stellen dar, welche Konfliktre-

gelung in der Gegenwart und für die Zukunft die Akteure vorschlagen. Dies kön-
nen formelle, marktwirtschaftliche oder informelle Methoden sein. 

 
• Kategorie 10 – Sonstiges: In diese Kategorie fallen Anmerkungen, die den ande-

ren Kategorien nicht zugeordnet werden können, die im Nachhinein jedoch in die 
Auswertung einfließen können. 

 
Die beschriebenen Kategorien wurden in der Computersoftware als Codesystem verwen-

det und dienten als Raster für den Materialdurchlauf (Schritt 5). Die Ergebnisse der in den 

Kategorien zusammengefassten Inhalte wurden mit Hilfe der Software (siehe Abbildung 

32) nach Untersuchungsraum – An- und Abreise, Nordsee oder Schwarzwald – extrahiert 
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(Schritt 6). Eine zusätzliche Kategorie „Sonstiges“ wurde vorgesehen, um im Nachhinein 

noch zusätzliche, vorher nicht absehbare Kategorien bilden zu können. Dies war jedoch 

nicht notwendig. Zudem wurden alle transkribierten Texte direkt nach dem jeweiligen 

Interviewbesuch markiert, um eine Überprüfung zu ermöglichen. Beim wiederholten Bear-

beiten der extrahierten Stellen mit einem mehrmonatigen Zeitabstand konnte abgeglichen 

werden, dass die Interpretation der Zuordnung der Kategorien im zweiten Durchgang 

gleich geblieben waren (Schritt 7).  

 

 
Abbildung 27: Screenshot eines Bildschirmausschnittes während der Arbeit mit der genutz-
ten Software MAXQDA (eigene Darstellung) 

 
Auf die genaue Darstellung der einzelnen Schritte 8 bis 10, die Paraphrasierung des ex-

trahierten Materials sowie die Zusammenfassung der Kategorien und Hauptkategorien, 
wird verzichtet. Sie werden in den folgenden Kapiteln unter den Hauptkategorien (Unter-

kapitel der Kapitel 5 bis 8) dargestellt. Dabei fließen die strukturierten Ergebnisse wie in 

Abbildung 28 ersichtlich in die Kapitel ein: 
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Abbildung 28: Einfluss der Kategorien und Hauptkategorien in die Auswertung (eigene Dar-
stellung) 

 

Die Ergebnisse der empirischen Untersuchung werden im Folgenden dargestellt und fol-

gen dabei thematisch dem Leitfaden, wie in Kapitel 5 bis 8 erläutert. An geeigneter Stelle 

werden sie mit Informationsmaterialien ergänzt, die von den Interviewpartnern zur Verfü-

gung gestellt wurden. 
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5 Empirische Ergebnisse zur Anreise zu den untersuchten 

Urlaubsdestinationen 
 

Da die Anfahrt zum Reiseziel dem Aufenthalt in den Destinationen zeitlich vorgelagert ist 

und für beide Destinationen gleichermaßen gilt, findet die Auswertung der drei Interviews 

mit den Tourismusakteuren, die zu „An- und Abreise zu/von der Destination“ (siehe Kapi-

tel 4.2.1) befragt wurden, separat statt. Im Folgenden werden also die Aussagen des 

ADAC, der DB und des Bundesverbandes Deutscher Omnibusunternehmen (bdo) gebün-

delt und nach der Struktur der ersten vier Hauptkategorien (aktuelle Konflikte, Auswirkun-
gen durch den Klimawandel, Maßnahmen angesichts des Klimawandels, mögliche Konf-

liktpotenziale) wiedergegeben und ausgewertet.  

 
 

5.1 Bisherige Konflikte bei der An- und Abreise 

Die bisher für die Befragten aufgetretenen Konflikte spiegeln das Modell der Konfliktgene-

rierung von Giegel, u.a. mit den Bestandteilen Konfliktgrundlage, Konfliktgenerierung und 

Konfliktbearbeitung (siehe Abbildung 4) wieder. Dabei vertreten die Akteure ADAC, DB 

und bdo sowohl die Anbieter von Verkehrsdienstleistungen im weitesten Sinne als auch 

deren Kunden, die diese Verkehrsmittel nutzenden Urlauber. Alle drei nennen nur einige 

leichte Konfliktsituationen.  

 Als Hauptproblem der drei Verkehrsmittel PKW, Bahn und Omnibus wird von allen 

Beteiligten die Konkurrenzsituation untereinander wahrgenommen, die aufgrund der For-

schungsfrage in Bezug auf Konflikte zwischen Tourismusakteuren und nicht-touristischen 

Akteuren an dieser Stelle nicht weiter ausgeführt werden.  

  
Zusätzlich beschreibt jeder Interviewpartner spezifische Konfliktsituationen. So wird vom 

ADAC die Stauproblematik in der Urlaubszeit genannt. (Wobei hier nicht von einem Konf-

likt laut Definition gesprochen werden kann, da alle Akteure ein gemeinsames Interesse 

verfolgen.) Eine bisherige Lösung gebe es nicht, der Befragte schlägt jedoch einen flexib-

len, also innerhalb der Woche und nicht nur an Samstagen stattfindenden Bettenwechsel 

vor.  
 

„Denn wir als Kenner der Branche wissen, du stehst am Samstag acht Stunden im 
Stau und (...) ich möchte ganz gerne am Sonntag anreisen oder komme erst am 
Montag.“ (ADAC) 

 
Die deutschen Omnibusfahrer sehen derzeit die neuen von Seiten der Politik geplanten 

EU-Richtlinien als problematisch an, welche durch erweiterte Lenk- und Ruhezeiten für 

die Busfahrer zu einem möglichen Einsatz zusätzlicher Fahrer und somit zu weiteren 

Preissteigerungen führen können. 
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Die Deutsche Bahn beschreibt leichtere Konfliktsituationen zwischen der DB und Fahr-
gästen oder Tourismusgemeinden. „Ein Dauerbrenner“ (DB) ist die von den Urlaubsgäs-

ten68 als zu gering wahrgenommene Möglichkeit der Fahrradbeförderung, die – wie später 

noch zu sehen sein wird – von den befragten Vertretern des ADFC identisch bewertet 

wird. Hierbei bilden sich die individuellen Fahrgäste zu einer eigenen Gruppe (Ingroup) 

gegenüber der DB (Outgroup, siehe Theorie der sozialen Identität, Kapitel 2.3.1).  

Zudem würden Destinationen und ihre Fremdenverkehrsorganisationen zwar eine 

bessere Erschließung mit höherer Taktung fordern, die wirtschaftlichen Probleme eines 

solchen erweiterten Angebots jedoch meist ignorieren. In dünn besiedelten Regionen, 

wozu auch Nordsee und Schwarzwald gehören, sei auf Grund des relativ geringen Rei-

sendenaufkommens und des hohen Anteils von Pkw-Fahrten ein eigenwirtschaftlich zu 

betreibendes Fernzugangebot häufig kaum darstellbar. Der Akteur berichtet von einigen 

Fällen, in denen nicht nur Verbindungen eingestellt, was im Nahverkehr letztlich häufig 
durch die auf Landes- oder regionaler Ebene angesiedelten Aufgabenträger ausgelöst 

wird, sondern sogar Gleise stillgelegt wurden. Diesen Konflikt erwähnen auch einige der 

lokal befragten Tourismusakteure, wenn sie nach der Mitigationsmaßnahme einer verbes-

serten Nutzung klimafreundlicher Verkehrsmittel zur An- und Abreise gefragt werden – 

allerdings aus einer entgegengesetzten Perspektive. Hier treffen verschiedene Interessen 

aufeinander: (touristische) Gemeinden, die eine Anbindung möchten vs. die DB, die un-

wirtschaftliche Verkehre nicht betreiben kann.  

 
 „Und der Fernverkehr muss eben wirtschaftlich betrieben werden und die kommen 
auf diesen schwachen Strecken, wenn dann (...) nur ein paar Leute (...) saisonal 
(...) drin sitzen, nicht mehr auf die Kosten und deswegen stehen diese Angebote 
unter hohem Druck und da gibt es eine ganz scharfe Konfliktsituation.“ (DB) 

 
Als letzte Situation wird von der DB ein Konflikt angeführt, der zwischen ihr und Teilen der 

Anwohner stattfindet und der Lärm- und Abgasentwicklung geschuldet ist. Hier versucht 

die DB als Konfliktminderung, moderne Technik in den Zügen einzusetzen. 
 

„Im örtlichen Bereich haben wir nur ganz wenige Konfliktpunkte mit Dieseltraktio-
nen, also wegen Lautstärke und Abgasen (...), aber das ist ein ganz geringer Anteil 
und das wird immer weniger durch die Modernisierung des Fahrzeugbestandes. 
Also das ist insofern zu vernachlässigen.“ (DB) 

 
Die momentan von den Befragten wahrgenommenen Konflikte entzünden sich demnach 

an Ressourcenkonflikten hinsichtlich finanzieller Mittel und an der Umweltqualität. Kultu-

relle Konflikte treten bei der Anfahrt zur Destination nicht auf. Zusammengefasst lassen 

sich folgende Konflikte festhalten: 

 
• Fahrgäste und lokal agierende Tourismusakteure wünschen Fahrradbeförderung 

und bessere Anbindung vs. ökonomische Interessen der DB  
                                                 
68 Die Züge der Deutschen Bahn werden laut Interviewpartner hauptsächlich von Geschäftsreisen-
den und Auszubildenden genutzt, die mit etwa 90% der Reisegäste die Hauptkunden sind. 
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• Lärm- und Abgasemissionen der DB stören Anwohner  
 
Nachdem die bisherige Konfliktsituation für die Verkehrsträger der An- und Abreise zu den 

Destinationen Nordsee und Schwarzwald aufgezeigt wurde, werden nun die möglichen 

Einflüsse der sich verändernden Bedingungen aufgezeigt, die die befragten Akteursgrup-

pen infolge des Klimawandels erwarten. 

 
 

5.2 Auswirkungen infolge des Klimawandels auf die Anreise zu Des-

tinationen und Maßnahmen der Tourismusakteure 

Die prognostizierten nationalen klimatischen Veränderungen für Deutschland aufgrund 

des Klimawandels (siehe Kapitel 3.1) wurden den Befragten mündlich und qualitativ be-

schrieben. Die Auswirkungen auf die drei Reiseverkehrsmittel und ihre als Reaktion dar-

auf eingeleiteten Maßnahmen werden im Folgenden wiedergegeben.  
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5.2.1 Auswirkungen infolge des Klimawandels für die Verkehrsträger 

der An- und Abreise 

Angesichts der Klimaszenarien für Deutschland gehen die Vertreter aller drei Verkehrs-

träger von geringen Auswirkungen auf das An- und Abreiseverhalten der deutschen Ur-

lauber im Inland infolge des Klimawandels aus. Vielmehr vermuten die Befragten eine für 

die Verkehrsträger positive Verhaltensänderung der Reisenden bei einem Anstieg des 

Benzinpreises, die als mögliche parallele Umfeldentwicklung diagnostiziert wird. Hier wird 

auf der einen Seite eine verstärkte Nutzung der Omnibusse und Bahnen anstelle des 

PKWs und vom ADAC eine Verkürzung der mit dem PKW gefahrenen Strecken erwartet. 

Negative Auswirkungen werden für Autofahrer und Busunternehmen nicht gesehen:  
 

Frage: „Aber hätte das irgendwelche Konsequenzen für die Autofahrer? (...)“ 
Antwort: Ich glaube, für die Autofahrer hätte es kaum Auswirkungen, solange es 
nicht mit irgendwelchen Einschränkungen der Erreichbarkeit verbunden wäre.“ 
(ADAC) 
 
Frage: „Hätte das irgendwelche Auswirkungen für die Omnibusunternehmen?“ 
Antwort: „Ich glaube, es hat keine direkten Auswirkungen. Es hat indirekte Auswir-
kungen und das Szenario könnte man etwas abschwächen, indem beispielsweise 
der Bus von der Politik mehr gefördert wäre, denn er ist ja auch zugleich das um-
weltfreundlichste Verkehrsmittel.“ (bdo) 

 
Die von der Bundesregierung (2008) beschriebenen möglichen Behinderungen wegen 

stärkerer Niederschläge auf den Straßen mit schlechten Sichtverhältnissen und nassen 

Fahrbahnen sowie die Zerstörung von Straßenabschnitten durch Erosion oder Hitze (vgl. 

Bundesregierung, 2008: 37) werden vom ADAC und vom bdo nicht genannt. 

 

Die Deutsche Bahn geht wegen der qualitativ hochwertigen Infrastruktur kaum von direk-

ten Störungen durch Klimawandelbedingungen aus. Jedoch gibt der Interviewpartner 

nach weiteren Nachfragen Auskunft über mögliche Beeinträchtigungen bei einer Zunahme 

von Extremwetterereignissen. So könnten starke Sturmereignisse einen kurzzeitigen Aus-
fall verursachen, da „bei Stürmen Bäume umfallen und die Oberleitung entweder kaputt 

machen oder (...) es einen Zusammenstoß mit dem Zug gibt.“ Auch Hochwasser und Hit-

ze hätten einen Effekt auf die Bahngleise69. Die Deutsche Bahn geht dennoch davon aus, 
„dass das beim moderaten Klimawandel nicht existenzgefährdend wirkt“. Indirekt würde 

die Nutzung der Bahn gefährdet, sollten Engpässe in der Energiewirtschaft70 durch zu 

warmes Kühlwasser in Kraftwerken auftreten. Dieses Risiko hält der Befragte jedoch auf-

                                                 
69 Diese Aussage wird auch von der Bundesregierung in ihrem Bericht „Deutsche Anpassungsstra-
tegie an den Klimawandel“ bestätigt, die von einer möglichen Beschädigung des Schienenverkehrs  
durch Sturm, Überschwemmung und Ausdehnung der Gleise bei Hitze ausgeht (vgl. Bundesregie-
rung, 2008: 38).  

70 Über 90 Prozent der Züge der Deutschen Bahn sind elektrisch betrieben (vgl. Deutsche Bahn, 
2009: 15).  
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grund ausreichender Anpassungsmaßnahmen für sehr gering. So könnten sich aus seiner 

Sicht für die Deutsche Bahn im Bereich des Gütertransports sogar positive Effekte durch 

niedrige Flusswasserstände entwickeln71, wenn hierdurch der Gütertransport vom Schiff 

auf die Bahn verlagert werden müsste und somit eine erhöhte Nachfrage entstehen wür-

de.  
 

„Im Moment ist es eher so, beim Niedrigwasser im Rhein profitieren wir davon, weil 
wir dann die Kohle transportieren. Und nicht mehr das Schiff.“ (DB) 

 
 

5.2.2 Anpassung 

Die Befragten nennen einige jetzt schon eingesetzte Maßnahmen zur Anpassung an die 

vorher genannten Auswirkungen des Klimawandels. Da die Deutsche Bahn einen zuneh-

mend hohen Aufwand durch Anpassungsmaßnahmen erwartet, werden bereits vorbeu-

gend laufend Verbesserungen an und Investitionen in die Infrastruktur vorgenommen. 

Insgesamt kann hierdurch die Vulnerabilität vermindert werden. Zum Beispiel setzt die 

Deutsche Bahn zur Vorbeugung gegen Sturmschäden ein im Interview so genanntes 
„Leitkonzept für das Vegetationskontrollmanagement“ ein, das umsturzgefährdete Bäume 

entlang der Gleise durch niedrigere Pflanzen ersetzt. Dies führe laut DB mitunter auch zu 

einer Erhöhung der Artenvielfalt durch veränderte Lebensräume. Bei weiteren Auswirkun-

gen, wie den möglichen Engpässen in der Energiewirtschaft, vertraut der Befragte viel-

mehr auf die Anpassung der Energiewirtschaft selbst Die Deutsche Bahn minimiert das 

Risiko zusätzlich, indem sie mit Werken in Österreich und der Schweiz kooperiert. Diese 

Länder nutzen zu einem hohen Anteil regenerative Energien mit Wasserkraftwerken. 
Hierdurch entstünden zwar bereits Konflikte zwischen Energiebetreibern und Naturschüt-

zern aufgrund der Wasserkraftwerke, diese sollen aber in dieser Arbeit nicht weiter be-

trachtet werden.  

 
Bei den drei betrachteten Verkehrsmitteln PKW, Bahn und Busse gehört als Anpassung 

an steigende Temperaturen eine Klimaanlage in den Fahrzeugen mittlerweile zur Stan-
dardausstattung. Dabei seien Klimaanlagen im Auto laut ADAC nicht nur ein Komfort-
merkmal, sondern kämen auch „der Verkehrssicherheit ganz entscheidend zu Gute“, da 

bei Hitze die Konzentration der Fahrer sinkt und mithilfe der Klimaanlagen dieser Stress-

faktor vermieden werden kann.  

Die vom Interviewer geäußerte Überlegung, dass der höhere Energieverbrauch 

der Klimaanlage zu einem internen Konflikt zwischen Mitigations- und Adaptionsmaß-

nahmen führen könne, verneinen die Befragten und verweisen auf den Ausgleich dank 

zukünftig sparsamerer Motoren. 

 

                                                 
71 Allerdings hält der Befragte für die Binnenschifffahrt dagegen, dass niedrige Wasserstände, im 
Gegensatz zu hohen Wasserständen, die Schifffahrt wenig beeinflussen, da die Binnenschiffe ei-
nen niedrigen Tiefgang aufweisen.  
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Busgesellschaften können sich jedes Jahr neu mit der Routenplanung an die klimatischen 

Veränderungen anpassen und im Katalog neu darstellen. Auch kurzfristig hat ein Busun-
ternehmer die Möglichkeit, „flexibel (zu) reagieren und entweder die Reise (zu) verlegen 

oder über einen Umweg an das Ziel (zu) gelangen“, falls er bei Extremwetterereignissen 

einen Mangel in der Sicherheit befürchtet. 

 
 
Im Bereich der An- und Abreise werden somit die in Tabelle 5 aufgezeigten Optionen auf-

gegriffen, einerseits eine frühzeitige Verlustvermeidung und Verminderung der Vulnerabili-

tät (bspw. durch Dehnungsfugen bei der DB in den Gleisen zur gegen hitzebedingte Aus-

dehnung) und andererseits die Änderung des Ortes (Routenänderung der Busreisen), 

indem der Technik- und Managementbereich (siehe Kapitel 3.3.3.1) angepasst wird. Der 

Zusammenhang zwischen Adaption und Mitigation (Kapitel 3.2.3) wird in Bezug auf die 
Klimaanlage angesprochen, jedoch nicht als unlösbarer Widerspruch angesehen. 

 
 

5.2.3 Mitigation 

Wie in Kapitel 3.3.3.2 bereits genannt, gibt es mehrere Möglichkeiten, im Transportbe-
reich Emissionen zu vermindern. Einige dieser Möglichkeiten, wie die Erhöhung der Aus-

lastung durch dichtere Bestuhlung und/oder eine spritsparende Fahrweise der Fahrer, 

werden von allen drei befragten Akteuren genannt. Allerdings weist die DB auch auf die 

damit verbundenen Komforteinbußen durch weniger Platz für den einzelnen Fahrgast hin: 

 Des Weiteren erwarten alle Befragten für die Zukunft, zusätzliche Möglichkeiten für 

die Emissionsminderung dank technischer Maßnahmen bzw. der Entwicklung alternativer 

Treibstoffe und effizienterer Motoren. Zusätzlich stellt die Energierückgewinnung bei den 

Bremsvorgängen eine Option für die Bahn dar. Insgesamt sind jedoch noch nicht alle 

technischen Möglichkeiten ausgereift. So sind einige Fahrzeuge mit regenerativem Ener-

gieantrieb momentan noch zu langsam und kostenintensiv, um eingesetzt zu werden. Für 

die Omnibusse sind beispielsweise Hybridbusse besonders bei Langstrecken und bergi-

gem Gebiet bisher noch keine Alternative. Für Elektrobusse fehlt ein international einheit-

liches Aufladesystem.  
Neben der allgemeinen Forschung zu regenerativen Treibstoffen für Straßenfahr-

zeuge nutzt die DB regenerative Energien für den Bahnbetrieb72 und möchte den Anteil 

laut Interviewpartner kontinuierlich ausbauen. Besonders Strom aus Wasser- und Wind-

kraft spielen hier eine Rolle. Eigene Energieerzeugung auf dem Gelände der Deutschen 

Bahn mit Windenergieanlagen unmittelbar neben der Strecke steht jedoch intern in der 

Diskussion, da ein Risiko für die Züge durch womöglich in Brand geratende oder herunter-

fallende Teile besteht.  

 

                                                 
72 2007 betrug der Anteil der Stromversorgung aus erneuerbaren Energien der Deutschen Bahn 
14% (vgl. Deutsche Bahn, 2008: 20).  
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Neben technischen Maßnahmen werden von den Akteuren auch Strategien im Manage-

ment genannt. Aufgrund der hohen Kosten von neuer Technik werden bevorzugt organi-

satorische Maßnahmen eingesetzt, wie z. B. nach Bedarf eingesetzte Bahnwagons, die 

an Hauptknotenpunkten zusammengeführt werden. Um diese und andere Klimaschutzas-

pekte zu koordinieren, hat die Deutsche Bahn ein eigenes Nachhaltigkeitsmanagement73 

direkt in der Unternehmensphilosophie verankert. 

Im PKW-Verkehr könnten laut ADAC durch eine Entzerrung der Ferienzeiten aller 

Bundesländer Staus und somit Emissionen vermieden werden.  

 

Generell betrachtet stellt allein die Umstellung von PKW auf Bus oder Bahn bei der Anrei-

se schon eine Klimaschutzmaßnahme dar. Das Thema Klimaschutz ist aber laut ADAC 

besonders bei den deutschen Autofahrern derzeit nur wenig im Bewusstsein und das 
werde sich ohne ökonomische Anreize kaum verbessern. Hier gibt es noch „dicke Bretter 
(...) zu bohren“ (ADAC). Durch den demographischen Wandel, steigende Benzinpreise 

sowie bessere und schnellere Bahnverbindungen, aber auch durch politische Rahmenbe-

dingungen und ein höheren Umweltbewusstsein hält der ADAC den Umstieg von Auto auf 

Bahn und Bus jedoch für denkbar. Da jedoch der Anteil der älteren Bevölkerung mit Füh-

rerschein zunehme, gesundheitlich fit sei und nicht auf das Auto verzichten wolle, könne 
diese Entwicklung aber durchaus etwas gebremst werden, da „der Deutsche einfach un-

belehrbar“ (ADAC) sei. Hier müsse die Politik verstärkt agieren. Auch die Destinationen 

selbst sollten vermehrt öffentliche Verkehrswege sowie einen Gepäcktransport anbieten, 

gerade für ältere Gäste und Familien. 

 Die DB baut das Angebot anderer klimafreundlicher Mobilitätsmöglichkeiten, wie 

Mietfahrräder und Carsharing, für ihre Gäste weiter aus. Daneben unterstützt sie Baum-

pflanzaktionen oder stellt auf der Internetseite einen Rechner für den CO2-Ausstoß einer 

Bahnreise zur Verfügung. Einige Busreisen bieten bereits Möglichkeiten für Kompensati-

onszahlungen an. 
 

 

Die in Kapitel 3.2.2 aufgeführten Mitigationsmöglichkeiten werden somit bei der An- und 

Abreise bereits heute genutzt und können in Zukunft wahrscheinlich weiter ausgebaut 

werden. So finden sowohl Effizienzsteigerungen (bessere Auslastung), Energieeinspa-

rungen (spritsparende Fahrweise, verbesserte Antriebstechnik) als auch teilweise alterna-

tive Antriebsquellen ihren Einsatz.  

 

Um auf die Arbeitshypothesen eingehen zu können, werden im Folgenden erstens die 

persönlichen Einschätzung der befragten Akteure aufgegriffen und zweitens eigene Über-

legungen und Interpretationen aufgrund der oben beschriebenen momentanen Konfliktsi-

tuationen, Auswirkungen und Maßnahmen ausgeführt.  

 

                                                 
73 So gibt die Deutsche Bahn in ihrem „Klimaschutzprogramm“ an, die Emissionen bis 2020 um 
20% im Vergleich zum Jahr 2002 senken zu wollen (vgl. Deutsche Bahn , 2008: 14).  



128 
 

 

5.3 Mögliche zukünftige Konfliktpotenziale bei der An- und Abreise 

Die Befragten wurden direkt auf mögliche zukünftige Konfliktpotenziale infolge des Klima-

wandels angesprochen. Auch auf die für Arbeitshypothese 2 wichtige Veränderung durch 

eine eventuelle Verschiebung der Reiseströme wurde hingewiesen und nach kulturellen 

Konflikten gefragt. Auf eine Überprüfung der Arbeitshypothese 3 wurde hier verzichtet, da 

eine alleinige Veränderung der Arbeitsplatzsituation bei Bus- und Bahnunternehmen keine 

Arbeitsmigration auslösen kann.  

 

Die Befragten erwarten keine neuen oder verschärften Ressourcenkonflikte infolge der 
oben genannten Auswirkungen des Klimawandels (Arbeitshypothese 1). Hier können le-

diglich Vermutungen angestellt werden, z. B. dass eine Behinderung der Gleise und Stra-

ßen durch Extremwetterereignisse die Fahrgäste verärgern könnte. Ein weiterer möglicher 

interner Ressourcenkonflikt bei der Bahn könnte entstehen, wenn sie bei einer verbesser-

ten Auftragslage durch niedrige Flussstände womöglich zwischen dem Ressourcenein-

satz für Güter- und Personenverkehr entscheiden müsste, so dass sie die damit verbun-

denen Interessen der jeweiligen Gruppe nicht berücksichtigen könnte. 

 
Käme es durch die besseren klimatischen Bedingungen in Deutschland zu einem erhöh-

ten Reiseaufkommen im Inland, stünden laut der Befragten zumindest im Bahn- und Bus-

bereich genügend Kapazitäten zur Verfügung. Dabei sehen die Akteure eine problemlose 

und schnelle Anpassung ohne Konfliktpotenzial gegeben und zwar durch neue Angebote, 

den Ausbau von Haltestellen, die Erhöhung der Waggonanzahl oder die Anmietung zu-

sätzlicher Busse. Gerade weil in den Sommermonaten der Großteil der Geschäftsreisen-

den in der Bahn wegfällt, ist viel Raum für zusätzliche Urlaubsreisende im Sommer vor-

handen. Auf den Straßen erwartet der ADAC sogar, bedingt durch andere Faktoren wie 

den demographischen Wandel und einen Anstieg der Energiekosten, einen Rückgang des 

Verkehrsaufkommens. Dieser könne jedoch im Falle der Verschiebung der Reiseströme 

aus dem Ausland wieder aufgehoben werden. Stau-, Verkehrs- und somit Umweltproble-
me gibt es laut ADAC in Deutschland eher innerhalb von Städten und Ballungszentren, 

weniger im Schwarzwald oder an der Nordsee. Kulturelle Konflikte (Arbeitshypothese 2) 

werden jedoch von allen Befragten weder auf der Straße noch in den Bahnen oder Bus-

sen erwartet, was sich mit den theoretischen Grundlagen zur An- und Abreise deckt. 

 
Konflikte durch Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen (Arbeitshypothese 4) werden von 
den Befragten nicht direkt angesprochen. Wie oben erwähnt, wird die Problematik der 
Klimaanlagen nicht gesehen, da „der höhere Energieverbrauch (...) heute doch durch 

sparsame Motoren eigentlich mehr als überkompensiert“ werde. Allein dem Vertreter der 

DB fällt ein hier nur am Rande zu erwähnender interner Konflikt im Bereich der Mitiga-

tionsmaßnahmen ein, nämlich hinsichtlich der Nutzung der regenerativen Energie von 

Windkraftanlagen. Hierbei handelt es sich allerdings nur um Windkraftanlagen auf dem 

eigenen Betriebsgelände: Neben dem Vorteil eine Quelle regenerativer Energie zu sein, 
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bergen solchen Anlagen im Schadensfall auch ein Unfallrisiko: „Und die Kollegen aus 

dem Betrieb sagen dann, (...) stellt euch vor, das Ding fällt um.“ (DB) 

 
Nachfolgend werden die Aussagen der Befragten noch einmal überprüft und analysiert. 

So sind folgende, momentane Konfliktsituationen und neue Konfliktpotenziale denkbar. 

Die Zuordnungen werden in Tabelle 9 darstellt: 
 
Tabelle 9: Hauptveränderungen durch Klimawandel bei der An- und Abreise zu Destinatio-
nen und eigene Interpretation möglicher daraus resultierender Konfliktpotenziale (eigene 
Darstellung) 

Einflüsse durch 
Klimawandel 

Aussagen der Befragten mögliche Konfliktpotenziale  

Auswirkungen Bahn: Schäden an den Gleisen und der 
Oberleitung durch Sturm, Hochwasser und 
Hitze 
 
Bahn: Vorteil durch mehr Güterverkehr  
 
PKW, Omnibus: schlechte 
Sichtverhältnisse, Behinderungen bei 
Starkregen, Straßenschäden durch Erosion 
und Hitze (weder von ADAC noch bdo 
genannt)  

Unmut bei Fahrgästen 
 
 
 
Konkurrenz zwischen Personen- 
und Güterverkehr 
 
 

Anpassungs-
maßnahmen 

Bahn: Verringerung der Anfälligkeit bei 
Sturm durch weniger hohe Bäume an den 
Gleisen � Erhöhung der Artenvielfalt  
 
 
Bahn: Elektrizität von angepassten Ener-
gieunternehmen 
Klimaanlagen 
 
Omnibus: kurzfristige Routenänderung 
oder Absage der Reise 
 
 

vermindert Konfliktpotenzial mit 
Naturschützern, neues 
mögliches Konfliktpotenzial mit 
Grundstückbesitzern  
 
 
 
 
 
 

Mitigations-
maßnahmen 

spritsparende Fahrweise  
bessere Auslastung  
 
verbesserte Technik  
regenerative Energiequellen teilweise noch 
nicht effizient genug 
Management: Einsatz von Waggons nach 
Bedarf, Stauvermeidung 
modal shift: Carsharing, Fahrräder 
Wiederaufforstung: Aktion der Deutschen 
Bahn 
Ausgleichszahlungen: einige Angebote bei 
Busreisen 

 
Unmut der Fahrgäste wegen 
Komforteinbußen 
 
 
 
 
 
Konfliktminderung bei Ausbau 
der Bahn bei momentanen 
Konflikten der Fahrradmitnahme 
und Anbindung 
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Aufgrund der Gespräche können weitere von den Befragten im Interview nicht genannte 

Konfliktpotenziale durch Anpassungs- und Klimaschutzmaßnahmen (Arbeitshypothese 4) 

vermutet werden. Wie in der Tabelle interpretiert und dargestellt, sind folgende Verände-

rungen der momentanen Konfliktsituationen wahrscheinlich:  

 
Die momentan stattfindenden Konflikte können nur in wenigen Fällen direkt durch Ein-
schränkungen infolge von Extremwetterereignissen verstärkt werden (verärgerte Gäste 

wegen Bahnverspätungen oder Absagen von Busreisen). Vielmehr sind Veränderungen 

als Verstärkung oder Verminderung aufgrund von Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen 

denkbar. 

Sollte es wegen weiterer Klimaschutzbemühungen (oder anderer ökonomischer 

Vorteile) zu einem verbesserten Angebot auf der Schiene kommen, könnten aktuelle 

Konflikte zwischen der DB und den (touristischen) Gemeinden (aufgrund einer geringen 

Taktung) bzw. den Radfahrern (aufgrund einer möglichen Fahrradmitnahme) vermindert 

werden. Allerdings müsste sich die DB darum bemühen, dass kein neuer Konflikt zwi-

schen ihr und den Fahrgästen entsteht, für den Fall, dass eine verbesserte Auslastung 

Komforteinbußen nach sich zöge.  

Auch der Ausbau von regenerativen Energien führt, neben der Minderung des 

Konfliktes aufgrund problematischer Abgasemissionen, zu neuen Konflikten. So führt der 

Bau von Staudämmen in der Schweiz und in Österreich im Auftrag von Energieunterneh-
men, die auch die Deutsche Bahn mit regenerativer Energie beliefern zu Konflikten mit 

Naturschützern. Auch die oben genannte interne Diskussion über Windenergieanlagen 

auf dem Gelände der Deutschen Bahn könnte zukünftig ebenso an anderen Orten auftre-

ten.  

Die Aussagen der Deutsche Bahn liefern auch Hinweise auf mögliche, gänzlich 

neue Konflikte aufgrund von Adaptionsmaßnahmen. So können bspw. die Dehnungsfu-

gen in den Gleisen zu einer stärkeren Lärmbelästigung der Anwohner führen und somit 

ein neues Konfliktpotenzial darstellen. Außerdem muss bei einer sich Sturmereignisse 

anpassenden Neupflanzung niedriger Pflanzen entlang der Gleise „beachtet werden, dass 

viele solcher Bäume auf Privatgrund stehen“ (Bundesregierung, 2008: 38). Ein Eingriff 

ohne die Kooperation der Eigentümer könnte hier zu einem Ressourcenkonflikt führen. 

Hier ist jedoch gleichzeitig eine Konfliktprävention durch eine Verbesserung der Biodiver-

sität in den niedrigen Sträuchern bei Konflikten mit Naturschützern denkbar.  
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Abbildung 29: Neue Konfliktsituation für die An- und Abreise durch Klimawandel 

 
Während somit die Arbeitshypothesen 1 bis 3 an dieser Stelle für die touristischen An-

fahrtswege nicht weiter gestützt werden können, kann Arbeitshypothese 4 auf der Basis 

erster Vermutungen unterstützt und die Beeinflussung spezifiziert werden (Konfliktminde-

rung, -Verstärkung und -Erzeugung, siehe Abbildung 29). Ein direkter Zusammenhang ist 

hauptsächlich, wie in Kapitel 3.4 schon von Homer-Dixon und Brauch erwähnt, auch bei 

dieser Konflikt-Potential-Analyse nicht per se durch Umweltstress, sondern indirekt über 

die Maßnahmen bezüglich des Klimawandels zu finden. 
Die folgende Auswertung der in den beiden untersuchten Destinationen erhobenen 

Daten, schleswig-holsteinische Nordseeküste und Schwarzwald, soll helfen, auch auf die 

ersten Arbeitshypothesen eingehen und Arbeitshypothese 4 untermauern bzw. differen-

zieren zu können. 
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6 Empirische Ergebnisse für die Nordseeküste Schleswig-

Holsteins 
 

Wie im vorangegangen Kapitel wird nach einer allgemeinen Beschreibung der touristi-

schen Situation der Destination auch hier zuerst auf die bisherigen Ressourcen- und Kul-

turkonflikte im Tourismus an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste eingegangen, die 

von den in Kapitel 4 vorgestellten Interviewpartnern angegeben wurden. Da die klimati-

schen Änderungen für diese Region differenzierter betrachtet werden müssen als dies für 

die nationale Ebene erfolgt ist, wird anschließend auf die Veränderungen und Auswirkun-
gen infolge des Klimawandels sowie der entsprechenden Anpassungs- und Klimaschutz-

maßnahmen eingegangen. Mit einer Analyse der neuen Konfliktpotenziale für die Nord-

seeküste schließt das Kapitel ab. 

 
 
6.1 Tourismus an der schleswig-holsteinischen Nordsee 
Nach Angaben der Nordsee-Tourismusmus-Service GmbH kann die Nordseeküste 

Schleswig-Holsteins etwa 8,5 Millionen Übernachtungen von knapp 2 Millionen Gäste im 

Jahr verbuchen und zählt damit zu einer der am häufigsten besuchten Destinationen in 

Deutschland (vgl. Nordsee-Tourismus-Service GmbH, o. J.: 2). Davon reisen knapp 2% 

der Gäste aus dem Ausland an, vor allem aus den Ländern Schweiz, Dänemark, Frank-

reich und Österreich (vgl. Statistikamt Nord). Auch bei Tagesausflüglern ist die Nordsee 

ein beliebtes Reiseziel, das pro Jahr etwa 14 Millionen Tagesgäste anzieht. Somit macht 

der Tagestourismus etwa ein Drittel des Umsatzes aus (vgl. Nordseebäderverband 

Schleswig-Holstein e. V., 2006: 5f.).  

Die Wirtschaft der Region ist touristisch geprägt. 37,5% des Volkseinkommens 

stammen aus dem touristischen Bereich (Landesdurchschnitt: 4,7%) und rund 41.000 von 

110.000 Einwohnern verdienen mit dem Tourismus ihren Lebensunterhalt (vgl. Nordsee-

Tourismus-Service GmbH, o. J.: 7). Dabei zählen nur wenige Gemeinden zu den Haupt-
tourismuszentren. Allein die Orte Westerland auf Sylt, Wyk auf Föhr, Amrum, St. Peter-

Ording und Büsum vereinen etwa vier Fünftel aller Übernachtungen des gesamten Gebie-

tes auf sich (vgl. Statistik des Nordseebäderverbands Schleswig-Holstein e. V., 2005). 

Die Gäste nutzen insbesondere den Sommer als Hauptsaison (dies entspricht 

65% der jährlichen Gästezahlen). Im Frühjahr und Herbst (dies entspricht jeweils etwa 

15% der Gästezahlen) besuchen weniger Gäste die Region, im Winter nur ein geringer 

Prozentsatz von etwa 2% (vgl. FUR, 2007). In einem 2006 neu gestalteten Leitbild des 

Marketings werden hauptsächlich die Zielgruppen Familien, Best Ager sowie „anspruchs-

volle Genießer“ angesprochen (vgl. Nordsee-Tourismus-Service GmbH, 2007: 6). Neben 

Strand und Naturerlebnissen wird auch versucht, den Gästen ein wetterunabhängiges 

Angebot mit einem Erholungs-, Sport- und Unterhaltungs- sowie Kultur- und Veranstal-

tungsprogramm anzubieten (vgl. Nordsee-Tourismus-Service GmbH, 2007: 7).  



133 
 

6.1 Gegenwärtige Konfliktsituation an der Nordsee 

Im Folgenden werden die von den Befragten in den Interviews dargestellten Konfliktsitua-

tionen, unterteilt nach Kultur- und Ressourcenkonflikten, aufgeführt. Dabei werden die in 
Kapitel 2.4 entwickelten Definitionen für „touristische Kultur- und Ressourcenkonflikte“ zur 

Hilfe genommen. Für eine bessere Strukturierung wurden die Ressourcenkonflikte nach 

der Ressourcenart der Konfliktursache eingeteilt. Nach der Klassifizierung von Dahrendorf 

(Kapitel 2.3.1) kann das „Rangverhältnis“ als „gleich vs. gleich“ angesehen werden, da 

eine Akteursgruppe nicht höher als eine andere eingestuft wird. Als „soziale Einheiten“ 

spielen Gruppen (z.B. Touristen), Sektoren (Landwirtschaft) sowie Gesellschaften (Bevöl-

kerung der schleswig-holsteinischen Nordseeküste) eine Rolle. 

 

 

6.1.1 Momentane Ressourcennutzungskonflikte an der Nordseeküste 

Aufgrund der in den Interviews genannten Konfliktursachen erfolgt hier die Einteilung in 

die Ressourcen Biodiversität, Wasser ,Fläche, Luftqualität, Ruhe, Landschaftsbild und 

Finanzen, welche auch schon im Theorieteil bei den ökonomischen und ökologischen 

Konflikten im Tourismus (Kapitel 2.2) erwähnt wurden. Eine genaue Einteilung kann dabei 

innerhalb der Konfliktanalyse nicht immer eingehalten werden, da bei einigen Konfliktsi-

tuationen auch mehrere Konfliktursachen auftreten. 

 
 
Konfliktursache Biodiversität 
Bei der Analyse der momentanen Konfliktsituationen aufgrund von Biodiversität und ge-

schützten natürlichen Flächen spielt der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Watten-

meer mit seinem besonderen Ökosystem an der Küste die Hauptrolle. Verschiedene Tou-

rismusakteure erzählen von der konfliktreichen Gründungszeit des Nationalparks, weil 

Schaden für das touristische Geschäft befürchtet wurden, z. B. bei den Fähren und Unter-
künften. Manche Gemeinden fürchteten gar einen Rückgang der Besucherzahlen, wenn 

Urlauber Watt und Strände nur noch eingeschränkt oder gar nicht mehr betreten dürften: 

 
„Wir haben langsam versucht, dass der Nationalpark akzeptiert ist. Das haben wir 
erreicht. Aber es ist ein ganz schweres Stück Arbeit gewesen.“ (Bürgermeister) 
 
„Wir haben da früher mal ganz böse gekämpft. Als es losging mit dem National-
park Wattenmeer. (...) Die ersten Aussagen hießen ja, wenn das umgesetzt wird, 
dürfen unsere Urlauber nicht mehr ins Watt, die dürfen nicht mehr an den Strand, 
das ist alles Naturschutzgebiet und da darf keiner mehr hin und (...) da kommt 
doch keiner mehr. (DEHOGA) 

 
Auch der Nationalpark berichtet aus seiner Perspektive von einer geringen Akzeptanz des 

Vorhabens: 
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„Hier waren die Touristen schon in großer Zahl und hier war schöne Natur, aber 
sie war auch bedroht (...)Und dann waren die ersten Jahre auch schwierig. Also, 
die Akzeptanz in der Bevölkerung war nicht besonders groß. Viele hatten das Ge-
fühl, ihnen wurde etwas übergestülpt.“ (Nationalpark) 

 
Aus dem gegeneinander Arbeiten entwickelte sich laut der Befragten schließlich ein ne-

beneinander Arbeiten, die so genannte „Ingroup“ (siehe Fisher, Kapitel 2.3.1) hatte sich 

aufgelöst und bildete keine geschlossene Linie mehr gegenüber dem Nationalpark, der 

„Outgroup“. In dieser Koexistenz verbanden Kompromisslösungen die wirtschaftlichen mit 

den ökologischen Interessen. So erklären die Akteure, dass z. B. Hauptbadestrände aus 

den ausgewiesenen Gebieten des Nationalparks herausgenommen und für den Touris-

mus zugänglich gemacht wurden, auf der anderen Seite – gewissermaßen im Gegenzug 

– eine Besucherlenkung zugunsten des Naturschutzes eingeführt wurde. Mittlerweile wird 

jedoch der Nationalpark von vielen Tourismusakteuren als eine touristische Attraktion und 
Ressource des Tourismus betrachtet, die Gäste anlockt. „Das hat sich im Laufe der Jahr-

zehnte weiterentwickelt. Die haben sich aufeinander zubewegt, man hat hier und da in 

kleinen Projekten gemerkt, dass man vielleicht doch mal gemeinsam etwas machen 

kann.“ (Nationalpark) Unter den Befragten spricht sich keiner gegen den Nationalpark 

aus. Nationalparkgemeinden und Hotels, die sich als Nationalpark-Partner bezeichnen, 

kooperieren und informieren nun gemeinsam mit dem Nationalpark bieten Naturerlebnis-

angebote und informieren die Gäste über die Natur und den Naturschutz . 

Dieses Miteinander steht jedoch zur Debatte, sobald neue Naturschutzgebiete 

ausgezeichnet werden sollen, wie z .B. Vogelschutzgebiete, die nach EU-Richtlinien 

nachgemeldet werden müssen (Beispiel Eiderstedt), FFH-Gebiete oder im Vorfeld der 

Auszeichnung als UNESCO-Weltnaturerbe. So sind laut Gemeinden, DEHOGA und Tou-
rismusverband bei vielen Schutzkategorien, wie „Nationalpark, FFH-Richtlinie, Vogel-

schutzrichtlinie (...) Konflikte vorprogrammiert“. Besonders die Landwirte fühlen sich durch 

die beschränkte Flächennutzung benachteiligt. Aber auch der Tourismus sieht den Aus-

bau neuer Infrastruktur (bspw. Campingplätze oder Sporthäfen), Strandaktivitäten oder 
Veranstaltungen gefährdet. So existiert stellenweise „immer noch der Konflikt National-

park und Mensch, der sagt ‘Natur muss ich nicht schützen‘. Jetzt ganz verkürzt gesagt“. 
(Bürgermeister) 

 
Von einer lokal spezifischen Debatte in St. Peter-Ording berichten Vertreter des Ortes 

sowie die Nationalparkverwaltung. Dort ist das Parken auf der Sandbank im Nationalpark 

erlaubt, um den Gästen einen kurzen Fußweg zum Strand zu ermöglichen und somit die 

touristische Attraktivität zu erhöhen. Der Nationalpark sprach sich gegen dieses Strand-

parken aus, was vor einigen Jahren ein Bürgerbegehren auslöste. Schlussendlich wurde 
in einem öffentlichen Verfahren über die Ministerien entschieden, die Parkfläche zu ver-

kleinern und eine zusätzliche Gebühr für das Parken zu erheben, die nun für Besucherin-

formationen über Naturschutzbelange vor Ort ausgegeben wird.  

 
„Das würde ich wirklich als einen Konflikt der Vergangenheit bezeichnen, wo es 
einfach auch unterschiedliche Interessen gab. Wirtschaftliche seitens der Gemein-
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de und Imageinteressen und dann eben von unserer Seite Naturschutzinteressen 
und Nationalparkinteressen.“ (Nationalpark) 

 
 
Konfliktursache Wasser/Badequalität 
Laut Gewässerschutz kann die Badequalität der deutschen Nordsee als sehr gut bezeich-

net werden. Lediglich Quallen und Algen beeinträchtigen das Badevergnügen. Diese 

Phänomene können aber nicht vorhergesagt werden. Der Vertreter des Gewässerschut-

zes empfiehlt, dass die Tourismusindustrie reagieren sollte, indem sie Informationen des 

Gewässerschutzes über das Risiko der unbekannten auftretenden Quallenarten an Gäste 

weitergibt. Normalerweise stellen Quallen jedoch lediglich ein optisches Ärgernis dar. 

 
„Sie stören beim Baden, man kriegt einen Schreck, dann sind sie oft an der Ober-
fläche zusammengetrieben und wirken bedrohlich“. (Gewässerschutz) 

 
„An der Nordsee hat man ein eher ästhetische Problem mit Schaumalgen“. Nur bei eini-

gen Menschen lösten sie allergische Reaktionen aus. Die Gäste sollten über solche Risi-
ken verstärkt informiert werden74. Es gäbe aber „auch noch Algen, da kann man auch vor 

warnen, die dann, zu Muschelvergiftung führen können. Also praktisch zu Durchfall nach 

Muschelaufnahme.“ (Gewässerschutz)  

Tourismusakteure nutzen das Informationsangebot kaum. Dabei wäre eine Kom-

munikation laut Gewässerschutz sehr wichtig, da bereits im Frühjahr auftretende Algen-

blüten potentielle Gäste vor der Buchung abschreckten. Da Touristiker und der Gewäs-

serschutz das gleiche Interesse einer guten Wasserqualität verfolgen, kann in diesem Fall 

jedoch nicht von einer klassischen Konfliktsituation zwischen zwei Akteursgruppen um die 

Ressource Wasser oder um die Wasserqualität gesprochen werden. 

 
Ein Konflikt, der von allen Parteien, also Gewässerschutz, Umweltschutz, Nationalpark 

und Fischerei, gleichermaßen angeführt wird, ist die Einschleppung fremder Tier- und 
Pflanzenarten „durch Balastwasser von den Schiffen, durch Aussetzen, Aussiedlung“.  

 
„Das ist übrigens ein Grundproblem, dass wir sehr viele Zuwanderer haben. Sehr 
viele neue Arten, Neophyten.“ (Gewässerschutz) 

 
Diese schädigen nicht nur den Fischbestand und somit das maritime Flair, sondern kön-
nen Auswirkungen auf die Biodiversität und den (auch touristisch genutzten) Naturraum 

mit sich führen. Die für die Badenden teilweise gefährlichen neuen Arten können somit als 
                                                 
74 Das Auftreten von Algen steht, so der Experte, im Zusammenhang mit Nährstoffeinträgen und 
feuchten Witterungen. Er gibt an, dass Wasserstationen sowohl Touristiker als auch Gäste frühzei-
tig über das Auftreten von Algenblüten informieren könnten. Eine Algenüberwachung wird von Mai 
bis Oktober durchgeführt und kann über das Internet oder die Tageszeitungen die Entwicklung der 
nächsten Tage aufzeigen sowie sachlich über Gefahren aufklären. Dieser „Algenreport“ wird der-
zeit zusammen mit Adressen von Institutionen zum Thema Wasserqualität auf einer Internetplatt-
form veröffentlicht. Eine Zusammenarbeit, zum Beispiel beim Austausch der Informationen oder bei 
der Unterstützung der Gewässerbehörden durch die Touristiker, fällt jedoch noch zaghaft aus. Bis-
her wird das Monitoring eher für wissenschaftliche Zwecke genutzt. 
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ein indirekter Konfliktauslöser zwischen der Schifffahrt und der Tourismusindustrie gedeu-

tet werden. Von den befragten Tourismusakteuren wurden sie jedoch lediglich von Seiten 

der Tourismusförderung und der Tourismuspolitik negativ bewertet und vom Vertreter der 

Wattführer sogar als positiv angesehen. 
 

„Und mittlerweile sind (es) ja nicht nur die pazifische Auster, sondern sehr, sehr 
viele Tiere und Pflanzen, die hier in die Nordsee einwandern und für uns auch als 
Wattführer das ganze interessanter machen.“ (Wattführer) 

 
 
Konfliktursache Fläche/Boden  
Flächenkonflikte zwischen Naturschutz bzw. Küstenschutz und Tourismus treten, wie 

oben und bereits in Kapitel 3.4.2.2 beschrieben, laut der Interviewpartner auch an der 

schleswig-holsteinischen Küste auf.  

Eine konkrete Konfliktsituation im Tourismus, bei der Fläche als Konfliktursache auftritt, 

stellt die Nutzung des Bodens durch den Küstenschutz dar. Laut Tourismusverband SH 

und Wirtschaftsförderungsgesellschaft Nordfriesland mbH treffen bei dem Ausbau von 
touristischen Infrastrukturmaßnahmen oder Küstenschutzmaßnahmen unterschiedliche 

Interessen aufeinander.  
 

„Da wird im Grunde genommen gesagt vom Küstenschutz her, ‚Also mit uns auf 
gar keinen Fall.‘ Und das sind natürlich auch Konfliktpunkte, die auszudiskutieren 
sind. Da sind die Interessen unterschiedlich, obwohl das gleiche Interesse natür-
lich die langfristige Sicherung ist.“ (Tourismusverband SH) 

 
Diese Planungen sollten miteinander vereinbar sein und zukünftige Küstenschutzmaß-
nahmen nicht behindern. „Dann ist das immer so eine Nutzungsabwägung.“ 

 
Dieser Konflikt findet eher latent statt (und ist noch nicht, wie Abbildung 4 von Giegel 

(1998) zeigt, zu einem manifesten Konflikt übergegangen), da bei allen befragten Akteu-

ren (sowohl bei den Touristikern als auch bei den nicht-touristischen Akteuren) ein hohes 

Bewusstsein für den eigenen Schutz und damit viel Verständnis für die Notwendigkeit von 

Küstenschutzmaßnahmen vorherrschen.  
 

„Der Küstenschutz geht eigentlich immer vor. Und das Bewusstsein des notwendi-
gen Küstenschutzes, das ist an der Westküste ziemlich stark ausgeprägt.“ (Küs-
tenschutz) 

 
Bei der Planung werden nach Angaben des Küstenschutzes sowohl die betroffenen Ge-

meinden als auch die Entwässerungsverbände integriert, um gemeinsam Küstenschutz-
maßnahmen zu verbessern. Genauso sieht sich der Küstenschutz „auch dazu verpflichtet, 

die touristischen Belange bei Deichverstärkungsmaßnahmen im Besonderen dann auch 

jeweils zu berücksichtigen“. So nennt ein Tourismusakteur Beispiele, wo Deiche mit einer 

möglichst ebenen Oberfläche ausgestattet werden, um als Standfläche für Strandkörbe 
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genutzt werden zu können oder Glaswände in Hochwasserschutzanlagen eingebaut wer-

den, damit den Gästen in Gaststätten oder Hotels nicht die Sicht versperrt wird.  

 

Der Küstenschutz nennt weitere Kompromisslösungen auf der Managementebene. So 

kann die Durchführung zeitlich so geplant werden, dass die Bauarbeiten nicht in der 

Hauptsaison stattfinden, denn Küstenschutzarbeiten können nur in der sturmfreien Zeit 

zwischen Frühling und Herbst durchgeführt werden. Hier kann die Gemeinde entscheiden, 

ob sie Bauarbeiten, die von den Gästen als störend empfunden werden, entweder einma-

lig über einen längeren Zeitraum oder über mehrere Jahre verteilt für wenige Wochen 

durchführen lässt. Diese partizipative Planung hat sich laut Küstenschutz jedoch erst in 

den letzten Jahren entwickelt.  
 

„Da bauen wir zum Beispiel durchaus auch mal Glaswände ein in Hochwasser-
schutzanlagen, da wird Panzerglas eingebaut. (...) Das kann man natürlich keinem 
Gastwirt zutrauen, dass er in Gesichtshöhe eine Mauer vor der Nase hat und nicht 
mehr auf die Elbe gucken kann. Dann kann er einen Schlüssel nehmen und ab-
schließen. Und solche Dinge berücksichtigen wir eben auch.“ (Küstenschutz) 

 
Die nutzbare Fläche ist insbesondere auf den Nordfriesischen Inseln eine begrenzte Res-

source. Da Landwirte hier ihre Betriebe nicht ausbauen können, schaffen sie sich ein 

zweites Standbein durch den Tourismus. Ein Akteur des Umweltschutzes beschreibt die 
Entwicklung treffend mit der Aussage: „Ein Bett bringt mehr als eine Kuh.“ Auf dem Fest-

land stellt der Tourismus eher eine nebensächliche Erwerbsquelle dar. Direkte Konfliktsi-

tuationen aufgrund der geringeren landwirtschaftlichen Tätigkeit werden jedoch nicht ge-

nannt. Vielmehr wird die Situation vom Vertreter der Landwirtschaft als eine Art Symbiose 
und „Win-win-Situation“ beschrieben, da der Tourist die vom Landwirt gleichermaßen 

gepflegte Kulturlandschaft und Golfplätze genießt und gleichzeitig die Landwirtschaft von 

den zahlenden Gästen profitiert, die Urlaub auf dem Bauernhof machen.  
 
Kleinere zusätzliche Konflikte, die in den Interviews von Seiten der touristisch aktiven 
Gemeinden genannt wurden, beziehen sich auf die hohe „verkehrliche Belastung“ zu 

Stoßzeiten. Damit verbunden sind Parkplatz- oder Stauprobleme sowie Umweltstress in 

einigen stark touristisch frequentierten Urlaubsorten sowohl für die Touristen als auch die 

Bewohner.  
 

„Das einzige Problem sind so große touristische Orte wie Büsum, wo wirklich so 
viel Frequenz ist, dass da auch ein Parkplatzproblem oder ein Stauproblem ent-
stehen kann. Das hat man schon, aber das kennen wir auch von allen großen Ur-
laubsorten.“ (Wattführer) 

 
Der Konflikt, der durch das Betreten des Nationalparks entsteht, stellt auch einen Flä-
chenkonflikt um die „Nutzung bestimmter Zonen im Nationalpark“ dar, wird aber bei der 

Konfliktursache Biodiversität weiter ausgeführt. 
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Konfliktursache Ruhe/Luftqualität  
Von der Hafenwirtschaft wurden Konflikte aufgrund von Lärmbelästigung durch Hafenar-

beiten und helles Hafenlicht in der Nacht in der Nähe von touristischen Unterkünften im 

Gespräch angesprochen. Da es an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste jedoch 

keine Hafenanlagen in der Größe gibt, treten diese Konflikte hier auch nicht auf. Aller-

dings findet nach Angaben des Tourismusverbandes eine Lärmbelästigung der Gäste 
durch allgemeine Bauarbeiten in touristischen Gemeinden statt.  
 

„Also das derzeitige Problem mit dem Lärmschutz geht zurück auf (...) eine derzeit 
fehlende Ermächtigungsgrundlage für die Gemeinden, Satzungen vor Ort zu erlas-
sen, um (...) Tourismusgemeinden vor Lärm zu schützen. (...), Baustellen, die im 
Ort tatsächlich zum Teil um sieben Uhr anfangen. Und das steht natürlich im Inter-
essenskonflikt zu den Gästen, die natürlich ausschlafen möchten im Urlaub.“ (Tou-
rismusverband SH) 

 
Daneben ist das Thema Lärm nach Angaben der Windkraftanlagenbetreiber trotz Beach-
tung gesetzlicher Abstandsregelungen, so „dass dann der Lärm im Prinzip unterhalb des 

Umgebungslärms ist“, weiterhin Diskussionspunkt und Konfliktursache bei der Debatte um 

die Errichtung von Windenergieanlagen.  

 

Im Bereich Geruchsemissionen beschreibt die Landwirtschaft Konfliktsituationen zwischen 

Landwirten, die ihre Gülle auf das Feld bringen und einzelnen direkt betroffenen Touris-

ten. Auch Biogasanlagen bieten trotz wesentlicher technischer Verbesserungen immer 

wieder eine Streitgrundlage, obwohl die Biogasanlagen laut Landwirtschaft mittlerweile 
geruchsfrei seien. Der Widerstand wird „eher des Images wegen“ vermutet.  

 
 
Konfliktursache Landschaftsbild 
Eine große Debatte zwischen Tourismusakteuren und Energiewirtschaft löst die Wind-

energie an der Nordseeküste aus, da sie einen Einfluss auf das Landschaftsbild hat, das 

dem Tourismus wiederum als wichtige Ressource gilt. Laut IHK erweisen sich die Wind-

verhältnisse Schleswig-Holsteins als relativ günstig für diese Form von Energiegewin-

nung. Dies führt zu einer hohen Dichte an Windenergieanlagen, davon ein großer Anteil 

als Bürgerwindparks, durch die Bevölkerung investierter Bau von Windkraftanlagen. Den 

ökonomischen Interessen der Besitzer von Windenergieanlagen (dazu gehören neben der 
Energiewirtschaft auch Landwirte und Einwohner) stehen die Interessen der Touristiker an 

einem unberührten Landschaftsbild gegenüber. Dabei sieht sich die befragte Energiewirt-

schaft durch das im Vorfeld durchgeführte Planungs- und Genehmigungsverfahren und 

die offizielle Anhörung der Tourismusakteure im Recht.  

Auch die Planung von Offshore-Anlagen durch Großinvestoren wird von der Energiewirt-

schaft angesprochen. Die Tourismusakteure sprechen eine Sichtbeeinträchtigung der 

Horizontlinie von sich aus allerdings nicht an. Dafür fürchtet der Umweltschutz die Folgen 
einer möglichen Schiffshavarie: „(S)o eine Windkraftanlage fällt um, haut das Schiff ent-
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zwei und das Öl bricht aus, dann können wir über Tourismus auch nicht mehr großartig 

reden“ (Umweltschutz). Diese Gefahr wir von Seiten der Schifffahrt wiederum relativiert: 

 
„Wir reden ja über Windkraftanlagen vor der deutschen Küste, da wird auch immer 
dieses Argument angeführt, ständig fahren die Schiffe dagegen. (lacht) Da müssen 
wir die Inseln auch mal beiseite räumen, weil die Schiffe auch da auf die Strände 
fahren können, wenn sie steuerlos und unbemannt durch die Gegend schaukeln. 
Das ist eigentlich kein Argument. Natürlich, jedes Hindernis im Wasser, was ein 
Wrack ist oder sonst was, ist ein potenzieller Gefahrenwert, aber nur dann, wenn 
etwas Außergewöhnliches passiert.“ (Schifffahrt) 

 
Viele der befragten touristischen Akteure gehen davon aus, dass sich die Gäste an einer 

Unterbrechung der freien Sicht stören und bei wenigen Urlaubstagen auch kein Gewöh-

nungseffekt eintritt. Laut Aussage des Wattführers gibt es sogar Touristen, die der Mei-
nung sind, „die Landschaft wird zerstört“. Gerade bei einer direkten Betroffenheit, etwa 

wenn sich die Unterkunft in direkter Nähe befindet, wird dieser Konflikt vom Vertreter des 
Naturschutzes bestätigt. Allerdings gibt die Landwirtschaft an, dass sich „in vielen Ge-

sprächen mit den Urlaubern“ herausgestellt habe, dass die Gäste „sich überhaupt nicht 

stören an den Windkraftanlagen“. Selbst einige Tourismusakteure, wie der Wattführer, 

und die IHK räumen ein, dass Gästebefragungen eine große Akzeptanz von erneuerbaren 
Energien und „selten mal eine negative Rückmeldung“ ergeben hätten. Es gibt also Gäste 

mit negativem Bezug zu Windkraftanlagen, besonders bei persönlicher Betroffenheit, 
„aber es gibt auch Leute, die sagen, ganz toll dass hier ganz viele erneuerbare Energien 

am Laufen sind.“ (Wattführer). So könnte hier auch von einem inneren Konflikt bei den 

Gästen gesprochen werden:  
 

„Also der Tourist befindet sich in einem Konflikt. Auf der einen Seite (...) will er kei-
ne rauchenden Schornsteine haben, sondern er möchte diesen Naturstrom haben, 
die Nachhaltigkeit und, und, und. Und auf der anderen Seite fühlt er sich natürlich 
dann, wenn es sein unmittelbares Umfeld betrifft, auch wieder betroffen.“ (Umwelt-
schutz) 

 
Zur Lösung dieser Konfliktsituationen wegen des Landschaftsbilds gibt die Landesplanung 

Standorte für Windkraftanlagen nur für wenig touristisch genutzte Orten frei. So genannte 
Schwernutzungsräume an Land und auf dem Meer würden von Anlagen freigehalten und 

so auf die Tourismusindustrie Rücksicht genommen. Zudem sollen laut Energiewirtschaft 
dank einer intensiven Nutzung des Repowering, die absolut möglich ist, die „Konflikte da-

durch entschärft werden, dass die Anlagenzahl abnimmt.“ Allerdings weist einer der Ak-

teure wiederum auf Vorbehalte hin, die gegen die sehr großen und weithin sichtbaren 

Windräder sprechen.  
„Das ist ja ein wesentlicher Faktor, das Repowering. Viele kleine Anlagen werden 
durch wenige große ersetzt. Aber das zweite Wort ‚große’ ist eben das Entschei-
dende, wo sich die Geister dann teilweise scheiden.“ (Energiewirtschaft)  
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Es wurde bereits im Übrigen auch schon über gemeinsame Kooperationen zwischen Tou-

rismusakteuren und Windenergieanlagenbetreibern durch eine touristische Nutzung der 

Windenergieanalgen nachgedacht. So wird seitens der IHK und des Umweltschutzes auf 

das so genannten Windmill-Climbing hingewiesen, das Besteigen der Anlagen an Land, 

das Gästen einen Ausblick über die Region bietet. Diese Attraktion ist jedoch aus Unfall-

verhütungs- und Arbeitsschutzgründen bereits wieder untersagt worden.  

 
„Spannend in dem Zusammenhang ist, dass im nördlichen Nordfriesland bei-
spielsweise die Energieanlagen in touristische Angebote sogar umgemünzt wur-
den. Dort war ein Hit, leider mittlerweile nicht mehr erlaubt, das so genannte 
„Windmill-Climbing.“ (IHK) 

 
Eine weitere Konfliktursache, die das Landschaftsbild betrifft, entsteht nach Meinung ein-

zelner Tourismusakteure und der IHK durch den vermehrt genutzten Maisanbau im Zuge 
der Nutzung von Biogasanlagen. „Zu einem angenehmen Urlaub, zu touristischen Aspek-

ten gehört natürlich auch eine jedenfalls annähernd abwechslungsreiche Landschaft“, die 

durch den Maisanbau, der drohe sich zu einer Monokultur zu entwickeln, gestört würde, 
wenn nämlich „eine immer stärkere Ausweitung der Anbauflächen“ erfolge. 

 
„Also das heißt, wenn wir jetzt hier alle Flächen nachher mit Maisfeldern zugestellt 
haben, ist das für Touristen nicht wirklich attraktiv.“ (Tourismusförderung) 

 
Die Höhe der Maispflanzen beschränkt zudem auch die Sichtweite. Bisher existieren laut 
IHK jedoch noch keine Untersuchungen über die Wahrnehmung der Gäste hierzu. So 

relativiert ein Tourismusakteur diese Konfliktsituation etwas, da ähnliche Befürchtungen in 

der Vergangenheit hinsichtlich der Rapskultur ausgeblieben seien. Die Rapsblüte führe 

seiner Ansicht nach sogar zu einer Verschönerung der Landschaft.  

 
 
Konfliktursache Kapital /finanzielle Mittel 
Bei der Verteilung von nationalen oder regionalen Fördermitteln entstehen Konflikte zwi-

schen den touristischen und nicht-touristischen Wirtschaftsbranchen. So ärgert es die 
Landwirtschaft, dass sowohl die Windenergiewirtschaft als auch „der Tourismus hoch ge-

handelt als der große richtige Zukunftsfaktor und die Landwirtschaft als aussterbend be-

trachtet“ werden. Auch die Hafenwirtschaft meint, dass an einigen Orten eher wirtschaft-

lich genutzte Häfen als der Tourismussektor ausgebaut werden sollten, da hierbei größere 

Einnahmen mit einer größeren Wertschöpfung entstünden. 

 
„Man muss sich ja immer fragen, wo ist die größte Wertschöpfung. Und die Wert-
schöpfung ist sicherlich nicht da, indem wir bei unserem immer noch schlechten 
Wetter an der Nordsee vier, sechs, acht Wochen im Jahr Leute unterbringen wol-
len. (...) Da muss man vernünftige politische Entscheidungen treffen. (Hafenwirt-
schaft) 
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Die Konfliktanalyse der von den Interviewpartnern erwähnten gegenwärtigen Ressour-

cenkonflikte und Kollektivgutprobleme (siehe Kapitel 2.3.2.2) zwischen Tourismusakteu-

ren und sonstigen lokalen Akteuren wird in Tabelle 10 zusammengefasst.  
 

Tabelle 10: Analyse ausgewählter gegenwärtiger Ressourcenkonflikte im Tourismus an der 
Nordsee (eigene Darstellung) 

Konfliktursachen bisheriger Konfliktverlauf und beteiligte Akteure 
Biodiversität - früheres Gegeneinander, Nebeneinander und jetziges 

Miteinander der Tourismusakteure und des Nationalparks, 
Ausnahmen sind neue Flächenauszeichnungen (bspw. 
UNESCO Weltnaturerbe)  
 
- Einzelkonfliktsituation in St. Peter-Ording: Strandparken im 
Nationalpark, Tourismus bzw. Gemeinde und Nationalpark � 
Kompromiss nach öffentlichem Verfahren  

Wasser/Badequalität - geringes Gefahrenpotenzial durch Schiffsunglücke, dadurch 
kein manifester Konflikt zwischen Schifffahrt und Tourismus 
 
- Einschleppung fremder Tier- und Pflanzenarten durch Schiff-
fahrt, mögliche Risiken für Badegäste, jedoch kein manifester 
Konflikt zwischen Schifffahrt und Tourismus 

Fläche/Boden - Küstenschutz und Tourismus, jedoch latenter Konflikt wegen 
hoher Akzeptanz, Kompromisslösungen 
 
- geringe Parkplatz- und Stauprobleme zu Stoßzeiten durch 
Gäste und damit verbundener Umweltstress für die Bevölkerung 
 

Ruhe, Luftqualität - Lärmbelästigung der Gäste durch Bauarbeiten � Versuch ei-
ner Änderung der Gesetzesgrundlage 
 
- Lärmbelästigung durch Windkraftanlagen, Touristiker vs. 
Windkraftanlagenbesitzer 
 
- Biogasanlagen und Gülle der Landwirte, Geruchsemissionen 
stören Gäste  

Landschaftsbild - Tourismusakteure stören sich an der Beeinträchtigung der 
traktivität des Landschaftsbildes durch Windenergieanlagen an 
Land und Offshore, Konflikt mit Windanlagenbetreibern � 
gen nur an ausgewählten nicht touristisch genutzten Standorten, 
Repowering (jedoch wiederum Auslöser neuer Konflikte) 
 
- Monokulturen der Landwirtschaft beeinträchtigen laut Touris-
musakteuren das attraktive Landschaftsbild 

Kapital /finanzielle 
Mittel 

- Konkurrenz um nationale und regionale Fördermittel 
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Die hier aufgezeigten momentanen Konfliktfelder im Tourismus decken sich teilweise mit 

den in Kapitel 2.2 angeführten ökonomischen und ökologischen Konflikten, wie bspw. die 

Lärm- oder Verkehrsprobleme oder die anfänglich unterschiedlichen Interessen der Tou-

rismusakteure und des Nationalparks. Die in Kapitel 2.2.3 vom Innenministerium SH an-

geführten Ressourcenkonflikte mit der Schifffahrt (Havariegefahr), Energiewirtschaft (Off-

shore-Anlagen), Naturschutz bzw. Nationalpark und Küstenschutz (Küstenschutz-

maßnahmen) werden auch von den Akteuren beschrieben. Auch werden, wie das Beispiel 

Nationalpark zeigt, Kooperationen als Mittel zur Konfliktregelung und Ergebnis einer posi-

tiven (touristischen) Entwicklung geschildert. Dabei werden die von Biermann (Kapitel 

3.4.1) angeführten ökologischen Sicherheitsgefährdungen, Deposition, Degradation, De-

saster und Destabilisierung des politischen Systems), mit Ausnahme von Deposition, nicht 

erwähnt, so dass von einem geringen Sicherheitsrisiko durch Umweltstress ausgegangen 

werden kann. 
Als zum Theorieteil ergänzende Konfliktursache kann aufgrund der Interviews die 

Konkurrenz um finanzielle Ressourcen (politische Fördergelder) genannt werden. Vermu-

tet werden kann ein zusätzlicher, bisher von den Tourismusakteuren noch nicht wahrge-

nommener Konflikt mit der Schifffahrt infolge eingeschleppter, für badende Gäste gefährli-

cher Tierarten. Die Abkehr der Landwirtschaft von traditionellen Bewirtschaftungsformen 

hin zu einer stärkeren Nutzung des Tourismus als neue Einnahmequelle stellt hier offen-

kundig keine Konfliktursache dar. 

 

Konflikte, die durch Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen ausgelöst werden könnten, 

werden von den Akteuren schon heute beschrieben. Die in Kapitel 3.5.3 bereits erwähn-

ten Konflikte mit dem Küstenschutz werden hier noch einmal differenzierter als in der bis-

herigen Literatur analysiert. Auch die Ergebnisse der Befragung von Vogel (2005) können 

nach den Aussagen der Interviewpartner bestätigt werden, da Windkraftanlagen von Tou-

rismusakteuren auch in Schleswig-Holstein negativ eingestuft werden, obwohl private 

Gästebefragungen ein anderes Bild zeigen. Auch das NIMBY-Syndrom, nach dem es 

besonders Gäste stören würde, die direkt von den Anlagen betroffen sind, wird von den 

Befragten erwähnt. Wie Vogel anhand seiner Untersuchung feststellt, ist das Repowering 

auch bei den in Schleswig-Holstein befragten Akteuren nicht uneingeschränkt als Konflikt-

regelung beliebt. Hervorzuheben ist aber die bisher nicht untersuchte Sichtweise von Tou-

rismusakteuren in Bezug auf die Havariegefahr durch Offshore-Anlagen und damit ver-
bundene mögliche Umweltverschmutzungen. Zudem wurden bisher auch nicht die touris-

tischen Konfliktfelder im Bereich Biogasanlagen und damit verbundene Imageschäden 

(Gerüche) und Monokulturen weiterführend wissenschaftlich betrachtet.  

 

 

Im Folgenden soll die momentane Situation für Kulturkonflikte an der Nordseeküste 

Schleswig-Holsteins dargestellt werden. 
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6.1.2 Momentane kulturelle Konflikte an der Nordseeküste 

Allgemein betrachtet wird von den befragten Akteuren momentan ein nur geringfügiges 

Konfliktpotenzial durch kulturelle Unterschiede mit fremden Besuchern gesehen, da der 
„Auslandstourismus (...) hier oben eigentlich keine Rolle“ (Bürgermeister) spielt und aus-

ländische Gäste eher aus kulturell ähnlichen Nachbarländern, wie der Schweiz und Öster-

reich, kämen. Es kann darüber hinaus vermutet werden, dass Besucher aus dem Inland 
keine kulturellen Konflikte, wie von Ropers (Kapitel 2.3.2.1) angeführten „Konflikte der 

Kulturen“, durch unterschiedliche Werte und Differenzen in so genannten modernen und 

traditionellen Lebensgewohnheiten auslösen.  

 

Keiner der Befragten erwähnt eine Veränderung der Traditionen allein durch den Touris-

mus. An der schleswig-holsteinischen Nordsee kann laut dem befragten Bürgermeister 
bereits von einer Gesellschaft ausgegangen werden, bei der „die Pflege von Kultur also 

nicht unbedingt obsiegt, sondern randständig ist.“ Somit steht zu vermuten, dass in 

Schleswig-Holstein der Einfluss des Tourismus für sich allein genommen nicht stark ge-

nug sein wird, um zukünftig Traditionen75 zu verändern und manifeste Konflikte auszulö-

sen. Demzufolge könnte nur indirekt von einem Verlust des Kulturerbes durch den Tou-

rismus gesprochen werden, falls sich die Bereiche Landwirtschaft und Fischerei76 aus-

schließlich dem Tourismus zuwendeten. Dies war bisher nicht der Fall, da der Tourismus 
lediglich als zweites Standbein fungiert. Nur in einigen Fällen wurde laut DEHOGA die 
Landwirtschaft vollständig aufgegeben, „wo man sagte, Kühe raus, Betten rein.“  

 
 
Die finanziellen Einnahmen führen dazu, dass die Touristen laut der befragten Touris-

musakteure und Gemeinden im Großen und Ganzen von der Bevölkerung akzeptiert und 

sogar als positiv wahrgenommen werden. Besonders auf den Inseln wird deutlich, dass 

jeder Bewohner direkt oder indirekt von den Einnahmen durch die Gäste profitiert.  
 

„Also dass auch vielleicht mal an bestimmten Wochenenden, wo Hauptsaison und 
Tagestouristen zusammenkommen, weil das Wetter so hervorragend ist, wer da 
nicht erkennt, dass er genau von solchen Tagen lebt, dann (...) ist er irgendwie im 
falschen Beruf.“ (Bürgermeister) 

 
Einschränkungen durch ein hohes Gästeaufkommen werden von der Bevölkerung in Kauf 

genommen, weil sie durch verbesserte Wohnverhältnisse und ein erhöhtes Einkommen 

aufgehoben werden. Diese Beschneidungen im Lebensraum ergeben sich bspw. durch 

                                                 
75 Zu den regionalen Kulturgütern der Küste Schleswig-Holsteins zählt das Bundesministerium die 
von der Landwirtschaft und Fischerei geprägten Traditionen, Bauwerke, das Landschaftsbild und 
regional auftretende Dialekte (vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit, 2006: 42f.). 

76Verschiedene Quellen geben an, dass die Tourismuswirtschaft eine alternative Einnahmequelle 
zur Fischerei darstellt (vgl. Grünbuch, 2006: 39; Bundesregierung, 2008: 33).  
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starkes Verkehrsaufkommen und überfüllte Einkaufsmöglichkeiten für einige Wochen im 

Jahr.  
 

„Ob sie nun die Einkaufsmöglichkeiten nehmen, ob Sie die verkehrliche Belastung 
nehmen, ob Sie die Belastung im Ort als solches nehmen, so ist der Tourist sicher 
(...) ein erheblicher Zuwachs in einer bestimmten Zeit, der von den Einheimischen 
wahrgenommen wird. Der weniger beteiligte Einwohner empfindet es als störend.“ 
(Bürgermeister) 

 
Trotz einer grundsätzlich positiv wahrgenommenen ökonomischen Entwicklung „nimmt 

der Einheimische es als Ärgernis wahr, dass er auch eine Kurkarte haben muss“, also laut 

des Sylter Bürgermeisters genauso wie die Touristen eine Kurtaxe entrichten muss, um 

„seinen“ Strand zu nutzen.  

 
Die Befragten führen jedoch räumliche und zeitliche Unterschiede an. Die Bewohner der 

Inseln trifft eine große Anzahl von Urlaubern aufgrund des begrenzten Raumangebotes 
besonders stark. „Das hat immer mit (der) Menge Mensch zu tun, Stichwort sozialverträg-

licher Tourismus“ (IHK). Aber auch innerhalb eines Jahres gibt es Unterschiede. Kulturelle 

Konflikte, wenn auch eher schwach ausgeprägte, zwischen Einheimischen (Ingroup in 

Sinne des Ethnotentrismus, Kapitel 2.3.2.1) und fremder Touristen (Outgroup) treten be-

sonders dann auf, wenn die Bevölkerung sich zu Stoßzeiten in ihrem Alltag gestört fühlt, 

sei es durch eine lärmende Gästeklientel oder eine (zu) große Anzahl von Besuchern, die 

auf eine kleine Gruppe Einheimischer trifft (und somit eine Art Fremdbestimmung darstellt, 

siehe Kapitel 2.3.2.1).  
 

„Wenn Sie in Dagebüll stehen und wollen auf die Fähre, um nach Amrum oder 
Föhr zu fahren und Sie können nicht, weil Tausende von Touristen da sind, sind 
Sie sauer (...). Klar. Aber das wird meistens schnell relativiert, weil es auch (…) 
nur wenige Tage im Jahr sind, wo das so dramatisch ist.“ (Bürgermeister) 

 
So erzählt die IHK von einer Situation aus den 1990er Jahren, in welcher eine alte Fi-

schersiedlung von mehreren Busveranstaltern gleichzeitig angefahren wurde. Die Einhei-

mischen fühlten sich durch die vielen Besucher gestört:  
 

„Wenn da die ganzen Gäste zur Mittagszeit an den Fensterscheiben, wo gerade 
das Ehepaar beim Mittag ihre Bratkartoffeln isst, stehen und (sagen): ‚Oh guck 
mal, was für eine Küche, oh, die essen gerade‘ (…) So, da hatten wir wirklich die-
se Situation mit Schildern an den Fenstern: Touri nimm die Nase weg!“ (IHK) 

 
Der Konflikt eskalierte, so dass nach einem Kompromiss gesucht werden musste. Zur 

Regelung dieses Problems vereinbarten die Veranstalter, den Ort zu unterschiedlichen 

Zeiten anzufahren.  

Weiterhin können am Beispiel der Nordsee auch noch kleinere innerfamiliäre Konf-

likte beschrieben werden. So erzählt ein Bürgermeister, dass die Kinder in den 1970er 
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Jahren ihre Zimmer im Sommer räumen und in den Keller oder auf den Dachboden zie-

hen mussten.  
 

„Wenn also Kinder, und das ist zumindest in den vergangenen Jahren oftmals so 
gewesen (...), dass (sie) ihre Kinderzimmer räumen mussten, damit Touristen un-
tergebracht werden konnten. Das war ein massives Problem in den 60er, 70er 
Jahren. (...) Kinder hatten dadurch erhebliche Beschneidungen (…). Das (...) hat 
zu Konflikten geführt.“ (Bürgermeister) 

 
Obwohl der Punkt Migration nicht im Theorieteil unter kulturellen Konflikten aufgeführt 

wurde, soll an dieser Stelle bereits auf den heute schon beobachtbaren gesellschaftlichen 

Wandel eingegangen werden. Eine Arbeitsmigration bzw. Abwanderung in der vom Tou-

rismus geprägten Bevölkerung kann zum Teil bereits heute beobachtet werden. Diese 

Entwicklung wird durch die monostrukturell geprägte Wirtschaft der schleswig-

holsteinischen Nordseeküste durch den Tourismus noch verstärkt. Besonders die Inseln 

und Halligen sowie ihr Fährverkehr sind sehr stark vom Tourismus geprägt. So ist die In-
sel Föhr nach Einschätzung der Fährgesellschaft „vom Tourismus mittelbar und unmittel-
bar sicherlich zu 98% abhängig.“ Ein Bürgermeister spricht sogar von 100%. Obwohl die 

Unterkünfte in Schleswig-Holstein in der Hauptsaison im Sommer weiterhin gefragt sind, 

ist laut DEHOGA seit einigen Jahren bereits ein starker Rückgang bei den Übernach-
tungszahlen zu verzeichnen. „Ausgebucht ist schon lange vorbei.“ Ein Rückgang der Gäs-

tezahlen führt somit sofort zur Schließung besonders kleinerer Unternehmen. Zudem ver-

schärft sich der Druck genügend einzunehmen, da in der Sommersaison mit Abstand die 

meisten Einnahmen gemacht werden. Gerade nicht renovierte Häuser in einem schlech-

ten qualitativen Zustand leiden unter den qualitativ hochwertigeren Konkurrenzhäusern, z. 

B. der Ostsee. Diese Entwicklung wird noch verstärkt durch den fehlenden Willen vor al-

lem der älteren Vermieter, ihre Unterkünfte zu erneuern. Auch in Gaststätten ist ein Rück-

gang der Gäste spürbar, da diese sich eher kostengünstig selbst verpflegen. Besitzer von 
Unterkünften und Gaststätten, „die sagen, will ich nicht, kann ich nicht, muss ich mir nicht 

mehr zumuten“, verkaufen ihre Häuser zunehmend. Diese Gebäude stehen dann nicht 

mehr als Hotel oder Gasthaus zur Verfügung.  
 

„Also das haben wir hier immer mehr, dass wir Dörfer haben, wo die Kneipen ster-
ben.“(DEHOGA) 

 
Zudem bieten sich bei einem stark auf einen Wirtschaftszweig konzentrierten Arbeitsan-

gebot gerade für junge Leute wenige Ausbildungsmöglichkeiten außerhalb der Touris-

musbranche, wie ein Bürgermeister anmerkt. Daher zieht die jüngere Bevölkerung weg, 
„weil die jungen Leute nur begrenzte Ausbildungsmöglichkeiten haben. Also das sind 

Ausbildungsbereiche im Tourismus.“ Bedingt durch den demographischen Wandel, unbe-

liebte unregelmäßige Arbeitszeiten sowie Saisonarbeit gilt es aber laut DEHOGA gleich-

zeitig als schwierig, touristische Fachkräfte und Auszubildende zu finden, die durch Zuzug 
ein Gleichgewicht herstellen könnten. 
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Aufgrund dieser Faktoren beklagen die befragten Gemeinden, dass in der Bevöl-

kerung einerseits ein hoher Altersdurchschnitt herrscht und andererseits wenig Steuerein-

nahmen in touristischen Gemeinden durch die dort lebende Bevölkerung eingenommen 

werden. Die Gemeinden bemängeln, dass sie für die touristische Infrastruktur vor Ort je-

doch trotzdem aufkommen müssen. Es gelingt jedoch nicht, die im Tourismus arbeitende 
Bevölkerung aufgrund der hohen Grundstückspreise „ an den Ort zu binden, (...) weil al-

lein der Quadratmeter Boden, wenn ich hier bauen will, schon touristisch geprägt ist.“ In 

Zukunft kann dieses Problem der Gemeinden noch zunehmen, wenn die ursprüngliche 

Bevölkerung weiterhin wegzieht und ihre Privatwohnungen aufgrund der sich lohnenden 

hohen Grundstückspreise an Zweitwohnungsbesitzer verkauft. 

 
Aufgrund der Interviewgespräche ergeben sich folgende kulturell bedingte Konfliktsitua-

tionen: 

 
Tabelle 11: Analyse ausgewählter gegenwärtiger Kulturkonflikte sowie des Migrationspo-
tenzials im Tourismus an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste (eigene Darstellung) 

Konfliktursachen bisheriger Konfliktverlauf und beteiligte Akteure 
kulturelle Unter-
schiede 

- keine Konflikte erkennbar 

Moderne vs. Tradi-
tion 

- keine Konflikte erkennbar 

Gefühl von 
Fremdbestimmung 

- Konflikte bei hohem Gästeaufkommen an wenigen Wochen, diese 
werden jedoch aufgrund der finanziellen Einnahmen in Kauf genom-
men 
 
- Einheimische müssen für die Nutzung „ihres“ Strandes zahlen 

Arbeitsmigration - durch die wirtschaftliche Monostruktur drohen bei Rückgang der 
Gästezahlen auch Verluste von Arbeitsplätzen 
 
- wenig Ausbildungsmöglichkeiten außerhalb der Tourismusbranche, 
Abwandern der jungen Bevölkerung, ältere demographische Struktur 
 
- steigende Grundstückspreise, Umzug in Nachbargemeinden, Ver-
kauf von Immobilien an Zweitwohnbesitzer, Gaststättensterben, wenig 
(ursprünglich) einheimische Bevölkerung 

 
Von einem Aufeinandertreffen unterschiedlicher Kulturen, wie in Kapitel 2.2.2 beschrie-

ben, wird an der schleswig-holsteinischen Küste nicht berichtet. Da in der Region nur we-

nig Traditionen gelebt werden und die ausländischen Gäste aus ähnlichen Sprach- und 

Kulturkreisen kommen, kann auch ebenso wenig von einer Akkulturation oder einem Ver-
ständigungskonflikt durch den Tourismus gesprochen werden. 

Hingegen kommt es zu einer Identitätsgruppenbildung (siehe Kapitel 2.3.2.1) in-

nerhalb der Bevölkerung mit einer Abgrenzung gegenüber den Touristen. Diese Entwick-

lung wird durch Einzelfälle verstärkt, wie z. B. das Betretungsverbot ohne Kurkarte am 

Sylter Strand oder Einschränkungen beim Einkauf. Jedoch zeigen die Interviews, dass es 
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sich hierbei um einen latenten Konflikt handelt. Eine direkte Kommunikation dieses Konf-

liktes findet aufgrund der wirtschaftlichen Bedeutung der Gäste nicht statt. Es zeigen sich 

jedoch erste Anzeichen auf eine, durch die monostrukturelle touristische Entwicklung ge-

förderte, Abwanderung der Bevölkerung. Sie sollen bei der späteren Bearbeitung der Ar-

beitshypothese 3 wieder aufgegriffen werden.  

 

Um zu überprüfen, ob sich die beschriebene Konfliktsituation durch den Klimawandel än-

dern wird, werden die Aussagen der Interviewpartner in Bezug auf für sie bedeutende 

Auswirkungen und zu ergreifende Maßnahmen wiedergegeben. 

 
 

6.2 Auswirkungen infolge des Klimawandels auf die schleswig-

holsteinische Nordseeküste und Maßnahmen der Akteure 

An der Nordseeküste und auf den Nordseeinseln herrscht ein maritimes Klima, das durch 

milde Winter und mäßig warme Sommer sowie geringe Tages- und Jahrestemperatur-

schwankungen charakterisiert ist. Eine hohe gleich bleibende relative Luftfeuchtigkeit und 

eine mineralienreiche, allergen- und pollenfreie Luft bilden zusammen mit starkem Wind 

und einer hohen UV-Exposition die reizklimatischen Faktoren der Nordsee. Nach Berech-

nungen des Umweltbundesamtes (UBA) (2007) ist die deutsche Küstenregion auch in 
Zukunft wegen des abschwächenden Einflusses des Meeres durch einen moderaten 

Temperaturanstieg (im Vergleich zu anderen deutschen Regionen im Inland) gekenn-

zeichnet. Bis Ende des 21. Jahrhunderts rechnet das UBA mit einem Temperaturanstieg 

von 1,5 bis 2,1°C (vgl. UBA, 2007b: 69).  

 

Der Niederschlag wird im Winter zwischen 30 bis 50% zunehmen, dafür in den Sommer-

monaten um 15 bis 30% abnehmen. In der Konkurrenzregion Ostsee wird hingegen im 

Winter kaum mit Änderungen und im Sommer mit einem ähnlichen Rückgang der Nieder-

schlagsmenge gerechnet (vgl. ebd.: 71). Weitere Daten veröffentlicht das Umweltbundes-

amt ein Jahr später. Hier rechnen Jacob et al. (2008) mit einem durchschnittlichen Anstieg 

der Jahresniederschlagsmenge für das Bundesland Schleswig-Holstein. Nach Jahreszei-

ten unterschieden ist laut ihren Prognosen für den Zeitraum 2021 bis 2050 im Winter und 

Herbst mit 7 bis 15% mehr Niederschlag zu rechnen als in der Periode 1961 bis 1990. Für 
das Frühjahr ergeben sich Werte von -3 bis +6%, in den Sommermonaten von -11 bis 6%. 

Erst ab 2071 sagen die Modelle einen Rückgang im Sommerniederschlag von 13 bis 18% 

voraus (vgl. Jacob et al., 2008: 45).  

Auf der Grundlage verschiedener Szenarien des IPCC errechnet das UBA für die 

Station Jever (an der niedersächsischen Nordseeküste) Werte für 2091 bis 2100 im Ver-

gleich zum Basiszeitraum 1981 bis 1990 (siehe Tabelle 12). Zu beachten ist hierbei der 

angenommene Rückgang der Eis- (6,5 bis 7,6 Tage) und Frosttage (34,0 bis 43,7 Tage) 

sowie die Zunahme der Sommertage (13,3 bis 19,7 Tage), welche eine Verlängerung der 

Sommersaison ermöglichen könnten. 
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Tabelle 12: Anzahl der Kenntage an drei Küstenstationen für den Kontrolllauf (1981–1990) 
und ihre Veränderung bis zur Periode 2091–2100 für die Szenarios A1B, A2 und B1. Erste 
Zeile einer Gruppe: Mittlere Anzahl der Tage pro Jahr. Zweite bis vierte Zeile: Differenz der 
Zahl der Tage (Kontrolllauf minus Szenario). Beispiel für Jever: Von den mittleren 66.1 
Frosttagen pro Jahr im Kontrolllauf erfolgt zur Periode 2091–2100 ein Rückgang zwischen 
43,7 und 34,0 Tagen, je nach Szenario und die Zahl der Tropennächte übersteigt am Ende 
des 21. Jahrhunderts um 2,6 bis 1,3 Tage. (UBA, 2007b: 71) 

Station Jever Eistage Frosttage Sommertage Heiße 
Tage 

Tropen-
nächte 

1981 – 1990 Kon. 10,9 66,1 14,9 2,1 0,2 
2091 – 2100 A1B -7,6 -43,7 15,6 2,6 2,6 
2091 – 2100 A2 -6,5 -42,2 19,7 2,5 2,7 
2091 – 2100 B1 -7,0 -34,0 13,3 0,0 1,3 
 
Zusätzlich werden laut Daten von Zebisch et al., die das Umweltbundesamt 2005 heraus-

gegeben hat, die Risiken für den Tourismus an der deutschen Küste durch Extremwetter-

ereignisse zunehmen, die der Klimawandel auslöst. Hierzu gehören intensivere Stürme, 

Sturmfluten, der Anstieg des Meeresspiegels, Erosion sowie negative Einflüsse auf die 

Ökosysteme (vgl. Zebisch et al., 2005: 145). In dem Projekt „Klimaänderung und Unter-

weserregion“ wird bis 2050 (Bezugsrahmen 1961 bis 1990) von einer durchschnittlichen 
jährlichen Zunahme der Windgeschwindigkeiten von 3,8 m/s (Meter pro Sekunde) ausge-

gangen, der im Herbst und Winter um bis zu 6,8 m/s zunimmt und im Sommer eher um 

4,3 m/s abnimmt. Jedoch ist die Signifikanz dieser Aussagen unsicher (vgl. Schirmer, 

2005: 55). Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (2006) 

geht bei den Berechnungen für Küstenschutzanlagen von einem Meeresspiegelanstieg 

von 25 bis 30 cm pro 100 Jahre aus (vgl. Bundesministerium, 2006: 56). Allgemein wird 

die deutsche Nord- und Ostseeküste als mäßig vulnerabel eingeschätzt (vgl. Zebisch et 

al., 2005: 145). 

Um auf den Tourismus abgestimmte bioklimatische und Grundlagen für mittelfristi-

ge Planungen zu erhalten, können Prognosen für den Zeitraum 2021 bis 2050 von Matza-

rakis & Tinz (2008) herangezogen werden. Wie in Tabelle 13 erkennbar, ergibt sich für 

das Gebiet der Nordsee (Wetterstation Husum) ein Temperaturanstieg von durchschnitt-

lich 1°C, das heißt eine Zunahme der Tage mit angenehmen Temperaturen und weniger 
Kältebelastung. Eine Zunahme der Schwüle ist allerdings ebenso zu erwarten. Der Nie-

derschlag bleibt eher konstant, jedoch wird es wahrscheinlich mehr Tage ohne Nieder-

schlag geben, der dafür dann an einigen wenigen Tagen als Starkregen fällt. An der Kon-

kurrenzdestination Ostsee (Bergen auf Rügen) berechnen die Autoren ein ähnliches Sze-

nario mit insgesamt mehr Tagen mit angenehmen Temperaturen. Keine Änderungen sind 

im Modell für im Hinblick auf Wind bzw. Sturm erkennbar.  

 
Tabelle 13: Jahres- und Saisonwerte klimatischer Größen und deren Änderung für Küsten-
gebiete für die Zeiträume 1961 - 1990 und 2021 - 2050, berechnet mit dem regionalen Klima-
modell REMO gemäß dem IPCC-Emissionsszenario A1B. (Matzarakis & Tinz, 2008: 256) 

 Husum Rügen 
Zeitraum 1961 - 2021 - Änderung 1961 - 2021 - Änderung 
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1990 2050 1990 2050 
Lufttemperatur (°C) 10,9 11,9 1,0 11,5 12,5 1,0 
Dampfdruck (hPa) 11,1 12,0 0,9 10,7 11,5 0,8 
Wind (m/s) 5,1 5,1 0,0 5,1 5,2 0,1 
Mittlere Strahlung-
stemp. (°C) 

20,6 21,2 0,6 18,2 19,0 0,8 

therm. Eignung (d) 48 52 4 51 61 10 
Kältestress (d) 114 98 -16 116 102 -14 
Hitzestress (d) 2 3 1 1 2 1 
Schwüle (d) 23 39 16 23 35 12 
kein Niederschlag (d) 198 194 -4 222 223 1 
nasser Tag (d) 78 83 5 49 50 1 
stürmisch (d) 76 74 -2 74 71 -3 
 

In dieser Studie fehlt jedoch die für den Tourismus wichtige Unterscheidung nach Jahres-

zeiten, da dem deutschen Küstentourismus bspw. eine starke Temperaturerhöhung im 

Winter bei gleichbleibender Temperatur im Rest des Jahres oder eine Abnahme der Nie-

derschlagsmenge im Winter bei einer Zunahme im Sommer wenig nützt. Mithilfe des Mo-

dells CTIS kann jedoch mit einer Genauigkeit von 10 Tagen auf die Veränderung zwi-
schen den Zeiträume 1961 bis 1990 und 2021 bis 2050 geschlossen werden. Als Beispiel 

dient erneut die Station Husum.  
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Abbildung 30: CTIS für Husum für das A1B-Szenario im Vergleich 1961-1990 und 2021-2050 
unter der Wahrscheinlichkeit des Auftretens (bis 100%) (Endler & Matzarakis, 2007: 263) 

 
An Abbildung 30 ist erkennbar, dass bei dem A1B-Szenario die Möglichkeit (unterer Bal-

ken) von angenehmen Sommern mit gleichbleibend wenig Hitzestress und abnehmendem 

Kältestress zunehmen wird (vgl. Endler & Matzarakis, 2007). Zusätzlich kann bei einem 

Business-as-usual-Szenario von einer Verlängerung der Badesaison um circa 25 Tage bis 

zum Jahr 2050 und um etwa 60 Tage bis zum Jahr 2100 ausgegangen werden (vgl. Mat-

zarakis & Tinz, 2008: 275).  

 
Deutsche Befragte geben an, dass die unzureichende Sonne (60%) und das kalte, unbes-

tändige Wetter (40%) ein Grund sei, nicht in das Bundesland Schleswig-Holstein zu fah-

ren. Lediglich etwa 20% empfinden das Klima, aufgrund der gesunden Wirkung, als posi-

tiv (vgl. Naether, 1986, zitiert nach Krupp 1995: 73). Dies lässt vermuten, dass dank der 

direkten thermischen Veränderungen in Luft und Wasser durch den Klimawandel bessere 

klimatische Bedingungen für den Sommertourismus an der schleswig-holsteinischen Küs-

ten zu erwarten sind. Neben den sich negativ auswirkenden Extremwetterereignissen 

prognostizieren Studien zudem bei einem Szenario von um 4°C wärmerem Wasser in der 

Nordsee (inklusive Deutsche Bucht) eine Veränderung der Algenmenge. Durch die höhe-

ren Wassertemperaturen können harmlose Algen aussterben, einige für den Menschen 

schädliche Algensorten jedoch vermehrt vorkommen (vgl. Edwards et al., 2006; Peperzak, 

2003). Bereits im Hitzesommer 2003 konnte ein Auftreten von toxischer Algenblüte in der 
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Nord- und Ostsee beobachtet werden, die zur Schließung vieler Strände führte (vgl. Ze-

bisch et al., 2005). 

 
Zusammenfassend wird demnach für die Nordseeregion eine Zunahme der Durch-

schnittstemperatur, von trockeneren Sommern ohne Tagen mit Hitzestress und eine ge-

nerelle Zunahme der Wassertemperatur erwartet. Eine Verlängerung der Sommersaison 
wird als möglich erachtet. Auf der anderen Seite muss der Tourismus jedoch mit negati-

ven Faktoren, wie vermehrt schwüleren Tagen, niederschlagsreichen Wintern und einer 

Zunahme der Intensität von Extremwetterereignissen, wie Stürmen und Hochwasser, 

rechnen.  

 

 

Die prognostizierten klimatischen Veränderungen für die Nordsee wurden den Befragten 

anhand eines qualitativen Szenarios beschrieben. Die Auswirkungen auf die jeweiligen 

Bereiche und ihre darauf reagierenden Maßnahmen werden im Folgenden wiedergege-

ben.  

 
 

6.2.1 Auswirkungen infolge des Klimawandels an der Nordseeküste 

Die Fischerei betont in dem Interview, dass ihre Industrie schon 1994 auf Klimaänderun-

gen hingewiesen hat. Die Temperatursensoren auf den Fangnetzen zeigten an, dass sich 

die kältere Wassertemperatur in immer tiefere Lagen verschiebt und sich dadurch auch 

die Fische in tieferen Wasserschichten aufhalten. Fischer berichten außerdem, dass die 

mittlere Wellenhöhe der Nordsee steigt, so dass die Fischerei seit einigen Jahren größere 

Schiffe einsetzen muss, um weiterhin bei Sturm auf See fahren zu können.  
 

„Und wenn wir euch sagen, da hat sich was geändert, ich sehe den Sturm und ich 
sehe, dass alles viel höher wird und dass der Kutter mehr und mehr kämpft, dann 
könnt ihr mir das auch abnehmen.“ (Fischerei) 

 
Für den Tourismus an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste gehen die befragten 

Akteure sowohl von positiven als auch von negativen Auswirkungen durch den Klimawan-

del aus.  

Als positiv werden neben der Abnahme des winterlichen Kältereizes und somit er-

wartbaren Einsparungen bei den Heizkosten für (touristisch genutzten) Unterkünfte auch 

die längere und wärmere Sommersaison bewertet. Viele Tourismusakteure sehen zudem 

einen Vorteil darin, dass die Nordsee im Vergleich zum heißen Inland eine Destination mit 

kühleren Temperaturen wird, wodurch eine positive Gästeentwicklung im Hinblick auf die 

Sommerfrische wahrscheinlich ist. 

 
„Stichwort: klimatisch erträglich bei uns in Wassernähe, also das hat gewisse Vor-
teile, da mag bloß keiner so wirklich drüber sprechen. Weil Klimawandel ja immer 
auch bedeutet, dass andere Regionen oder Zonen einfach nachteilig betroffen sind 
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und da hat man ein wenig Hemmungen zu sagen, aber wir sind vielleicht die Ge-
winner.“ (IHK) 

 
Diese Vermutung erstreckt sich auch auf bisherige Mittelmeerurlauber: „Das Argument ist 

weg, wir fahren nach Spanien nur wegen des Wetters. Wenn es keine anderen Gründe 

gibt, Essen, Trinken, Landschaft, dann könnt ihr auch hier bleiben, die Sonne bieten wir 
euch auch.“ (DEHOGA) 

Negative Auswirkungen durch Schlechtwetterperioden werden von den befragten 

Tourismusakteuren als gering erachtet, da diese eher in den kaum gebuchten Wintermo-
naten auftreten. „Also das ist keine Zahl, wo man sagt, wir haben große Umsätze, die 

verloren gehen. Das passiert dann außerhalb der Vor- und Nachsaison, also wenn es hier 

oben keinem so weh tut.“ Der DEHOGA erzählt sogar von einem „Kollegen in Dagebüll, 

der freut sich über jeden Sturm, weil er dann immer fünf Fernsehteams im Hause hat.“ Die 

Wassersportschulen beobachten jedoch bereits verstärkt Sturmereignisse im Sommer, 

wodurch viele Tätigkeiten zum Erliegen kommen (können). Zu den Betroffenen zählen 

auch, aber nicht nur die Wassersportschulen: Bei Sturm müssen Ausflüge mit Schiffen 

oder Wattwanderungen abgesagt werden und Events, wie Surfmeisterschaften oder der 
Unterricht von Wassersportarten fallen aus: „Genau durch diese Stürme eben im Sommer 

ist ganz klarer Schulungsausfall“. 

Mit den Sturmereignissen, dem Anstieg des Meeresspiegels und Sturmfluten 

nimmt auch die (Strand-)Erosion zu. Der Küstenschutz berichtet bspw. von den Stränden 

auf Sylt, die stetig durch natürliche Ursachen abnehmen. Besonders betroffen sind neben 

Ständen und touristischer Infrastruktur in Küstennähe auch die vulnerablen Inseln und 

Halligen als zentraler Bestandteil des touristischen Angebotes. Der Gewässerschutz fragt 
sich, „was passiert mit den Halligen, die ja einen hohen Tourismus haben? Im Moment 

sind die sicher noch gut zu halten, es ist noch nicht so schlimm wie mit den Atollen, aber 

wie das in 100 Jahren aussieht, man weiß ja noch nicht wie das dann weitergeht.“  

 
„Und dann stand in der Zeitung, die Insulaner dort befürchten, dass durch die Ero-
sionen die Priele sich vertiefen, dort direkt an der Insel und man da nicht mehr rü-
ber laufen kann. Das würde also schlagartig direkt vor Ort einen ganzen Touris-
tenzweig, sag ich mal, lahmlegen. Weil die Leute dann nicht mehr von Insel zu In-
sel laufen können.“ (Wattführer) 

 
Der Wattführer relativiert jedoch, dass „im Wattenmeer Erosionen völlig normal“ seien. 

Auch hinter dem Deich müssen der Küstenschutz und die Deich- und Hauptsielverbände 
(Entwässerungsverbänden) mit Überflutungsgefahr rechnen, wenn Wasser nicht mehr 

ablaufen kann. Der befragte Campingplatzbetreiber berichtet von einer solchen Gefahren-

situation, als auf seinem Campingplatz das Oberflächenwasser nicht mehr zurückging.  

Eine weitere Veränderung ergibt sich durch die bereits angesprochenen neuen 

Tier- und Pflanzenarten, die im mittlerweile wärmer gewordenen Nordseewasser überle-

ben. Diese Entwicklung wird laut Gewässerschutz aufgrund der weiter steigenden Was-

sertemperatur der Nordsee zukünftig verstärkt werden. Diese neuen Arten gefährden 

heimische Arten im bisher ausgeglichenen Ökosystem der Nordsee. So berichtet der Ge-
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wässerschutz bspw. von Rippenquallen aus den USA, die den heimischen Fischlaich 

fressen und somit der Fischerei schaden und zudem zu Quallenteppichen77 an Bade-

stränden führen. Zwar könnte laut Gewässerschutz diese neue Artenvielfalt die Biodiversi-
tät bereichern, jedoch „kann (es) ja aber in Zukunft dazu kommen, dass auch für den Ba-

denden gefährliche Arten kommen werden.“ 

 
„Wenn die portugiesische Galeere kommt, dann ist Schluss. Das ist eine Qualle, 
die sogar tödlich ist. Ich weiß, dass sich das ganz übel auswirkt.“ (Umweltschutz)  

 
Die Blaualgenproblematik ist zwar laut Gewässerschutz eher an der Ostsee zu finden, 

trotzdem beeinträchtigen Algen an der Nordsee das Badevergnügen (siehe Kapitel 6.1). 

Bei den befragten Tourismusakteuren wird dieses Problem folglich auch nur von wenigen 

Befragten (Tourismusförderung, Tourismuspolitik und Wassersport) kurz erwähnt. 

 
„Denn es ist auch so, dass dann auch bestimmte Algenarten oder Quallenarten 
hier sein könnten, die dann (...) für Badende weniger attraktiv sind.“ (Tourismus-
förderung) 

 
 

Auswirkungen für die befragten nicht-touristischen Akteure vermuten diese hauptsächlich 

in den Bereichen Fischerei, Umweltschutz bzw. Nationalpark durch die Zuwanderung von 
wärmeliebenden Arten. Zudem gibt der Umweltschutz einen „flächenmäßigen Verlust im 

Wattenmeer“ infolge des Meeresspiegelanstiegs an, der zu einem Rückgang der Jungfi-

sche und somit der Fischpopulationen in der Region und auch zu einer Verringerung der 

dort Nahrung suchenden Seevögel führen kann. Quallen verstopfen vor allem wenn sie in 

hoher Zahl auftreten die Netze der Fischerei. Die Abwanderung kälteliebender Fischarten 

in den Norden hätte für die Fischer zur Folge, dass sie längere Fahrten in Kauf nehmen 

müssten, was sich aus wirtschaftlicher Perspektive mittel- bis langfristig nicht mehr lohnen 

würde. Wärmeliebende Arten, wie Tintenfische, sind bisher aufgrund ihres geringen Vor-
kommens noch nicht wirtschaftlich befischbar. Denn „das muss ja so sein, dass Sie das 

wirtschaftlich befischen können. Das ist das Problem.“  

 
Der Nationalpark sieht die Veränderung des Ökosystems als natürlich gegeben an, be-

schreibt die Auswirkungen somit weder positiv noch negativ:  

 
„Weder noch. Das ist ja etwas, was sich von alleine entwickelt. Natürlich anthropo-
gen überlagert durch die Klimaänderung (...). Aber im Nationalpark ist es ja ober-
stes Ziel, die natürliche Dynamik zuzulassen.“ (Nationalpark) 

 

                                                 
77 Ein Zusammenhang zwischen einer Erhöhung der Anzahl der einheimischen Quallen in der zent-
ralen Nordsee und den klimatischen Faktoren Wind, Temperatur und Strömung wird vermutet, ist 
aber schwer nachweisbar, da zusätzlich Überfischung und Wasserverschmutzung eine Rolle spie-
len (vgl. Lynam et al., 2004). Durch den sinkenden pH-Wert aufgrund steigender CO2-
Konzentrationen infolge des Klimawandels in den Meeren erwarten Atrill et al. (2007) aber mehr 
Quallen – jedoch nicht in der südlichen Nordsee (vgl. Atrill et al., 2007).  
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Der Klimawandel wirkt sich auch auf die Pflanzen und Tiere aus, die auf dem Festland 

leben und somit auch auf die Landwirtschaft. So erzählt der Vertreter der Landwirtschaft, 

dass das Vieh keine starke Hitze78 verträgt und lang andauernder Winterregen, Dürrepe-

rioden im Frühjahr bzw. Sommer oder Stürme der Ernte oder dem Grünland schadeten. 

Es kann sogar zu Bränden auf den Feldern kommen.  

 
„Wegen diesen beiden Faktoren, einmal gravierende Nässe den ganzen Winter 
und obendrauf sofort hinterher dann die Dürre. Die hat uns bei der Gerste, beim 
Raps und beim Weizen die Hälfte vom Ertrag kaputt gemacht. Also richtig drama-
tisch“.(Landwirtschaft) 

 
Wie sich die befragten Akteure an diese Auswirkungen schon heute anpassen und zu-

künftig anpassen werden, wird im Folgenden wiedergegeben. 

 
 

6.2.2 Adaptionsmaßnahmen an der Nordseeküste 

a) Adaptionsmaßnahmen der Tourismusakteure  
Die Tourismusakteure passen sich den Veränderungen infolge des Klimawandels ganz 

unterschiedlich an und zwar je nachdem, welcher Bereich betroffen ist und welche Aus-

wirkungen existieren bzw. erwartet werden. 

Da die Befragten der Mobilitätssektoren Fähre, Bus und Bahn eine eher mittelfris-

tige Planung angeben, kann hier nur in einigen Fällen eine spontane Anpassung erfolgen. 

Busse werden innerhalb eines Jahrzehnts abgeschrieben und können erst dann mit An-

passungstechniken versehen werden. Die Eisenbahnverkehrsunternehmen im Nahver-

kehr haben einen Vertrag mit dem Land mit einer Laufzeit von etwa 10 bis 15 Jahren. Erst 

anschließend werden neue Verträge mit neuen Anforderungen in Bezug auf die Fahrzeu-

ge, den Fahrplan oder die Streckenführung erstellt. Hierbei kann eine Anpassung an den 

Klimawandel erfolgen. Für die Anpassung der Gleise und Bahnverkehrsinfrastruktur ist die 

Deutsche Bahn zuständig, auf die in Kapitel 5 eingegangen wurde. Die Bahnen können 
lediglich situativ reagieren und ihre Fahrgeschwindigkeit anpassen („die Möglichkeit auf 

Sicht zu fahren“) oder eine Fahrt unterbrechen, wenn die Strecke nach einem Sturm von 

umgestürzten Bäumen blockiert wird. Wegen Sturm muss bereits jetzt schon manchmal 

die Überfahrt mit dem Autozug nach Sylt ausgesetzt werden, wenn der künstlich aufge-

schüttete Damm nicht mehr befahrbar ist. Von der DEHOGA wird vermutet, dass aufgrund 
des Meeresspiegelanstiegs, zukünftig „der Damm vielleicht unter Wasser stehen würde. 

(...) Der ist ja nicht so riesig hoch. (...) Aber da das ja sukzessiv passiert, wird man ja auch 

drauf reagieren können.“ 

Die längste Laufzeit mit etwa 30 Jahren weisen die Fährschiffe auf, bei denen erst 

dann die klimatischen Veränderungen berücksichtigt werden können. Die neuen Fähr-

schiffe verfügen bspw. über eine stärkere Antriebstechnik, um auch bei stürmischer See 

                                                 
78 Eine geringere Nahrungsaufnahme und Produktivität können bspw. bei Milchkühen schon bei 
über 20 bis 25°C auftreten (vgl. Bundesregierung, 2008: 29).  
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fahren zu können. Auch das von der Fährgesellschaft angesprochene Modell einer Dop-

pelendfähre, die sowohl vorwärts als auch rückwärts fahren kann, ist bei Sturm in der La-

ge, gefährliche Wendemanöver beim An- und Ablegen besser und gefahrloser durchfüh-

ren. Um die Erreichbarkeit von Anlegestellen der Sport- oder Berufsschifffahrt zu gewähr-

leisten, müssen Kommunen die Hafeninfrastruktur dem steigenden Wasserstand anpas-

sen. 

Bezogen auf Klimaanlagen geben die Befragten unterschiedliche Einsatzbedin-

gungen je nach Verkehrsmittel an. Wie schon in Kapitel 5 von der DB gehört, gehören 

Klimaanlagen bereits in die Grundausstattung der Eisenbahnverkehrsunternehmen. 

Schnellbusse auf Langstrecken sind mittlerweile standardmäßig klimatisiert. Um höhere 

Fahrpreise zu vermeiden, ist dies für den lokalen Schülerverkehr auf kurzen Strecken 

zumindest mittelfristig nicht angedacht. Auch auf dem Wasser herrscht genug Wind, um 

auf Klimaanlagen auf Fähren verzichten zu können. Hier wird jedoch auf die notwendige 
Kühlung in der Schiffsbrücke hingewiesen, um akzeptable Temperaturen für die Besat-

zung gewährleisten zu können.  

  
Ob Besitzer von Unterkünften und Gaststätten in (zusätzliche) Anpassungsmaßnahmen 

an den Klimawandel investieren, ist laut DEHOGA individuell bedingt, da der Großteil der 

Unterkünfte bereits sturmsicher gebaut sei. Zusätzliche infrastrukturelle Verbesserungen 

angesichts von Extremwetterereignissen werden nicht durchgeführt, da vielen Gastwirten 
die Rücklagen für umfassende Renovierungsmaßnahmen fehlten.  
 

„Das sind auch Überlegungen, wo man sich überlegt, was muss ich jetzt zwingend 
erforderlich sofort machen? (...) Gerade in dieser Zeit, wo es nicht immer so vor-
aussehbar gut ist, ist ja die Schwierigkeit, dass man sagt, so, was investiere ich?“ 
(DEHOGA) 

 
Der befragte Wattführer sieht zur Zeit trotz eines Ausbaus immer noch zu wenig wetter-

unabhängige Indoor-Angebote, die eine Maßnahme zur Anpassung an unbeständige Wet-

terlagen gerade in der Vor- und Nachsaison darstellen könnten. Gegen eine übermäßige 

Einrichtung von Indoor-Angeboten sprechen sich jedoch sowohl die IHK als auch der Tou-
rismusverband aus.  
 

„Das ist natürlich eine Frage, ist es tatsächlich notwendig, wie ist es (...) mit dem 
Kosten-Nutzen-Effekt? Denn Indoor-Aktivitäten und -Infrastruktur (sind) sehr teuer, 
auch in der Unterhaltung. Es braucht eine ganzjährige Grundauslastung. All das 
sind einfach Dinge, die man momentan in Schleswig-Holstein an der Nordsee kri-
tisch hinterfragen muss.“ (Tourismusverband) 

 
Auf organisatorischer Ebene geben viele Tourismusakteure an, in Zukunft die Nebensai-
son stärker nutzen und „das Thema Saisonverlängerung attraktiver bewerben“ zu wollen. 

Dieser Wandel kann bereits beobachtet werden. In den Bereichen Unterkunft, Wasser-

sport und Wattwanderungen geben die jeweiligen Akteure entsprechende Möglichkeiten 

an. So werden Hotels und Gaststätten mittlerweile nur noch wenige Wochen im Winter 

geschlossen. Auch die Campingplatzbetreiber sehen eine mögliche Erweiterung der Sai-
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son um einige Wochen. Bisher werden die Plätze aufgrund des rauen und stürmischen 

Klimas zwischen November und Februar geschlossen. Der Unterricht in Wassersport-

schulen und Wattführungen kann laut dem Interviewpartner früher im Jahr beginnen und 

später im Jahr eingestellt werden. Außengastronomie und Strandclubs können ausgebaut 

werden. Diese Entwicklung könnte sich bei steigenden Luft- und Wassertemperaturen 

verstärken. Laut der befragten Tourismusakteure könnte sich die bisherige ausgeprägte 
Saisonalität („Mai, Juni, Juli, August, das sind so die vier Hauptmonate.“) somit erweitern.  

Der ADAC berichtet von einer bei den Hoteliers an der Ostseeküste Schleswig-Holsteins 

beobachteten progressiven Marketingstrategie, die jedoch seiner Meinung nach noch zu 

selten angewendet wird:  
 

„Ich glaube, an der Schleswig-Holsteiner Ostseeküste gab es oder gibt es Hote-
liers, die sagen, am Donnerstag gibt es die Schlechtwetterwanderung mit Gummi-
stiefeln und Gelbzeug, Klammer auf, fällt bei schönem Wetter aus. Also, den Spieß 
mal umzudrehen: Das ist unser Schlechtwetterprogramm. Es findet statt, wenn es 
Schlechtwetter hat. Und wenn es kein schlechtes Wetter hat, kann man es nicht 
machen.“ (ADAC) 

 
Die Tourismusakteure könnten das Thema Klimawandel zukünftig mit einer gemeinsamen 

Kommunikationsstrategie aufgreifen und die Gäste (z. B. während einer Wattwanderung) 

informieren. Diese Strategie wird von mehren Seiten vorgeschlagen. So bietet etwa der 

Nationalpark Schulungen an, um Nationalpark-Wattführer und Naturschutzverbände zu 

aktuellen Themen, wie den Klimawandel, weiterzubilden. Tourismusverbände könnten 

Gemeinden mit Empfehlungen zur Anpassung und Informationen über Auswirkungen von 
Klimawandel unterstützen. Laut einem der befragten Bürgermeister müsste auf Gemein-
deebene ein Risikomanagement, wie Hitze- oder Sturmflutwarnungen und „Katastrophen-

schutzpläne und Evakuierungspläne“ ausgebaut werden, um gesundheitliche Probleme 

oder Schäden zu vermeiden. Diese lebensrettenden Maßnahmen müssten auch verstärkt 
für Gäste geplant werden: „Es geht dann auch um Sicherheitsmaßnahmen, wie sichere 

ich die Flucht der Gäste, wenn das Gebiet absäuft.“ 

Der Bürgermeister sieht jedoch die Gefahr einer gewissen Sorglosigkeit der Be-
wohner: „Da ist jetzt lange nichts passiert, also wird auch nichts passieren (...) Man muss 

aufklären.“ Allgemein kann festgestellt werden, dass die Anpassung an den Klimawandel 

in der Tourismusindustrie der schleswig-holsteinischen Nordseeküste eher abwartend 

erfolgt. Dies liegt an der großen Unsicherheit der Prognosen, der eher positiv wahrge-

nommenen Temperaturentwicklung sowie der Hürde hoher finanzieller Investitionen. Zu-
dem hat „der Mensch hier in dieser Region (...) gelernt, mit diesen Naturgewalten zu le-
ben“, so dass Gelassenheit herrscht und eine Anpassung an andere klimatische Bedin-

gungen nicht als nötig erachtet bzw. nicht als schwerwiegend wahrgenommen wird.  

 
„Das ist einfach hier, das war schon immer der Kampf mit den äußeren Gewalten. 
(...) Und da macht sich keiner ernsthafte Gedanken oder Sorgen, dass das hier in 
der nächsten Zeit gravierend schlimmer werden kann.“ (DEHOGA) 
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Erst eine persönliche Betroffenheit würde das Bewusstsein für die Auswirkungen des Kli-

mawandels schärfen und zu Anpassungsmaßnahmen führen. 
 

„Unser Problem ist, dass (...) der Mensch die Langsamkeit, die das Klima mit sich 
trägt, nicht wahrnimmt. Und (...) Sie werden feststellen, in der Langzeitbetrach-
tung, dass die jeweilige Generation mit dem lebt, was sie vorfindet.“ (Bürgermeis-
ter) 

 

 
b) Adaptionsmaßnahmen der nicht-touristischen Akteure  
Beim Küstenschutz handelt es sich um eine gesetzlich verankerte Maßnahme. Der Inter-

viewpartner erklärt, dass die Deichverstärkung in der Breite oder Höhe sowie die Vorland-

sicherung auf Länderebene reguliert wird, wobei Gemeinden oder beteiligte Verbände in 

die Planung eingebunden werden. Der Klimawandel wurde bereits in den Berechnungen 

des Generalplans für Küstenschutz aus dem Jahre 2001 berücksichtigt. Zusätzlich wird 

ein so genannter Sicherheitszuschlag von 50 Zentimetern im Meeresspiegel eingeplant. 

Die Berechnungen werden alle zehn Jahre mit neuen Erkenntnissen zu klimatischen Fak-

toren und Sicherungstechnik überarbeitet. Die Deichverstärkung wird so durchgeführt, 

dass sie nach jeweils aktuellem Wissensstand auf die Auswirkungen bis zum Jahr 2100 

vorbereitet ist. Dabei ist es bspw. auch für Tourismusakteure, wie dem Tourismusverband 
wichtig, dass die Maßnahmen unter Beteiligung des Tourismus geplant werden, da die 

Strand- und Ortsbildgestaltung Einfluss auf den Tourismus nimmt.  

Aufgrund stürmischer Witterung können in den Wintermonaten keine Baumaß-

nahmen stattfinden, weswegen sie weitestgehend im Sommer zwischen März und Okto-

ber durchgeführt werden. Da die Menschen mit den Naturgewalten leben und diese Maß-

nahmen ihrem Schutz dienen, ist die Akzeptanz bezüglich der störenden Baumaßnahmen 

und der hohen und immer weiter steigenden Kosten79 bei der Bevölkerung sehr hoch. 
„Auch die Entwässerung des hinter dem Deich liegenden Landes“ muss laut Küstenschutz 

verbessert werden, da „die eigentlich zu tief liegenden Ausläufe aus den teilweise 30er, 

40er, 50er Jahren“ der Entwässerungsanlagen bei Starkniederschlägen schon heute nicht 

mehr in der Lage sind, das Binnenland trockenzulegen. Ein Anstieg des Meeresspiegels 

würde ein Rückflussproblem in das Meer zur Folge haben. Energieintensive und teure 

Schöpfwerke und Sperrwerke könnten dieses Problem lösen. Der Anstieg des Meeres-

spiegels wird mittlerweile auch von anderen Branchen mit berücksichtigt, wie zum Beispiel 
von der Hafen- oder Energiewirtschaft beim Ausbau der Häfen oder Planung von Offsho-

re-Windenergieanlagen. Die Schifffahrt ist auf Stürme und schlechte Sichtverhältnisse mit 

Radar, elektronischen Seekarten und einer robusten Bauweise der Schiffe vorbereitet. 

Auch der Gewässerschutz sieht eine seiner Aufgaben in der Anpassung, da ein 

gesundes Ökosystem Meer den Auswirkungen des Klimawandels besser begegnen kann. 

                                                 
79 So geht das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (2006) bei Ver-
stärkungen der Küstenschutzmaßnahmen für einen Meeresspiegelanstieg von einem Meter bis 
2100 davon aus, dass „eine Verdoppelung der erforderlichen Kosten zur Gewährleistung der heuti-
gen Sicherheitsstandards für nicht unmöglich“ (Bundesministerium, 2006: 56) gehalten werden 
kann.  
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Demnach gilt es, anthropogene Nährstoffeinträge zu verhindern und ein Monitoring über 

den Zustand der Gewässer (zum Beispiel Algenvorkommen) aufzubauen.  

Auf dem Land ist nicht nur Tourismus ein klimasensibler Wirtschaftszweig, son-

dern auch die Landwirtschaft. Sie ist gefragt, sich an veränderte Klimabedingungen anzu-
passen. Neu gezüchtete Pflanzenarten, „die vielleicht weniger Wasser gebrauchen, aber 

auch vielleicht Sorten, (...) die den nassen Winter besser aushalten“, werden von der 

Landwirtschaft als mögliche Anpassungsstrategie genannt. Eine künstliche Bewässerung 

wäre zu kostenintensiv, eine Klimaanlage für Ställe ökonomisch nicht tragbar. Wenn auf-

grund von Hitze die Sauen weniger Ferkel werfen oder die Kühe weniger Milch geben, 

müssen die Landwirte diese Verluste hinnehmen.  

 
 
Die oben in Kapitel 6.2 angeführten klimatischen Veränderungen lösen laut den befragten 
Interviewpartnern je nach Akteursgruppe unterschiedliche positive wie negative Effekte 

aus. Die erwarteten und im Theorieteil entworfenen negativen Auswirkungen durch 

Sturmereignisse und Meeresspiegelanstieg wurden von allen befragten Akteuren relati-

viert, da die Menschen an der Küste bereits vorbeugende Anpassungsmaßnahmen im 

Bereich Küstenschutz und Infrastrukturmaßnahmen getroffen hätten. Das einzige Risiko 

stellt hierbei die Stranderosion dar, die zukünftig zunehmen und hohe Kosten in der 

Sandaufspülung verursachen könnte. Dahingegen sorgen starke Stürme sogar für einen 

als positiv wahrgenommenen Marketingeffekt aufgrund der medialen Berichterstattung. 

Über das Jahr veränderte Niederschlagsmengen und damit verbundene Adaptionspla-

nungen werden lediglich von der Landwirtschaft angedacht. Auch die bereits angespro-

chenen positiven und negativen Auswirkungen durch höhere Luft- und Wassertemperatu-

ren (längere Sommer- und Badesaison, Verschiebung der Reiseströme und Veränderung 

der Tier- und Pflanzenarten, Algenblüte) werden genannt.  
Zum Literaturteil (Kapitel 3.3.2) hinzugefügt werden müssen jedoch weitere Vor- 

und Nachteile, die von den Tourismusakteuren an der Nordseeküste einkalkuliert werden, 

wie 

 

• Verringerung der Heizkosten bei Unterkünften 
• Algenblüten als Gefahr für Allergiker und potenzielle Auslöser von Muschel-

vergiftungen  
• Verlust von Wattenmeerfläche 

 

Zusätzlich werden von den nicht-touristischen Akteuren teilweise negative Auswirkungen 

infolge des Klimawandels für die Landwirtschaft und Fischerei gesehen. 
 

Die in Tabelle 5 angeführten allgemeinen Anpassungsstrategien finden nur teilweise An-

wendung. Dafür werden über alle in Kapitel 3.3.3.1 genannten touristischen Strategien 

verstärkt nachgedacht, auch über diejenigen, die sich speziell auf Küstenregionen bezie-

hen: 
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• Kosten tragen (die Extremwetterereignisse aussitzen, Landwirtschaft muss mit der 
Hitze in den Ställen leben, Wassersportunterricht ausfallen lassen) 

• Verlust vermeiden (Küstenschutzmaßnahmen) 
• Aktivität ändern (Indoor-Angebote ausbauen) 
• Technik einsetzen (Deichsicherung, Entwässerung, Doppelendfähre, Klimaanlage) 
• Management anpassen (Katastrophenmanagment) 
• Politik anpassen (Küstenschutz) 
• Forschung betreiben (neue robustere Pflanzenarten und Getreidesorten) 
• Bildung ermöglichen (Thema Klimawandel und Veränderungen an Gäste kommu-

nizieren) 
• Verhalten anpassen (Verlängerung der Sommersaison) 

 
Dahingegen werden Strategien, wie Verlust verteilen (z. B. Versicherung), Aktivitäten oder 

Ort wechseln (andere Sportarten) oder die Anpassungsfähigkeit erhöhen von den Akteu-

ren eher selten angesprochen. Hier kann vermutet werden, dass dies an den für den Tou-

rismus positiv wahrgenommen Temperaturerhöhungen liegt und negative Extremwetter-

ereignisse entweder bereits kontrolliert werden, sogar als Medienereignis positiv wahrge-

nommen werden oder (noch) in der touristisch kaum genutzten Wintersaison auftreten. 

 

Neben diesen Anpassungsmaßnahmen wurden die Akteure auch nach den bisher durch-

geführten bzw. geplanten Mitigationsstrategien befragt. Die Antworten werden im näch-
sten Kapitel aufgezeigt. 

 
 

6.2.3 Mitigationsmaßnahmen an der Nordseeküste 

a) Mitigationsmaßnahmen der Tourismusakteure 
Nach Angaben der Befragten werden bei den Tourismusakteuren bereits Vermeidungs-

strategien eingesetzt. So kann bspw. der ÖPNV (Busse und Bahnen), wie bei der Anfahrt 

(siehe Kapitel 5) auch, im Bereich Fahrzeugtechnik seine Effizienz verbessern oder auf 

umweltfreundlichere Treibstoffe umsteigen. Diese Vorgaben sind teilweise sogar gesetz-

lich vorgeschrieben (internationale Verordnung in der Schifffahrt, EU-Normen bei Bus-

sen). Einige Destination haben bereits einen Ausbau des Fahrradwegenetzes sowie die 
Optimierung der Anreise mit der Bahn vorgenommen, nutzen aber auch die Möglichkeit 
von Seiten des Tourismusverbandes „das Thema Verhalten dann vor Ort, also Ausflüge 

mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu nutzen, das Thema Fahrradtourismus, also die natur-

nahen Aktivitätsformen auch in den Vordergrund zu stellen und weiter auszubauen“. 

Um die Gäste zusätzlich zur verstärkten Nutzung der öffentlichen Verkehrsmitteln 

zu motivieren, wurde bspw. in der Gemeinde St. Peter-Ording die Kurkarte als gleichzeitig 

gültiges Fahrticket für die örtlichen Busse eingeführt. Dieses Angebot wird laut regionalem 

Busverband gerne angenommen. Einer der Hauptgründe besteht für die Gäste darin, 
„dass sie nach St. Peter-Ording fahren, weil sie den Ortsverkehr kostenfrei nutzen kön-

nen“ (Busverband Nordfriesland). Jedoch fehlen für ein großflächiges Angebot (vergleich-

bar der KONUS-Gästekarte im Schwarzwald, siehe Kapitel 7.2) die nötigen befahrenen 
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Strecken. Zudem nehmen Gäste die angebotenen Fahrrad- oder Ausflugsbusse laut Bus-

verband Nordfriesland nicht ausreichend an, weswegen das Angebot nicht finanzierbar 

ist. Somit bevorzugen die Gäste in dieser eher ländlich geprägten Region weiterhin das 

Auto.  
 

„Da muss ich aber auch die nötigen Verkehre dazu haben, damit ich so etwas an-
bieten kann. Wenn ich jetzt sagen würde, mit der Kurkarte könnt ihr gesamt Ei-
derstedt (be)fahren, dann würden die sich veräppelt fühlen, weil da zumindest in 
den Sommermonaten nichts fährt und in der Schulzeit ist das alles völlig auf den 
Schulverkehr eingestimmt.“ (Busverband Nordfriesland) 

 
Bei den Unterkünften ist das Thema Klimaschutz bisher kaum angekommen. Mit Hilfe von 

Förderprogrammen des Landes und des Bundes, etwa für Energiesparmaßnahmen in 

Hotellerie und Gastwirtschaft, bietet die IHK Beratungen an. Seit vielen Jahren wird das 

umweltfreundliche Hotel als Ziel angestrebt. Die individuellen Investitionen halten sich 

jedoch in Grenzen. Da nach Meinung des DEHOGA das Klimabewusstsein der Anbieter 

noch relativ niedrig ist, wird Klimaschutz derzeit, wenn überhaupt, dann eher aufgrund der 
steigenden Heizkosten mit Isolierungen am Bau betrieben. „Gut, ich mache mir heute 

mehr Gedanken klimaschutzmäßig, aber nicht wegen des Klimaschutzes, sondern wegen 

der Preise. (...) Das Thema Geld ist (...) wichtiger.“ Die Vermieter beschäftigen sich vor-

rangig mit anderen Problemfeldern: „Das sind Dinge, die im Grunde genommen nachher 

den meisten nicht so sehr auf der Naht brennen, weil es einfach zu viele andere Themen 

gibt.“ Auf den Campingplätzen findet bereits ein Umbau statt, bei dem strom- und wasser-

sparende Sanitäranlagen installiert werden. Dabei gibt der DEHOGA an, dass bei den 

Vermietern eher die Meinung vorherrsche, dass vielmehr andere Branchen und Länder 
Klimaschutz betreiben sollten. „Aber ob ich nun ein paar Liter Öl mehr verbrauche, das 

merkt kein Mensch.“ 

 
Eine Besonderheit an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste stellt die Vermarktung 

der regionalen landwirtschaftlichen Produkte dar, welche, wie der DEHOGA berichtet, von 

Gastwirten angeboten und zusätzlich als Event vermarktet werden, so z. B. mit speziellen 

Lamm-, Kohl- oder Heringstagen. Die Aktion „Schleswig-Holstein is(s)t lecker“ bündelt die 

lokalen Angebote in einer Broschüre und trägt somit zu mehr Qualität und geringen 

Transportemissionen bei. 

 
„Sehr viel Synergieeffekte, weil durch die Nähe der Landwirtschaft haben wir Rie-
senprojekte aufgelegt im Lande in der Direktvermarktung. Vielleicht haben Sie ge-
hört von den Dithmarscher Kohltagen? Oder Stettiner Steckrübentage? Das sind 
bei uns die großen Events.“ (DEHOGA) 

 
Außerdem wird von einigen Akteuren, wie den Wattführern oder der Landewirtschaft, das 

Potenzial gesehen, touristische Führungen mit dem Schwerpunkt regenerative Energien 

anzubieten und in Informationszentren und auf Ausflügen, wie z, B. Wattwanderungen, 
über Offshore-Windparks zu informieren, denn „da wird auch über solche Sachen gespro-

chen“.  
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b) Mitigationsmaßnahmen der nicht-touristischen Akteure  
Die Mitigationsstrategien, die von den Tourismusakteuren genutzt werden, können auf die 

nicht-touristischen Akteursgruppen übertragen werden. So hilft die IHK auch diesen Un-

ternehmen, z. B. als Vermittler von Förderprogrammen des Landes und des Bundes zur 
Umsetzung von Energieeinsparmaßnahmen in Klimaschutzmaßnahmen.  

Die Schifffahrt benutzt für den Güterverkehr Dieselöl statt Schweröl, was die Luft-

verschmutzung und die Gefahr von Ölteppichen reduziert. In Häfen wird diskutiert, eine 

Stromversorgung von Land zu gewährleisten, im Gegensatz zu der bisherigen Praxis, bei 

der die Schiffe ihren laufenden Motor nutzen.  

Die Landwirtschaft trägt zwar teilweise zum Klimawandel bei80, unterstützt jedoch 

auch die Steigerung von nachwachsenden Rohstoffen und erneuerbaren Energiequellen, 

indem sie Mais und Getreide für Biogasanlagen oder Raps für Biodiesel verkauft. Zusätz-

lich kann sie ihre Flächen für Windkraft- und Photovoltaikanlagen verpachten.  

 
„Mais in Biogasanlagen oder eben Getreide, Biodieselerzeugung, Getreide wird zu 
Bioethanol. Aus unserer Sicht (...) ein hoch interessantes Thema, um auch dem 
Klimawandel entgegen zu wirken.“ (Landwirtschaft) 

 
Windenergie spielt an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste als Beitrag regenerati-

ver Energien zum Klimaschutz eine große Rolle. Es entstehen so genannte Bürgerwind- 

oder Bürgersolarparks, an denen die Bevölkerung finanziell beteiligt ist. Eine Effizienz-

steigerung in diesem Bereich erreicht die Energiewirtschaft durch das Repowering. Auch 
auf dem offenen Meer werden bereits Offshore-Windanlagen geplant. In Zukunft werden 

bei einer fortschreitenden Ressourcen- und Klimaproblematik sehr wahrscheinlich weitere 

Flächen für Windenergieanlagen sowohl seitens der Politik als auch seitens der Raum-

planung gefördert werden, auch ohne touristisch stark genutzte und wirtschaftlich wichtige 
Standorte zu nutzen. „Und da nimmt man sich jetzt nicht die Existenzgrundlage, um dort 

Windkraftanlagen aufzustellen.“ (Tourismusförderung) 

 
„Also, das ist in Deutschland und im Landesentwicklungsplan festgelegt, wie viel 
Prozent der Landesfläche als so genannte Vorrangsfläche für Windenergieanlagen 
ausgewiesen wird und das waren bisher so knapp 0,8% der Landesfläche und das 
wird jetzt mit dem neuen Landesentwicklungsplan (...) wahrscheinlich auf 1% aus-
geweitet. Das ist sozusagen die politische Vorgabe und im Rahmen dieser 1% 
Prozent werden dann wohl mittelfristig Anlagen gebaut. Also die Fläche wird mo-
derat momentan ausgeweitet.“ (Energiewirtschaft) 

 
Außer der Sequestrierung werden somit von den Akteuren der schleswig-holsteinischen 
Nordseeküste je nach Akteursgruppe alle in Kapitel 3.2.2 angeführten Mitigations-
                                                 
80 Die deutsche Landwirtschaft trägt einerseits zum Treibhauseffekt bei (0,7% der CO2-Werte, 2,3% 
der Methan-Werte und 4,1% der Lachgas-Werte aller Emissionen in Deutschland), ermöglicht an-
dererseits aber auch die Bindung des CO2-Gases in den Pflanzen (vgl. Deutscher Bauernverband,  
2007: 51ff.).  
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maßnahmen aufgegriffen. Auch die speziell im Tourismussektor einsetzbaren Maßnah-

men (Kapitel 3.3.3.2) wurden von den Tourismusakteuren genannt: 

 
• Effizienzsteigerung (ÖPNV, Fähre, Energiewirtschaft (Repowering)) 
• Energieeinsparung (Energiesparen bei Unterkünften und Unternehmen) 
• alternative Treibstoffe (ÖPNV, Schifffahrt, Fischerei) 
• regenerative Energien (Windkraft an Land und Offshore, Biogas, landwirtschaftli-

cher Anbau von Mais, Getreide und Raps)  
• Modal Shift (Nutzung der Busse in St. Peter-Ording, Ausbau der Fahrradnut-

zungsmöglichkeiten) 
• Isolierung, Energie- und Wassersparmaßnahmen (Unterkünfte, Gastronomie, 

Campingplätze) 
• Förderung lokaler Produkte, lokale Produkte als touristischer Event 
• Information (über regenerative Energien bei touristischen Führungen oder bei 

Schulungen für Unternehmer oder touristische Anbieter) 
 
Nach den Aussagen der Akteure könnten die Energieeinsparungen in den Unterkünften 

und das ÖPNV-Angebot jedoch ausgebaut werden. Der Bereich Kompensationszahlun-

gen wurde von den Akteuren nicht angesprochen. Zudem konnte an dieser Stelle nicht 

geklärt werden, inwieweit der Nordseeurlauber aus Kundensicht betrachtet, selbst Emis-
sionen einspart und sein Verhalten ändert bzw. zu ändern bereit ist.  

 

Die von den Akteuren erwarteten Veränderungen in der Zukunft werden nun anhand der 

geäußerten Überlegungen und Vermutungen der Akteure formuliert und anschließend mit 

eigenen Interpretationen in Bezug auf neue Konfliktpotenziale entlang der ersten vier Ar-

beitshypothesen (Arbeitshypothese 5 wird in Kapitel 8 separat angeführt) ergänzt. 

 
 

6.3 Neues Konfliktpotenzial an der Nordseeküste infolge des Klima-

wandels 

Neues Konfliktpotenzial an der Nordseeküste wird von den Befragten nicht ausgeschlos-

sen.  
 

„Also natürlich werden Konflikte sich dann neu auftun, wie heute auch Konflikte da 
sind.“ (Bürgermeister Nordsee) 

 
Im Folgenden werden die Aussagen aus den Interviews sowie zusätzliche Interpretatio-
nen nach den Arbeitshypothesen, also nach Ressourcenkonflikten, Kulturkonflikten und 

Arbeitsmigration sowie Konflikte durch Maßnahmen, geordnet. 
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6.3.1 Potenzial von Ressourcenkonflikten an der Nordseeküste 

Zu überprüfen ist, ob sich durch den Klimawandel die in Kapitel 6.1 herausgearbeiteten 

Ressourcenkonflikte im Tourismus an der Nordsee verändern oder neue Konflikte um 

Ressourcen auftreten werden (Arbeitshypothese 1). Bei der Herausarbeitung der Ergeb-

nisse fällt auf, dass sich einige der zukünftig erwarteten Ressourcenkonflikte, die sich 

durch Anpassung (z. B. Flächennutzung durch Küstenschutz) oder Mitigation (Windener-
gieanlagen oder Maismonokulturen im Landschaftsbild) verstärken werden, überschnei-

den. Auf sie soll in dem Ergebniskapitel über Konflikte durch Maßnahmen (6.3.3 und 

6.3.4) verstärkt eingegangen werden. 

 

Klassische zukünftige Ressourcenkonflikte durch Auswirkungen des Klimawandels, wie 

sie im Theorieteil für südliche Länder im Hinblick auf Trinkwasser oder knappe Ernteerträ-

ge beschrieben wurden, werden von den Akteuren nicht als Bedrohung für die Nordsee-

küste wahrgenommen.  

Obwohl für Schleswig-Holstein, wie in Kapitel 6.2 angeführt, zukünftig eine gering-

fügige Abnahme der Niederschlagsmenge im Sommer modelliert wird, erwarten die Be-

fragten keinen zukünftigen Wassermangel und somit auch keine neuen Konflikte durch 

knapper werdende Kollektivgüter. Da Schleswig-Holstein mit seinen Inseln laut Gewäs-

serschutz immer noch ein niederschlagsreiches Bundesland darstellt und genug Wasser 
aus „glazialen Grundwasserleitungen“ zur Verfügung steht, wird auch vom Bürgermeister 

das Grundwasseraufkommen als „sehr groß, sehr groß“ bezeichnet. Auch die Gefahr 

durch Salzwassereintrag auf den Nordsee-Inseln infolge des steigenden Meeresspiegels 

wird von den Befragten nicht gesehen. Einzige Ausnahme bildet hier die Hochseeinsel 
Helgoland „mit den kleinen Salzwasser- oder Brackwasserlinsen, die die da haben“. In 

diesem Fall sieht der Gewässerschutz die Möglichkeit eines möglichen Umweltkonflikts 

dadurch gegeben, wenn in der Nebensaison Kläranlagen nicht ausgelastet sind, weil sie 
auf viele Touristen ausgelegt wurden und im Winter „ist die Auslastung nicht gut, dann ist 

sie überdimensioniert und dann funktioniert sie nicht richtig, vielleicht.“ 

Denkbar wäre auch, dass sich die nutzbare Fläche an der Nordsee aufgrund von 

Erosionen, Strandabspülungen und Überschwemmungen im Binnenland verkleinert und 

es somit zu Bodenknappheit kommt81. Aber auch dieses Konfliktpotenzial wird von den 
Akteursgruppen nicht gesehen. Dabei findet Erosion bereits statt, denn es „gibt sicherlich 

schon Erosionen auf den Wattflächen“, wie am Strand auf Sylt oder in St. Peter-Ording zu 

beobachten:  
 

„Der ist vor (...) sage ich mal, 20, 25 Jahren der Strandabschnitt in St. Peter-
Ording gewesen. Da tobte das Leben. Da ist heute nichts mehr. Da ist alles ver-
sandet und verlandet.“ (Bürgermeister) 

                                                 
81 Bis zum Jahre 2050 sehen Thiede und Ahrendt (2000) z. B. noch die technische Möglichkeit der 
Sandvorspülungen vor Sylt (vgl. Thiede & Ahrendt, 2000:48). Jedoch geben die Autoren an, dass 
es durch die fortschreitende Erosion „sehr wohl zu Nutzungskonflikten an intensiv besiedelten Küs-
tenabschnitten“ (Thiede & Ahrendt, 2000:3) kommen kann.  
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Angesichts effektiver Küstenschutzmaßnahmen werden größere Flächenverluste und 

somit Konflikte jedoch kaum erwartet. Ein Szenario, bei dem ganze Inseln aufgegeben 
werden müssen, ist laut Tourismusförderung und Nationalpark „Spekulation“ und „wird 

eine etwas längere Entwicklung sein“. Der Gedanke an so genannte Klimaflüchtlinge 

„durch Wegzug“, die gezwungen sind, auf das Festland „auszuwandern“, wird nur von 

wenigen Befragten und eher nebenbei erwähnt:  
 

„Natürlich kann das eng werden. Eines Tages wird einer die Frage stellen, lohnt es 
sich noch, die Halligen zu besiedeln?“ (Umweltschutz) 

 
Eine mögliche Flächenknappheit aufgrund von mehr Urlaubsgästen an der Nordsee se-

hen die Tourismusakteure nicht, da bis zu einem gewissen Punkt noch Kapazitäten in der 
Infrastruktur, der Beherbergung und der Gastronomie gegeben sind. Nach Angaben der 

IHK liegt die durchschnittliche jährliche Auslastung der Unterkünfte in Schleswig-Holstein 

bei etwa 45%, an der Nordsee laut DEHOGA bei etwa 30%. Auch Fähren sind laut dem 

Experten oftmals nicht ausgebucht. Der Wattführer kann eine solche Entwicklung nach 

eigenen Angaben abfedern, indem er die geführten Gruppen vergrößert oder zusätzliche 

Führungen anbietet. Auch der Nationalpark sieht keine Konflikte für sich, da die Natur bei 

einer guten Besucherlenkung nicht gefährdet würde. Auch die Campingplätze geben an, 

sie hätten noch Kapazitäten82.  

 
„Also die meisten haben von daher keine Bedenken, (...) das wird ja sich auch 
sehr langsam entwickeln. Also jedes Jahr 4% oder so. Und da sagt jeder, kein 
Problem, ich bin in der Lage, aufzustocken, auszubauen, da sehe ich also keine 
Probleme, wenn es mehr werden sollte.“ (DEHOGA) 

 
Lediglich die NOB hätte Schwierigkeiten, bei einer Überlastung kurzfristig weitere Wagen 
einzusetzen, „weil die Bahnsteiglänge nicht ausreicht“, bereits alle Fahrzeuge eingesetzt 

werden und eine stärkere Auslastung der Strecken nicht möglich ist. Zusätzlich könnten 

somit aufgrund der benutzten Flurwagen mit einstöckigen Sitzmöglichkeiten (anders als 
bspw. ein Doppelstockwagen) Platzkonflikte und Unmut bei den Fahrgästen (über das so 

genannte knappe Kollektivgut der Fläche) vermutet werden. Eine neue Ausschreibung 

vom Land und somit die Möglichkeit einer Waggonänderung erfolgt alle 10 bis 15 Jahre, 

so dass nur mittelfristig auf notwendige Änderungen eingegangen werden kann. 

 
In Bezug auf die Artenvielfalt sehen lediglich die Fischerei und der Wattführer eine „Res-

source, die gerade hier in der Nordsee knapp wird: Fisch“, ein klassisches, konflikterzeu-

gendes Kollektivgut (siehe Abbildung 22). Durch den Klimawandel abwandernde Fischbe-

stände gefährden den Berufszweig der Fischerei. Als Optionen bliebe den Fischern dem-

nach erstens die Entwicklung eines zweiten Standbeines (z. B. Tourismus), zweitens die 

                                                 
82 Hier gibt jedoch der Vertreter der Campingplatzbetreiber an, dass er eher mit einem Rückgang 
der Wochenendurlauber aufgrund eines höheren Ölpreises rechnet, da die Urlauber dann verstärkt 
Gebiete in ihrer näheren Umgebung anfahren würden. 
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Abwanderung (Überschneidung mit Arbeitshypothese 3) oder drittens den Wechsel des 

Berufszweigs (z. B. zum Tourismus). Würden sich die Fischer in solch einem existenzge-

fährdenden Szenario für einen der beiden letzteren Fälle entscheiden, könnte das (auch 

touristisch wichtige) maritime Flair mit seiner Hafenatmosphäre zurückgehen. Außerdem 
verbindet laut Wattführer „der Gast, der hierher an die Nordsee geht, der verbindet eigent-

lich damit, ich geh Fisch essen. (...) Das ist auch ein touristisches Problem.“ Der Wattfüh-

rer fände es schade, wenn die traditionelle Meeresküche aufgegeben werden müsste und 
zukünftig „Calamaris Nordsee“ serviert würden. Hier wird allerdings außer Acht gelassen, 

dass nach Aussagen der Fischerei diese neuen Arten zumindest bisher noch nicht wirt-

schaftlich befischbar sind.  

 
 
Den befragten Akteuren ist somit ein direktes Ressourcenkonfliktpotenzial durch Auswir-
kungen des Klimawandels nicht bewusst. Lediglich die Ressourcen Fisch, Sitzplätze in 

der Bahn und das Abwasserproblem werden in Einzelfällen als Quelle für mögliche Konf-

likte erkannt, sollte sich die jeweilige Ressource tatsächlich empfindlich verknappen. 

Hieran anschließend wird im Folgenden versucht, weitere Konfliktpotenziale zu 

interpretieren. Dazu werden die oben genannten bisherigen Ressourcenkonflikte an der 

Nordseeküste aufgegriffen. Die Überlegungen bezüglich der momentanen Konfliktsituati-

on und möglicher Änderungen infolge des Klimawandels werden in Tabelle 14 deutlich.  

 
 
Tabelle 14: Vergleich bisherige und mögliche neue Ressourcenkonflikte an der schleswig-
holsteinischen Nordseeküste infolge des Klimawandels (eigene Darstellung)  

bisherige Ressourcenkonflikte mögliche Konfliktpotenziale infolge des Kli-
mawandels 

Fläche/Boden 
Küstenschutz und Tourismus, jedoch latenter 
Konflikt wegen hoher Akzeptanz, Kompromiss-
lösungen 
 
geringe Parkplatz- und Stauprobleme zu 
Stoßzeiten durch Gäste und damit verbundener 
Umweltstress für die Bevölkerung 

 

 
Konfliktpotenzial durch weitere Küstenschutz-
maßnahmen (siehe Kapitel 6.3.3) 
 
 
Konfliktpotenzial bei weiterem Anstieg der Gäs-
tezahlen, Verringerung des Konfliktpotenzials 
bei Entzerrung durch längere Saison 
 

Ruhe/Luftqualität 
Lärmbelästigung der Gäste durch Windkraftan-
lagen, Touristiker vs. Windkraftanlagenbesitzer 
 
Biogasanlagen und Gülle der Landwirte, Ge-
ruchsemissionen stören Gäste  

 
Konfliktpotenzial durch weitere Mitigationsmaß-
nahmen (siehe Kapitel 6.3.4) 
 
Konfliktpotenzial durch weitere Mitigationsmaß-
nahmen (siehe Kapitel 6.3.4) 

Biodiversität 
früheres Gegeneinander, Nebeneinander und 
jetziges Miteinander der Tourismusakteure und 
des Nationalparks, Ausnahmen sind neue Flä-
chenausweisungen (bspw. UNESCO) 

 

 
keine neuen Naturschutzgebiete infolge des 
Klimawandel zu erwarten 
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bisherige Ressourcenkonflikte mögliche Konfliktpotenziale infolge des Kli-
mawandels 

Landschaftsbild 
Tourismusakteure stören sich an der 
Beeinträchtigung der Attraktivität des 
Landschaftsbildes durch Windenergieanlagen 
an Land und Offshore, Konflikt mit 
Windanlagenbetreibern � Anlagen nur an 
ausgewählten nicht touristisch genutzten 
Standorten, Repowering (jedoch wiederum 
Auslöser neuer Konflikte)  
Monokulturen der Landwirtschaft beeinträchti-
gen laut Tourismusakteuren das attraktive 
Landschaftsbild 

 
Konfliktpotenzial durch weitere Mitigationsmaß-
nahmen (siehe Kapitel 6.3.4) 
 
 
 
 
 
 
 
Konfliktpotenzial durch weitere Mitigationsmaß-
nahmen (siehe Kapitel 6.3.4) 

Wasser/Badequalität 
geringes Gefahrenpotenzial durch Schiffsunglü-
cke, dadurch kein manifester Konflikt zwischen 
Schifffahrt und Tourismus 
 
 
 
Einschleppung fremder Tier- und Pflanzenarten 
durch Schifffahrt, mögliche Risiken für Badegäs-
te, jedoch kein manifester Konflikt zwischen 
Schifffahrt und Tourismus  

 
Gefahrenpotenzial könnte durch 
Mitigationsmaßnahmen (Offshore-Anlagen) 
steigen, weiterhin jedoch kein manifester 
Konflikt zwischen Schifffahrt und Tourismus 
ersichtlich (siehe Kapitel 6.3.4) 
 
mögliches Konfliktpotenzial zwischen Tourismus 
und Schifffahrt durch Überleben toxischer Arten 
aufgrund steigender Wassertemperaturen  

Kapital /finanzielle Mittel 
Konkurrenz um nationale und regionale För-
dermittel  

 
Konfliktpotenzial durch Finanzierung zur Scha-
densbehebung der klimatischen Auswirkungen 
oder von Mitigationsmaßnahmen (siehe Kapitel 
6.3.4) 

 
Hier identifizierte Konfliktpotenziale mit Bezug zu Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen 

werden in Kapitel 6.3.3 und 6.3.4 wieder aufgegriffen, da sich mit den hier dargestellten 

zusätzlichen Ressourcenkonfliktpotenzialen vermischen.  

Auch bei einer interpretativen Betrachtung der alten Konfliktsituationen fällt es 

schwer, neue Ressourcenkonflikte zu erkennen, die im Zuge des Klimawandels auftreten. 

So kann infolge des Klimawandels nicht auf eine Veränderung der beiden Konflikte (Kul-

tur- und Ressourcenkonflikte), neue Flächenausweisungen für den Naturschutz und 

Lärmbelästigung durch Bauarbeiten geschlossen werden. Die in Brauchs Hexagon abge-

bildeten Beziehungen zum Faktor Klimawandel (siehe Abbildung 21) können im Fallbei-

spiel lediglich mit der Urbanisierung bzw. Umweltverschmutzung durch mehr Gästezahlen 

in Verbindung gebracht werden. Wasserknappheit sowie Nahrungs- und Wassermangel 

und das Bevölkerungswachstum werden auch langfristig in Deutschland keine große Rol-

le spielen. 
 

 

Einige zukünftige Flächennutzungskonflikte wären jedoch aufgrund einer Veränderung der 

Tourismusströme denkbar. Hierbei kann zwischen zwei möglichen Szenarien unterschie-

den werden. Sollten sich die Gäste eher auf die verlängerte Saison verteilen, würden sich 



167 
 

bisherige Stauprobleme und Situationen mit Umweltstress eher verringern. Würde das 

erhöhte Gästeaufkommen jedoch weiterhin in wenigen Wochen oder Monaten stattfinden, 

könnten bisherige Flächenkonflikte verschärft werden oder neu entstehen (bspw. neue 

Parkplatz- und Stauprobleme, Flächenkonflikte durch den Bau neuer Infrastruktur).  

Daneben könnte auch die bereits angesprochene Problematik der durch die Schiff-

fahrt eingeführten neuen Tier- und Pflanzenarten in einem manifesten Konflikt münden. 

So lässt sich vermuten, dass ein Überhandnehmen toxischer Algen oder anderer giftiger 

Arten aufgrund der wärmeren Wassertemperatur die Badequalität beeinträchtigen und 

somit Verluste für die Tourismusindustrie entstehen könnten. Dies würde durchaus ein 

neues Konfliktpotenzial zwischen der Schifffahrt und dem Tourismus darstellen.  

Ursachen bisheriger finanzieller Ressourcenkonflikte waren die unterschiedlichen 

Interessen bei der Aufteilung von Fördermitteln der Politik. Sollte es in Zukunft verstärkt 

Gelder zur Behebung von negativen Auswirkungen des Klimawandels geben, könnte hier 
ein weiteres Konfliktpotenzial auftreten, sobald jede Akteursgruppe für ihren Sektor be-

sonders hohe finanzielle Unterstützung fordert.  

 

Insgesamt werden für das Beispiel der schleswig-holsteinischen Nordseeküste hinsichtlich 

Arbeitshypothese 1 kurz- und mittelfristig schwache Ressourcenkonflikte aufgrund von 

Auswirkungen durch den Klimawandel erwartet, und zwar lediglich in Bezug auf finanzielle 

Ressourcen, natürliche kollektive Güter wie Fisch und so genannte „public bads“, wie to-

xische Tierarten oder nicht ausgelastete Kläranlagen. Zudem ist eine Art Migration von 

den Inseln auf das Festland bei steigendem Meeresspiegelanstieg und weiterer Erosions-

gefahr theoretisch nicht auszuschließen.  

 Dies bestätigt in etwas abgemilderter Form die Konfliktursachen, welche bereits 

vom IPCC oder anderen Autoren vermutet wurden (siehe Kapitel 3.5.2.1), so bspw. die 

Veränderung der Fischbestände und die Abwanderung aufgrund nicht mehr bewohnbarer 

Gebiete. Weitere, von Brauch in Abbildung 21 angeführte Faktoren, wie Umweltver-
schmutzung, Wasser- oder Nahrungsmangel und Desertifikation, die dann wiederum zu 

sozialen Konflikten führen können, lassen sich für die Beispielregion nicht analysieren. 

Weitere grundlegende Ressourcenkonflikte durch eine Art Massentourismus an der Nord-

seeküste sind ebenso wenig erkennbar. Verschärfte Ressourcenkonflikte durch Adapti-

ons- und Mitigationsmaßnahmen sind jedoch schon feststellbar. Auf sie soll in Kapitel 

6.3.3 und 6.3.4 eingegangen werden, nachdem zuerst Kulturkonflikte an der Nordseeküs-

te analysiert werden. 

 
 

6.3.2 Potenzial für kulturelle Konflikte und Arbeitsmigration an der 

Nordseeküste 

Wie oben angeführt, können die Befragten kaum über momentane Kulturkonflikte berich-

ten. Auch bei veränderten klimatischen Bedingungen in der Zukunft werden von den Ak-

teuren keine neuen Konflikte durch die in Kapitel 2.3.2 genannten Gründe der kulturellen 

Unterschiede oder veränderten Traditionen erwartet. Tabelle 15 führt die bisherigen Kul-
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turkonflikte sowie die anhand der Aussagen interpretierten möglichen Konfliktpotenziale 

auf. Dabei werden auch die wirtschaflichte Struktur sowie mögliche Veränderungen in der 

Arbeitssituation angeführt:  
 

Tabelle 15: Vergleich bisherige und mögliche neue kulturelle Konflikte an der schleswig-
holsteinischen Nordseeküste infolge des Klimawandels (eigene Darstellung)  

bisherige Kulturkonflikte mögliche Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels 

kulturelle Unterschiede 
keine Konflikte erkennbar 

 
keine neuen Konflikte erkennbar 

Moderne vs. Tradition 
keine Konflikte erkennbar 

 
keine neuen Konflikte erkennbar 

Gefühl von Fremdbestimmung 
latente Konflikte bei hohem 
Gästeaufkommen an wenigen Wochen, 
wird jedoch aufgrund der finanziellen 
Einnahmen in Kauf genommen 
 
Einwohner müssen für die Nutzung des 
Strandes zahlen 

 
bei hohem und punktuellem Auftreten 
erhöhter Gästezahlen kann die 
Verschärfung dieses Konfliktpotenzials 
nicht ausgeschlossen werden 
 
keine Änderung infolge es Klimawandels 
ersichtlich 

wirtschaftliche Monostruktur  
bei Rückgang der Gästezahlen auch Gefahr 
von Verlust an Arbeitsplätzen 
 
 
 
 
wenig Ausbildungsmöglichkeiten außerhalb 
der Tourismusbranche, Abwandern der jun-
gen Bevölkerung, ältere demographische 
Struktur 
 
Aufgabe von Fischerei und Landwirtschaft 
durch Umorientierung zum Tourismussek-
tor, Einfluss auf Flair und Landschaft 
 
früherer innerfamiliärer Konflikt durch Ein-
schränkungen der Kinder zugunsten von 
Gästen 
 
Saisonarbeit 
 
 
steigende Grundstückspreise, Umzug in 
Nachbargemeinden, Verkauf von Immobi-
lien an Zweitwohnungsbesitzer 

 
bei mehr Gästen durch verbesserte 
klimatische Bedingungen ein Stopp der 
Arbeitsmigration weg von der Destination, 
evtl. sogar neue Arbeitsplätze und somit 
Arbeitsmigration hin zur Nordsee 
 
weiterhin ist ein Abwandern der jungen 
Bevölkerung denkbar 
 
 
 
Verschärfung der Veränderung durch mehr 
Gäste und weniger Fischbestand 
 
 
erneuter innerfamiliärer Konflikt aufgrund 
erhöhten Gästeaufkommens heute eher 
nicht mehr denkbar 
 
evtl. Entzerrung der Saisonarbeit durch 
längere Sommersaison  
 
weiterhin steigende Grundstückspreise 
wegen steigender Nachfrage sowie Verkauf 
von Privatbesitz 
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Neben einem erhöhten Gästeaufkommen können die klimatischen Veränderungen die 
Kultur an der Nordsee allgemein beeinflussen. So z. B. die „hohe Anfrage für diese 

Beach-Lounges, das ist ja eine Folge (...) des Klimawandels“. Jetzt „sitzen alle draußen“. 

Dennoch wird dieses sich wandelnde Flair der Destination nicht mit neuen Konflikten (wie 

etwa Lärmemissionen durch laute Gäste) in Verbindung gebracht.  

Eine kulturelle Veränderung oder gar Konflikte durch ausländische Gäste mit kultu-

rellen Unterschieden werden nicht gesehen, da bei vielen touristischen und nicht-

touristischen Akteuren die Meinung vorherrscht, dass Gäste aus dem Ausland auch in 
Zukunft wahrscheinlich eine eher geringe Rolle an der Nordsee spielen werden: „Ich sehe 

sie nicht kommen.“ oder „ich sehe auch nicht, dass dann diese Massen an Südeuropäern 

(hierher) strömen.“ Allein der Tourismusverband hält eine solche Veränderung der Reise-

ströme für wahrscheinlich: „Natürlich kann es dann durchaus sein, dass Bewohner aus 

den Mittelmeeranrainerstaaten den Weg auch in den Norden finden.“ 

Die Gäste kommen derzeit meist aus dem deutschsprachigen Ausland oder aus 

Nachbarländern ähnlicher Kulturen, wie Dänemark und Schweden. Selbst wenn die Be-

sucherzahlen steigen sollten, schätzt ein Bürgermeister die Bewohner seiner Gemeinde 
so ein, dass der Gast, so lange er „Geld bringt, dann wird man sich auch an das gewöh-

nen. Von daher sehe ich das nicht als so wahnsinniges Konfliktpotenzial.“ Demnach wird 

diese mögliche Entwicklung eher positiv wahrgenommen, so dass im Zweifelsfall gerne 

Anpassungsmaßnahmen ergriffen würden. Besonders im sprachlichen Bereich gäbe es 

laut der befragten Tourismusakteure noch Handlungsbedarf, wie etwa englische Internet-

auftritte, mehrsprachige Speisekarten oder englischsprachige Servicemitarbeiter oder 

Führungen. Genauso könnte bspw. spezielles Essen serviert werden, sobald die Gastro-

nomen eine Veränderung in der Besucherstruktur feststellen. Aus diesen Anpassungs-

maßnahmen resultierende Konflikte sind grundsätzlich nicht interpretierbar.  

 
„Also wir können kein koscheres Essen anbieten (...). Weil dafür die Nachfrage 
nicht ausreicht. Aber wenn es sich ergibt, dass viele (...) hier Urlaub machen, dann 
würden wir das sicherlich auch tun.“ (Fähre) 

 
Insgesamt werden die Bewohner trotz einer gewissermaßen „friesische(n) Kultur“ von den 
Befragten als „relativ weltoffen“ eingeschätzt. Eine Modernisierung durch Gäste mit frem-

den Kulturen wird allerdings nicht angenommen. Dies liegt laut einem Bürgermeister dar-

an, dass bereits heute viele Traditionen von der Bevölkerung nicht mehr gelebt werden 
„und die Zahl derer, die heute noch die friesische Sprache beherrsch(t), können Sie unter 

ein Prozent rechnen.“  

Beim Wassersport wird im Gegenteil die Meinung vertreten, dass die „südländi-

sche Kultur“ nicht schaden könne, um „vielleicht mal auch ein bisschen Lockerheit in die 

deutschen Badegäste“ zu bringen. Die in Arbeitshypothese 2 vermuteten kulturellen Konf-

likte aufgrund des Klimawandels in Bezug auf kulturelle Unterschiede und einen Kultur-

wandel können somit nicht bestätigt werden.  

 
Eine durch den Klimawandel bedingte Erhöhung des Gästeaufkommens wird auch nicht 

zwangsläufig zu manifesten gesellschaftlichen Konflikten im Zuge einer Fremdbestim-
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mung führen, da die Bevölkerung direkt oder indirekt von den Gästen lebt und somit, wie 

oben erwähnt, die Konfliktursachen akzeptiert bzw. verdrängt83. Jedoch kann eine Ver-

schiebung des latenten zu einem manifesten Konflikt (siehe Giegel, Kapitel 2.1) durch 

eine höhere Gästezahl nicht ausgeschlossen werden, wenn bspw. weitere Einschränkun-

gen im privaten Leben hinzukommen oder andere bisher öffentlich zugängliche Plätze mit 

einer Kurabgabe belegt werden. Dann könnten sogar, wie der im Pretest befragte nieder-
sächsische Nationalpark anmerkt, „zu viele Gäste die Gäste stören“.  

Es ist auch möglich, dass ein touristisch attraktiveres Klima an der Nordsee die 

Arbeitsplatzsituation verändert. So ist nach Aussagen einiger Tourismusakteure die Ent-

stehung neuer Arbeitsplätze im Tourismus als Folge erhöhter Gästezahlen denkbar, wie 

bspw. im Nationalpark: 
 

„Das ist ja ein Saisongeschäft hier, wo viele Menschen im Sommer über jeden Tag 
durcharbeiten. Da müsste man dann gucken, vielleicht gibt es dann auch mehr Ar-
beitsplätze. Das wäre ja ein schöner Nebeneffekt.“ (Nationalpark)  

 
Sollten die Gästezahlen über den momentanen Kapazitätsgrenzen liegen, könnte sich 

hierdurch ein Zuwachs an weiteren Arbeitskräften84 entwickeln und eine so genannte Ar-
beitsmigration hin zur Nordseeküste wäre denkbar. Zudem könnten sich durch die Ver-

längerung der Saison eventuell die Arbeitsbedingungen der Saisonarbeiter verbessern 

und deren Abhängigkeit von wenigen Monaten im Jahr verringern. Eine Rückkehr zu fami-

liären Konflikten, wie zu den Zeiten, in denen Teile der Familie in den Keller oder auf den 

Dachboden ziehen musste, kann als sehr unwahrscheinlich eingestuft werden. 

 In diesem Zusammenhang könnte auch ein kultureller Wandel im Hinblick auf alte 

Traditionen vermutet werden, wenn etwa die Landwirtschaft oder Fischerei verstärkt in 

den Tourismussektor einsteigt und sich somit das (maritime und gepflegte) Landschafts-

bild und die Gastronomie verändern. Ein solcher kultureller Wandel muss jedoch nicht 

zwangsweise zu Konflikten führen.  

 
Auf der anderen Seite könnte jedoch vermutet werden, dass ein Ausbau der Tourismus-

wirtschaft die Abwanderung der (jungen) Bevölkerung zusätzlich verstärkt. Dies könnte 

erstens aufgrund weiter steigender Grundstückspreise ausgelöst werden. Zweitens könn-

te ein Weiterführen der monostrukturellen Wirtschaftform Jugendliche auf der Suche nach 

einer nicht-touristischen Arbeitsstelle weiterhin zu einer Abwanderung veranlassen. 

                                                 
83 Allerdings führt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (2006) 
an, dass negative Auswirkungen auf die soziale Struktur der Destinationen durch hohe Besucher-
zahlen möglich sind (vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 2006:  
33), ohne genauer darauf einzugehen.  

84 Wobei die Einnahmen durch die Außengastronomie nicht als zusätzlich zu bewerten sind, da die 
Gäste laut DEHOGA nicht draußen und drinnen Platz nehmen,  sondern eher einen anderen Ort  
suchen, wenn bei schönem Wetter die Terrasse besetzt ist. Somit findet bei guter Wetterlage nicht  
unbedingt ein Mehrverdienst statt. 



171 
 

Insgesamt kann Arbeitshypothese 2 somit für die schleswig-holsteinische Nordseeregion 

nicht bestätigt werden. Ein geringfügiger kultureller Wandel an der Nordsee ist zwar nicht 

auszuschließen, jedoch können Konflikte aufgrund von kulturellen Unterschieden oder 

Modernisierungsprozessen aufgrund von veränderten Reiseströmen nicht erkannt wer-

den. Das in Kapitel 2.3.2.1 angeführte Gefühl der Fremdbestimmung könnte sich jedoch 

bei einem starken Gästeaufkommen und weiteren Einschränkungen im privaten Leben 

der Bewohner zu einem manifesten Konflikt entwickeln.  

 Arbeitshypothese 3 kann hingegen empirisch untermauert werden, da indirekt 

durch den Klimawandel ausgelöst eine Zunahme an externen touristischen Arbeitskräften 

denkbar ist. Gleichzeitig könnte sich auch das Ungleichgewicht zwischen Tourismusak-

teuren und anderen Akteursgruppen, die weniger vom Tourismussektor profitieren, ver-

schärfen, weil letztere sich aus Gründen der Arbeitssuche oder steigender Grundstücks-

preise zu einer Abwanderung gezwungen sehen könnten. 
 
 

6.3.3 Neue Konfliktpotenziale durch Anpassung an den Klimawandel an 

der Nordseeküste 

Die in Tabelle 14 beschriebenen Ressourcenkonflikte zwischen Tourismus und Küsten-

schutz könnten sich aufgrund des Finanzbedarfs und Flächenverbrauchs durch weitere 

Küstenschutzmaßnahmen verschärfen. Insgesamt verneint keiner der genannten Akteure 

ein mögliches neues Konfliktpotenzial durch eine solche Maßnahmenplanung, aber nur 

wenigen Befragten fällt ein konkretes Beispiel ein, wie es der Vertreter des DEHOGA für 

Sylt im Bereich Kosten der Anpassungsmaßnahmen anführt: 
 

„Da wird es immer Probleme geben. Das ist ja auch mit dem Abspülen von Sand 
auf Sylt immer schon gewesen, selbst bei normalen Zeiten. Wo man sich irgend-
wann fragte, bis zu welchem Grad kannst du das noch finanzieren?“ (DEHOGA) 

 
Dadurch können Konflikte verschärft werden, die sich an der Frage entzünden, wer die 
Kosten der Maßnahmen tragen wird. Hier könnte es Konflikte um die Verteilung finanziel-

ler Mittel bei der Anpassung dieser Bereiche geben, die auch für den Küstenschutz des 

Festlandes und Binnenlandes von großer Bedeutung sind. 

 

An dieser Stelle werden die Aussagen der Befragten noch einmal überprüft und analy-

siert. So sind in Tabelle 16 folgende, sowohl veränderte als auch gänzlich neue denkbare 

Konfliktpotenziale durch Anpassungsmaßnahmen infolge des Klimawandels an der Nord-

seeküste darstellt: 
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Tabelle 16: Hauptveränderungen infolge des Klimawandels und ausgewählte Anpassungs-
maßnahmen an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste sowie eigene Interpretation 
möglicher daraus resultierender Konfliktpotenziale (eigene Darstellung) 

Veränderungen 
infolge des Kli-
mawandels 

Auswirkungen des Kli-
mawandels 

Anpassungs-
maßnahmen 

mögliche Konflikt-
potenziale 

steigende Luft-
temperatur, mehr 
Sommertage, 
kaum Verände-
rung der heißen 
Tage, Abnahme 
von Kältestress 

Tourismus: Verringerung 
der Heizkosten bei Unter-
künften 
 
mögliche Verschiebung 
der Tourismusströme aus 
heißen Gebieten oder 
Akquise jetziger Mittel-
meerurlauber 
 
Vieh der Landwirte ver-
trägt Hitze nicht gut  

Verlängerung der 
Sommersaison und 
Entzerrung der Sai-
sonalität: Öffnung von 
Gastronomie und Un-
terkünften, längeres 
Freizeitangebot  
 
Klimaanlagen in Bah-
nen, Langstrecken-
Bussen und bei der 
Fähre auf Brücke 

Verbesserung der 
saisonalen Arbeits-
bedingung (s. o.) 
 
Stärkung der Wirt-
schaft, weniger Ab-
wanderung (s. o.) 
 
 

steigende Was-
sertemperatur 

Verschiebung der Fisch-
schwärme in den Norden 
oder in tiefere Wasser-
schichten 
 
Vormarsch neuer Tier- 
und Pflanzenarten, Ge-
fahr toxischer Arten 
 
Schaumalgenbildung, die 
das Badevergnügen ein-
schränken und Allergikern 
schaden, Gefahr von 
Muschelvergiftungen 

Tourismus: Verlänge-
rung der Badesaison 
 
Fischerei: Fahrten in 
den Norden, jedoch 
immer unrentabler 
 
Warnungen der Bade-
gäste vor toxischen 
Arten  
 

 
 
 
Verluste bei der Fi-
scherei, evtl. Gefähr-
dung von maritimem 
Flair, Tourismus als 
zweites Standbein 
(s. o.) 

mögliche Zunah-
me der Intensität 
von Extrem-
wetter-
ereignissen 

Extremwetterereignisse 
sorgen für mediale Be-
richterstattung 
 
Gefahr für Mensch und 
Tier sowie für die Infrast-
ruktur aufgrund von 
Schäden durch Über-
schwemmung, Erosion, 
starke Stürme und Winde, 
Hitzewellen etc. 

im Sommer Absage 
von Ausflügen, Events 
und Wassersportunter-
richt  
 
Ausfall von Bahnfahr-
ten bei umgestürzten 
Bäumen oder Damm- 
Sperrung nach Sylt 
 
bisher kaum Maßnah-
men seitens der Un-
terkünfte und Gaststät-
ten wegen Unsicher-
heit und Kosten 
 
Kommunikation des 
Themas Klimawandel, 
Katastrophen-
management  

 
 
 
 
Verärgerung der 
Gäste 
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Veränderungen 
infolge des Kli-
mawandels 

Auswirkungen des Kli-
mawandels 

Anpassungs-
maßnahmen 

mögliche Konflikt-
potenziale 

Anstieg des  
Meeres- 
spiegels 

Zunahme der Strandero-
sion  
 
Anstieg der Über-
schwemmungsgefahr  
 
Verlust von Fläche im 
Wattenmeer, Einschrän-
kung für die Tier- und 
Pflanzenwelt und damit 
auch für die Fischerei 

Küstenschutzmaß-
nahmen: Deichsiche-
rung, Sandaufspülun-
gen, Entwässerung � 
große Akzeptanz 
 

Flächenkonflikte 
beim Küstenschutz  
 
finanzielle Konflikte 
bei Sandaufspülun-
gen 

veränderte Nie-
derschlags-
bedingungen 

Einbußen bei der Ernte 
durch Dürreperioden oder 
lang andauernden Regen  

neue Pflanzensorten 
für Landwirtschaft 
 
Uneinigkeit bei der 
Planung von Indoor-
Angeboten, bisher 
wenige Schlecht-
Wetter-Angebote 

neue großräumige 
Indoor-Angebote 
könnten Konflikte mit 
dem Naturschutz 
auslösen 

 
Der steigende Meeresspiegel und an Intensität zunehmende Extremwetterereignisse wer-

den zukünftig weitere Küstenschutzmaßnahmen nötig machen. Dabei können konkrete 

Küstenschutzvorkehrungen ein Konfliktpotenzial darstellen. Zwar ist die Deichfläche in 

Landesbesitz, jedoch muss das Kleimaterial nach Aussagen der Landwirtschaft für den 

Deichbau teilweise von dem fruchtbaren Boden der Landwirte85 oder wie der niedersäch-

sische Nationalpark erklärt, der Sand für die Dünenverstärkung aus ökologisch wertvollen 
Salzwiesen entnommen werden „und damit gehen wieder Salzflächen verloren“. Für den 

Neubau einer Küstenschutzmaßnahme dürfen im Notfall laut Küstenschutz sogar Gebäu-
de entfernt und Eigentümer enteignet werden, wobei sie dafür entschädigt werden. Das 

sich zukünftig verstärkende Konfliktpotenzial kann jedoch als gering bezeichnet werden, 

da viele Befragte angeben, dass die Bereitschaft in der Bevölkerung, Opfer für den eige-

nen Schutz zu erbringen, sehr hoch ist.  
 

„Wenn Gebäude mal weg müssen, ist auch alles möglich. Wir dürfen sogar En-
teignungsverfahren durchführen. So weit kann das gehen. Das tun wir zwar nicht, 
weil wir uns schon vorher mit den Leuten einigen. Und ansonsten ist die Beschaf-
fung der Materialien, die für die Deichverstärkung benötigt werden, eigentlich 
schon ein Problem, aber das ist immer noch zu lösen.“ (Küstenschutz) 

 
Im Tourismussektor sind Konfliktpotenziale zwischen Tourismusakteuren und dem Küs-

tenschutz um Baufläche durchaus möglich, da touristische Angebote in oftmals so ge-

nannten 1-A-Lagen mit unmittelbarer Nähe zum Meer bevorzugt werden. Bei einer Zu-

                                                 
85 Auf der anderen Seite können durch diese Bodenentnahmen auch Seen entstehen, welche tou-
ristisch zum Angeln, Baden oder Wasserskifahren genutzt werden können.  
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nahme der Gästezahlen und dem damit verbundenen möglichen Bau weiterer touristi-

scher Infrastruktur sowie einem zukünftig verstärkten Küstenschutz wegen des Klima-

wandels, könnte sich dieses Konfliktpotenzial noch verschärfen.  

Hier findet auch ein innerer Konflikt im Tourismus statt, der in Zukunft zunehmen 

könnte: Auf der einen Seite möchte auch der Tourismusakteur sich selbst, seine Infrast-

ruktur sowie seine Gäste schützen. Auf der anderen Seite berichten Gemeinden, dass 
während der manchmal langjährigen Bauarbeiten „der Tourismus zum Erliegen kommt“ 

und dem Geschäft somit empfindlichen Schaden zufügt. Hierbei könnte sich auch der 

Konflikt zwischen Küstenschutz und Naturschutz fortführen. Rechtlich gesehen steht der 

Küstenschutz gleichwertig neben dem Naturschutz. Dadurch erfolgt oftmals eine Abwä-

gung, ob die Natur sich selbst überlassen oder die von Menschen (und Tourismus) ge-

nutzte Fläche künstlich erhalten werden soll. Dies führt dazu, dass laut dem befragten 

Bürgermeister langwierige Debatten mit Naturschutzverbänden die Planung und Durch-
führung von lebensnotwendigen Küstenschutzmaßnahmen verlangsamen. Bei weiteren 
zukünftigen Küstenschutzmaßnahmen wird dieser „manchmal sehr leidenschaftlich aus-

getragene Konflikt“ sehr wahrscheinlich nicht abnehmen. 

 
Neben dem Küstenschutz als Hauptursache eines verstärkten Konfliktpotenzials könnten 

weitere Anpassungsmaßnahmen zu neuen kleineren Konflikte führen. So berichtet der 

Wassersport von einer Verschiebung seiner für den Sport genutzten Flächen infolge zu-
nehmender Erosion. Hierdurch wären neue Flächennutzungskonflikten denkbar, wenn auf 

Flächen ausgewichen wird, die bereits von anderen Gästen, die Ruhe suchen, oder dem 

Naturschutz in Anspruch genommen werden.  

Schon heute reagieren Gäste verärgert, wenn wegen Extremwetterereignissen 

Ausflüge, Events oder Wassersportunterricht ausfallen müssen oder der ÖPNV nicht 

mehr fahren kann, wodurch so gesehen ein Konflikt zwischen den Gästen und den Anbie-

tern schwelt. Auch diese Art von Konflikt könnte in Zukunft verstärkt zunehmen. Weiterhin 

könnte ein Konflikt zwischen dem Naturschutz und dem Tourismus entstehen, sollten zu-

künftig großräumige Indoor-Angebote geplant und umgesetzt werden. Als letzten Punkt 

könnte der vermehrte Gebrauch von Klimaanlagen einen inneren Konflikt zwischen An-

passungs- und Mitigationsmaßnahmen bei den Betreibern des ÖPNV führen, der jedoch 

aufgrund der Fragestellung von Konflikten zwischen Tourismusakteuren und nicht-

touristischen Akteuren an dieser Stelle nicht weiter verfolgt werden soll..  
 

Wie in den Kapiteln 3.5.2.2 und für den Tourismus in Kapitel 3.5.3 bereits angeführt wur-

de, können Adaptionsmaßnahmen des Küstenschutzes auch an der schleswig-

holsteinischen Nordseeküste als Konfliktpotenzial bestätigt werden. Zudem konnte dieser 

Konflikt weiter ausdifferenziert werden und neben finanziellen Ressourcenkonflikten und 

Flächenkonflikten auch die touristische Lage, den Tourismus störende Baumaßnahmen, 

der Naturschutz und die Klei-/Sandentnahme als weitere Faktoren in diesem Konflikt auf-

gezeigt werden. 

Bezüglich der Arbeitshypothese 4 kann festgehalten werden, dass eine Verschär-

fung der Konfliktsituationen durch eine Anpassungsmaßnahme wie Küstenschutz aus 
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verschiedenen Gründen möglich ist. Durch Adaption verminderte sowie gänzlich neue 

Konfliktsituationen konnten an der Nordsee jedoch nicht festgestellt werden. 
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6.3.4 Neue Konflikte durch Mitigation an der Nordseeküste 

Ein weiterer Teil der Arbeitshypothese 4 bezieht sich auf neue oder verstärkte bzw. ver-

minderte Konfliktsituationen durch Mitigationsstrategien. Hier können in erster Linie die 

Konflikte zwischen Energiewirtschaft (Windenergieanlagen) bzw. Landwirtschaft (Biogas-

anlagen und Monokulturen) und Tourismus durch eine vermutlich stattfindende Zunahme 

von erneuerbaren Energien genannt werden. Andere Aspekte, wie etwa die Verringerung 
der Luftverschmutzung durch die Umstellung des Schiffstreibstoffs, tragen jedoch auch 

zur Konfliktminderung bei. 

Die Frage, ob ihnen neue Konflikte durch Mitigationsmaßnahmen einfallen würden, 

verneinen die Befragten. Über die Antworten hinaus können jedoch besonders im Bereich 

der Ressourcenkonflikte Veränderungen angenommen werden (siehe Tabelle 18), die im 

Folgenden ausgeführt werden sollen. 

 

Biomasse oder weitere regenerative Energieträger aus der Landwirtschaft (Biodiesel, Bio-

ethanol) werden in einer klimafreundlichen Zukunft vermehrt nachgefragt werden. Dies 

würde sich vermutlich positiv auf die landwirtschaftliche Finanzlage auswirken und könnte 

dem kulturellen Wandel hin zur Tourismusbranche entgegenwirken. Wenn als Folge je-

doch nicht genug Nahrungsmittel angebaut werden, kann dies auf der anderen Seite die 

Diskussion um Nahrungsmittelknappheit anheizen. Des Weiteren könnten gänzlich neue 
Konflikte um die Einschränkung des Landschaftsbildes durch Mais-Monokulturen entste-

hen. Darüber hinaus haben Biogasanlagen immer noch das Image lästige Gerüche zu 
emittieren, daher gilt in der öffentlichen Meinung: „Da müsst ihr euch entscheiden. Wollt 

ihr Touristen oder Biogas?“ Zusätzlich wäre auch hierbei ein innerer Konflikt der Gäste 

möglich, die sich auf der einen Seite für regenerative Energien und eine intakte Natur 

aussprechen, sich auf der anderen Seite jedoch teilweise auch an einer Umgestaltung der 

Landschaft, bspw. durch Monokulturen oder Windkraftanlagen, stören könnten.  

Auch weitere Windenergieanlagen an Land sowie Offshore-Anlagen könnten die 

bereits existierenden Konflikte verschärfen. Neben den Windkraftanlagen (auch mit Re-

powering) an Land, die bereits als Beeinträchtigung des touristischen Landschaftsbildes 

und als Lärmemittenten wahrgenommen werden, ist auch mit einem Zuwachs an Offsho-

re-Anlagen zu rechnen. Diese beschränken aus Sicht der Touristiker den Ausblick am 

Horizont. Es könnte dabei zu einer ungleichen Verteilung kommen, bei der nur einzelne 

Destinationen betroffen sind.  
Ein letzter Punkt könnte das Konfliktpotenzial von Mitigationsmaßnahmen beeinf-

lussen: Sollte der Klimaschutz politisch weiter gefördert werden, steht zu erwarten, dass 

es zu einer verschärften Konkurrenzsituation zwischen allen beteiligten Akteuren um die 

Vergabe regionaler Fördermittel für Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel kommt. 

 

Die in Kapitel 3.5.3 genannten zunehmenden Konflikte zwischen Windenergie und Tou-

rismus können hiernach bestätigt werden. Zusätzlich können aber auch neue Konfliktsi-

tuationen zwischen Landwirtschaft und Tourismus durch Monokulturen und empfundenen 

bzw. befürchtete Geruchsbelästigungen verstärkt auftreten. Dies bedeutet für Arbeitshy-
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pothese 4, dass die ersten Vermutungen von Konfliktpotenzialen aufgrund von Adaptions- 

und Mitigationsstrategien zumindest für den Nordseeraum zutreffen. Dabei vermischen 

sich Arbeitshypothese 1 und 4 stark, da Konflikte durch Adaptions- und Mitigationsmaß-

nahmen größtenteils Ressourcenkonflikte beeinflussen. 

 Wie gezeigt wurde, lassen sich die vier Arbeitshypothesen präzisieren. Abbildung 

31 greift die neuen Erkenntnisse auf.  

 

 

 
Abbildung 31: Neue Konfliktsituation an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste infolge 
des Klimawandels (eigene Darstellung) 

 
Im Folgenden soll die Untersuchung mit gleicher Struktur für den Schwarzwald durchge-

führt werden. 
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7 Empirische Ergebnisse für die Höhenlagen des Schwarz-

waldes 
 

Wie im vorangegangenen Kapitel für die Nordseeküste, wird auch für den Hochschwarz-

wald eine Differenzierung der bisherigen Konflikte im Tourismus erfolgen. Sie werden 

beschrieben in der Abfolge von Kultur- und Ressourcenkonflikten, Veränderungen und 

Auswirkungen infolge des Klimawandels sowie als Konsequenz von Anpassungs- und 

Klimaschutzmaßnahmen. Anschließend werden neue Konfliktpotenziale analysiert. 

 
 
7.1 Tourismus im Schwarzwald 
Der Schwarzwald als höchstes deutsches Mittelgebirge liegt im Westen von Baden-

Württemberg. Charakteristisch ist der relativ hohe Bewaldungsgrad von durchschnittlich 

66% (im Vergleich zur durchschnittlichen Bewaldung Deutschlands von 30%). Der südli-
che Schwarzwald (links) ist artenreicher und, wie aus Abbildung 32 ersichtlich, mit dem 

Feldberg (1.493 m ü. NN, Meter über Normalnull) höher gelegen als der nördliche 

Schwarzwald (rechts) (vgl. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 35). 

 

 
Abbildung 32: Höhenverteilung im Schwarzwald (Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg, 2005: 36) 

 
Touristisch gesehen stellt der Schwarzwald die größte regionale Destination Deutsch-

lands dar und gehört laut Schwarzwald Tourismus GmbH zu den beliebtesten Reisezielen 

Deutschlands. Der Mittelgebirgscharakter erschwert eine wirtschaftliche Entwicklung wei-

terer Industriezweige, weswegen der Tourismus als stärkster Sektor in der mit 3,7 Millio-

nen Einwohnern großen Region auftritt. Der jährliche Umsatz beträgt etwa 5 Milliarden 

Euro. Dabei sind circa 139.000 Arbeitsplätze direkt und zusätzlich etwa 417.000 indirekt 

vom Tourismus abhängig (vgl. Schwarzwald Tourismus GmbH, 2004: 2). Im Verlauf der 
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letzten 20 Jahre wurden Schwankungen im Bereich der Übernachtungszahlen verzeich-

net. Insgesamt sind die Gästeankünfte gestiegen, jedoch wird die Aufenthaltsdauer gerin-

ger. Die rückläufigen Zahlen der Übernachtungsbelegung ergaben im Jahr 2006 eine Bet-

tenauslastung von 31,8% (vgl. ebd.: 11ff). Im Gegensatz zur Nordseeküste beträgt der 

Anteil der ausländischen Gäste etwa 22,4% und nimmt jährlich zu. Die wichtigsten aus-

ländischen Quellmärkte sind die Schweiz, die Niederlande und Frankreich (vgl. ebd.: 13). 

Wie an der Nordseeküste ist auch im Schwarzwald eine hohe Saisonalität fest-

stellbar. Diese bezieht sich jedoch sowohl auf die Sommermonate als auch auf die Win-

termonate. Besonders in den höheren Lagen mit größerer Schneewahrscheinlichkeit 

spielt der Wintertourismus eine wichtige Rolle. Dennoch reisen in allen Gebieten durch die 

zeitlich längere Sommersaison mehr Gäste im Sommer als im Winter an (siehe Abb. 33 

und 34).  

 

 
Abbildung 33: Tourismusentwicklung in den Sommerhalbjahren 1992 bis 2003 (Statistisches 
Landesamt Baden-Württemberg 2004, in: Wirtschaftsministerium B-W, 2005: 7) 
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Abbildung 34: Tourismusentwicklung in den Winterhalbjahren 1992 bis 2003 (Statistisches 
Landesamt Baden-Württemberg 2004, in: Wirtschaftsministerium B-W, 2005: 8) 

 
Die Winterbesucher in Baden-Württemberg bieten mit etwa 15 Millionen Übernachtungen 

ein großes touristisches Potenzial. Vor allem Gäste aus den im Norden angrenzenden 

Bundesländern (zwei Drittel der Gäste geben einen Anfahrtsweg von unter 100 km an) 

besuchen die Region, da in Bayern der Alpenraum genügend eigene Wintersportangebo-

te bietet (vgl. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 7ff.). 

Thematisch wirbt die Schwarzwaldregion weniger mit dem (schneeabhängigen) 

Wintersport, als vielmehr mit den breit angelegten und teils klimaunsensiblen Schwer-

punkten Gesundheit, Gastronomie, Natur, Kultur, Sport und Erlebnis. Dabei werden die 

Landschaft mit dem Feldberg, der international bekannte Weinanbau und das traditionelle 

Brauchtum in der Region hervorgehoben. Besonders die sportlichen Bereiche Wandern, 
Nordic Walking und Radfahren werden neben dem Wintersport vom Marketing aufgegrif-

fen (vgl. Schwarzwald Tourismus GmbH, 2004: 62f). Dabei wird ein Qualitätstourismus 

angestrebt mit dem Ziel, die Aufenthaltsdauer des Gastes zu verlängern und die Natur 

und Landschaft zu bewahren. Weiterhin sollen auch vermehrt Gäste aus dem Ausland 

angesprochen werden (vgl. ebd.: 38ff).  

Bisher sind laut Schwarzwald Tourismus GmbH etwa zwei Drittel der Schwarz-

waldurlauber älter als 50 Jahre. Bei Befragungen geben sie an, wegen der Ruhe, der Na-

tur und aufgrund gesundheitlicher Aspekte in der Schwarzwaldregion Urlaub zu machen 

(vgl. ebd.: 26). Das Image des Schwarzwaldes steht für eine natürliche Landschaft und 

ein angenehmes Klima. Darüber hinaus werden die Möglichkeiten beim Wintersport und 

die lokale Küche gelobt (vgl. ebd.: 37).  
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7.1 Gegenwärtige Konfliktsituation im Schwarzwald 

Wie in Kapitel 6 sollen hier im Folgenden die bisherigen Konflikte im Schwarzwald, durch 

die Interviews rekonstruiert, dargestellt werden. Die Unterteilung erfolgt in Kultur- und 
Ressourcenkonflikte, wobei wie an der Nordseeküste Schleswig-Holsteins Dahrendorfs 

Klassifizierung (Kapitel 2.3.1) „gleich vs. gleich“ in den „sozialen Einheiten“ B (Gruppe, 

wie Wanderer), C (Sektoren, wie Forstwirtschaft) oder D (Gesellschaften, wie die 

Schwarzwälder Bevölkerung) erkannt werden können.  

 
 

7.1.1 Momentane Ressourcennutzungskonflikte im Schwarzwald 

Die in den Interviews genannten Konfliktursachen werden im Folgenden nach der Res-

source sortiert. Hierbei ergeben sich die gleichen Ressourcentypen, die auch in Kapitel 6 

für die Nordsee ermittelt wurden. Hinzu kommt die für den Schwarzwald wichtige Res-

source Holz, welches als Kollektivgut Auslöser einer so genannten „Tragik der Allmende 

(siehe Kapitel 2.3.2) darstellen kann. 

 
 
Konfliktursache Biodiversität 
Eine Ursache von Ressourcennutzungskonflikten stellt die touristische Nutzung von Na-

turräumen dar. Dabei kann auf der einen Seite der Schutz gerade wegen der touristischen 

Attraktion erfolgen (dies sei laut DEHOGA nach dem Konflikt zwischen Naturschützern 

und Tourismusakteuren bei der Erhaltung eines Biberdammes mit gelenktem Zugang für 

die Besucher geschehen). Auf der anderen Seite kann der Tourismus jedoch auch die 

Artenvielfalt beeinträchtigen. So können Wanderer, Skiwanderer, Schneeschuhläufer und 

Mountainbiker in der Dämmerung das Wild, ob Reh-, Rot- oder Auerwild, empfindlich stö-

ren oder gefährdeten Pflanzen schaden, gerade wenn Touristen das markierte Wegenetz 

verlassen:  
 

„Natürlich hat man jede Menge Mountainbike-Trassen markiert, bietet die an und 
hofft auch da auf gewisse Kanalisierungs-, Bündelungseffekte. Aber das ist ziem-
lich platonisch, also zu unergiebig, weil die Leute einfach nicht willens sind, sich 
kanalisieren zu lassen.“ (Naturschutz) 

 
Besonders das Nordic Walking ist ein Sport, den sowohl Gäste als auch Einwohner ge-

nauso in ihrer näheren urbanen Umgebung ausüben können, so dass sie sich nach Mei-
nung des Naturschutzes „nicht zum Nordic Walken auf 1.200 Meter Höhe in die sensiblen 

Bereiche“ begeben müssen.  

Auch Wintersportler, wie Skifahrer und Langläufer, nutzen Wege durch ökologisch 
sensibles Gebiet86. Dabei sind die Tiere gerade „im Winter (...) darauf angewiesen, dass 

                                                 
86 Das Wirtschaftsministerium von Baden-Württemberg (2005) zählt im Nord- und Südschwarzwald 
39 Skilifte in FFH-Gebieten, 39 in Vogelschutzgebieten und 17 in Naturschutzgebieten. Über 300 
Loipenkilometer führen im Schwarzwald durch Vogel- und Naturschutzgebiete. Zudem kann eine 
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sie nicht so oft gestört werden.“ Auch der Einsatz von Schneekanonen stellt ein Konflikt-

potenzial dar, obwohl die Betreiber aufgrund der hohen technischen Standards keinen 

ökologischen Streitgrund sehen. Nach Meinung des befragten Vertreters führen die Na-

turschützer die Diskussion nicht sachlich, sondern eher emotional und ideologisch. Hier 

versucht der Naturpark zwischen den Parteien zu vermitteln. Ein erzielter Kompromiss 

besagt, dass nur auf bestimmten Flächen künstlich beschneit werden darf und andere 

ökologisch sensible Gebiete ausgespart werden. Auch das Skifahren selbst wurde von 
Naturschützern in der Vergangenheit als umweltschädlich bezeichnet. „Das war schon 

fast ein Verbrechen, wenn man Ski fahren wollte.“ Diese Abwehrhaltung hat sich laut dem 

befragten Skiliftbetreiber jedoch geändert. Er berichtet, dass derzeit eine Dialog- und 

Konsensbereitschaft zwischen dem Wintersport und dem Naturschutz vorherrscht.  

Um die Konflikte darüber hinausgehend zu entschärfen, lenken der Naturpark und 

der Schwarzwaldverein die Besucherströme mit Hilfe von Rangern, Beschilderungen und 
Führungen. Auch Zugangsbeschränkungen, wie z. B. das Autoverbot auf dem Belchen, 
werden durchgesetzt. So wurde laut Landesmarketing mit „Leitkonzepten in den Natur-

parken im Schwarzwald immer ein Weg gefunden, wo beide Seiten wirklich dann auch 

damit leben konnten.“  

Umgekehrt können aber auch Konflikte durch den Naturschutz ausgelöst werden, 

wenn vorher vom Menschen genutzte Gebiete aus Naturschutzgründen nicht mehr betre-
ten werden dürfen: „Man hat etwas viele Jahre gemacht und darf es dann nicht mehr, das 

bringt dann auch Konflikte mit sich“. (DEHOGA) Daraus resultiert letztlich ein Gefühl der 

Fremdbestimmung. Wie auch an der Nordsee gab es zu Beginn der Gründung des Natur-

parks Diskussionen und Bedenken, dass der Ausbau touristischer Betriebe erschwert 

bzw. reduziert würde. Heute lockt der Naturpark wegen des Naturerlebnisses jedoch zu-

sätzliche Gäste in die Region.  

Von einem neuen Konflikt erzählt die IHK, der darauf beruht, dass überlegt wird, 

die Schwarzwaldregion ganz im Sinne des Tourismus als Naturschutzgroßprojekt auszu-
weisen. „Aber die Privatwaldbesitzer und die Forstwirte, die sagen, ja super, dann dürfen 

wir bald gar nichts mehr machen. Also, wir leben vom Wald, wir müssen Bäume fällen. 

Bitte macht uns nicht noch mehr Schutzgebiete.“  

 
 
Konfliktursache Wasser/Badequalität 
Laut Gewässerschutz ist die Wasser- und Badequalität der Badeseen in Baden-

Württemberg seit einer allgemeinen Verbesserung der Kläranlagen gut. Beeinträchtigun-

gen der Badequalität fänden lediglich durch die Anglerverbände und die Landwirtschaft 

statt: Das Aussetzen von Fischen verursache (aufgrund der gefressenen Wasserflöhe) 

einen Anstieg der Algen, der im Zusammenspiel mit einer (übermäßigen) Zufuhr von 

Dünger zu einer Eutrophierung der Gewässer führe, von der auch das Grundwasser be-

                                                                                                                                                    
Überschneidung zwischen sensiblen Naturflächen und Flächen mit Beschneiungspotenzial erkannt  
werden (vgl. Wirtschaftsministerium BW, 2005: 28). „In diesem Zusammenhang ist es für die Ent-
wicklung des Wintersporttourismus wichtig, Konflikte zwischen Sport und Umwelt frühzeitig zu er-
kennen und geeignete Lösungen zu finden.“ (ebd.: 34).  
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troffen sei. Ein schwacher Konflikt besteht im Bereich Gewässer darüber hinaus zwischen 

den badenden und angelnden Touristen, da die Badegäste die Fische verscheuchen.  

 
 
Konfliktursache Fläche/Boden  
Einer der von den Befragten genannten Hauptkonflikte stellt die Wegenutzung von Touris-
ten auf privaten Grundstücken dar. Dabei ist ungeklärt, wer für die Pflege der Wege und 

die Sicherungspflicht bei Unfällen von Spaziergängern, Wanderern und Fahrradfahrern 

verantwortlich ist. Für die Wegeführung stellt der Schwarzwaldverein Wegweiser auf und 

bezieht dabei die Grundeigentümer, den Naturschutz und die Tourismusakteure und Ge-

meinden bei der Trassenfestlegung mit ein. Hierbei berichtet der Naturpark jedoch von 

einzelnen Fällen, bei denen Grundeigentümer, oftmals Land- und Forstwirte, die Wege-
nutzung auf ihrem Privatbesitz verweigern, aber bei „90 bis 95% hat (es) geklappt“. Laut 

Naturpark liegt der Grund darin, dass die Besitzer die Verkehrssicherungspflicht für aus-

gewiesene Wanderwege übernehmen müssen und bei Unfällen von Wanderern oder 
Radfahrern haften. „Und wenn da nun etwas passiert, auf einem ausgewiesenen Wan-

derweg, wäre das zunächst der Grundeigentümer, der da die Schädigung oder die Forde-

rung bekäme.“ Außerdem muss der Grundbesitzer die Wege frei räumen, um einer Un-

fallgefahr vorzubeugen. Besonders Mountainbiker, die grundsätzlich – und speziell in Be-
zug auf Kollisionen mit Forstbetriebsfahrzeugen – ein höheres Unfallrisiko aufweisen, 

würden so erhebliche Mehraufwendungen mit sich führen.  
Gibt der Grundstücksbesitzer das Gebiet nicht frei, „dann kommt man halt nicht 

durch sein Grundstück durch und muss eine Alternativstrecke finden. Und wenn es die 

nicht gibt, gibt es halt keine.“ Dieser Konflikt zwischen Naturpark, Tourismusakteuren und 

Grundbesitzern ist schon älter, tritt jedoch „wirklich selten“ auf. Da auch die Landwirte als 

Besitzer von Ferienwohnungen ein Interesse an den Gästen haben und die Wege auf-

grund der Maschinen ohnehin stets geräumt sein müssen, öffnen die meisten ihr Gebiet 
für Touristen. Nur in Ausnahefällen berichtet der ADFC von Beispielen, in denen „Drähte 

über Wege gespannt werden“ . Eine Lösung des Problems wäre dank eines Siche-

rungsvertrags mit der Gemeinde denkbar, die im Schadensfall einspringen könnte.  

Aber auch die Beschilderung selbst löst Konflikte aus, da die Zuständigkeit für de-

ren Pflege ungeklärt ist87. Zudem bestehen Unstimmigkeiten bei den Markierungszeichen. 
Während der Schwarzwaldverein versucht, die Zeichen zu vereinheitlichen, führen Tou-

rismusverbände und Gemeinden für verschiedene Zielgruppen, wie Fahrradfahrer, Moun-

tainbiker oder Nordic Walker, neue Wanderzeichen ein. Dieser Konflikt wurde jedoch sei-

tens des Tourismusverbandes nicht erwähnt. 

 
„Und dann war vor zehn Jahren die Idee des Schwarzwaldvereins, die jetzt prak-
tisch umgesetzt ist, es gibt nur noch ein Wanderzeichen. Man hat also 150 Zei-

                                                 
87 Der Schwarzwaldverein als ehrenamtliche Institution kann nicht allein die Pflege von insgesamt 
23.000 km Wanderweg übernehmen. Auch hier entsteht ein Konflikt, denn „die Ehrenämtler ma-
chen das für Gottes Lohn. Auf der anderen Seite sind dann die Leute, die dann die Leute ab-
schröpfen, die dann auf diesen Wanderwegen wandern und dafür ihr Geld damit verdienen. Also 
dieser Konflik t wird immer offen da liegen, der geht ja gar nicht anders zu machen.“ 
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chen abgehängt und wieder eins aufgehängt, die gelbe Raute. (…) Und jetzt 
kommen die Konfliktchen. Die Nordic Walker wollen natürlich ihre Zeichen haben, 
was wir aufgehängt haben sind natürlich nur Wanderzeichen, die Mountainbiker 
und die Radfahrer und die Nordic Walker und die Jakobswege und, und, und.“ 
(Schwarzwaldverein) 

 
Weitere Flächenkonflikte entstehen durch die Touristen, die sich an wenigen Tagen im 

Jahr auf eine kleine Fläche konzentrieren, wie z. B. in der Ferienzeit an den Gipfeln des 

Schwarzwaldes, dem Feldberg und dem Belchen. Mehrere Befragte berichten von Situa-

tionen mit einem hohen Verkehrsaufkommen, da der Großteil der Gäste mit dem Auto 

anreist und nur wenige Parkplätze zur Verfügung stehen.  
 

„Das ist ein Riesenkonflikt, den der Tourismus auslöst. Wir haben Tage auf dem 
Feldberg im Winter bei schönem Wetter, da hören Sie im Radio, dass (...) um 10 
auf dem Feldberg kein Parkplatz mehr frei ist. Oder am Titisee, dass am Vormittag 
der Überlaufparkplatz schon komplett voll ist. Und das finden Sie an vielen ande-
ren Plätzen auch.“ (DEHOGA) 

 
Der Bus wird laut der Busunternehmen nur zu einem geringen Anteil genutzt, da die Ver-

bindung mangelhaft sei und auch die öffentlichen Verkehrsmittel im Stau stünden oder 
„die Haltestelle nicht mehr anfahren“ könnten, „weil alles zugeparkt ist“. „Wir mussten 

auch schon mal den Betrieb einstellen oben, weil wir einfach nicht mehr durchgekommen 

sind.“ Dies führt sowohl bei Bewohnern als auch bei den Gästen zu Unmut. „Alle, die nicht 

dort hinwollen: großräumig das ganze Gebiet umfahren.“ (Regionalplanung) Über den 

Ausbau der Parkplätze am Belchen wird mit der Straßenverkehrsbehörde (konfliktreich) 

verhandelt, am Feldberg soll ein Parkhaus das Problem lösen.  

Der Bau eines neuen Parkhauses am Feldberg durch die Gemeinde löst wiederum 

neue Konflikte mit dem Naturschutz aus. Dasselbe gilt für Planungen neuer touristischer 
Großprojekte. So wurden von Kommunen oder von einem Wintersportverein bereits mehr-
fach Skihallen als wetterunabhängiges Angebot geplant, „die Diskussion wurde zweimal 

im Schwarzwald geführt“. Die Umsetzung wurde jedoch vom Naturschutz und dem Um-

weltministerium verhindert. Als Gründe wurden umweltpolitische Faktoren genannt, wie 

eine starke Zunahme des Verkehrs bei einem nicht ausreichenden ökonomischen Nutzen. 
Die Standorte sind laut Naturschutz „verkehrsmäßig so weit abgelegen, das heißt, da hät-

te sich ein endloser Verkehrswurm dann in die hintersten Schwarzwaldregionen reinge-

wunden.“ Auch die Bevölkerung ist laut IHK gegen den Bau von Skihallen, so dass Inves-

toren vorerst weitere Projektplanungen eingestellt haben: „Die Skihallen-Diskussion wird 

man vielleicht noch mal führen, aber ich glaube, das Thema ist auch durch.“ Auch andere 

Vorhaben, wie Spaßbäder als Schlecht-Wetter-Angebote oder ein „erlebnistouristisch 

ausgebauter“ Wasserfall, sind in der Pflicht, die Belange des Naturschutzes zu berück-

sichtigen. So werden viele Ausweitungen touristischer Angebote, wie Campingplätze oder 
Baggerseen, aus Gründen des Naturschutzes eingeschränkt: „Also, Neuanlage von Bag-

gerseen, das ist nicht so ganz einfach ordnungspolitisch durchzusetzen wegen des Natur-

schutzes.“ (Gewässerschutz) 
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Andererseits können auch Baumaßnahmen auf den Tourismus einwirken und eine Konf-

liktursache darstellen. So sind laut Gewässerschutz bspw. bereits heute Hochwasser-

rückhaltebecken notwendig, um Hochwasser in den flussabwärts liegenden Siedlungsge-
bieten zu vermeiden oder im Zweifelsfall zu mildern. „Häuser müssen verlegt werden, wo 

das gebaut wird“, landwirtschaftliche Flächen können nur noch eingeschränkt genutzt 

werden. In manchen Fällen müssen laut dem befragten Campingplatzbesitzer manche 
Campingplätze auch, „wenn jemand an einem Fluss oder irgendwas liegt (...) den Winter 

über räumen.“ Dies kann zu Konflikten zwischen den zuständigen Behörden und den Be-

troffenen, welche das Risiko als zu gering erachten, um ihre Plätze aufzugeben, führen.  

 
 
Konfliktursache Ruhe/Luftqualität  
Im Schwarzwald werden nur wenige kleinere Konflikte durch Ruhestörung im touristischen 

Bereich gesehen, die auch in anderen Gebieten auftreten können. Dazu gehören bspw. 

nächtliche Güterzüge in der Nähe von Hotels oder der Lärm eines Freizeitparks als mögli-

che Störung für die Anwohner.  

 
 
Konfliktursache Landschaftsbild 
Das Landschaftsbild wird durch verschiedene Faktoren, wie die Land- und Forstwirtschaft 
sowie den Weinbau geprägt. Wird der „Kulturlandschaftserhalt“ vernachlässigt, wirkt sich 

dies auch negativ auf den Tourismus und somit auch auf nachgelagerte Aspekte der tou-

ristischen Wertschöpfungskette und die Arbeitsplätze aus. Der Schwarzwaldverein be-

merkt, dass die Landschaftspflege bisher von der Gesellschaft jedoch kaum wahrgenom-
men und auch nicht gewürdigt wird (z. B. finanziell durch den Gast mit einer Art „Land-

schaftspflege-Taxe“).  

 
„Das Kapital des Erholungsgebiets Schwarzwald ist die Landschaft.“ (Naturschutz)  

 
Aus diesem Grund stellt der Ausbau von Windenergieanlagen, ähnlich wie an der Nord-
seeküste, einen weiteren, von vielen Akteuren angesprochenen Hauptkonflikt dar. So stö-
ren sich Bewohner und Tourismus gleichermaßen am „monströsen Blickfang und der Ge-

räuschkulisse88“. Auch der Naturschutz und der Schwarzwaldverein wenden sich gegen 

die Energiewirtschaft, da die Windanlagen „so eine Unruhe in die Landschaft reintragen“. 

Besonders in sensiblen Ökosystemen würden die Anlagen laut Naturschutz dort lebende 

Tierarten stören, da diese die Bewegung der Anlagen am Himmel als Bedrohung wahr-

nähmen und somit Stresssituationen ausgesetzt seien. Hier treffen als interner Konflikt 

innerhalb des Bereiches Umwelt- und Naturschutz Interessen des Klimaschutzes auf 

Interessen der Biodiversität.  

                                                 
88 Die Studie „Windenergie und Tourismus im Schwarzwald“ von 2003 zeigt, dass etwa 45% der 
Befragten die Windkraftanlagen im Schwarzwald aus ästhetischen Gründen ablehnen, genauso 
viele aber aus Klimaschutzgründen befürworten. Dabei zählen zu den Gegnern eher die Älteren,  
während die jüngeren Befragten die Windkraftanlagen begrüßen. Gäste fühlen sich – anders als an 
der Nordseeküste - stärker als die Einheimischen durch Windanlagen gestört (vgl. Ökostation,  
2003).  
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Auf der anderen Seite ist die Energiewirtschaft der Ansicht, dass ein Gewöhnungseffekt 

bei den Gästen eintreten wird oder sie den regenerativen Energien allgemein positiv ge-
genüber stehen: „Wenngleich andere wieder sagen das ist ganz supertoll, da kommen die 

Leute. Man muss es eigentlich bloß richtig verkaufen.“ (Naturpark) Die Interessen der 

Energiebetreiber (und auch die der Grundstückbesitzer, wie z. B. die Landwirte) liegen bei 

einer Entwicklung zugunsten der Flächenausweisung für eine Windkraftnutzung. Dabei 

wird momentan jedoch von politischer Seite aus ein weiterer Ausbau eher blockiert:  

 
„Der Grund war, dass es in Baden-Württemberg in der Landespolitik und der Re-
gionalpolitik vor (...) zehn Jahren, vor fünf Jahren und auch bis heute noch sehr 
starke (...) Bestrebungen gab gegen eine Verspargelung der Landschaft. (...) in-
sbesondere dann im Hinblick auf die exponierten, landschaftsbildenden Elemente. 
(...) Und ähnliches gilt für den Schwarzwald, da gibt es ein paar, aber sehr wenige 
Windkraftanlagen, so dass das markante Landschaftsbild und die Landschaftssil-
houette nicht beeinträchtigt werden.“ (Regionalplanung) 

 
Somit könnte auch hier von einem inneren Konflikt zwischen den politischen Interessen 

des Klimaschutzes und des Landschaftserhaltes ausgegangen werden. 

 Zur Lösung dieses Konfliktes wird von den Gegnern gefordert, die Anlagen gebün-

delt an ökologisch und touristisch wenig sensiblen Bereichen mit bereits existierender 

ähnlicher Infrastruktur aufzustellen, anstelle der Installation einzelner Anlagen an touris-
tisch exponierten Standorten. Dabei „sind es vor allem landschaftsästhetische Fragen“, 

die bei der Ausweisung von Vorranggebieten in den Regionalplänen berücksichtigt wer-

den sollten. Zudem wird eine verstärkte Nutzung anderer regenerativer Energien neben 

der Windkraft im Schwarzwald gefordert, wie z. B. die Wasserkraft. Denn aufgrund des 

unstetigen Windes sei die Energieerzeugung durch Windkraft in den Bergen wenig sinn-
voll: „Das ist so die Meinung im Grunde, die Haltung. Dass man sagt, es passt besser in 

die Landschaft in Norddeutschland, weil das eine flache Ebene ist.“ (Naturpark) 

 
 
Konfliktursache Waldfläche/Holz 
Die Befragten sind sich einig, dass „im Schwarzwald eher das Problem besteht, dass wir 

zu viel Wald haben“. Touristisch gesehen ist das Landschaftserlebnis attraktiver und ab-

wechslungsreicher, wenn die Landschaft von verschieden geprägten Kulturlandschaften 

unterbrochen wird, wodurch zudem auch Lebensräume für verschiedene Arten zur Verfü-
gung stehen. „Es gibt durchaus touristische Bestrebungen, dass nicht zu viel Wald 

kommt, dass man also einige Sachen einfach offen hat“. Eine solche Verwaldung tritt ein, 

sobald die Flächen nicht bewirtschaftet werden, bspw. wenn Landwirte aus finanziellen 
Gründen oder Nachfolgemangel ihren Besitz nicht mehr pflegen können. „Es gibt viele 

Höfe, die haben keinen Hofnachfolger und dann ist natürlich die Frage, was wird aus dem 

Gelände. Wenn kein Nachbar da ist, der die Pachtwiese übernimmt und weiter bewirt-

schaftet, kommt der Wald“.  

Im Allgemeinen gibt die Forstwirtschaft an, auf touristische Belange Rücksicht zu 
nehmen: „Wir versuchen, im Grunde genommen die Funktionen, sowohl Nutz wie Schutz 
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und Erholungsfunktion (...), möglichst integrativ im Rahmen der Waldbewirtschaftung zu 

erfüllen.“ Da die Holzbewirtschaftung Wanderwege kurzzeitig versperrt bzw. umleitet oder 

Arbeitsmaschinen und -Fahrzeuge die Gäste stören, ist die Forstwirtschaft bemüht, bei 

den Besuchern eine höhere Akzeptanz für eine nachhaltige Forstwirtschaft zu erreichen. 

Oftmals wird das Holz auch an Tages- oder Jahreszeiten geschlagen, die vom Tourismus 

eher schwach frequentiert werden, obwohl eine kontinuierliche Lieferung vorteilhaft wäre. 

Zudem können die Wege touristisch genutzt werden, da die Forstarbeiter sie für ihren 

eigenen Bedarf ohnehin freiräumen. In einigen Fällen bieten sie ihre Materiallager als Un-

terstellmöglichkeiten für Wanderer an. 
 
 
Konfliktursache Kapital /finanzielle Mittel 
Ähnlich wie bei der untersuchten Nordsee konkurrieren mehrere Akteursparteien um das 

Landesbudget. Bspw. beziehen die Touristiker, aber auch die Forst- und Landwirte oder 

die Winzer, Fördergelder aus demselben Topf für Entwicklungspläne ländlicher Räume. 

 
Tabelle 17: Analyse ausgewählter gegenwärtiger Ressourcenkonflikte im Tourismus im 
Schwarzwald (eigene Darstellung) 

Konfliktursachen bisheriger Konfliktverlauf und beteiligte Akteure 
Biodiversität - (Winter-)Sportler beeinträchtigen Tiere und Pflanzen � Besu-

cherlenkung 
- Kunstschnee � nur auf wenigen Flächen 
- (anfängliche) Kritik bei der Ausweisung des Naturparks wegen 
Einschränkung von Bevölkerung und Forstwirtschaft 

Wasser/Badequalität - mögliche Beeinträchtigung in Badeseen durch Angler und 
Landwirtschaft  

Fläche/Boden - Sicherungspflicht bei Wegen, Wegepflege, Beschilderung 
- Verkehr an touristisch attraktiven Plätzen 
- Planung von Großprojekten (Parkhaus, Skihallen)  
- Hochwasserrückhaltebecken, Umsiedelung, Baubeschränkun-
gen 

Ruhe/Luftqualität nur kleinere Konflikte wegen Lärm durch Güterzüge oder Frei-
zeitpark 

Landschaftsbild - Windkraftanlagen als optische Beeinträchtigung und Lärmemit-
tenten 

Waldfläche/Holz  - Forstarbeiten in unmittelbarer Nähe von Wanderwegen 
Kapital /finanzielle 
Mittel 

- Landesbudget, Konkurrenz um Fördermittel  

 
Die in Tabelle 1 genannten allgemeinen touristischen Ressourcenkonflikte sind auch im 

Schwarzwald erkennbar. So gibt es Konflikte in Bezug auf einen Input (Landschaftsbild, 

Fläche, Biodiversität), allerdings weniger bezüglich eines Outputs (Lärm). Konflikte auf-

grund der wirtschaftlichen touristischen Nutzung in ökologisch sensiblen Gebieten (Ver-

kehrsaufkommen auf dem Feldberg) kommen hinzu. Umweltkonflikte aufgrund von be-
sonders knappen Ressourcen sind eher in Hinblick auf finanzielle Mittel zu erkennen. 
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Vielmehr müsste im Theorieteil die Definition der „touristischen Ressourcenkonflikte“ (Ka-

pitel 2.4) ergänzt werden um die Nutzung von Eigentum als Allgemeingut, wie forstwirt-

schaftlich oder energiewirtschaftlich genutzte Waldflächen, die auch der Erholung dienen 

oder die Inanspruchnahme von Baufläche für die Errichtung von Hochwasserrückhaltebe-

cken. Zudem können ökologische Konfliktursachen ausgemacht werden, die Umwelt-

schäden auslösen und so zu Konflikten mit Naturschützern oder dem Naturpark führen, 

wie bspw. touristische Großprojekte oder Wintersportler. 

 
 

7.1.2 Momentane kulturelle Konflikte im Schwarzwald  

Touristische Kulturkonflikte begründen sich in den meisten Fällen in kulturellen Unter-

schieden zwischen den Einheimischen und den Touristen sowie einer Überfremdung 

durch Massentourismus (siehe Kapitel 2.2.2). Im Schwarzwald werden diese Arten von 

Konflikten von den Befragten nicht erwähnt. Außerdem spielt auch im Schwarzwald das 

Thema Abwanderung bereits eine Rolle. 

 

Ein großer, von verschiedenen Akteuren (z. B. Forstwirtschaft, Schwarzwaldverein und 

ADFC) angesprochener Konflikt besteht zwischen den Wanderern und den Fahrradfah-
rern, genauer gesagt zwischen den gemütlichen Spaziergängern und den auf schnellen 

Fahrrädern fahrenden Mountainbikern. Da dieser Konflikt zwar eine große Bedeutung für 

die Befragten hatte, in dieser Arbeit jedoch ausschließlich um Konflikte zwischen Touris-

musakteuren und nicht-touristischen Akteuren bearbeitet werden, soll an dieser Stelle nur 

am Rande darauf eingegangen werden.89 

                                                 
89 Spaziergänger und Mountainbiker nutzen oftmals die gleichen Wege und fühlen sich durch die 
jeweils andere Gruppe gestört. Somit kann die Situation auf der einen Seite als Flächenkonflikt 
bezeichnet werden. Auf der anderen Seite beschreiben die Befragten den Fall jedoch als „men-
schlichen Konflik t“. „Es ist kein Problem des Nicht-Aneinander-Vorbei-Kommens, des Platzes, der 
Schwierigkeiten, es ist ein Kommunikationsproblem.“, d.h. ein Verstehenskonflikt (siehe Ropers, 
Kapitel 2.3.2). Laut Schwarzwaldverein sind die Mountainbiker rücksichtslose Fahrradfahrer, da sie 
sich einer Körpersprache bedienen, die „aggressiv, schnell, dominierend, dominant“ sei. Der die 
Fahrradfahrer vertretende ADFC sieht hingegen einen „verlagerten Autofahrer-Radfahrer-Konflik t“. 
Letzteres begründet der ADFC damit, dass sich der Wanderer in seiner Rolle als Autofahrer schon 
auf der Straße über den dort langsamen Fahrradfahrer ärgert und diesem dann auf seinem Rund-
weg erneut ausweichen muss. Obwohl diese Konfliktsituationen zwischen Fahrradfahrern und 
Wanderern laut Naturpark lediglich Einzelfälle sind – „10%, wo es problematisch ist und 2% Idio-
ten“ –, empfiehlt der Schwarzwaldverein für einige Gemeinden mit ausgewiesenen Radwegen die 
dortigen Wanderstrecken aus diesem Grund zu vermeiden. Zur Lösung dieses Konfliktes könnten 
beide Parteien auf unterschiedlichen Wegen kanalisiert und entzerrt werden (es existieren bereits 
etwa 8.000 km ausgeschilderte Mountainbikewege), wobei angemerkt wird, dass es in beiden 
Gruppen Personen gibt, die sich nicht an die Beschilderung halten. Seit Jahren gestaltet sich eine 
informelle wie auch formelle Regelung als schwierig. So wurde, vom Schwarzwaldverein angeregt, 
in Baden-Württemberg eine Regelung erlassen, nach der Mountainbiker im Wald nur auf über zwei 
Meter breiten Wegen fahren dürfen. Diese breiten, meist forstwirtschaftlich genutzten Wege sind 
für Mountainbiker nicht  besonders attraktiv. Die Regelung ist außerdem nicht allen Gästen be-
kannt, weswegen diese Wege von vielen Radfahrern sozusagen „illegal“ genutzt werden. Darüber 
hinaus fahren sie auf den breiten Wegen deutlich schneller, wodurch sich der Konflikt bei Begeg-
nung mit Wanderern auf eben diesen Strecken verschärft. Aus diesem Grunde finden weiterhin 
Runde Tische zum Thema Fahrradverkehr sowie Mediationsverfahren zwischen Wander- und 
Fahrradfahrerverbänden statt. 
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Ein soziokultureller Konflikt ergibt sich durch die Umgestaltung der traditionellen Architek-

tur, zu denen die landwirtschaftlichen Schwarzwaldhöfe gehören. Die besondere Bauart 

des Eindachhofes ist sehr kostspielig. Hinzu kommt, dass eine moderne Bauweise mehr 
Komfort bietet („Die junge Familie, die möchte auch nicht im Museum leben“) oder neue 

Nutzungsmöglichkeiten, wie optimierte Stallplätze. Eine dementsprechende positive Um-
gestaltung wird jedoch wegen des Verlustes des touristisch wertvollen Landschaftsbildes 

und der Tradition vom Schwarzwaldverein und Tourismus als bedauerlich angesehen und 
stellt deswegen einen Konflikt dar: „Diese Idylle (...) wird dadurch etwas zerstört.“ Im tradi-

tionsreichen Schwarzwald geht die Meinung über die Kultur bei der jüngeren Bevölkerung 

in zwei Richtungen. Auf der einen Seite tritt die Jugend aus Heimatvereinen aus, auf der 

anderen Seite besinnt sie sich auf traditionelle Werte. Von einem Konflikt zwischen der 

jüngeren und der älteren Bevölkerung wird allerdings nicht berichtet.  
 

„Weil es immer zwei Fraktionen gibt: Die Traditionalisten, die wollen alles traditio-
nell, da darf dann gar nichts mit Disko und Action sein, die wollen nur ihren Hei-
matabend und ihre Blasmusik haben. Und dann gibt es auch die andere Fraktion, 
die sagt: Wir müssen jetzt auf modern und Rambazamba. Und alte Zöpfe, weg 
damit.“ (Bürgermeister) 

 

 
Konflikte zwischen der Bevölkerung und den Touristen aufgrund einer Einschränkung der 

Lebensweise treten im Schwarzwald kaum auf. Neben der oben erwähnten Verkehrssi-

tuation am Feldberg berichten lediglich die Anbieter des ÖPNV von einer Problematik, 

wenn sowohl Gäste mit der KONUS-Karte als auch Schüler und Pendler zu Stoßzeiten 

die Fahrzeuge nutzen und ein Sitzplatzmangel entsteht. Zur Konfliktregelung werden zu-

sätzliche Fahrzeuge bereitgestellt. Ob jedoch schon von einem „Kulturkampf“ (siehe 

Senghaas, Kapitel 2.3.2) gesprochen werden kann, ist jedoch zu bezweifeln. 

 
„Der späte Schüler, der Ausflügler, die Berufstätigen und jetzt neu, auch die KO-
NUS-Gäste treffen sich jetzt alle vor derselben Einheit, die immer noch drei Wagen 
lang ist, genauso, wie sie morgens drei Wagen lang war, ist sie es mittags immer 
noch. Jetzt hat man da das erste Mal richtig schön gepflegten Konflikt. KONUS-
Gäste (sitzen) drin, klar, steht ihnen zu, wir möchten sie gerne haben, dann 
(kommt) der Pendler, der uns als Dauerkunde ständig begleitet und der sieht, der 
Zug ist voll, ich habe keinen Platz mehr.“ (Schwarzwaldbahn) 

 
Wie an der Nordsee kann auch im Schwarzwald eine gewisse Form der Abwanderung 

festgestellt werden. Landwirtschaftliche Betriebe verpachten aufgrund der finanziellen 

Situation ihre Flächen zunehmend an größere Bauern oder nutzen diese touristisch, so 

dass in der Region ein Strukturwandel in der Landwirtschaft zu beobachten ist. Zudem 
„gibt es viele Höfe, die haben keinen Hofnachfolger.“ Der Naturpark spricht in den Hoch-

lagen des Schwarzwalds von einer „Entvölkerung des ländlichen Raumes“, also einer 

Abwanderung der Bevölkerung. Besonders die junge Generation zieht es in strukturstär-
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kere Gegenden, so dass vielerorts bereits Nachfolger für touristische Angebote oder 

Landwirte für die Landschaftspflege fehlen.  

 
„Wir haben sicherlich ein Problem, dass unsere jüngere Generation, wenn sie Be-
rufe ergreifen, die mit Tourismus nichts zu tun haben, hier abwandert.“ (Bürger-
meister) 

 
Dürftig renovierte Unterkünfte und Gastronomieangebote sowie ein als schlecht wahrge-

nommenes Preis-Leistungsverhältnis verschärfen den Rückgang der touristischen Ein-

nahmen und fördern ein Aufgeben bzw. einen Abzug der touristischen Anbieter.  

 
„Generationskonflikt dahingehend, dass die Generationen, die heute noch eine 
Pension, Ferienwohnung, Hotel hat (…) keine Nachfolger mehr hat. Das heißt, da 
gibt es einen Investitionsstopp, (...) ich investiere nicht mehr, da ich keine Nachfol-
ger habe. Und dann sind die Betten leer, weil nicht mehr investiert wird, (…) der 
Gast erwartet heute ein bisschen mehr.“ (Schwarzwald Tourismus GmbH) 

 
Jedoch hält der Tourismus laut dem befragten Bürgermeister in manchen Orten „die Jun-

gen im Dorf und vor allem haben wir dadurch auch Zuzug“. 

 
 
Anhand der Interviewgespräche lassen sich folgende kulturell bedingte Konfliktsituationen 

zusammenfassen: 
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Tabelle 18: Analyse ausgewählter gegenwärtiger Kulturkonflikte im Tourismus und daraus 
resultierendes Migrationspotenzial im Schwarzwald (eigene Darstellung) 

Konfliktursachen bisheriger Konfliktverlauf und beteiligte Akteure 
kulturelle Unter-
schiede 

keine kulturellen Unterschiede 

Moderne vs. Tradi-
tion 

nicht durch Touristen, sondern zwischen den Akteuren in Bezug 
auf traditionelle Architektur  

Gefühl von 
Fremdbestimmung 

Mangel an Sitzplätzen im ÖPNV bei Pendlern und Touristen, Ver-
kehr zu Spitzenzeiten  

Arbeitsmigration Abwanderung aus dem ländlichen Raum, besonders der jungen 
Bevölkerung 
 
wenig Nachfolger für touristische Angebote 

 
Klassische touristische Kulturkonflikte, wie in Kapitel 2.4 definiert, können für den 

Schwarzwald nicht erkannt werden. Hier herrschen auf der einen Seite so bezeichnete 

kulturelle Unterschiede zwischen Touristen und ein Konflikt zwischen Tradition und Mo-

derne zwischen Lokalakteuren untereinander. Letzteres ist ein gutes Beispiel dafür, dass 

in manchen Fällen die Bevölkerung nach einer Modernisierung strebt und nicht durch den 
Tourismus an der Entwicklung gehindert werden möchte: „Wir leben hier und das muss 

sich weiterentwickeln.“ Auch verursachten die Touristen durch ihr Auftreten bisher kaum 

eine Einschränkung der Lebensweise der Bevölkerung.  

 Eine Abwanderung besonders der jungen Bevölkerung aus den ländlichen Gegen-

den sowie ein Rückgang der touristischen Häuser macht sich im Schwarzwald bereits 
bemerkbar. 

 
 

7.2 Auswirkungen infolge des Klimawandels auf den Schwarzwald 

und Maßnahmen der Akteure 

Das Klima des Schwarzwaldes entspricht dem typischen Klima eines Mittelgebirges, das 
sich aus dem Zusammenwirken von Faktoren, wie Topografie, Seehöhe, Exposition, 

Windschutz und geografischer Breite ergibt. Klimatische Unterschiede treten daher schon 

auf kleinstem Raum auf. Das südwestliche Gebiet des Schwarzwaldes zählt dabei zu den 

mildesten und wärmsten Regionen Deutschlands (vgl. Harlfinger, 1985). Das Potsdam-

Institut für Klimafolgenforschung (PIK) hat in dem Verbundvorhaben KLARA (Klimawan-

del-Auswirkungen, Risiken, Anpassung) die klimatischen Veränderungen für das Bundes-

land untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass je nach Schwarzwaldregion bereits in dem 

vergangen Zeitraum von 1951 bis 2000 eine Temperaturzunahme um 0,6 und 1,5°C, in 

den Wintermonaten im Südschwarzwald sogar um mehr als 2,5°C, gemessen wurde (vgl. 

Stock, 2005: 1). Zusätzlich fallen die milden Winter niederschlagsreicher und die heißen 

Sommer trockener aus. Dementsprechend ist eine Zunahme der Starkniederschlagstage 

und Sommertage sowie ein Rückgang der Frosttage zu verzeichnen (vgl. ebd.: 34), wäh-
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rend sich Sonnenscheindauer, Bewölkung und Windgeschwindigkeit nur minimal geändert 

haben (vgl. ebd.: 21). 

Wie Abbildung 35 zeigt, werden für die Zukunft bis zum Jahr 2055 eine durch-

schnittliche Temperaturzunahme um 1,2 °C (1,14 bis 1,35 °C), eine weitere Abnahme der 

Frosttage sowie eine Zunahme der heißen Tage und Sommertage modelliert (vgl. ebd.: 

42). Weiterhin werden sich die anderen meteorologischen Größen nur unwesentlich än-

dern (vgl. ebd.: 21).  

 

 
Abbildung 35: Differenzen der mittleren Anzahl an Frosttagen (links) und Sommertagen 
(rechts), 2046 - 2055 im Vergleich zur Basisperiode 1951 - 2000 (Stock, 2005: 43f.) 

 
Auch Berechnungen von Oehler & Matzarakis (2007) für die Schwarzwälder Regionen 

Bad Rippoldsau-Schapbach (730m) und Feldberg (1076) ergeben für den Zeitraum 2021 

bis 2050 eine deutliche Abnahme der Tage mit Kältestress (physiologische äquivalente 

Temperatur, PET < 0 °C), dafür eine leichte Zunahme von Hitzestress (PET > 35 °C) und 

Schwüle, wobei der Hitzestress auf dem Feldberg aufgrund der Höhe nicht eintreten wird 

(zu Grunde liegende IPCC-Szenarien: B1 und A1B).  

Im Allgemeinen wird es in höheren Lagen kühler und weniger schwül bleiben als in 
tiefer gelegenen Gebieten (vgl. Stock, 2005: 60; Oehler & Matzarakis, 2007: 269). Matza-

rakis & Tinz (2008) sehen in der zukünftig besseren thermischen Eignung für den Touris-

mus förderliche Bedingungen für Wandertouren und die Nutzung der Badeseen in den 

Höhenlagen des Schwarzwalds (vgl. Matzarakis & Tinz, 2008: 252). Im Wintertourismus 

rechnet das PIK dagegen mit Einbußen (vgl. Stock, 2005: 3). Bezüglich des Schneepo-

tenzials berechnen Matzarakis & Endler (2008) für die Szenarien B1 und A1B eine Ab-

nahme von 10 bis 20 Tagen. Insbesondere Wintersportgebiete unter 800 Höhenmetern 

müssen mit einem Rückgang der regelmäßigen Schneedecke rechnen (vgl. Schönbein & 



193 
 

Schneider, 2003: 2: Zebisch et al., 2005: 140). Wurde in dem Zeitraum 1992 bis 2002 

noch eine natürliche Schneedeckendauer von über vier Wochen gemessen, so rechnet 

das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg damit, dass diese Situation im Jahr 2025 

nur noch in den höchsten Lagen des Südschwarzwaldes und in einem Gebiet im Nord-

schwarzwald (Hornisgrinde) eintreten wird. „Eine Schneedeckenandauer von über 14 Ta-

gen ist unterhalb 1200 bis 1300 m NN regelmäßig nicht mehr zu erwarten.“ (Wirtschafts-

ministerium Baden-Württemberg, 2005: 43). Abbildung 36 zeigt großflächige Gebiete in 

Baden-Württemberg mit weniger als 14 natürlichen Schneetagen pro Jahr (dunkelrot). Nur 

in wenigen Gebieten in den Hochlagen des Schwarzwaldes werden bis zu dem kurz- bis 

mittelfristig berechneten Jahr 2025 noch 15 bis 21 Tage (orange), 22 bis 28 Tage (gelb) 

oder 29 bis35 Tage (grün) erwartet. 

 

 
Abbildung 36: Potenzielle mittlere Andauer der Schneedecke von mehr als 10 cm, Möglich-
keit im Jahr 2025 (Bearbeitung: Deutsche Sporthochschule Köln, Institut für Natursport und 
Ökologie, Datengrundlage Schneider & Schönbein 2002, Institut für Physische Geographie 
Universität Freiburg, zitiert nach: Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 46) 

 
Viele niedrig gelegene Skigebiete werden dadurch ihre Zielgruppen, das heißt Tagestou-

risten, junge Gäste und Anfänger des Skisports verlieren (vgl. Bürki et al., 2005) – Ziel-

gruppen, die auch der Schwarzwald mit seinen leichten und mittelschweren Pisten be-

dient (vgl. Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 9f.).  

Des Weiteren hat in der Vergangenheit die Häufigkeit von Stürmen in Baden-

Württemberg zugenommen. Jedoch können über die zukünftige Sturmentwicklung für den 
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Schwarzwald laut PIK keine eindeutigen Aussagen getroffen werden (vgl. Stock, 2005: 

169). 

 

Zusammenfassend wird demnach für die Schwarzwaldregion eine Zunahme der Durch-

schnittstemperatur und trockenerer Sommer ohne Tage mit Hitzestress erwarten. Eine 

Verlängerung der Sommersaison und verbesserte Wanderbedingungen werden als mög-

lich erachtet. Auf der anderen Seite muss der Tourismus jedoch mit negativen Faktoren 

rechnen, wie etwa Schneemangel sowie eine leichte Zunahme von Hitzestress, beson-

ders in den niedrigen Lagen.  

Große Auswirkungen hat der Klimawandel auch auf die Biodiversität des Waldes, 

wodurch sich indirekte Folgen für den Naturtourismus und die landschaftliche Attraktivität 

des touristischen Gebietes ergeben. Besonders kälteliebende Pflanzen und Tiere, wie das 

Auerwild, müssen in höher liegende Zonen wandern. Jedoch fehlen hier genauere Unter-
suchungen, inwieweit die Arten tolerant gegenüber der Erwärmung sein werden. Darüber 

hinaus können auch neue Arten hinzukommen (vgl. Stock, 2005: 149). Der Borkenkäfer z. 

B. profitiert von den wärmeren Temperaturen, bei denen er innerhalb einer Vegetations-

periode bis zu zwei oder drei Generationen hervorbringen kann. Was die Waldbrandge-

fahr betrifft, wird lediglich die Leeseite des Schwarzwaldes einem leicht erhöhten Risiko 

ausgesetzt sein (vgl. ebd.: 102). Eine erhebliche Gefährdung ist weder für einzelne Teile 

noch für den Schwarzwald insgesamt zu erkennen (vgl. Zebisch et al., 2005).  

 
 

7.2.1 Auswirkungen durch Klimawandel im Schwarzwald 

Die Daten aus Kapitel 3.4.2 wurden den Interviewpartnern in einem qualitativen Szenario 

vorgelegt (siehe Anhang D). Aussagen zu Auswirkungen und Maßnahmen der Akteure 

infolge des Klimawandels in der Schwarzwaldregion werden im Folgenden wiedergege-

ben. 

Die befragten Tourismusakteure sehen für die Tourismusbranche Vorteile durch eine zu-

nehmende Zahl von Wanderern und Fahrradfahrern, die im Sommer aus den heißen Tä-
lern in die kühleren Berge kommen, „oben ist die Luft angenehm kühl und rein“. Der 

ADFC gibt an, dass Fahrradfahrer in den Schwarzwald fahren, „weil hier im Rheintal ge-

rade im Sommer die Temperaturen unerträglich werden“. 

 
„Direkte Auswirkungen des Klimawandels auf den Tourismus (...) würde ich sagen, 
(da) wird der Schwarzwald wahrscheinlich sogar eher profitieren, weil er attrakti-
ver, so gesehen, im Sommer wird. Also wir Freiburger gehen in den Schwarzwald, 
wenn es uns zu heiß wird.“ (Schwarzwaldverein) 

 
Zudem würde sich durch eine wärmere Wassertemperatur der Seen eine längere Bade-

saison ergeben. Von einer Erhöhung der Temperaturen würden auch die Winzer und so-
mit „der Weintourismus (...) sicherlich profitieren.“ Grundsätzlich kann so im Schwarzwald 

die Sommersaison verlängert und die Nebensaison verstärkt genutzt werden. Insgesamt 
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hätten die Einwohner, aber auch die Gäste bei schönem, warmem Wetter „gute Laune, 

ein anderes Flair“ könnte sich entwickeln.  

Die Energiewirtschaft sieht einen Nutzen in der verstärkten Nutzung von Solar-

energie bei mehr Sonnentagen.  

 
Es werden auch mögliche negative Auswirkungen durch wärmere Temperaturen gese-
hen. Zum Teil könnte die Algenblüte in Stehgewässern zunehmen. Kraftwerke stünden 

bei zu wenig und zu warmem Wasser in den Flüssen vor Problemen in der Stromerzeu-

gung und -lieferung. Gäste müssten verstärkt auf ein steigendes Hautkrebsrisiko achten. 

Im Schwarzwald könnten sich weitere Extremwetterereignisse wie Starkregen und Hoch-

wasserereignisse intensivieren. Starkniederschläge würden sich sowohl auf die Schifffahrt 

auswirken, da eventuell die Fahrt unterbrochen werden müsste, als auch auf den Wein-
bau, der von einer „Entwicklung von Schadpilzen und auch (einem) Einwandern von 

Schädlingen, die man vorher nur im Süden kannte, (und die sich) jetzt (...) auch bei uns 

etablieren“, spricht. Auch vom Sturm beschädigte Bäume wirken sich nicht nur wegen 

hoher Ernteverluste auf die Forstwirtschaft, sondern ebenso auf den Tourismus aus.  

 
„Beispiel Lothar 1999, der große Sturm, der über den Schwarzwald weggefegt ist. 
(...) Da gab es auch sicherlich Absagen von irgendwelchen Gästen, die dann doch 
nicht in den Schwarzwald gereist sind aus diesem Problem. Es gibt ja auch immer 
diese dramatischen Darstellungen in den Medien.“ (Schwarzwald Tourismus 
GmbH) 

 
Dieser Umweltstress (von Biermann als Desaster bezeichnet, siehe Kapitel 3.4.1) könnte 
weitere Konflikte auslösen. Als positiven Effekt können Stürme jedoch auch durch eine 

Lichtung der Wälder zu einer Verbesserung der Artenvielfalt beitragen.  

 

Besonders gravierende Auswirkungen des Klimawandels werden für den Wintertourismus 

erwartet. Da eine Abnahme der Schneesicherheit für Wintersportorte zu erwarten ist und 

nur Teile des Skigebietes in Zukunft künstlich beschneit werden können, werden typische 
Winterlandschaften durchschnittlich abnehmen. „Und ob es regnet oder schneit, das ist 

immer so eine Lotterie“, wie der Skiliftbetreiber feststellt. Dadurch werden nicht nur Win-

tersportler, sondern auch andere Gäste wegbleiben, die im Winterurlaub auf der Suche 

nach einer weißen Schneelandschaft zukünftig in andere Regionen reisen werden.  

 
„Aber jetzt lassen Sie den Schnee weg sein und dann schauen Sie mal, wie viele 
dann noch hinfahren. Fährt nachher keiner mehr hin. Die Leute kommen ja auch 
zum Teil mit Kindern, die Kinder gehen Ski fahren. Oder aber es kommen Leute, 
die gucken den Skifahrern zu. Das ist der Reiz des Schnees. Ich bin überzeugt, 
wenn man keinen Schnee hat, dann fährt da keiner hin. Bei Skibetrieb ist Leben 
da.“ (Skiliftbetreiber) 

 
Finanzielle Einbußen im Wintertourismus werden laut IHK besonders für Skiliftbetreiber 
befürchtet. „Wir haben ja auch Winter, wo es überhaupt keinen Tourismus gab, weil es 

nicht genug Schnee gab“ (ADFC). Ein Wegbrechen der kleinen Skipisten hätte weiterhin 
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zur Folge, dass immer weniger Personen den Skisport erlernen würden. „Und wenn es 

dann keiner mehr lernt, ist Skisport kein Breitensport mehr.“ Die Forstwirtschaft vermutet, 

dass Skifahrer in andere schneereiche Gebiete fahren könnten:  

 
„Wenn sie hier vor grünen Wiesen gestanden sind, dann werden sie das nächste 
Mal überlegen, gehen wir doch gleich in die Alpen oder so. Also da kann es durch-
aus sein, dass (die) Klientel geringer wird.“ (Forstwirtschaft) 

 
Lediglich die Campingplatzbetreiber befürchten keine Einbußen in den Wintermonaten, da 

ihre Hauptsaison eher in die Sommermonate fällt. Für sie stellen eher Überschwemmun-

gen ein Risiko dar, falls der Campingplatz an einem Fluss gelegen ist. Andere wetter-

unabhängige Angebote, wie Freizeitparks mit Indoorangeboten oder Thermalbäder, ge-

ben an, dass sie sogar von schneearmen Wintern profitieren, solange die Gäste trotzdem 

in den Schwarzwald fahren.  

 

Auch für Tiere und Pflanzen würden die wärmeren Temperaturen Veränderungen bedeu-
ten, insofern dass laut Schwarzwaldverein „besonders empfindliche Lebensräume, die an 

Kälte gewöhnt sind, also ab 1.000 Metern Höhe, dass die natürlich gewissermaßen mit 
diesen Temperaturen nach oben wandern. (...) Aber das wissen wir nicht, inwieweit die 

Pflanzen dann doch tolerant sind, dieses und jenes auszuhalten.“ 

 
„Der Auerhahn ist eigentlich der Charaktervogel des Schwarzwaldes. (...) Aber 
speziell das Auerhuhn, das von Haus aus in lichten Tundrawäldern lebt, ist bei uns 
auf die Hochlagen angewiesen.“ (Naturschutz) 

 
Bisher gepflanzte Baumarten, wie die Fichte, stammen ursprünglich aus der kälteren, bo-

realen Zone. Zudem fallen sie bei Sturm leicht um. Schon jetzt sind Fichten häufig Opfer 

von Borkenkäfern, die sich bei wärmeren Temperaturen schneller vermehren und in 

sturmgeschädigten Bäumen Brutstätten finden. Somit werden die Bäume des Schwarz-

waldes durch den Klimawandel anfälliger gegenüber Schädlingen:  
 

„Ein Zeichen vom Klimawandel, also die Klimaextreme und gleichzeitig höhere 
Durchschnittstemperaturen fördern eben den Borkenkäfer. Vor allen Dingen auch 
sein Vermehrungspotenzial. Da sind (...) dann eben nicht in einem Jahr in einer 
Vegetationsperiode zwei Generationen, (sondern) teilweise sogar drei Generatio-
nen. Und wenn eben dann Wälder durch Stürme geschädigt sind, dass die Bäume 
(...) dann Brutstätten für den Käfer sind und (die) sich dann weiter ausdehnen 
(können).“ (Forstwirtschaft) 

 
Auf eine Veränderung des Niederschlags angesprochen treffen die Befragten keine Aus-

sagen zu möglichen positiven oder negativen Auswirkungen. Auch eine stark erhöhte 

Waldbrandgefahr wird nicht thematisiert. 
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7.2.2 Adaptionsmaßnahmen im Schwarzwald 

a) Adaptionsmaßnahmen der Tourismusakteure 
Wie bereits im Theorieteil als Möglichkeit dargestellt, gehen auch die Befragten im 

Schwarzwald von einer Verlängerung der touristischen Sommersaison aus. Sommerakti-

vitäten könnten dann verstärkt auch in der Nebensaison angeboten werden. Hotels und 

Restaurants öffnen bereits jetzt schon ganzjährig. Der DEHOGA vermutet, dass die Au-

ßengastronomie ausgebaut werden wird und eine Klimaanlage in Hotels zukünftig Stan-

dard sein könnte. Viele öffentliche Verkehrsmittel sind heute schon standardmäßig mit 

Klimaanlagen ausgestattet. Die Seen werden aufgrund ihrer Höhenlage zwar weiterhin 

sehr kalt bleiben, dafür könnte aber eine verstärkte Nachfrage nach weiteren Baggerseen 

oder Freibädern entstehen.  

Bei schwülen Tagen in Tallagen und einer damit verbundenen „Talflucht“ vor der Hitze 
kommt es laut Naturschutz zu einem überdurchschnittlichen Gästeaufkommen: „(eine) 

Konzentration auf wenige Hochlagengebiete, (...) und zu einer Menschenkonzentration in 

überwiegend sensiblen Bereichen“. Schon jetzt erzählt ein Skiliftbetreiber, gibt es Besu-

cher auf den Gipfeln, die für einen erholsamen Schlaf aus dem heißen Tal kommen: 
 

„Als es in den letzten Jahren so heiß war, da hatten wir hier oben 40 bis 50 Leute 
jede Nacht, die von Freiburg hochkamen, weil sie nie schlafen konnten, weil es so 
heiß war, dass sie den Schlafsack gepackt haben und hier oben geschlafen ha-
ben.“ (Skiliftbetreiber)  

 
Dieses für eine Wanderung angenehme Klima könnte stärker vermarktet werden. Die 
Wälder bieten Schutz vor Schwüle, Wärme und UV-Strahlen. Allerdings müssen die sen-

siblen Ökosysteme durch neue Lenkungsmaßnahmen vor einer zu hohen Frequentierung 

geschützt werden. 

Die Kriterien einer Auszeichnung von Kurorten mit Prädikaten könnten sich mögli-
cherweise ändern, im Moment geht der Heilbäderverband jedoch „nicht davon aus, dass 

es durch stärkere Sonnentage oder durch stärkere oder durch so genannte Hitzewellen, 

die Sie da beschreiben, dass es da im Moment jetzt zu Verschiebungen kommen wird.“ 

Aus den verschiedenen Gesprächen mit unterschiedlichen Tourismusakteuren er-

gibt sich, dass jede Zielgruppe von Touristen anders auf das Wetter reagiert. So reisen 

Camper bei langanhaltendem Regen früher ab als Gäste mit einer festen Unterkunft. Und 

Wanderer reagieren sensibel auf Hitze, während die Fahrradfahrer die Hitze aufgrund des 

Fahrtwindes nicht als störend empfinden. 

 
Langfristig muss für den Winter mit einer Verkürzung der Skisaison gerechnet werden. 

Mittelfristig wird versucht, die Auslastung von Skipisten mit Hilfe von Kunstschnee hoch zu 

halten. Eine Alternative zum Schnee gibt es für die Skiliftbetreiber nicht. 

 
„Skifahren und Beschneiung (...) es gibt keine Alternative. Man kann auf Nische 
machen, aber es kann nicht jeder auf Nische machen. Man kann in einem Hotel 
eine Nische machen, aber nicht beim Skifahren.“ (Skiliftbetreiber) 
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Der Skiliftbetreiber sieht die Möglichkeit, zu beschneien noch auf weitere Jahrzehnte ge-
geben: „Wenn wir drei kalte Nächte haben, dann können wir die Schneeanlage anmachen 

und haben den Skibetrieb von Weihnachten bis Ostern gesichert. Und das wird in den 

nächsten 30 Jahren meiner Meinung nach so sein. Jedoch hätte das Auswirkungen auf 

das Landschaftsbild. Dann ist die Landschaft grün und dort, wo ich Ski fahre, da habe ich 

richtig Schnee drauf.“ Dennoch kann die künstliche Schneeerzeugung nicht die Dauer der 

Skisaison hinauszögern. Denn wenn die Temperaturen zu warm für die Herstellung von 

Kunstschnee werden, rentieren sich die hohen Kosten für den Energie- und Wasserver-

brauch90 nicht mehr rentieren. Daher geht die Planung von Anpassungsstrategien für den 

Tourismus von Seiten des Landesmarketings über den Einsatz von Kunstschnee hinaus. 
Um Gäste zu halten werden bspw. schneeunabhängige Angebote für einen „Sport im 

Winter“ anstelle von Wintersport entwickelt. Die Busbetreiber sehen im Übrigen trotz des 

Klimawandels weiterhin Anschaffungskosten für Winterreifen, da weiterhin mit schneerei-
chen Wintern gerechnet wird. 

 
Das Bauvorhaben von Skihallen als Alternative wurde auf Grund der bereits beschriebe-

nen Konflikte nicht umgesetzt. Weitere Umbaumaßnahmen, wie von Schlepp- zu schnee-

unabhängigen Sesselliften, würden sich laut dem Vertreter der Skiliftbetreiber nicht überall 

lohnen, da eine touristische Nutzung nur an attraktiven Orten, wie dem Belchen oder dem 

Feldberg, stattfindet. Die Wintersportinfrastruktur in niedrig gelegenen Gebieten wird je-
doch kaum noch finanziell gefördert. Langfristig müssen Skilifte aufgegeben werden, 
schon jetzt berichtet der Skiliftbetreiber von „einem großen Skilift-Sterben. Das wird die 

nächsten Jahre ein Drittel weniger im Schwarzwald.“ Der ADFC berichtet in diesem Zu-

sammenhang von der Umstellung eines Skiliftes auf Rädertransport für Mountainbiker in 

Frankreich.  

Aufgrund des Schneemangels wird bei der Beschilderung neuer Loipen nach An-

gaben des Naturparks bereits heute überlegt, ob und an welchen Orten diese zukünftig 
ausgewiesen und damit öffentliche Gelder investiert werden sollen. „Geht man das Projekt 

überhaupt noch an?“ Sportarten mit einer geringen Schneeabhängigkeit, wie Schnee-

schuhwandern, haben die Chance, die entstehende Lücke zu füllen. Das vom Naturschutz 

genannte Beispiel eines Volksskilaufs zeigt, dass Veranstaltungen so organisiert werden 

können, dass bei Ausfall des Events kaum Einbußen für die Veranstalter entstehen, wenn 

das Serviceangebot verkleinert wird und die Läufer den Großteil der Kosten selbst über-
nehmen. Das gilt auch für Skilanglaufzentren, die über Fördervereine organisiert und fi-

nanziert werden können. 

 

                                                 
90 „Nicht zu unterschätzen sind die hohen Kosten, die mit dem Bau und dem Unterhalt von techni-
schen Beschneiungsanlagen verbunden sind. So werden beim Neubau von modernen Be-
schneiungsanlagen Kosten zwischen 25.000 und 100.000 Euro pro Hektar beschneiter Piste kalku-
liert. Die Produktionskosten für einen Kubikmeter Schnee belaufen sich zwischen einem und fünf 
Euro. (...) Der Wasserbedarf für eine technische Schneedecke von 25 cm Mächtigkeit ist bei ca.  
1.200 m3 pro Hektar anzusetzen.“ (Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2005: 52f.) 
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Wie die Profilthemen der Schwarzwald Tourismus GmbH zeigen, werden im Schwarzwald 

bereits wetter- und saisonunabhängige Programme, wie Wellness-, Gastronomie- oder 

Kulturangebote angeboten. Es stellt sich jedoch als Schwierigkeit dar, ein Alleinstel-

lungsmerkmal für die Region zu generieren, die sich von anderen (Mittelgebirgs-

)destinationen Deutschlands abhebt, um so auch eine neue Zielgruppe von Wintertouris-

ten anzusprechen:  
 

„Es ist eine andere Klientel. Ich würde nicht sagen, dass der Skifahrer von gestern 
morgen wandern geht. Wenn er keinen Schnee hat, dann geht er in die Schweiz 
oder andere Gebiete, wo noch Schnee liegt. Ich glaube nicht, dass der Skifahrer 
sagt: ‚Dann schnüre ich mir morgen die Wanderstiefel an und gehe wandern.’ Da 
sprechen wir von zwei verschiedenen Zielgruppen.“ (Schwarzwald Tourismus 
GmbH) 

 
Besonders die Anzahl der Übernachtungen werden nach Meinung der Regionalplanung 
bei Schneemangel in den Wintermonaten abnehmen und verstärkt durch „Eintagestou-

rismus“ abgelöst werden91.  

Überdachte Bereiche und Indoor-Angebote bieten jedoch, wie z. B. in einem Frei-

zeitpark, eine gute Alternative über das ganze Jahr. Auch der DEHOGA berichtet von 

Hotels, die ihr Übernachtungsangebot mit Indoor-Golfplätzen, Wellness, Tagungsangebo-

ten, Reithallen, Langlaufloipen oder überdachten Kletterparks erweitern. Theoretisch 
könnten so Ideen entstehen, wie etwa „die ganze Seestraße (Hauptstraße im touristisch 

hoch frequentierten Titisee-Neustadt, Anmerkung der Autorin) zu überdachen. Warum 

nicht?“ (DEHOGA).  

 

Als Anpassungsmöglichkeiten vor dem Hintergrund erwartbarer Sturmschäden werden 

Versicherungsabschlüsse (z. B. bei Campingplätzen mit zusätzlichem Überschwem-

mungsrisiko) oder kurzfristige Sturmwarnungen genannt. Während eines Sturmes ist eine 

Unterbrechung des Bahn- oder Seilbahnbetriebes nötig. Baum- und Waldschäden auf den 

Gleisen, Straßen oder im Wald können erst nach dem Extremwetterereignis beseitigt 

werden. Waldschäden können jedoch auch aktiv als Aussichtspunkte für Wanderer und 

als besonderes Naturerlebnis für Touristen vermarktet werden: 
 

„Das ist ein Pfad, der geht über, (...) Wurzeln, (...) rauf und runter, wo man eben 
sehen kann, wie eine Fläche, die nicht geräumt wurde nach Lothar oder nur teil-
weise geräumt, wie sich da wieder ein Wald von Natur aus entwickelt. (Im) Nord-
schwarzwald hat Lothar natürlich auch für den Tourismus durchaus positive Fol-
gen. Denn man ist da ja teilweise stundenlang, kilometerlang im finsteren Wald ge-
laufen. Lothar hat Ausblicke geschaffen.“ (Forstwirtschaft) 

 
Der Gastronomie stehen eine ganz Reihe von Möglichkeiten offen, um sich an die bevors-

tehenden Änderungen anzupassen: neben der Bestuhlung im Freien zählen hierzu ein 

                                                 
91 Zusätzliche schneeunabhängige Aktivitäten stellen laut der Internationaler Alpenschutzkommis-
sion CIPRA keinen Ersatz für Ski- und Snowboardfahrer dar (vgl. CIPRA, 2006: 138).  
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neues, eher mediterran geprägtes Essens- und Getränkeangebot bei entsprechend neuen 

regional angebauten, ehemals eher südländisch vorkommenden Lebensmittel oder die 
Einführung innovativer Spezialitäten, wie z. B. die „Schwarzwälder Eistorte“. Der Weintou-

rismus könnte von den besseren Bedingungen für wärmeliebende Rebsorten profitieren, 

wobei der Weinbauverband darauf achten will, dass die einheimischen Rebsorten bewahrt 

werden, um sich auch in Zukunft mit den regional typischen Weinen, wie Weiß- oder 

Grauburgunder, von anderen Regionen abgrenzen zu können. Es gilt jedoch, extrem tro-

ckene Standorte, Extremwetterereignisse sowie neue Strategien der Schädlingsbekämp-

fung zu berücksichtigen.  

 
 
b) Adaptionsmaßnahmen der nicht-touristischen Akteure 
Auch nicht-touristische Akteure werden sich an die sich verändernden Bedingungen an-

passen müssen. Besonders die klimasensible Land- und Forstwirtschaft wird überlegen, 

auf neue Pflanzenarten umzusteigen:  

 
„Man muss eben dann auf Baumarten wechseln, die nicht so temperaturabhängig 
und käferabhängig sind. Man setzt da zum Teil auf die Douglasie. (...) Die Bu-
chenzonen werden sich auch weiter in höhere Lagen verlagern müssen. Wobei 
hier im Schwarzwald die Buche an sich sogar bis in die Gipfellagen wachsen kann. 
(...) Aber sie wird in den unteren Lagen eben auch Probleme bekommen. (...) Und 
dann wird man eben teilweise mit Eichen, teilweise mit anderen Laubbäumen, mit 
der Roteiche möglicherweise, (...) operieren müssen.“ (Forstwirtschaft) 

 
Dadurch wird sich die Artenzusammensetzung der Wälder ändern. „Das wird auch finan-

ziell gefördert, eben Mischbestände in hohen Laubholzanteilen, in der Regel Buchen, teil-

weise auch mit Ahorn.“ Ein Mischwald hat verschiedene Vorteile gegenüber einer Mono-

kultur. Er ist resistenter gegen Faktoren, die durch den Klimawandel verstärkt werden, wie 

Borkenkäfer oder Sturmschäden, verbessert das Landschaftsbild und erhöht die Vielfalt 
der Ökosysteme. „Das Waldbild, also auch ästhetisch wunderbar. Das wird auch vom 

Naturschutz akzeptiert.“ Allerdings benötigt ein entsprechender Waldumbau viele Jahr-

zehnte. Nach einem Sturm kann das gefallene Holz wirtschaftlich verwendet werden. Je-

doch verursachen Sturmschäden auch immer Kosten für die Forstwirtschaft, da die Wie-

derbegrünung der Kahlflächen finanzielle Investitionen erfordert und laufende Einnahmen 

fehlen. Gerade Privatbesitzer sind in solchen Fällen auf einen staatlich geförderten Wie-

deraufbauzuschuss angewiesen. Vorbeugende Maßnahmen können zumindest kurzfristig 

nicht getroffen werden:  

 
„Wir machen den Betrieb weiter so, wie das planmäßig vorgesehen ist und hoffen, 
dass uns kein weiterer Lothar oder Kyrill oder sonst wer dazwischen kommt.“ 
(Forstwirtschaft) 

 
Es besteht weiterhin die Möglichkeit, dass in Zukunft womöglich die Ackerbauflächen in 

höheren Lagen ausgebaut werden, wobei sich die Bewirtschaftung mit Maschinen auf-

grund der Steillage schwierig gestaltet.  
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Andere Akteursgruppen nutzen technische Maßnahmen zur Vorbeugung. So bereiten sich 

Windkraftanlagenbetreiber bereits jetzt auf Sturmereignisse vor. Auch die Rheinschifffahrt 

investiert in den technischen Bau der Wasserstraße und verbessert ihre Wasserstand-

svorhersagen. Als Vorsichtsmaßnahme vor Hochwasser müssen laut Gewässerschutz 

Kläranlagen mit genügend Regenüberlaufbecken oder Hochwasserrückhaltebecken aus-

gestattet werden und entsprechende Flächen von Besiedelung und landwirtschaftlicher 

Nutzung freigehalten werden. Sie können jedoch auch touristisch genutzt werden: 

 
„Und wenn ein kleiner Dauerstau besteht, dann wird es von der Bevölkerung sehr 
gerne als Naherholungsgebiet benutzt, dann sind es richtige Mehrzweckseen, da 
wird geangelt, da wird gebadet, da wird gecampt und so weiter.“ (Gewässerschutz) 

 
 
Die in Kapitel 3.4.2 angeführten klimatischen Veränderungen und ihre Auswirkungen wer-

den von den Interviewpartnern bestätigt, wie etwa die positiven Veränderungen für Wan-

derer und Badende oder die negativen Auswirkungen für den Wintertourismus, den Wald-

bestand oder die Biodiversität. Abgesehen davon können noch Faktoren hinzugefügt wer-

den, die im Theorieteil nicht aufgeführt wurden, so z. B. bessere Bedingungen für den 

Weintourismus und für Fahrradfahrer. Hinzu kommen sowohl die positiven Auswirkungen 

auf die Artenvielfalt nach Sturmschäden im Wald oder der Vorteil für Thermalbäder und 

Freizeitparks bei schlechtem oder schneearmen Wetter, als auch negative Effekte, wie 

eine Algenbildung in Seen, Flussüberschwemmungen oder eine Zunahme neuer Schäd-

linge im Weinbau.  
 

Die von den Befragten genannten Anpassungsmaßnahmen beziehen sich dabei beson-

ders auf die in Tabelle 5 genannten Punkte „Verlust vermeiden“ (z. B. Aufforstung von 

Mischwäldern, Anpassung der Schädlingsbekämpfung oder Bau von Regenüberlaufbe-

cken) und „Aktivität ändern“ (z. B. Diversifizierung des Wintertourismusangebots). Als 

positiv ist hierbei anzumerken, dass eine Strategie des „Nichtstuns“ von keinem der Ak-

teure erwähnt wird. Stattdessen wird sogar die Vulnerabilität des Schwarzwaldes, z. B. mit 

einem Waldumbau hin zu Mischwäldern, gesenkt.  

 

Bezogen auf den Tourismus (siehe Kapitel 3.3.3.1) werden alle –von Simpson et al. 

(2008) vorgeschlagenen Anpassungsthemen – bis auf Bildung – im Schwarzwald abge-

deckt: 

 
• Technik (künstliche Beschneiung, Klimaanlagen) 
• Management (Vermarktung der frischen Bergluft, Versicherung, Sturmwarnung) 
• Politik (Regenüberlaufbecken, Wiederaufbauzuschuss für die Forstwirtschaft nach 

Stürmen) 
• Forschung (robustere Sorten im Weinbau und in der Forstwirtschaft) 
• Verhalten (Verlängerung der Sommersaison, Konzentration der Gäste in den Hö-

henlagen) 
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In Bezug auf die in Abbildung 19 dargestellten Adaptionsmaßnahmen in Gebirgsregionen, 

die Akteuren des Wintersporttourismus offen stehen, treffen für den Schwarzwald mehre-

re Optionen zu. Auf der einen Seite wird in höheren Lagen mittelfristig an der Erhaltung 

des Skitourismus (mit Hilfe technischer Maßnahmen) festgehalten. Auf der anderen Seite 

gibt es jedoch auch bereits Bemühungen, Angebotsergänzungen im Winter (Wellness, 
Kultur) und einen Vier-Jahreszeiten-Tourismus (Stärkung der Sommersaison) anzubieten. 

Nur in den vom Wintersport abhängigen Destinationen oder bei Skiliftbetreibern ist stel-

lenweise ein „Weiter-so-wie-bisher“-Denken (Fatalismus) erkennbar.  

 
Abgesehen von diesen Anpassungsmaßnahmen wurden die Schwarzwaldakteure auch 

nach den bisher durchgeführten bzw. geplanten Strategien zum Klimaschutz angespro-

chen. Die Antworten werden im folgenden Kapitel zusammengefasst. 
 
 

7.2.3 Mitigationsmaßnahmen im Schwarzwald 

a) Mitigationsmaßnahmen der Tourismusakteure  
Für Tourismusakteure bietet sich vor allem im Bereich Mobilität die Möglichkeit, Treib-

hausgasemissionen zu reduzieren. Von den Interviewpartnern genannt wurden vor allem 

die steigende Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel und laut des Vertreters der Busun-
ternehmen ein „touristisch steigender Stellenwert“ des Schwarzwaldes seit Einführung der 

KONUS-Gästekarte im Jahr 2006. Die Busunternehmen verzeichnen eine „deutliche 

Nachfragesteigerung, das wird genutzt. Die Leute kommen zwar großteils mit dem Auto 

(in den) Schwarzwald, aber sie lassen das Auto stehen.“ Zunächst wurde die Einführung 

der KONUS-Karte laut Vertreter der Regionalbahn von einigen Gemeinden zwar kritisiert. 

Da die Kosten auf die Kurtaxe umgelegt werden, bestand die Befürchtung, die Gäste wä-
ren nicht bereit, dies zu zahlen, wodurch „alle am Anfang sehr skeptisch waren. Weil es ja 

auch mehr Geld kostet, die Kurtaxe wird ja letztendlich ein bisschen teurer.“ (Regional-

bahn) Diese Bedenken haben sich heute gelegt. Das Angebot stellt sogar eine weitere 

Attraktion für die Region dar. 

Dieses Potenzial kann noch ausgeschöpft werden. Vviele Strecken werden noch 

zu wenig mit öffentlichen Verkehrsmitteln angefahren, wie die beschriebenen Verkehrs-

konflikte an den Aussichtspunkten Feldberg und Belchen verdeutlichen. Nach Schätzung 
des Skiliftbetreibers wird der Bus zum Belchen zu „vier Prozent benutzt“. 

Die Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu geführten Wanderungen wird vom 

Schwarzwaldverein unterstützt. Da aber nach Aussagen des Schwarzwaldvereins in den 

1970er Jahren stark in die Parkplatzinfrastruktur investiert wurde, nutzen die Gäste wei-
terhin das Auto.  

 
„Die Leute kommen dann sowieso mit dem Auto. (...) Ja, überall gibt es die Wald-
parkplätze. In den 70er Jahren hat man das ja angelegt, die sind seitdem nicht 
verschwunden, sondern die gehören zur Infrastruktur.“ (Schwarzwaldverein) 
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Die Interessen der Fahradfahrer werden laut ADFC nach wie vor zu wenig berücksichtigt. 

Der Vertreter der Busbetriebe bestätigt dies zumindest indirekt: Seiner Aussage nach gibt 

es nur sehr wenige Fahrradbusse, dies allerdings aufgrund der mangelnden Wirtschaft-

lichkeit: 

 
„Wenn wir das im Sonderverkehr machen, das kostet dann immens Geld, weil da 
kostet nicht nur der Anhänger Geld, da kostet auch das Fahrzeug Geld, da muss 
ein Fahrer her. Und dann ist es natürlich so, wenn schlechtes Wetter ist, dann fah-
ren wir das ganze Angebot umsonst und wenn schönes Wetter ist, können wir 
nicht genug herkriegen. Also Fahrrad und Bus ist ein Thema, das sich immer wie-
der beißt.“ (Busunternehmen) 

 
Zudem bemängelt der ADFC, wie schon in Kapitel 5 angesprochen, fehlende fahrradfah-

rerfreundliche Angebote in Fernverkehrszügen der Deutschen Bahn, die zur Anreise ge-

nutzt werden bzw. genutzt werden könnten.  

Eine energiesparende Fahrweise der Bus- und Bahnfahrer wird in Zeiten steigen-

der Kraftstoffpreise eher aus ökonomischen Gründen verfolgt, stellt aber auch eine Klima-
schutzmaßnahme dar. Hierfür werden auch Schulungen und „Wettbewerbe, wer ist der 

beste energiesparende Fahrer im Verkehrsbetrieb?“, veranstaltet. Eine entsprechende 

Fahrweise ist jedoch, bspw. bei einem engen Taktplan der Regionalbahn, nicht immer 

möglich.  

Weiterhin wird von den Akteuren des ÖPNV mit Hilfe einer verbesserten, effizien-

teren Technik versucht, weitere Treibhausgase einzusparen. So können die neueren 

Bahnen beim Befahren abschüssiger Streckenabschnitte oder beim Bremsen selbst 
Strom erzeugen. Dieselloks werden vermehrt durch Elektrobahnen ersetzt:  

 
„Wenn wir etwas Neues kaufen, dann kaufen wir auch schon moderne Loks, (...) 
die machen Strom beim Bergrunterfahren, (...) das heißt, wenn drei Züge auf der 
Schwarzwaldbahn nach St. Georgen runterfahren nach Hausach machen die so 
viel Strom, dass ein Zug hochfahren kann.“ (Regionalbahn) 

 
Alternative Treibstoffe, wie das so genannte AdBlue, werden bereits von einigen Busun-

ternehmen im Schwarzwald verwendet. Auch im Baubereich wird die Nutzung regenerati-

ver Energien ausgebaut. Der Einsatz von Sonnenkollektoren nimmt zu, sie befinden sich 
auf den Dächern von Bauernhöfen, der befragte Skiliftbetreiber hat einen auf dem Dach 

der Talstation des Skilifts installiert, genauso wie der Betreiber des Campingplatz auf dem 

Dach der Sanitäranlagen seines Campingplatzes. Selbst die Idee, die als Souvenir belieb-

ten Kuckucksuhren mit Solartechnik auszustatten, wird geäußert. Weiterhin können Wind-

kraft, Wärmepumpen oder Biomasse, z. B. aus den eigenen Wäldern oder Weinreben, 
genutzt werden. Hier können „Hotels mit Hackschnitzelheizung ihren Gästen sagen: ‚Guck 

mal hier ist der Wald, hier kommt die Wärme fürs Hotel her’“. Diese Strategien sind im 

Hotelleriebereich bisher noch wenig vertreten, da ökonomische Probleme und ein hohes 

Arbeitsaufkommen im Tagesgeschäft Vorrang haben. Zudem fehlt nach Ansicht der 

Schwarzwald Tourismus GmbH der Druck seitens der Kunden, die sich wohl eher auf-

grund des Preises als der Klimafreundlichkeit für ein bestimmtes Hotel entscheiden.  
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„Ich weiß ja nicht, wohin sich die Trends bewegen. Aber momentan nicht. Ich 
glaube nicht, dass hier jemand anruft und sagt, ich hätte gerne ein klimabewusstes 
Hotel. Ich glaube, da spielt der Preis bis jetzt noch eine zu große Rolle. (...) Ist das 
schön gelegen dieses Hotel? Vielleicht, wenn ich zwei Hotels habe und das eine 
hat noch diese Klimaaspekte drin und das andere nicht und (sie) sind auch preis-
gleich und was auch immer. Aber ich glaube es nicht, dass es irgendwann mal der 
Entscheidungsgrund sein sollte. Das kommt vielleicht mit den Jahren. Es ist mo-
mentan ja auch dieses Klimaerwachen, das spielt zunehmend eine Rolle.“ 
(Schwarzwald Tourismus GmbH) 

 
Im Schwarzwald befindet sich das erste klimafreundliche Hotel Deutschlands, das sich 

jedoch mit externen Kompensationsprojekten behelfen muss. Die Debatte, ob ein „freige-

kauftes Gewissen“ (sowohl von den Gästen und der Öffentlichkeit als auch von der Kon-

kurrenz) als Lösung akzeptiert wird oder ob ein Hotelbetrieb auch allein mit den Mitteln, 

die der Schwarzwald bietet, Klimaneutralität erreichen könnte, steht bei einigen Hoteliers 
zur Diskussion: „Man ist nicht klimaneutral auf diese Art und Weise. Wenn ich in Afrika 

einen Baum anpflanze.“ 

Gastronomen können als Mitigationsmaßnahme verstärkt Nahrungsmittel aus der 
Region anbieten. Es wird nach Angaben der Landwirtschaft bereits „immer stärker forciert, 

regionale Produkte zu kaufen“. 

 
 
b) Mitigationsmaßnahmen der nicht-touristischen Akteure 
Auch nicht-touristische Schwarzwaldakteure nutzen regenerative Energien von Windkraft- 

oder Photovoltaikanlagen. Wie an der Nordsee, haben einige Landwirte eine Windkraftan-
lage auf ihrem Feld stehen und können deshalb laut Landwirtschaft als „Windmüller“ be-

zeichnet werden. Die Akteure berichten, dass schon früher im Schwarzwald die Biomasse 
des Waldes und Wasserkraft genutzt wurden. „Wenn man jetzt kleinere Gebiete hat, kann 

man den Wald je nachdem schon auch nutzen. In der Region, für die Region, über Rest-

produkte (für) der Landwirtschaft.“ Zusätzlich, betont die Forstwirtschaft, kann ein nach-

haltig genutzter Wald als CO2-Speicher bezeichnet werden. Zwar wirtschaften bisher nur 

wenige Unternehmen im Schwarzwald klimaneutral, dagegen beginnt die Bevölkerung, 

ihre Häuser zu isolieren oder auf Solar- und Holzenergie umzusteigen. Eine unabhängige 
Energieversorgung einzelner Gemeinden durch Wasserkraft und Holznutzung hält die 
Energiewirtschaft durchaus für möglich: „Ich meine, in waldreichen Gebieten wie dem 

Schwarzwald kann man im Prinzip eine unabhängige Energieversorgung etablieren. Das 

heißt, es könnten alles Städte und Dörfer werden, die mehr oder weniger unabhängig 

sind.“  

Alternative Treibstoffe und eine treibstoffsparende Fahrweise spielen nicht nur in 

der Rheinschifffahrt, sondern auch in der Bevölkerung eine Rolle. Allerdings sind im länd-
lichen Raum viele Orte und „viele Höfe (...) nur mit dem Auto erreichbar“, so dass den 

Einwohnern für einen Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel gewisse Grenzen gesetzt 

sind.  
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Zusammengefasst lassen sich für den Schwarzwald folgende Mitigationsmaßnahmen 

festhalten:  

 
• Effizienzsteigerung (Energieerzeugung beim Befahren abschüssiger Strecken und 

beim Bremsen der Bahn) 
• Energieeinsparung (energiesparende Fahrweise bei Bus, Bahn und Rheinschiff-

fahrt) 
• Einsatz alternativer Treibstoffe (AdBlue) 
• Nutzung regenerativer Energien (Windkraft, Solar, Wärmepumpen, Biomasse) 
• Modal Shift (Ausbau des KONUS-Angebotes) 
• CO2-Speicherung (im nachhaltig genutzten Waldbestand)  
• Kompensationszahlungen (beim klimaneutralen Hotel) 
• Förderung lokaler gastronomischer Produkte 

 
Weiteres Potenzial besteht noch in Hinblick auf Energieeinsparungen der Unterkünfte 

oder beim in Bezug auf den Ausbau des Fahrradtransports und weiterer Anbindungen 

durch die KONUS-Karte. Die letztgenannten Optionen könnten auch eine Verhaltensver-

änderung der Urlauber ermöglichen. Von keinem Befragten wurden Möglichkeiten er-

wähnt, die bspw. auf ein verbessertes Management im ÖPNV zielen, z. B. bei der Sitz-

platzauslastung. 
 

Nachdem die Aussagen der Interviewpartner wiedergegeben wurden, soll im Folgenden 

verstärkt auf die Beantwortung der Arbeitshypothesen eingegangen und neues Konfliktpo-

tenzial durch Klimawandel analysiert werden. 

 
 

7.3 Neue Konfliktpotenziale im Schwarzwald infolge des Klimawan-

dels 

Wie bereits für die Nordseeregion dargestellt, sollen im Folgenden nun auch für den 

Schwarzwald neue mögliche Konfliktpotenziale infolge des Klimawandels entlang der Ar-

beitshypothesen 1 bis 4 beschrieben werden. Hierzu werden Aussagen der Interviewpart-

ner genutzt und um eigene Interpretationen möglicher Konflikte ergänzt. 

 
 

7.3.1 Potenzial von Ressourcenkonflikten im Schwarzwald 

In Arbeitshypothese 1 wird vermutet, dass der Klimawandel zu Ressourcenknappheit und 

somit zu Konflikten führt. Auf die konkrete Frage hin, ob die Akteure in Zukunft einen 

Mangel an bestimmten Ressourcen erwarten, können die Befragten diese Vermutung für 

den Schwarzwald jedoch nicht bestätigen. 

Wie für die Nordsee, werden auch im Schwarzwald selbst im Falle einer Tempera-

turerhöhung sowohl Wasserknappheit als auch ein Trinkwasserproblem von Seiten des 
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Gewässerschutzes eher ausgeschlossen, „es sei denn, der Niederschlag verändert sich 

extrem“. Viele landwirtschaftliche Höfe und Campingplätze besitzen eine eigene Quelle 

und sehen keine drohende Gefahr des Wassermangels:  
 

„Die Schwarzwaldhöfe (...) haben alle ihre eigene Quelle. Und wenn da mal die 
Hofschüttung der Hofquelle halt im Sommer abnimmt, passiert es halt inzwischen, 
dass es rauf und runter geht. Wenn es halt stärker runtergeht, dann wird man sich 
(dagegen) wappnen müssen. Aber Konflikte sehe ich jetzt eigentlich keine, was 
Wasser angeht.“ (Schwarzwaldverein) 

 
Auch ein direktes Konfliktpotenzial aufgrund knapper werdender Flächen infolge steigen-
der Nachfrage ist nicht ersichtlich, da laut der IHK im Schwarzwald „genug unbebaute 

Fläche“ vorhanden ist. Da außerdem eine Gefahr der zukünftigen Flächenverknappung 

durch physikalische Prozesse, wie z. B. die Erosion an der Küste, im Schwarzwald nicht 

erkennbar ist, kann auch in diesem Punkt kein weiteres Konfliktpotenzial festgestellt wer-

den. 

Aufgrund der wärmeren Temperaturen ist, wie bereits in Kapitel 7.2.1 beschrieben, 
mit einem Verlust der kälteliebenden Arten und einer verringerten Biodiversität zu rech-

nen. Allerdings ist unklar, inwieweit hierdurch neue Tier- und Pflanzenarten hinzukommen 

werden. Auch könnte in einigen (Bade-)Seen eine verstärkte Algenbildung erfolgen. Neue 

Konfliktpotenziale um diese Ressourcen können dennoch nicht interpretiert werden.  

Laut Forstwirtschaft ist auch die Ressource Holz im Schwarzwald ausreichend 

vorhanden und wird nachhaltig bewirtschaftet. Es bestehen sogar noch Reserven in Form 

von Privatwäldern, die bisher kaum ökonomisch genutzt werden. Aufgrund der großen 

Waldflächen ist auch die bisherige und zukünftige Vulnerabilität durch Waldschäden (aus-

gelöst durch mögliche intensivere Stürme und damit einhergehend besseren Bedingun-

gen für Borkenkäfer) eher gering. Zudem könnten zukünftig angepasste, robustere Bau-

marten diesen Bedingungen widerstehen, so dass ein Konflikt durch Holzknappheit vor-

erst nicht erwartet wird.  

„Das ist im Schwarzwald bisher auch im Hinblick auf den Tourismus eher das 

Problem, dass es tendenziell eher zu viel Wald gibt“ (Regionalplanung). Diese Aussage 
machen auch der DEHOGA, die Forstwirtschaft und der Skiliftbetreiber. Darum ist es laut 

Forstwirtschaft „absolut wichtig, dass man jeden Quadratmeter, der noch nicht Wald ist, 

offen hält“. Diese Offenhaltung gewährleistet hauptsächlich die Landwirtschaft.  
 

„Das ist ja eigentlich, das ist ja das Hauptproblem. Der Rückzug, der Rückgang 
der Landwirtschaft führt eben zu einem Landschaftswandel, das ist ganz eindeutig. 
Es ist ja nicht so, dass wir hier jeden Quadratmeter von uns aus aufforsten, son-
dern die Flächen werden eben teilweise sich selbst überlassen. Dann ist der Wald 
sehr schnell da.“ (Forstwirtschaft) 

Zudem birgt die Kulturlandschaft eine höhere Artenvielfalt. Aufgrund der oben genannten 
Abwanderung der jüngeren Bevölkerung und des Rückgangs im Agrarsektor, wird es je-

doch laut Forstwirtschaft immer schwieriger, diese Kulturflächen freizuhalten. Eine direkte 

Konfliktursache wegen einer möglichen Veränderung des Landschaftsbildes oder des 
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Rückgangs von Biodiversität ist jedoch auch hier nicht erkennbar und wird zudem nicht 

direkt durch den Klimawandel beeinflusst. 

 

Insgesamt konnten durch die Experteninterviews keine infolge des Klimawandels direkt 

ausgelösten Konflikte durch Ressourcenknappheit (im Tourismus) nachgewiesen werden. 

Bei der Betrachtung der in Kapitel 7.1 genannten momentanen Konfliktsituationen können 

jedoch eigene Überlegungen zu möglichen Konfliktpotenzialen hinzugefügt werden: 

 
Tabelle 19: Vergleich bisherige und mögliche neue Ressourcenkonflikte im Schwarzwald 
infolge des Klimawandels (eigene Darstellung) 

bisherige Ressourcenkonflikte mögliche Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels 

Fläche/Boden 
Verkehr an touristisch attraktiven Plätzen 
 
 
 
Planung von Großprojekten (Parkhaus, 
Skihallen)  
 
Hochwasserrückhaltebecken, Umsiedelung, 
Baubeschränkung 
 

 
verstärktes Konfliktpotenzial bei Konzentration 
der Gästezahlen auf wenige Gebiete und ei-
nem erhöhten Gästeaufkommen 
 
Konfliktpotenzial durch weitere Adaptions-
maßnahmen (siehe Kapitel 7.3.3) 
 
Konfliktpotenzial durch weitere Adaptions-
maßnahmen (siehe Kapitel 7.3.3) 

Ruhe/Luftqualität  
nur kleinere Konflikte wegen Lärm durch 
Güterzüge oder Freizeitpark 
 

 
keine neuen Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels erkennbar 

Biodiversität 
(Winter-)Sportler beeinträchtigen Tiere und 
Pflanzen � Besucherlenkung 
 
 
Kunstschnee � nur auf wenigen Flächen 
 

 
verstärktes Konfliktpotenzial bei Konzentration 
der Gästezahlen auf wenig Gebiete und ein 
erhöhtes Gästeaufkommen 
 
Konfliktpotenzial durch weitere Adaptions-
maßnahmen (siehe Kapitel 7.3.3) 
 

Landschaftsbild 
Windkraftanlagen als optische Beeinträchti-
gung und Lärmemittenten 

 
Konfliktpotenzial durch weitere Mitigations-
maßnahmen (siehe Kapitel 7.3.4) 
 

Wasser/Badequalität  
Beeinträchtigung in Badeseen durch Angler 
und Landwirtschaft möglich 

 
keine neuen Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels erkennbar 

Waldfläche/Holz 
Forstarbeiten am Wanderweg 

 
keine neuen Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels erkennbar 
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bisherige Ressourcenkonflikte mögliche Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels 

Kapital /finanzielle Mittel 
Landesbudget, Konkurrenz um Fördermittel 

 
Konfliktpotenzial durch Finanzierung von 
Adaptions- oder Mitigationsmaßnahmen (sie-
he Kapitel 7.3.4) 
 

 
Wie für die Nordsee, fällt für den Schwarzwald auf, dass zukünftige mögliche Ressour-

cenkonflikte sich mit Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen als Ursache (Arbeitshypo-
these 3) überschneiden. Sie werden genauer in Kapitel 7.3.3 bzw. 7.3.4 aufgeführt. Der 

Klimawandel wird wahrscheinlich keinen direkten Einfluss auf die oben beschriebenen 

Ressourcenkonflikte zwischen dem Tourismus und anderen Akteuren im Schwarzwald 

nehmen, sondern eher einen indirekten durch weitere Mitigations- und Anpassungsmaß-

nahmen.  

Aufgrund möglicherweise steigender Gästeanzahlen sowie einer Konzentration von Tou-

ristenströmen in höheren Lagen könnte aber durchaus ein Flächenkonflikt im Schwarz-

wald entstehen, da sowohl im Sommer (kühle Sommerfrische) als auch im Winter 

(Schneesicherheit) die wenigen Flächen der Hochlagen vermehrt angefahren werden. 

Somit ist auch nicht von einer Entzerrung des Verkehrs bzw. Konfliktverminderung (bspw. 

am Feldberg) und einer Entlastung für die Bevölkerung auszugehen92. Durch diese Kon-

zentration könnten auch die Konflikte mit den Naturschützern zunehmen, da sich Gäste 

verstärkt auf kleinem Raum in sensiblen Gebieten mit seltenen Arten aufhalten würden. 

 
Arbeitshypothese 1 kann somit für den Schwarzwald nicht bestätigt werden. Lediglich eine 

bisherige Konfliktsituation um hochfrequentierte Ausflugspunkte deutet darauf hin, dass 

ein Flächenkonflikt durch eine Veränderung der lokalen Reiseströme aufgrund von verän-

derten klimatischen Bedingungen möglich ist. Allgemein könnte vermutet werden, dass 

bei einer Zunahme der Gästezahlen (die z. B. die kühleren Höhenlagen den heißen Tä-

lern vorziehen), auch der Wasserbedarf steigt und hierbei Engpässe auftreten könnten. 

Dies kann jedoch zumindest mittelfristig für den wasserreichen Schwarzwald ausge-

schlossen werden. Die von Brauch (Abbildung 27) genannten Faktoren und möglichen 

Konfliktursachen, wie Wassermangel, Nahrungsknappheit, Urbanisierung oder Bodenero-

sion bzw. Desertifikation, können im Schwarzwald nicht identifiziert werden. 

 
 

                                                 
92 Eine signifikante Zunahme von Staus durch eine weitere räumliche Verdichtung der Skigebiete 
infolge des Klimawandels beschreiben Tepfenhart, Mauser & Siebel (2007) auch für Gebiete in 
Süddeutschland, Österreich und in der Schweiz. Das Bundesministerium (2005) schlägt für „Zent-
ren mit hoher Nachfrage im Wintersportbereich“ alternative Möglichkeiten zur Anreise, wie Shuttle-
busse oder die Nutzung des ÖPNV mit dem Skipass, vor. Trotz Schneemangels wird ein zukünfti-
ger Anstieg der Besucherzahlen erwartet: „Es wird in Zukunft wichtig sein, die Verkehrsproblematik 
näher in Augenschein zu nehmen, um den zunehmenden Freizeitverkehr bewältigen zu können.“ 
(Bundesministerium, 2005: 65).  
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7.3.2 Konfliktpotenzial von kulturellen Konflikten und Arbeitsmigration 

im Schwarzwald 

Wie oben betrachtet, treten kulturelle Konflikte bisher eher selten auf. Als Ausnahme kann 

ein Gefühl der Beeinträchtigung durch Touristen im Pendelverkehr gelten. Diskussionen 

treten auch innerhalb der Akteure auf, bspw. wenn es um eine Modernisierung traditionel-

ler Häuser geht.  

 

Auch für die Zukunft erwarten die Befragten im Schwarzwald kaum Kulturkonflikte mit 

ausländischen Gäste aufgrund kultureller Unterschiede. Schon jetzt wird die Region von 

Gästen aus Ländern wie Belgien, Holland, Schweiz, Frankreich, Italien oder Spanien be-

sucht, aber auch aus den USA, Japan oder Russland. Konflikte sind bisher noch bekannt, 
dafür „sind es zu wenig Leute“.  

In Zukunft könnte eine Zunahme der ausländischen Gäste erfolgen. Aus den Inter-
viewgesprächen ist erkennbar, dass Italiener und Spanier im Sommer „jetzt schon vor der 

Wärme flüchten. Und wir haben Spanier gehabt, die haben sich gefreut über den Regen. 

Die fanden es toll. Wir haben keine Probleme mit dem Wasser, haben immer alles grün.“ 

Nach Meinung des Bürgermeisters sind Probleme lediglich dann zu erwarten, wenn zu-
künftig eine große Anzahl von Personen, die aufgrund von „äußerlichen Abgrenzungen“ 

als fremd wahrgenommen werden, mit für Deutsche als unhöflich empfundenen „Gepflo-

genheiten“ aufträten. Jedoch könnte bei einem langsamen Entwicklungsprozess über 

mehrere Jahrzehnte, wie es bei Klimaveränderungen der Fall ist, immer noch eine Ge-
wöhnung eintreten. Die Regionalplanung spricht außerdem von einer „eher weltoffenen 

Mentalität“ der Tourismusakteure im Schwarzwald. Auf der anderen Seite passten sich 

Gäste bei einem kurzen Aufenthalt der deutschen Kultur an. Kulturkonflikte werden somit 

von keinem der Befragten weder beobachtet noch erwartet. Im Gegenteil ist auf dem 
Campingplatz sogar ein Miteinander von Kulturen zu beobachten, die im Ursprungsland 
verfeindet sind, jedoch auf dem Platz ihre Zelte nebeneinander aufbauen. „Und da haben 

die gar keine Konflikte, absolut nicht. Im Gegenteil, das macht ja eigentlich das Camping 

aus.“ 

Eine Zunahme des Tourismus durch ausländische Gäste wird somit eher als 

Chance gesehen, die Übernachtungszahlen auf dem gleichen – mittlerweile stagnieren-

den – Niveau halten zu können.  
 

„Also ganz im Gegenteil, würde ich sagen, es ist ein Vorteil und ausländische Gäs-
te sind in Baden-Württemberg zusätzlich herzlich willkommen. Schon alleine, wenn 
wir die touristische Entwicklung und eben (die) demographische Entwicklung se-
hen, das heißt, das Potenzial, was wir erreichen können, im deutschsprachigen 
Raum, wird kontinuierlich kleiner. Das heißt, um die Übernachtungszahlen und 
Ankunftszahlen aufrechtzuhalten, werden wir darauf angewiesen sein, aus dem 
europäischen Ausland (...) neue Gäste zu generieren.“ (Heilbäderverband) 

Auch von einer Fremdbestimmung bei einer großen Anzahl von neuen Touristen aus dem 

Ausland, aber auch aus dem Inland, wird nicht gesprochen. Speisekarten, Internetseiten 
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oder Fahrpläne müssten dann mehrsprachig angeboten, die Serviceleistung verbessert 

werden. Neue Konfliktpotenziale sind hierbei nicht erkennbar. 

 

Eine Verschiebung der Traditionen aufgrund des Klimawandels ist nur geringfügig er-

kennbar. Zwar könnte sich durch den Klimawandel das regionale Essensangebot ändern, 

jedoch wird vom DEHOGA vermutet, dass weiterhin viele für den Schwarzwald typische 

Gerichte auch zukünftig angeboten werden, da fremde Gäste an lokalen, ihnen unbekann-
ten Speisen interessiert sind: „Wir Deutschen meinen, weil wir in China ein Weizenbier 

wollen, wollen die Chinesen Sake in Titisee trinken. Und das ist aber nicht so.“ 

Ein sich möglicherweise verschärfender Konflikt könnte jedoch im Bereich Solar-

anlagen vermutet werden, wenn diese auf traditioneller Architektur treffen. So sieht die 

Energiewirtschaft Konflikte zwischen dem Schwarzwaldverein und Besitzern von traditio-

nellen Eindachhäusern, die ihre Dächer mit Solaranlagen ausstatten möchten und damit 
auf Widerstand beim Schwarzwaldverein stoßen, weil dieser das Landschaftsbild beeint-
rächtigt: „Wenn Schwarzwaldhöfe statt der roten Ziegeldächer dann zukünftig Solarzellen 

drauf haben, da ist man dann angekommen in der Moderne vielleicht, aber ansonsten gibt 

es da, glaube ich, keinen Konflikt.“ (Energiewirtschaft) Auch der Campingplatzbesitzer 

spricht dieses Konfliktpotenzial an, meint jedoch, dass dies in Zukunft zu einem neuen 
Landschaftsbild dazugehören wird „und in 20, 30 Jahren ist Photovoltaik so im Dach in 

den Ziegeln integriert, dann interessiert es keinen mehr.“  

 

 

Vor dem Hintergrund einer möglichen Arbeitsmigration im Schwarzwald (Arbeitshypothe-

se 3) kann der Tourismus auch in einigen Orten im Schwarzwald als Haupterwerbsquelle 

bezeichnet werden. Gemeinden berichten, dass der Tourismus die jüngere Bevölkerung 

im Schwarzwald hält. Aus diesem Monoberufszweig kann jedoch auch eine starke Ab-

hängigkeit der Bewohner in Bezug auf die Gäste entstehen. Bei einem Einbruch des Win-
tersports würden in manchen Winterdestinationen „richtig Leute wegziehen müssen“93.  

Zusätzlich besteht die Problematik der fehlenden Nachfolger, nicht nur in der be-

reits erwähnten Landwirtschaft, sondern auch bei der Übernahme von Hotellerie und 

Gastronomie, der oben angesprochene „Generationenkonflikt“. Dieses vom DEHOGA so 

genannte und bereits stattfindende Gasthofsterben wird sich vermutlich auch auf die Kul-

tur auswirken, insbesondere auf die Tradition, Gaststätten als soziale Treffpunkte zu nut-
zen. „Dieses Kneipensterben, bei uns ist es ein Gasthofsterben, das beeinflusst die Kul-

tur. Aber warum sterben die denn? Weil keiner mehr hingeht. Also ist das schon tot, die 

Kultur.“ Somit ist eine zukünftige Arbeitsmigration von Tourismusakteuren nicht auszu-

schließen. Änderungen in den Gästezahlen durch klimatische Veränderungen könnten 

diese negative Entwicklung vielleicht stoppen. Klimafreundliche Produkte aus der Region 

                                                 
93 Eine ähnliche Entwicklung ist auch bei den Arbeitsplätzen in den Sägewerken denkbar. Zumin-
dest wird vom DEHOGA bei einer Veränderung der Baumbestände infolge des Klimawandels auch 
eine Abnahme der benötigten Arbeitskräfte in der Forstwirtschaft gesehen: „Weil die Kiefer lang-
samer wächst, das heißt, die Forstwirtschaft (...) ist weg. Oder zumindest auf k leiner Flamme. Es 
wird weniger Sägewerke geben. (...) Und das bringt eine kulturelle Veränderung mit sich.“ 
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(also Mitigation) und eine stärkere Außengastronomie (Adaption) könnten die Gastrono-

mie zusätzlich wiederbeleben.  

 
Die bisher analysierten kulturellen Konfliktsituationen in Tabelle 20 können zusätzlich dar-

aufhin überprüft werden, ob weitere Veränderungen der Konflikte infolge des Klimawan-

dels denkbar wäre. 
 
Tabelle 20: Vergleich bisherige und mögliche neue kulturelle Konflikte im Schwarzwald in-
folge des Klimawandels (eigene Darstellung)  

bisherige Kulturkonflikte mögliche Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels 

kulturelle Unterschiede 
keine kulturellen Unterschiede 

 
keine neuen Konfliktpotenziale infolge des 
Klimawandels erkennbar 

Moderne vs. Tradition 
nicht durch Touristen, sondern zwischen 
den Akteuren in Bezug auf traditionelle 
Architektur 

 
neue Konfliktpotenziale bei Solaranlagen 
auf traditionellen Schwarzwaldhofdächern 
(siehe Kapitel 7.3.4) 

Gefühl von Fremdbestimmung 
Mangel an Sitzplätzen im ÖPNV, erhebli-
che Verkehrszunahme zu Spitzenzeiten 

 
verstärktes Konfliktpotenzial bei einem 
Anstieg der Gästezahlen und einer 
vermehrten Nutzung des ÖPNV als 
Klimaschutzmaßnahme (siehe Kapitel 
7.3.4) wirtschaftliche Monostruktur  

Abwanderung aus dem ländlichen Raum, 
besonders der jungen Bevölkerung 
 
kaum Nachfolger für touristische Angebote 

 
mögliche Verschiebung der Arbeitsplatzsi-
tuation: Verlust im Winter, Gewinn im 
Sommer 

 
Die in Kapitel 2.2.2 beschriebenen sozialen Konflikte im Tourismus, wie Verlust von Tradi-

tionen, eine Verletzung kultureller Wertvorstellungen, Demütigung oder Neid, sind im 

Schwarzwald nach Angaben der befragten Akteure nicht vorzufinden. 

Zusammenfassend lassen sich bezüglich der bisherigen Kulturkonflikte durch kul-
turelle Unterschiede keine Veränderungen infolge des Klimawandels erkennen. Es könn-

ten sich aber Konflikte wegen des Aufeinandertreffens traditioneller und moderner Wert-

vorstellungen entwickeln, die sich nicht durch den Tourismus, sondern durch die Nutzung 

neuer Mitigationstechnik, wie Photovoltaikanlagen auf regionaltypischen Bauten, entzün-

den. Prinzipiell wäre dies auch denkbar bei anderen neuartigen Anpassungsmaßnahmen. 

Somit ergeben sich hier Überschneidungen von kulturellen Konflikten durch Maßnahmen 

infolge des Klimawandels. Dies wird jedoch nicht in Arbeitshypothese 2, sondern in Ar-

beitshypothese 4 aufgegriffen. Im Bereich Mitigation als Konfliktursache fällt auch das 

mögliche verstärkte Konfliktpotenzial um Sitzplätze bei der ÖPNV-Nutzung.  

Arbeitshypothese 2, also Kulturkonflikte durch veränderte Reiseströme, kann somit 

im Schwarzwald nicht bestätigt werden.  
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Dagegen wird Arbeitshypothese 3 durch die Interviews im Schwarzwald gestützt. Durch 

die klimatischen Veränderungen ist auf der einen Seite im Sommertourismus ein besseres 

Tourismusgeschäft möglich und könnte weitere Arbeitsplätze entstehen lassen oder zu-

mindest ein weiteres Abwandern der jungen Bevölkerung oder anderer Akteursgruppen 

(Gastronomie, Hotellerie, Landwirtschaft, Forstwirtschaft) reduzieren. Auf der anderen 

Seite ist jedoch eine verstärkte zukünftige Saisonalität denkbar, falls bei einem Verlust 

des Wintertourismus bei zukünftig zunehmendem Schneemangel Arbeitsplätze wegfallen 

oder sogar ein Großteil der Bevölkerung aus wintertouristisch abhängigen Gemeinden 

abwandern müsste.  

Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen können, wie oben dargestellt, sowohl auf 

die Entwicklung der Kultur als auch der Arbeitsmigration einen Einfluss nehmen. Im Fol-

genden werden sie im Zusammenhang mit Konfliktpotenzialen eingehend betrachtet.  

 
 

7.3.3 Neue Konflikte durch Anpassung an den Klimawandel im Schwarz-

wald 

Auf die Frage hin, ob ihnen neue Konflikte durch Anpassungsmaßnahmen einfielen, konn-

ten sich die meisten Befragten im Schwarzwald keine solchen Konfliktpotenziale vorstel-

len. Lediglich der Gewässerschutz befürchtet Probleme mit dem Grundwasser durch gro-

ße Felder der Grünwirtschaft, die übermäßig gedüngt werden oder infolge des Maisan-

baus als Anpassung der Landwirtschaft an den Klimawandel:  
 

„Aber auch dort könnten Sie neue Verhältnisse bekommen, wenn die verstärkt gül-
len, so dass das Zeug in den Untergrund geht. (...) Wenn die jetzt verstärkt Rin-
derwirtschaft da oben betreiben, dann werden sie verstärkt die Gülle anwenden, 
was natürlich (...) in den Untergrund gehen wird. Wenn es wärmer wird, gehen die 
vielleicht auch von der Graswirtschaft auf etwas anderes über, zum Beispiel auch 
da oben würde es sich lohnen, durch die Erwärmung Mais anzupflanzen. (...) Und 
Mais ist etwas, was wir, die Gewässerkundler äußerst ungern sehen. (...) Also das 
könnte durchaus Auswirkungen haben.“ (Gewässerschutz) 

 
Dabei kann das Konfliktpotenzial durch den Maisanbau als Adaptions- jedoch auch als 

Mitigationsmaßnahme (Biomasse als alternative Energiequelle) auftreten. Weitere Beden-

ken, besonders in Bezug auf den Tourismus, werden von den Experten nicht geäußert. 
Jedoch können weitere mögliche Konfliktsituationen durch Adaptionsmaßnahmen anhand 

der vorher aufgezeigten geplanten Maßnahmen projektiert werden. Tabelle 21 stellt die 

Veränderungen infolge des Klimawandels sowie die Auswirkungen und daraufhin getätig-

ten Adaptionsmaßnahmen dar. Daraus abgeleitete mögliche Konfliktpotenziale werden in 

der vierten Spalte genannt. 

 
Tabelle 21: Hauptveränderungen infolge des Klimawandels und ausgewählte Anpassungs-
maßnahmen im Schwarzwald sowie eigene Interpretation möglicher daraus resultierender 
Konfliktpotenziale (eigene Darstellung) 
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Veränderungen 
infolge des Kli-
mawandels 
 

Auswirkungen infolge 
des Klimawandels (vgl. 
Kapitel 7.2.1) 

Anpassungs-
maßnahmen (vgl. Ka-
pitel 7.2.2) 

mögliche Konfliktpo-
tenziale 

 
steigende Luft-
temperatur, mehr 
Sommertage, 
kaum Verände-
rung der heißen 
Tage, Abnahme 
von Kältestress 

 
Tourismus: mehr Wande-
rer und Radfahrer 
 
günstigere Bedingungen 
beim Weinbau bzw. Wein-
tourismus 
 
gute Bedingungen für 
Solarenergie 
 
Zunahme von Baum-
schädlingen 
 
Veränderung der (kälte-
liebenden) Ökosysteme, 
wie Fichte und Auerwild 

 
Verlängerung der Som-
mersaison 
 
Klimaanlagen in Hotels 
und ÖPNV 
 
 
verstärkte Planung von 
Baggerseen und Frei-
bädern 
 
Konzentration der Gäste 
in den Höhenlagen, 
Flucht aus den heißen 
Tälern 
 
 
Ackerbau in höheren 
Lagen möglich 

 
 
 
 
 
 
 
 
verstärktes Konfliktpo-
tenzial mit Naturschüt-
zern  
 
verstärktes Konfliktpo-
tenzial mit Naturschüt-
zern, neues Konfliktpo-
tenzial der Gäste unte-
reinander 
 
neues Konfliktpotenzi-
al mit Gewässerschutz 
(aber nicht Tourismus) 
 

 
Steigende Was-
sertemperatur 

 
Zunahme von Algenbil-
dung in Seen 
 
Weniger Wasser in Flüs-
sen 
 
 

 
Verlängerung der Bade-
saison bei Badeseen 

 
 
 

 
mögliche Zunah-
me der Intensität 
von Extremwet-
terereignissen 

 
Schadpilze und Schädlin-
ge im Weinbau nach 
Starkniederschlägen 
 
Sturmschäden im Wald, 
Zunahme von Baum-
schädlingen 
 
Überschwemmungen als 
Risiko für Campingplätze 
an Flüssen 
 

 
Regenüberlaufbecken 
oder Hochwasserrück-
haltebecken  
 
 
 
 
 
Versicherung (Cam-
pingplatz) 
 

 
weitere Abwanderung, 
Baubeschränkungen 

Veränderte Nie-
derschlagsbedin-
gungen (Nieder-
schlag fällt im 
Winter verstärkt 
als Regen, nicht 

Verluste für die Wintertou-
rismusindustrie 
 
im Winter positive Ent-
wicklung in Thermalbä-
dern und Freizeitparks  

Verkürzung der Skisai-
son 
 
mittelfristig künstliche 
Beschneiung � hoher 
Energie- und Wasser-

 
 
 
verstärktes Konfliktpo-
tenzial mit Naturschüt-
zern  
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Veränderungen 
infolge des Kli-
mawandels 
 

Auswirkungen infolge 
des Klimawandels (vgl. 
Kapitel 7.2.1) 

Anpassungs-
maßnahmen (vgl. Ka-
pitel 7.2.2) 

mögliche Konfliktpo-
tenziale 

als Schnee)  verbrauch, grün-weißes 
Landschaftsbild 
 
saison- oder schnee-
unabhängige Angebote: 
Sessellifte, Indoor-
Angebote, Skihallen-
Planung, Wellness, Kul-
tur, Gastronomie 
 
Verlagerung der Skifge-
biete in höhere Lagen 

 
 
 
verstärktes Konfliktpo-
tenzial mit Naturschüt-
zern  
 
 
 
 
verstärktes Konfliktpo-
tenzial mit Naturschüt-
zern 

 
Die Ressourcenkonflikte wegen Kunstschnee, Hochwasserrückhaltebecken und der Pla-

nung von Großprojekten als zukünftige Adaptionsmaßnahmen rücken hier wieder in Fo-
kus. Hauptsächlich können verstärkte Konflikte mit den Naturschützern aufgrund von 

Maßnahmen gegen den Schneemangel vermutet werden. 

Da sich wahrscheinlich die Wintersportarten in den höheren Ebenen auf einem 

kleineren Raum konzentrieren werden – genauso wie auch im Sommer denkbar bei neu-

en Gästen auf der Suche nach „frischer Bergluft“ – , könnten einerseits neue Konflikte bei 

den Gästen untereinander auftreten (bspw. im Verkehrsbereich). Da es sich bei den Hö-

henlagen zusätzlich um ökologisch besonders sensible Flächen handelt, ist auch ein sich 

verstärkender Konflikt zwischen dem Tourismus, der die Tier- und Pflanzenwelt stärker 

schädigen könnte, und dem Naturschutz bzw. dem Naturpark denkbar. Schon heute beo-
bachtet der Schwarzwaldverein: „Der Konflikt mit dem Naturschutz und den Skifahrern ist 

dieses Konzentrieren.“ Unklar bleibt vorerst, ob eine Saisonverlängerung die Konflikte mit 

dem Naturschutz eher verschärfen (bspw. ganzjährige Nutzung der Wege für Mountainbi-

ker) oder ob sie durch eine Entzerrung der Besucherströme Konflikte eher vermindern 
könnte.  

Eine weitere denkbare Zuspitzung von Konflikten zwischen Touristikern und Na-

turschützern kann sich zudem durch den Ausbau der künstlichen Beschneiung bei 

schneefreien Wintern entwickeln. Für diese Anpassungsstrategie werden sehr große 

Wassermengen benötigt. Geeignet wären demnach Wasserspeicher oder Seen, die 

gleichzeitig anderweitig touristisch genutzt werden und ausreichend Wasser zur Be-

schneiung liefern könnten. Somit könnte diese Adaptionsmaßnahmen das Konfliktpoten-

zial zum Naturschutz weiter verstärken.  

Andere Anpassungsmaßnahmen an schneearme Winter stellen der Bau von Skihallen 

bzw. anderen touristischen Indoor-Kunstwelten oder wetterunabhängigen Angeboten dar. 

Auch hier sind weitere Konflikte denkbar, da durch den Klimawandel die oben beschrie-

bene Situation zwischen Investoren und Naturschützern bzw. der Bevölkerung wieder 

aufleben könnte.  
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Neben diesen winterbezogenen Konfliktpotenzialen können weitere mögliche Konflikte 

identifiziert werden, wie bspw. bereits der für die Nordsee analysierte innere Konflikte der 

Tourismusakteure zwischen dem Einsparen von Energie (Mitigation) und dem vermehrten 

Gebrauch von Klimaanlagen (Anpassung), der beim Betrieb von Fahrzeugen, wie Bussen 

und Bahnen, aber auch im Hotel eine Rolle spielt. Zudem könnte für die Sommermonate 
die Neuerschließung von Baggerseen zu touristischen Zwecken angedacht werden. Auch 

solche Entwicklungen könnten zu neuen Konflikten mit dem Naturschutz führen. Von 

nicht-touristischer Seite ausgelöste Konfliktfelder sind durch die nicht mehr für den Tou-

rismus nutzbaren Flächen für Hochwasserrückhaltebecken denkbar.  

 

 

Wie in Kapitel 3.5.3 bereits angeführt wurde, können auch im Schwarzwald Adaptions-

maßnahmen, wie etwa die künstliche Beschneiung, Konflikte in Zukunft verstärken. Auch 

die vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg vermuteten zusätzlichen Konflikte 

zwischen Wintersportlern und Naturschützern aufgrund der Konzentration auf schneesi-

chere, aber eben auch ökologisch sensible Höhenlagen können vermutet werden.  

Für die Beantwortung der Arbeitshypothese 4 kann festgehalten werden, dass 

Adaptionsmaßnahmen das Potenzial haben, bereits bestehende (Ressourcen-)Konflikte, 

z. B. im Bereich Fläche und Biodiversität, zu verschärfen. Ganz neue Konfliktsituationen 
sowie konfliktminderndes Potenzial durch Anpassungsmaßnahmen konnten anhand der 

von den Interviewpartnern beschriebenen Anpassungsmaßnahmen nicht analysiert wer-

den. 

 
 

7.3.4 Neue Konflikte durch Mitigation im Schwarzwald 

Allgemein ergeben sich durch Mitigationsstrategien wie z. B. Energieeinsparung oder Effi-

zienzsteigerung kaum ersichtliche Konflikte. Anders könnte es jedoch bei der Vergabe 

von Fördermitteln zur Realisierung von Mitigationsmaßnahmen und auch Anpassungs-

maßnahmen (siehe Kapitel 7.1) aussehen. Von den Akteuren werden die alternativen 

Energien besonders hervorgehoben. Wie an der Nordsee, spielen auch im Schwarzwald 

Solaranlagen (siehe oben der Kulturkonflikt wegen Solaranlagen auf traditionellen 

Schwarzwaldhäusern), Biomasse und besonders die Windkraft dabei eine große Rolle als 

Konfliktursachen bzw. -potenziale. Ihre Nutzung könnte in Zukunft weiter an Bedeutung 

gewinnen, so dass eine Verschärfung der bereits angesprochenen Konfliktsituationen 

nicht auszuschließen ist. Von den Akteuren selbst wird der in Zukunft möglicherweise 

wachsende Konflikt im Hinblick auf Windkraftanlagen benannt, die das Landschaftsbild 

verändern. Hier gibt es auf der einen Seite die Energie- und Landwirtschaft, die eine zu-
sätzliche Ausweisung neuer Vorrangs–gebiete durch die Raumplanung befürwortet, wäh-

rend sich auf der anderen Seite der Tourismus, die Bevölkerung sowie der Naturschutz 

dagegen aussprechen. Ob ein Gewöhnungseffekt eintritt oder ob man eher auf andere 

Formen der regenerativen Energiegewinnung setzen wird, bleibt abzuwarten. Es wird je-
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doch zu beachten sein, inwieweit andere Lösungsvorschläge zu neuen Konflikten führen. 

So trägt bspw. auch die Verbrennung von Holzpellets, eine nachhaltige Form der Ener-

gienutzung im Schwarzwald, zu einer verstärkten Verunreinigung der Luft bei, wodurch 

sie sowohl mit der Bevölkerung als auch dem Tourismus in Konflikt geraten könnte. 

  Die Nutzung von Biomasse als regenerative Energie führt, wie schon für die 

Nordseeküste beschrieben, zu einer weiteren Konfliktsituation. Auch im Schwarzwald wird 

neben der vermuteten Geruchsbelästigung durch einige wenige Biogasanlagen ganz 

deutlich vor einer Veränderung des Landschaftsbildes durch eine Monokultur gewarnt, die 

als Folge des Anbaus der erforderlichen Biomasse befürchtet wird: 
 

„Das Problemfeld mit dem Tourismus könnte da vielleicht sein, (...) wenn man 
sagt, man möchte bestimmte Energiepflanzen anbauen, dass es dann wiederum 
das Landschaftsbild zerstört. Monokulturen. Und das ist natürlich touristisch eine 
Landschaftsveränderung.“ (Energiewirtschaft) 

 
Hier kann auch von einem inneren Konflikt gesprochen werden, da regenerative Energien, 

wie die Regionalplanung unter Rückgriff auf das Beispiel Windkraft bemerkt, einen 
„schwer abzuwägenden Konfliktfall bedeuten, weil ja Windkraft auch dazu beiträgt, die 

Folgen des Klimawandels geringer zu halten“.  

 

Darüber hinaus kann auch das Modal Shift im Schwarzwald als Konflikttreiber im 

Schwarzwald benannt werden, das sich durch eine verstärkte Nutzung des ÖPNV-

Angebots bzw. der KONUS-Karte durch die Gäste bemerkbar macht. Die Förderung öf-

fentlicher Verkehrsmittel stellt eine übliche Strategie zur CO2-Vermeidung dar. Hierbei 
könnte sich die in Kapitel 7.1 erwähnte momentane (kulturelle) Konfliktsituation verschär-

fen, falls weitere Fahrgäste die Bahnen oder Busse bei gleichbleibendem Platzangebot 

nutzen. Hier könnten Busse und Bahnen versuchen, weitere Kapazitäten und zusätzliche 

Haltepunkte einzurichten. Dies ist jedoch mit zusätzlichen Kosten verbunden und lässt 

sich zudem nicht immer mit dem bereits engen Taktplan vereinbaren. 

 
 
Die bereits in Kapitel 3.5.3 aufgeführten zunehmenden Konflikte im Windenergiebereich 

lassen sich auch für den Schwarzwald bestätigen. Allerdings können regenerative Ener-

giequellen, wie Sonnenenergie oder Biomasse, zu weiteren und auch inneren Konflikten 

führen. Erweitert werden muss das bisherige Theoriegebäude dieser Arbeit auch um den 

Faktor Modal Shift.  

Dies bedeutet für Arbeitshypothese 4, dass anhand der Untersuchungen im 
Schwarzwald eine Verschärfung der Konfliktsituation durch Mitigationsmaßnahmen bestä-

tigt werden kann. So gesehen kann von einer Konfliktminderung nicht gesprochen wer-

den. Gänzlich neue Konflikte, auch durch bisher unbekannte Klimaschutzmaßnahmen, 

sind für die Zukunft nicht auszuschließen, Vermutungen darüber können im Rahmen die-

ser Arbeit jedoch nicht angestellt werden. 

Nach diesen Ausführungen können die vier Arbeitshypothesen weiter differenziert 

werden, wie in Abbildung 37 dargestellt.  
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Abbildung 37: Neue Konfliktsituation im Schwarzwald infolge des Klimawandels (eigene 
Darstellung) 

 
Um diesem ermittelten zukünftigen Konfliktpotenzial im Tourismussektor zu begegnen, 

das durch die Auswirkungen sowie die Maßnahmen als Reaktion gegen bzw. als Anpas-

sung an den Klimawandel ausgelöst werden, können bereits jetzt Konfliktregelungsmaß-

nahmen entworfen werden. Im nächsten Kapitel soll das Meinungsbild der befragten Ak-

teure beider Regionen, Nordsee und Schwarzwald, in Bezug auf Formen der Konfliktrege-

lung dargestellt werden. 
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8 Empirische Ergebnisse zur Konfliktregelung in den un-

tersuchten Destinationen 
 
In Kapitel 2.5 werden neben einer von außen so zusagen ungelenkten marktwirtschaftli-

chen Regulierung eine Reihe grundsätzlicher gesteuerter Konfliktregelungsmethoden be-

schrieben. Hierzu gehören formelle Gesetze bzw. eine Regulierung von staatlicher Seite 

sowie informelle Regelungsmöglichkeiten durch Kooperation, Mediation oder Verhandlun-

gen am Runden Tisch. 

Im Folgenden sollen diese im Theorieteil aufgezeigten Konfliktregelungsmechanis-

men in den Beispielregionen untersucht werden, um darzulegen, welche (formeller oder 

informeller Art) von den Befragten bei Kultur- oder Ressourcenkonflikten konkret ange-

wendet werden und welche dieser Methoden in Zukunft möglicherweise Erfolg bei den in 

Kapitel 5 bis 7 analysierten Konfliktpotenzialen versprechen. Dafür wird auf die Aussagen 

aller Interviewpartner, geordnet nach Destinationen, zurückgegriffen. Im Hinblick auf Ar-

beitshypothese 5 wird dabei ein besonderes Augenmerk darauf gelegt, wie informelle Re-
gelungsmechanismen von den Akteursgruppen bewertet werden. Hierfür wurden die Ak-

teure aufgefordert, von allgemeinen bisherigen Erfahrungen zu berichten. Da die Akteure 

hauptsächlich von der Konfliktbewältigung vergangener Konflikte erzählen, wird hier nach 

dem Modell von Glasl (siehe Tabelle 2, Kapitel 2.5.1) von der Kontrolle und Regelung der 

Konflikte gesprochen und nicht von der Lösung des Konfliktpotenzials oder der Konfliktun-

terdrückung bzw. des –Managements vor dem Konfliktprozess. Dabei wird die Einteilung 

nach Diekmann & Preisendörfer (2001) in formelle Instrumente einerseits und informelle 

Instrumente andererseits unterschieden, um herausarbeiten zu können, welche Methode 

von den Akteuren der Regionen bevorzugt wird. 

 
 

8.1 Momentaner Umgang mit Konflikten an der Nordsee 

8.1.1 Regelung von Nutzungskonflikten an der Nordsee 

Formelle Regelung von Nutzungskonflikten an der schleswig-holsteinischen Nord-
seeküste 
In mehreren Punkten nennen die (vor allem die nicht-touristischen) Akteure die in Kapitel 

2.5.3 angesprochenen gesetzliche Vorgaben als Möglichkeiten zur Konfliktregelung. So 

sichern EU-Verordnungen für den Gewässerschutz eine bessere Badequalität des Mee-

res. Der Vertreter des Gewässerschutzes sieht hierbei auch explizit die Notwendigkeit von 

Gesetzen, da ein Apell an die Vernunft des Menschen allein nicht ausreiche, um eine gute 
Qualität zu gewährleisten. „Letztendlich muss dann der innere Schweinehund durch ge-

setzliche Vorgaben überwunden werden.“ Auch Raumordnungspläne, die Vorrangsflä-

chen für Windenergieanlagen ausweisen, stellten zwar nicht immer eine „einvernehmliche 

Lösung“ dar, seien aber zur Regelung mancher Konflikte notwendig. Zudem wird eine 

zunehmende Handlungsnotwendigkeit auf der verantwortlichen politischen Ebene durch 



219 
 

die Zunahme der negativen Auswirkungen infolge des Klimawandels gesehen. „Da wird 

sicherlich die Forderung an die Politik kommen. Da muss man gemeinsame Lösungen 

finden.“ Das stelle oftmals den einzigen Weg dar, Interessenskonflikte, bei denen eine 

Win-win-Situation ausgeschlossen werden kann, rational zu regeln. Auch der Küsten-

schutz verweist auf erlassene Gesetze, wie das Landeswassergesetz oder die auch vom 

Gewässerschutz genannte Wasserrahmenrichtlinie, die zur Anpassung an den Klimawan-

del notwendig seien.94  

Auch in Bezug auf Mitigationsmaßnahmen meint bspw. der Verband Deutscher 

Omnibusunternehmer (bdo), dass nur Gesetze die Nutzung klimafreundlicher Verkehrs-

mittel fördern, da das Umweltbewusstsein des Gastes allein nicht ausreichen würde:  
 

„Beispielsweise ist es auch immer schwierig, wie sich eine Reiseentscheidung des 
Verbrauchers zusammensetzt. Die wurden mal durch eine Agentur in Dresden er-
hoben. Beispielsweise beim Umstieg vom Auto in den normalen ÖPNV, in den 
Bus, spielt nur bei 10% dieser neuen Kunden das Umweltbewusstsein eine Rolle. 
Also das Thema Umwelt ist beim Kauf, beim Fahrkartenkauf, absolut unterreprä-
sentiert.“ (bdo) 

 
Außerdem würde der bdo bei der Gesetzformulierung einen partizipativen Dialog mit den 

Beteiligten empfehlen, damit in Verordnungen (z. B. zum Thema Umweltzone) möglichst 

viele Interessen berücksichtigt werden könnten. Hierbei überschneiden sich als positiv 

bzw. notwendig bezeichnete formelle Regelungen mit informellen Strukturen, auf die im 

Folgenden eingegangen werden sollen.  

 
 
Informelle Regelung von Ressourcenkonflikten an der schleswig-holsteinischen 
Nordseeküste 
Die meisten Befragten, darunter alle Tourismusakteure, ziehen den Dialog und einen 
„ständigen Austausch“ den gesetzlichen Konfliktregelungsmöglichkeiten vor. Sie sind der 

Ansicht, dass man „eher nicht auf gesetzlicher Ebene“ agieren sollte und beschreiben ihre 

positiven Erfahrungen mit Workshops und Versammlungen, wie auch in Kapitel 2.5.3 von 

Ostrom vorgeschlagenen kooperativen Strategien, als gut funktionierende Alternativen. 

Vorteile werden darin gesehen, dass die eigenen Interessen vorgebracht und erklärt wer-

den können, Informationen in eine Richtung weitergegeben werden sowie ein gegenseiti-

ger (Wissens-)Austausch stattfinde.  
Von einem der befragten Bürgermeister wird auch vorgeschlagen, die Kommunika-

tion mit der Bevölkerung über den Klimawandel und seine Folgen zu verbessern und in 

einer für sie verständlichen Art und Weise zu führen. Zielsetzung sollte es seiner Meinung 
nach sein, die Bewohner dafür zu „begeistern, mitzudiskutieren“, wobei die Gemeinden 

den einzelnen Bürger „an die Hand nehmen und ihn überzeugen“ müssten. Gerade bei 

Planungen, die in unmittelbarer Nähe des einzelnen Bürgers anstünden, wie z. B. Wind-

                                                 
94 Ein Beispiel ist das Bauverbot 100 Meter von der Küste ent fernt (§LNatSchG in: Liebrenz, 
2008:115).  
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parks oder Repowering-Projekte, treten Konflikte auf. Hier sieht die Energiewirtschaft die 

Möglichkeit, durch Information und Partizipation der Anwohner für eine größere Akzeptanz 

in der Bevölkerung zu sorgen. Auch der Küstenschutz spricht im Vorfeld der konkreten 

Planung mit den Leuten vor Ort:  
 

„Also, wir sprechen mit den Leuten, (...) dass nicht der eine vor dem anderen ir-
gendwie herläuft und irgend etwas plant und dann während des Planfeststellungs-
verfahrens sozusagen feststellt, das war nicht das Gelbe vom Ei. Das versuchen 
wir eben im Vorwege zu klären, was man berücksichtigen kann. (...) Um möglichst 
wenig Konflikte auch bei der Durchführung von zum Beispiel Planfeststellungsver-
fahren zu haben.“ (Küstenschutz) 

 
Zudem ist zukünftig eine verstärkte Zusammenarbeit der Akteure untereinander denkbar. 

Von ersten positiven Erfahrungen mit Kooperationen berichten besonders Tourismusak-

teure, wie z .B. die Bahn- und Busunternehmen, Campingplatzbetreiber oder die Gastro-

nomen. Letztere initiierten bereits zusammen mit den regionalen Landwirten touristische 

Veranstaltungen, wie die Dithmarscher Kohltage oder Stettiner Steckrübentage.  

 
„Da sind wir alle in einem Boot und arbeiten gemeinsam, wenn es darum geht, die 
Leute im Lande zu halten.“ (DEHOGA)  

 
Dabei handelt es sich jedoch nicht im klassischen Sinne nach Ostrom (siehe Kapitel 
2.5.3) um selbstverwaltende kooperative Strategien bei der Verteilung knapper Ressour-

cen, sondern eher um gemeinsame Aktionen zur Gewinnung weiterer Kunden. So koope-

riert auch der ADAC in vielen Städten mit dem ÖPNV und bietet Sonderkonditionen für 

ADAC-Mitglieder an. Bisher nutzen relativ wenig Mitglieder das Angebot, aber der ADAC 

ist überzeugt, dass die „Mobilität flexibler werden wird“, Reisende also verstärkt Fahrrä-

der, Busse, Bahnen und Mietwagen nutzen werden. Ein entsprechendes Angebot existiert 

bisher aus ökonomischen Gründen jedoch nur in Städten und nicht in Gebieten, wie der 

Nordsee oder im Schwarzwald. Der Verband Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) sieht 
Potenzial in Kooperationen mit dem lokalen ÖPNV. „Wir versuchen mit dem ÖPNV vor Ort 

in irgendeiner Form auch Alternativen für unsere Reisegäste zur Verfügung zu stellen. (...) 

In dem Reisepreis ist auch ein ÖPNV-Ticket enthalten. So eine Kooperation ist sicherlich 

möglich.“ Hierbei sehen die Busunternehmer die Regionen vor Ort in der Pflicht, ein ent-

sprechendes ÖPNV-Konzept zu erarbeiten, wobei eine frühzeitige Beteiligung der Ver-
kehrsträger, Politiker und Fahrgäste im Vorfeld einer Planung als sinnvoll erachtet wird. 

 

Eine bereits funktionierende und für die Inseln der Nordseeküste entscheidende Win-win-

Kooperation zwischen Tourismus und in diesem Fall nicht-touristischen Akteuren wird von 

der Landwirtschaft beschrieben. Hier fungiert die Landwirtschaft als Landschaftpflegerin, 

während der Tourismus für Wirtschaftlichkeit in der Landwirtschaft sorgt. Die Landwirt-
schaft ist der Meinung, „wenn es die Landwirte nicht geben würde, die diese Flächen pfle-

gen, nicht nutzen, sondern wir sagen pflegen, dann würde es auch den Tourismus nicht 

geben.“ Daneben kann auch die Vermarktung von regenerativer Energie als eine gelun-
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gene Form der Kooperation zwischen Tourismusakteuren und der Energiewirtschaft be-

zeichnet werden. So wurde zwar nach Angaben der IHK das Klettern auf Windkraftanla-

gen aus Sicherheitsgründen wieder eingestellt, dennoch wird das Thema erneuerbare 

Energien in der Region an der dänischen Grenze aktiv beworben und es werden sogar 

neue touristische Angebote entwickelt. Der Nationalpark spricht sogar von einer Win-win-

win-Situation:  
 

„Die Betriebe haben einen Mehrwert, weil die sofort gemerkt haben, dass die 
Schiffstouren, die von den Nationalparkrangern begleitet werden, beliebter sind. 
Insofern ist das eine Win-win-Situation. Also man könnte sagen Win-win-win, weil 
die Urlaubsgäste ja auch noch einen Gewinn haben.“ (Nationalpark) 

 
Der Kooperationsprozess wird insgesamt gesehen positiv bewertet. Nur wenige Befragte 

beurteilen ihn als problembehaftet. Partizipative Instrumente, wie Runde Tische, Netzwer-

ke oder Mediation, sind den Akteuren aus anderen konfliktiven Zusammenhängen be-

kannt (bspw. politische Themen oder Sucht- und Drogenprävention). Im Tourismussektor 

der schleswig-holsteinischen Nordseeküste wurden sie nach eigenen Angaben bisher 

jedoch noch wenig eingesetzt. Nur in vereinzelten Fällen konnten die Befragten Beispiele 

nennen. So übernimmt das Nationalparkamt in einigen Konfliktfällen, wie bei einem Me-

diationsverfahren, die Schlichterrolle. Ein vom Tourismusverband Schleswig-Holstein auf-

gebautes Netzwerk für verschiedene Themen verbindet intern Akteursgruppen:  

 
„Zum Beispiel haben wir den DEHOGA, die Industrie- und Handelskammer, die 
Regionalverbände mit dabei, und auf informellem Wege spricht man natürlich mit 
allen Verbänden, die es betrifft. (...) Also, so ist dann im Prinzip unser Netzwerk.“ 
(Tourismusverband Schleswig-Holstein) 

 
Im Großen und Ganzen werden jedoch Kompromisse und bspw. mit dem Naturschutz ein 
„Interessensausgleich“ „im Einklang mit den hiesigen Touristikern“ angestrebt. Vor allem 

bei der Planung der Küstenschutzmaßnahmen geben die Befragten an, dass nach einer 

gemeinsamen Lösung mit den Tourismusakteuren gesucht werde, wie z. B. bei der Integ-

ration eines Hotelbereiches in den Schutzdeich. Einer der Bürgermeister beschreibt es 

zudem als hilfreich, dass mit dem Integrierten Küstenzonenmanagement (IKZM95) ein In-

strument zur Verfügung steht, mit dem im Rahmen der Planung von Küstenschutzmaß-

nahmen gemeinsam Konfliktlösungen erarbeitet werden können96. Als konkretes Beispiel 

                                                 
95 „IKZM ist ein informeller Ansatz, der durch gute Integration, Koordination, Kommunikation und 
Partizipation eine nachhaltige Entwicklung des Küstenbereichs unterstützen will. IKZM ist zum 
einen ein Prozess, der als Leitbild alle Planungs- und Entscheidungsbereiche durchdringen soll  
und zum anderen ein Instrument  der integrierten Identifikation von Entwicklungsmöglichkeiten und 
Konfliktpotenzialen sowie der unbürokratischen Konfliktlösung“ (Bundesministerium für Umwelt, 
2006: 4).  

96So regelt das IKZM Flächennutzungskonflikte zwischen Naturschutz, Ressourcengewinnung oder 
weiteren wirtschaftlichen Nutzungen (Tourismus, Landwirtschaft etc.) (vgl. Bundesministerium, 
2006: 12). Außerdem kann ein „integratives Konfliktmanagement“ (ebd.: 55) auf der einen Seite die 
Klimaauswirkungen und auf der anderen Seite die Klimaschutzmaßnahmen, wie Offshore-Anlagen,  
im IKZM einbeziehen (vgl. ebd.: 16). Dabei ist der „Schutz von Menschen und ihren Wohnungen 
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einer erfolgreichen Regelung oder Vermeidung von Konfliktsituationen nennen die Befrag-

ten neben technischen Verbesserungen, wie dem Repowering, insbesondere das Instru-

ment der Besucherlenkung. Im Nationalpark Wattenmeer wird der Zutritt zu ökologisch 
sensiblen Gebieten mit Hilfe von „temporären oder auch kleinräumigen Zonierungen und 

Betretensverboten“ eingeschränkt. Eine Maßnahme, die laut Nationalpark von den Ge-

meinden und Gästen gleichermaßen akzeptiert wird97.  

 

Bezogen auf die im Theorieteil beschriebenen Konfliktregelungsverfahren für Konflikte im 

Allgemeinen und für Nutzungs- bzw. Ressourcenkonflikte im Speziellen kann für die 

Nordseeregion somit der Einsatz formeller und insbesondere auch informeller Verfahren 

mit Kooperationscharakter (allerdings weniger im Sinne der Partizipation bei Umweltkonf-

likten, siehe Kapitel 2.5.3) bestätigt werden. Die Kooperationsbereitschaft könnte aller-

dings weiter ausgebaut werden. Erfahrungen mit partizipativen Instrumenten werden nur 

selten, oder im Falle spezieller Verfahren wie Planungszelle oder Zukunftswerkstatt gar 

nicht genannt. Auch die in Kapitel 2.5.4 aufgeführten Methoden, wie das Offene Forum 

Tourismus werden nicht angewendet, dafür spricht sich der Vertreter der Gemeinden da-
für aus, die Bürger verstärkt anzusprechen und einzubinden. Es hat den Anschein, als ob 

eher Lösungsmaßnahmen wie Besucherlenkung oder Raumplanungs- sowie Küsten-

schutzkonzepte helfen sollen, Konflikte frühzeitig zu regeln.  

 
 

8.1.2 Momentane Regelung kultureller Konflikte an der Nordsee 

Da in den Gesprächen kulturelle Konflikte durch unterschiedliche Wertvorstellungen sowie 

Modernisierung von Seiten der Interviewpartner nicht direkt zur Sprache kamen, wurde 

auch das Thema Regelung kultureller Konflikte nicht weiter angesprochen und kann an 

dieser Stelle nicht weiter ausgeführt werden.  

In Bezug auf eine Entfremdung und Störung der Einheimischen in ihrer Lebensweise 

durch ein sehr hohes Gästeaufkommen kann – wie bei Konflikten um die knappe Res-

source Fläche - das Instrument der Besucherlenkung angewendet werden. So spricht ein 

Bürgermeister von einer Reglementierung durch die verfügbare Bettenanzahl, bspw. auf 

Sylt:  
 

„Also wir wissen, dass wir mit hunderttausend Gästen auf der Insel eine Obergren-
ze haben. (...) Also so richtig genau weiß das keiner, aber man muss schon dafür 
sorgen, dass irgendwo diese Obergrenze nicht überschritten wird. Bisher hat sich 
das immer selbst reguliert. (...) Durch die Bettenzahl. Und es gibt ja auch eine sehr 

                                                                                                                                                    
durch Deiche und Sicherungswerke“ (Ministerium für ländliche Räume, 2001: 6) prioritäres Ziel des  
Landesministeriums; „Naturerlebnis- und Erholungsbedürfnisse der Menschen“ sollen jedoch 
ebenso berücksichtigt werden (vgl. ebd.: 19).  

97 So fühlen sich 95% von insgesamt 657 befragten Gästen im Nationalpark Schleswig-Holstein 
nicht persönlich eingeschränkt und nur 2% beurteilen die Betretungsverbote als übertriebene Maß-
nahme (vgl. Nationalparkamt SH Wattenmeer (o. J.): 25). 
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restriktive Haltung der Landesplanung, was das Bauen anbelangt.“ (Bürgermeis-
ter) 

 
Dies würde der in Kapitel 2.5.2 genannten Form der ursprünglich auf unterschiedliche 

Kulturen bezogenen „Abgrenzung“ entsprechen, da keine direkte Auseinandersetzung 

und Dialogbereitschaft mit den Gästen zu erkennen ist. Vielmehr leben Bevölkerung und 
Gäste nebeneinander und werden per Besucherlenkung geführt und kanalisiert. 

 
Weiterhin lassen die Gespräche keine brauchbaren Vorschläge erkennen, um der ver-

gleichsweise hohen Abwanderung der jüngeren Bevölkerung entgegenzuwirken. Lediglich 

im Bereich der verkauften Häuser an Zweitwohnungsbesitzer sieht ein Bürgermeister die 

Chance, in einer kommunalpolitischen Gesetzesgrundlage, die absichert, dass sich in 
jedem Haus eine Dauerwohnung befindet, um den Erhalt der eigenen Bevölkerung si-
cherzustellen. Diese „Orterhaltungs-Satzung“ wurde von den anderen Zuständigen bisher 

jedoch abgelehnt. 

 
„Das ist sehr schwierig, weil das Eigentumsrecht in Deutschland ganz oben hängt. 
Und wenn sie jetzt zum Beispiel sagen würden, dann können wir doch eine Steuer 
einführen, dass bei Immobilienveräußerungen Gewinn abgeschöpft wird. Das ver-
suchen sie mal. Das wird nicht durchgehen. Weil damit ja jeder Einzelne belastet 
wird.“ (Bürgermeister) 

 
Für die Arbeitshypothese 5 bedeutet die Auswertung, dass bisherige Ressourcenkonflikte 

an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste vorwiegend mit formellen und eher selten 

mit informellen Methoden geregelt wurden. Jedoch ist die Bereitschaft zur Förderung par-

tizipativer Kooperationen vorhanden. Kulturelle Konflikte werden mit Hilfe von Besucher-

lenkungen geregelt. Bei neuen Konflikten infolge des Klimawandels an der Nordsee ist 

eher von einer weiteren Nutzung formeller Regelungsmechanismen auszugehen. Ande-

rerseits könnten informelle Konfliktregelungsinstrumente, wie Mediation oder Runder 
Tisch, zukünftig als zusätzliche Option ausgebaut werden. 

 
 

8.2 Momentaner Umgang mit Konflikten im Schwarzwald 

8.2.1 Regelung von Ressourcenkonflikten im Schwarzwald 

Formelle Regelung von Ressourcenkonflikten im Schwarzwald 
Wie an der Nordseeküste, so werden auch im Schwarzwald politische Regelungen ge-

nutzt. Hier spielt neben der Regionalplanung auch die Gesetzgebung auf der kommunal-

politischen Ebene eine Rolle. Nach Meinung der Tourismuspolitik ist sie vor allem dann 

gefragt, wenn Konflikte auf der Tourismusebene nicht allein durch die Bürger selbst gere-

gelt werden können: 

 
„Ein Konflikt grundlegender, gesellschaftlicher Art muss ja auch im Rahmen der 
übergeordneten Politiker entschieden werden, so würde ich das sehen, also das 
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muss dann auf parlamentarischer Ebene oder auf gesetzgeberische Weise gelöst 
werden.“ (Tourismuspolitik) 

 
Der DEHOGA kritisiert jedoch derartige staatliche Eingriffe, da sie die Handlungsoptionen 
der Tourismusakteure beschränken, u. a. auch weil bei den Behörden „kein Spielraum“ 

mehr besteht, und sie zudem die politische Einflussnahme von Lobbys ermöglichen, die 
dann letztlich am „längeren Hebel“ sitzen. Die Mehrheit der Befragten nennt zum Thema 

Konfliktregelung auch informelle Regelungsmöglichkeiten, sie scheinen jedoch weniger 

bekannt zu sein.  
 

„Bei solchen Sachen wie Flächenverbrauch und Klimawandel, spielt hier das Top-
Down eine (ganz) schöne Rolle. (…) Andererseits gibt es natürlich nicht zuletzt 
beim Schwarzwald auch schon Bottom-Up-Ansätze. (…) Aber das sind jetzt so 
eher die Ausnahmen und nicht die Regel.“ (Regionalplanung) 

 
 
Informelle Regelung von Ressourcenkonflikten im Schwarzwald 
Insgesamt kann den Akteuren im Schwarzwald nach Auswertung der Aussagen eine rege 
Dialogbereitschaft und „relativ gepflegte Streit- und Diskussionskultur“ innerhalb der Insti-

tutionen (zum Beispiel in Gremien) zugesprochen werden. Die Akteure beschreiben dies 

als Prozess, in dem über Möglichkeiten der Konfliktregelung diskutiert wird und gemein-

sam Entscheidungen gesucht werden. Bisher fänden diese Gespräche jedoch eher inner-

halb der (touristischen) Gruppen selbst statt. Ein übergreifender Austausch mit Akteurs-

gruppen auf anderen fachlichen Ebenen wird jedoch laut Europapark angestrebt, um die 

jeweiligen Sichtweisen auszutauschen.  

 
„Für uns ist ein wesentliches Instrument natürlich zunächst einmal Kommunikation. 
Wenn Konflikte bestehen, dann ist ja das Wesentliche, dass man sich an einen 
Tisch setzt und miteinander unterhält, sich gegenseitig die Möglichkeit gibt, die 
Position darzustellen und aufzuzeigen, worin der Konflikt besteht. Und wir haben 
gelernt, dass es in diesen Situationen dann häufig fehlende Informationen, Miss-
verständnisse gibt.“ (Europapark) 

 
Dabei gilt Vertrauen als besonders wichtige Grundlage für die Gespräche: 

 
„Viele Konflikte basieren auch darauf, dass es neben der fehlenden Kommunikati-
on auch einfach kein gegenseitiges Vertrauen gibt, (...) sich auch einmal darauf 
einlassen, die andere Perspektive einzunehmen. All das hat die Möglichkeit in 
sich, aus einem Konflikt eine Kooperation entstehen zu lassen, wo man dann ge-
meinsam Ziele vereinbart und diese Ziele erreicht.“ (Europapark) 

 
Nicht nur der Europapark, sondern auch andere Akteure beschreiben die derzeitigen 

Kooperationen als gut funktionierend, allerdings werden von den Akteuren nur wenige 

Beispiele genannt. So bestehen im Untersuchungsraum Schwarzwald Kooperationen zwi-
schen Tourismusakteuren, die von der Tourismuspolitik positiv beurteilt werden: „Wenn 

ich mal an den barrierefreien Tourismus denke, es gibt viele Kooperationsfelder des Tou-
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rismus, (...) die auch heute schon praktisch bearbeitet werden. Die funktionieren gut.“ 

Eine vom Heilbäderverband als gut befundene Zusammenarbeit, mit einer „ intensiven und 

guten Kommunikation untereinander“, findet beispielsweise in Zusammenschlüssen von 

Tourismusverbänden statt. Auf dieser Grundlage können gemeinsame Strategien zur 

Entwicklung eines touristischen Konzeptes erarbeitet werden. Dabei spielt insbesondere 

die Kooperation mit den Gemeinden eine entscheidende Rolle und wird vom Tourismus-
marketing als „unabdingbar“ und als „ein Muss“ bezeichnet, um Synergieeffekte in der 

Infrastruktur und im Marketing zu nutzen.  

Nach der Erfahrung einiger Befragter sehen jedoch – wie an der Nordseeküste – 

auch hier viele Akteure und Gemeinden die Konkurrenzsituation im Vordergrund und ste-

hen Kooperationen skeptisch gegenüber, so dass der ADFC von Fällen berichtet, in de-
nen sich Tourismusgemeinden untereinander „jeder gegen jeden“ bekämpfen. „Da kocht 

jeder sein eigenes Süppchen.“ Diese Aussage bezieht sich jedoch auf die Kooperations-

bereitschaft der Tourismusakteure untereinander und steht weniger mit der Erfahrung 
einer Zusammenarbeit von nicht-touristischen Akteuren in Zusammenhang. 

Es werden jedoch auch bestehende Kooperationen zwischen Tourismusakteuren 

und sonstigen Akteuren angeführt, wie bspw. mit der Land- und Forstwirtschaft bei der 

Ausweisung der Wander- und Radwege oder bei der Pflege der Kulturfläche. Eine gut 

funktionierende Kooperation wird von der Tourismuspolitik auch zwischen dem Natur-

schutz und dem Naturpark gesehen. 

 

Das Beispiel der KONUS-Karte und eigens eingesetzte Shuttlebusse (bspw. zu den Vogt-

sbauernhöfen) zeigen, dass bereits heute eine Kooperation zwischen Tourismusakteuren 

für einen besseren Klimaschutz möglich sind. Es kann somit vermutet werden, dass auch 

in Zukunft bei neuen Konfliktfeldern, z. B. im Bereich Mitigation, neue Kooperationen 

denkbar sind. Voraussetzung ist laut Regionalbahn, dass von einer Lösung, im Sinne ei-

ner Win-win-Situation, möglichst alle Beteiligen von der gemeinsamen Lösung profitieren.  
 

„Man kriegt natürlich schon eine Kooperation hin, (…) wenn es halt für alle unterm 
Strich diese Win-win-Situation gibt und alle machen mit.“ (Regionalbahn)  

 
Auch der Naturpark Südschwarzwald engagiert sich bereits jetzt für die Entwicklung von 

regenerativen Energien, indem in Zusammenarbeit mit der Bevölkerung, den Gemeinden, 

Tourismusakteuren und den Landwirten sieben Energiegemeinden mit eigener Energie-
versorgung touristisch vermarktet werden: „Da gibt es Energieträger, die möchten gerne 

Gas erzeugen, da gibt es Gemeinden, die möchten gerne mehr in diesem regenerativen 

Bereich machen, und da gibt es halt Synergieeffekte“. 

Die Kooperationen stärken dabei auch den ländlichen Raum. So verbinden Land-

wirte als Naturpark- oder Energiewirte ihr Geschäft mit dem Tourismus. Sie vermarkten im 
Schwarzwald gemeinsam eine Käseroute, bei der sich 17 Hofkäsereien zusammenge-

schlossen haben, ein Milchfest sowie Naturpark-Märkte.  

Bei solch einer Zusammenarbeit ist es nach Meinung des Europapark-Vertreters 

zudem wichtig, dass der Gast genauso durch die Win-win-Situation der Kooperation profi-
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tieren und sich ein „fairer Interessenausgleich“ mit „einer gewissen Ethik“ entwickeln soll-

te. Wichtig für ein erfolgreiches Gespräch ist auch die Verwendung sachlicher Argumente: 
„Sie können also für emotionale Dinge nur sehr bedingt rationale Lösungen finden.“ Dies 

trifft vor allem im ökologischen Bereich zu, da nach Ansicht einiger Befragter die Ideologie 

bei Konfliktursachen, wie etwa künstlicher Beschneiung oder Großprojekten, oftmals eine 

große Rolle spiele, wie ein Bürgermeister mit Blick auf die Naturschützer ausführt: 

 
„Diese Möglichkeiten eines Kompromisses gäbe es natürlich, wenn man sich von 
beiden Seiten anhand eines praktischen Ansatzes zur Problemlösung rantasten 
würde, dann ginge das problemlos. Aber hier (sprechen) Ideologie und Macht lei-
der. (...) Da wurde die Glaubensfrage gestellt. Vor 15 Jahren – Beschneiungsanla-
gen war des Teufels Werk, da pfuscht man der Schöpfung ins Handwerk.“ (Bür-
germeister) 

 
An dieser Stelle ist zu erwähnen, dass der Begriff Kooperation vereinzelt eher mit der ge-

meinsamen Finanzierung eines Projektes assoziiert wird.  

 
„Kooperation ist dann, wenn alle Leute Geld dazugeben. Dann sehe ich am ehes-
ten eine Kooperation. Das andere ist so ein Miteinander.“ (Regionalbahn 
Schwarzwald) 

 
Dieses Problem wird auch vom Vertreter des Europaparks angesprochen: 

 
„Und häufiger Fehler in Kooperationen ist es auch, dass sie zu sehr pekuniär aus-
gerichtet sind, eine Kooperation wird dann verwechselt mit Mäzenatentum, dass 
ich jemanden suche, der jetzt hier bestimmte Dinge finanziert.“ (Europapark) 

 
Als informelle Konfliktlösungsmodelle, die im Schwarzwald bereits genutzt werden, nen-

nen die Akteure vereinzelt Netzwerke, Runde Tische oder bei starken Konflikten auch 
Mediationsverfahren. Der Naturpark gibt bspw. an, “eine relativ neutrale Position“ zu ha-

ben „und die auszunutzen und praktisch Netzwerke zu bilden“ sowie Interessen zusam-

menführen, um Synergieeffekte zu erzeugen.  

Von einigen befragten Tourismusakteuren und auch anderen nicht-touristischen, 
wie der Energiewirtschaft (bspw. in Verbindung mit dem Windanlagen-Konflikt), wird der 
Runde Tisch angesprochen, der sinnvoll sei, weil er „die Beteiligten an den Tisch“ bekä-

me, um „sich zusammenzusetzen“. Hierbei muss jedoch beachtet werden, dass die we-

nigsten Tourismusakteure den „Runden Tisch“ als Kooperationsform, sondern eher als 

Dialog zwischen zwei Akteursgruppen verstehen. In diesen Gesprächen werden z, B, 

nach Ansicht vom Europapark Informationen ausgetauscht, Missverständnisse geklärt 
und „schnell neben Trennendem auch Verbindendes“ erkannt. 

 
„Na so wie man das daheim halt auch macht. Man redet. (…) Man guckt, dass 
man die Beteiligten an den Tisch kriegt und der das größte Interesse daran hat 
oder das größte Leid, der wird am meisten rödeln, damit er das Ding vom Tisch 
kriegt.“ (Regionalbahn Schwarzwald) 
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Die Form des „Runden Tisches“ als Methode für eine Kooperationsentwicklung wird in 

den Interviews eher am Rande erwähnt. In anderen Bereichen wurden bereits Runde Ti-

sche durchgeführt, wie das Beispiel des vom ADFC genannten „Runder Tisch Radver-

kehr“ von der Landesregierung zeigt. Dort wurden Einsparmöglichkeiten von CO2-

Emissionen und die Unterstützung des Radverkehrs diskutiert sowie konkrete Maßnah-

men und Projektideen entwickelt. Im Schwarzwald wird der Runde Tisch zudem vor allem 

zur Regelung ökologischer Konflikte eingesetzt.  
 

„Da gibt es wirklich auch ein paar gute Projekte, wo man schon in den frühen 90er 
Jahren oder sogar noch früher versucht hat, alle an einen Tisch zu bringen. Den 
privaten Naturschutz, die Verbände, den örtlichen Naturschutz, die Fachleute, die 
Verwaltungen, die unmittelbar damit befasst sind, also insbesondere die Forstver-
waltung und die Gemeinden.“ (Naturschutz Schwarzwald) 

 
„Der Naturpark selber ist ja eigentlich dadurch entstanden, dass man gesagt hat, man 

muss alle Fraktionen und Interessensgruppen finden und unter einem Hut zusammen 

packen.“ So nutzt der Naturpark auch den Runden Tisch dafür, bei der Ausschilderung 

von neuen Wanderwegen die Interessen einer Vielzahl von Beteiligten zu berücksichtigen 
(u.a. „auch die Akteure im Raum Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Naturschutz, Tourismus 

und Grundbesitzer“). Ein Runder Tisch vermeidet, dass bei diesem Prozess jemand aus-

geschlossen wird und anschließend gegen ein geplantes Projekt vorgegangen wird. Ohne 

diese Partizipation, meint der Skiliftbetreiber am Beispiel eines Verbots von Autos und 

Musik auf dem Belchen, würde es Gegenstimmen aus der Bevölkerung geben: 

 
„Wenn sie nichts machen und nicht fragen, dann ist jeder dagegen. Dann kommt 
die Bürgerinitiative.“ (Skiliftbetreiber) 

  
Akteure, wie das Tourismus-Marketing Baden-Württemberg, können bei dem Versuch von 

Streitbeilegungen im Tourismussektor auch einmal als Mediator in der neutralen Schlich-
terrolle fungieren. 

 
„Wenn es eine Möglichkeit gibt, dass man etwas schlichten kann, dann haben wir 
schon auch mal die Schlichterrolle oder versuchen mal, mit der einen oder ande-
ren Partei zu reden.“ (Marketing Baden-Württemberg) 

 
Aber auch externe Akteure werden zu Rate gezogen. So nimmt etwa laut Campingplatz-

besitzer im Campingbereich die Organisation Eco-Camping solch eine Mediatorenrolle 
ein, „als Vermittler, als ich nicht mehr weiter gewusst habe, (…) habe ich mich einfach an 

die gewandt.“ Laut ADFC soll es auch beim schwer zu lösenden und „leidigen Thema 

Zwei-Meter-Regel, dazu soll es ein Mediationsverfahren mit den Wanderverbänden ge-

ben.“ 

 

Konkrete Lösungsmaßnahmen, die von den Nordseeakteuren angesprochen wurden, sind 
auch im Schwarzwald vorzufinden. „Es hat sich bisher immer noch lösen lassen und da 

hat man mit guten Leitkonzepten in den Naturparken im Schwarzwald immer einen Weg 
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gefunden, wo beide Seiten wirklich dann auch damit leben konnten. Mit Informations-, mit 

Leitsystemen, mit Beschilderungssystemen.“ Neben dem Tourismus-Marketing Baden-

Württemberg nennen auch andere Tourismusakteure die Besucherlenkung als Mittel zur 

zeitlichen und räumlichen Entzerrung der starken naturräumlichen Nutzung durch Wande-
rer, Nordic Walker, Skilangläufer und Mountainbiker, das heißt zur „Entzerrung von Stoß-

tagen“ oder indem „durch Lenkung die Hotspots“ gemieden werden. Andere schwarz-

waldspezifische Kompromisse finden sich bspw. hinsichtlich der künstlichen Beschneiung 

in ökologisch sensiblen Gebieten.  

 
„Ein Konsens, ja. Eine bestimmte Fläche, und dann nur hier, und dann nur so viel, 
und dann können alle damit leben. Aber das war vor zehn Jahren, da haben die so 
viel Macht gehabt, da haben die gesagt „Nein!“ und dann war es halt Nein. Aber 
heute ist schon ein Konsens da.“ (Skiliftbetreiber) 

 
 
Es kann festgehalten werden, dass auch im Schwarzwald beide in Kapitel 2.5.1 genann-

ten Konfliktregelungsformen, sowohl formelle als auch informelle Methoden, eingesetzt 
werden.  

 
„Ich denke mal, es wird sicher über Kooperationen gelöst oder auch über Gesprä-
che. Oder dass die politische Ebene schlicht und einfach sagt: So ist es. Alle kann 
man vielleicht nicht unter einen Hut kriegen.“ (IHK) 

 
Wie an der Nordsee findet sich auch hier keine große Bandbreite an partizipativen Metho-

den, favorisiert werden eher der Runde Tisch oder Mediationsverfahren. Vielen Akteuren 

sind Kooperationsbereitschaft sowie eine mögliche Regelung mit einer Win-win-Lösung 

wichtig. Eine partizipative Tourismusplanung (siehe Abbildung 6 von Timothy, 1999) kann 

für den Schwarzwald nicht bestätigt werden, so dass auch hier ein verstärktes Streben 

nach informellen Konfliktregelungsstrategien empfohlen werden kann. Die von Ostrom 

(1999) propagierte Selbstverwaltung (siehe Kapitel 2.5.3) bei Ressourcenkonflikten wird 

von einem der befragten Bürgermeister im Zusammenhang mit ökologischen Konflikten 

angesprochen: 

 
„Also, ich würde sogar mal die These wagen, die Gemeinde wäre auch natur-
schutzmäßig nicht schlechter dran, wenn wir uns selbst bestimmen könnten. Denn 
nur das, was man selber verantworten muss, ist einem etwas wert. Wenn gedacht 
wird von außen, dann ist das immer etwas schwieriger. (…) Also, ich sag mal, die 
Selbstbestimmung, die steht für mich eigentlich auch an oberster Stelle. Man muss 
immer letztlich die Dinge noch selber entscheiden können. (…) Und so schätze ich 
den Schwarzwälder vom Typen her auch ein.“ (Bürgermeister) 

 
Was bisher in wissenschaftlichen Studien unzureichend betont wird, ist die unterschiedli-

che Haltung der Akteure zu Kooperationen und zwar in Abhängigkeit der jeweiligen Koo-

perationspartner: Während auf der einen Seite Kooperationen innerhalb von Akteursgrup-

pen aufgrund von Konkurrenzdenken nur vereinzelt stattfinden, werden auf der anderen 
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Seite Kooperationen mit Akteuren außerhalb der eigenen Gruppe als durchweg positiv 

wahrgenommen. 

  
 

8.2.2 Regelung kultureller Konflikte im Schwarzwald 

Wie auf die Regelung der kulturellen Konflikte im Schwarzwald eingegangen wird, wurde 

bereits in Kapitel 7.1.2 dargestellt. Da wie an der Nordsee auch im Schwarzwald bei ei-

nem Zusammentreffen zwischen Touristen und Bereisten keine kulturellen Konflikte auf-

grund unterschiedlicher Wertevorstellungen auftreten, können kaum Aussagen über die 

Regelung solcher Konflikte getroffen werden. Der konfliktreichen Begegnung einzelner 

Wanderer und Mountainbikefahrer wird mit Hilfe einer formellen Regelung begegnet, der 

so genannten Zwei-Meter-Regel, mit der die Gruppen so gesehen räumlich entzerrt wer-

den. Da Mountainbiker jedoch weiterhin gerne auf schmalen, oftmals attraktiveren Routen 

fahren möchten, soll ein Mediationsverfahren zwischen Fahrrad- und Wanderverbänden 

den Konflikt regeln. 

Die zweite Form kultureller Konflikte manifestieren sich, wenn Traditionelles und 

Modernisierung aufeinandertreffen. In diesem Fall könnte z. B. der Umbau eines klassi-

schen Schwarzwaldhofs, bei dem große Fenster und ein Solardach eingebaut werden, 
einen gelungenen Kompromiss darstellen oder wie ein Bürgermeister meint: „Man kann 

auch im Schwarzwaldstil bauen und große Fenster haben. Man muss Tradition und Mo-

derne verbinden.“ So könnten kulturelle Schätze auch in Zukunft trotz neuer Adaptions- 

und Mitigationsmaßnahmen bewahrt und gegebenenfalls touristisch vermarktet werden.  

In Hinblick auf die mögliche Einschränkung von Einheimischen durch Gäste konn-

te lediglich der Konflikte um Sitzplätze im ÖPNV analysiert werden. Dieser wird von den 

Anbietern der öffentlichen Verkehrsmittel geregelt, indem weitere Sitzplatzmöglichkeiten 

angeboten werden. 

 
Aus den Interviews geht nicht hervor, inwieweit Strategien zur Bekämpfung der Abwande-

rung angedacht werden. Denkbar wäre, dass bei einem Zuwachs der Gästezahlen im 

Sommer weitere Arbeitsplätze im Tourismus entstehen und die verbesserte Arbeitsplatzsi-

tuation so der Arbeitsmigration entgegenwirken könnte. Andererseits sind diese Arbeits-

plätze saisonal auf den Sommer beschränkt. Um eine Abwanderung der im Wintertouris-

mus tätigen Bevölkerung zu vermeiden, müssten frühzeitig Adaptionsmaßnahmen getrof-

fen werden, die verstärkt die Tourismusentwicklung in den Wintermonaten vorantreibt. 

Auch eine Diversifizierung auf andere Berufszweige wäre theoretisch möglich, jedoch in 

der ländlichen Region praktisch schwierig umzusetzen. 

 

Wie von Aderhold & Heideloff in Kapitel 2.5.2 erwähnt, treffen auf die beschriebenen kul-
turellen Konflikte im Schwarzwald somit die Formen Assimilation (Verbindung von Tradi-

tionellem und Modernisierung) oder eine Art Anpassung zu (jedoch nicht der Gäste oder 

der Einheimischen, sondern der Anbieter des ÖPNV). Außerdem werden informelle Me-

diationsverfahren, wie sie von Senghaas beschrieben und empfohlen werden, aber auch 
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formelle Gesetze (Zwei-Meter-Regel) genutzt, um kulturelle Diskrepanzen zu überbrü-

cken. 

 

Für die Arbeitshypothese 5 kann dementsprechend zusammengefasst werden, dass im 

Schwarzwald sowohl für Kultur- als auch für Ressourcenkonflikte bereits formelle und 

informelle Konfliktregelungsmethoden eingesetzt werden. Teile der befragten Akteurs-

gruppen halten formelle Konfliktregelungsmethoden für notwendig. Es liegen jedoch auch 

gute Erfahrungen mit partizipativen informellen Instrumenten vor. Viele Akteure präferie-

ren eine selbstbestimmte Konfliktregelung. Somit kann vermutet werden, dass auch in 

Zukunft die Bereitschaft bei den Akteursgruppen des Schwarzwaldes besteht, neue Konf-

likte, die infolge des Klimawandels entstehen könnten, auf eine informelle Art zu regeln.  

 
 
Im Folgenden sollen die Ergebnisse der Aussagen der Experteninterviews (Kapitel 5 bis 

8) entlang der fünf Arbeitshypothesen verglichen und in einem weiteren Schritt auf eine 

verallgemeinernde Ebene abstrahiert werden. 
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9 Interpretation und Überprüfung der Arbeitshypothesen 
 

Im letzten Schritt sollen nun die Ergebnisse aus den beiden untersuchten Destinationen 

inklusive der Befragung zur Anfahrt verglichen werden, um allgemeine Aussagen für an-

dere Destinationen ableiten zu können. Zudem soll daraus geschlossen werden, inwieweit 

Konflikte sowie Veränderungen, die sich infolge des Klimawandels ergeben, regionalspe-

zifisch geprägt sind. Darauf aufbauend wird auf die fünf Arbeitshypothesen eingegangen, 

um daran anschließend die Ergebnisse zu diskutieren. 

 

 
Gegenwärtige Konfliktsituationen 

Die in Kapitel 2.2 angeführten ökonomischen, soziokulturellen und ökologischen Konflikte 

können in den Interviews nur teilweise wiedergefunden werden, wie bspw. die Landflucht 

der jungen Bevölkerung, die Erhöhung der Grundstückspreise auf den Nordfriesischen 

Inseln sowie die Verkehrsproblematik in beiden Destinationen. Sowohl ein vermehrter 

Wasserbedarf als auch ein erhöhtes Abfall- und Abwasseraufkommen durch den Touris-

mus – beides in der wissenschaftlichen Literatur oftmals als problematisch beschrieben – 
lösen angesichts der im Untersuchungsraum zur Verfügung stehenden Wasserressourcen 

und einer gut ausgebauten Infrastruktur keine Konflikte aus. Vielmehr spielt das Land-

schaftsbild eine wichtige Rolle, das in bisherigen Studien jedoch kaum beachtet wurde. 

Die Rekonstruktion der aktuellen Konfliktsituationen zeigt, dass die Befragten bei-

der Destinationen kaum kulturelle Konfliktsituationen, sondern in erster Linie Ressourcen-

konflikte beschreiben. Zu den genannten Konfliktursachen zählen dabei hauptsächlich 

natürliche Ressourcen, wie Boden, Luftqualität, Biodiversität, Landschaftsbild und Was-

ser, aber auch finanzielle Ressourcen. Im Schwarzwald kann außerdem noch das Holz 

als mögliche Konfliktursache in Betracht gezogen werden. Dies zeigt, dass bei der Be-

schreibung momentaner Konflikte eine Kategorisierung entsprechend dieser genannten 

Ressourcen sinnvoll ist und möglicherweise auch auf andere Destinationen übertragen 

werden kann. Im Mittelpunkt der momentanen Konflikte steht sowohl an der Küste als 

auch im Mittelgebirge die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund der Nutzung 

regenerativer Energien, z. B. durch Windenergieanlagen. Zusätzlich wird ein erhöhtes 
Verkehrsaufkommen bei den kleinen, aber touristisch interessanten Lagen (wie beim 

Feldberg und den Nordfriesischen Inseln) als Problem benannt.  

Durch die Akteure und Aktivitäten bedingt gibt es jedoch auch regional spezifische 

Konflikte, die je nach Destination variieren. Hier existieren bspw. an der Nordsee wider-

sprüchliche Interessen zwischen dem Küstenschutz und dem Tourismus sowie der Land-

wirtschaft aufgrund von Monokulturen und Geruchsbelästigungen. Im Schwarzwald ent-

zünden sich die Konflikte hingegen eher an Themen wie künstliche Beschneiung und Nut-

zung der Wanderwege sowie zwischen Tourismus und Naturschutz hinsichtlich touristi-

scher Baumaßnahmen für Skihallen oder andere groß angelegte Indoor-Projekte und 

Parkplätze. Dies zeigt, dass eine allgemeine Aussage über die momentanen Konflikte 

zwischen dem Tourismus und anderen Akteursgruppen, wie in Kapitel 2.2 gemacht, nicht 
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ausreicht, um der Heterogenität der Konfliktsituationen gerecht zu werden. Vielmehr muss 

die Konfliktanalyse auf der Ebene der jeweiligen Destination stattfinden.  

 

Der in Kapitel 2.2.2 angesprochene kulturelle Wandel vollzieht sich in beiden Destinatio-

nen durch die ausgeprägte touristische (Mono-)Arbeitserwerbsstruktur. Diese trägt teil-
weise dazu bei, dass die junge Bevölkerung die Destinationen verlässt, wenn sie im nicht-

touristischen Sektor Arbeit sucht. Gleichzeitig investieren viele Besitzer von Unterkünften 

nicht mehr in die Renovierung ihrer Gebäude, da die Nachfolge ungeklärt und zumindest 

aus dem Familienkreis nicht zu erwarten ist. Entsprechend schließen immer mehr Hotels 

und Gaststätten. Während sich die Preise auf den Inseln an der Nordsee auf einem relativ 

hohen Niveau befinden und die Bewohner ihre Immobilie vergleichsweise gut verkaufen 

können, finden die Besitzer großer Gebäude im Schwarzwald nur wenig Kaufinteressen-

ten. Nach der in dieser Arbeit verwendeten Definition kann ein Konflikt aufgrund dieses 

Wandels hier jedoch lediglich auf der politischen Ebene für die Gemeinden analysiert 

werden, die sich mit einem Rückgang ihrer Einwohnerzahlen konfrontiert sehen. Weitere 

im Theorieteil beschriebene kulturelle Konfliktsituationen, wie etwa beim Aufeinandertref-

fen unterschiedlicher kultureller Wertvorstellungen, können für die in Deutschland unter-

suchten Regionen aufgrund der kaum auftretenden ausländischen Gäste mit fremden 
Kulturhintergründen nicht festgestellt werden. Eine Beeinträchtigung der Bevölkerung 

durch große Besuchermassen ist zwar teilweise gegeben, wird aber nicht als manifester 

Konflikt ausgetragen, da die Bevölkerung den Tourismus hauptsächlich als Nutzen wahr-

nimmt. Lediglich im Schwarzwald werden kleinere Konflikte ausgetragen: zum Einen in-

nerhalb der Bevölkerung wegen der Modernisierung traditioneller Gebäude und zum An-

deren zwischen zwei Gästegruppen wegen der gleichzeitigen unterschiedlichen Nutzung 

von Wegen.  

Die in Kapitel 2.2.2 angeführten sozialen Konflikte, die auf religiösen Unterschie-

den, Generationenkonflikten oder finanzieller Abhängigkeit von Touristen beruhen, kön-

nen in den untersuchten Destinationen nicht wiedergefunden werden. Lediglich die im 

Theorieteil als potentielle Konflikttreiber genannten steigenden Grundstückspreise sowie 

die dort beschriebenen Situationen mit vielen, die Bewohner störenden Gästen werden 

zumindest teilweise von den Experten an der Nordsee bestätigt. 

 
 
Veränderungen und Auswirkungen infolge des Klimawandels 

Die modellierten klimatischen Veränderungen lassen für beide Destinationen ähnliche 

Entwicklungen erwarten: Die Durchschnittstemperaturen steigen, jedoch muss im Gegen-

satz zu anderen Destinationen weder an der Küste noch in den Hochlagen des Schwarz-

waldes mit Hitzestress gerechnet werden. Auch die Niederschlagsverhältnisse werden 

sich verändern. Insgesamt wird hierdurch ein Wandel der Biodiversität sowohl im Meer als 

auch im Wald vonstatten gehen.  

Wie in Kapitel 3.2.3 beschrieben, profitieren einige Akteure je nach Branche und 

Gebiet von den erwarteten zukünftigen klimatischen Veränderungen (z. B. Winzer, Was-

sersportschulen), während andere Nachteile zu erwarten haben (Landwirte an der Nord-
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see, Wintersporttourismus). So könnten in beiden untersuchten Destinationen folgende 

positive und negative Auswirkungen auftreten:  

 

• durch steigende Lufttemperatur ohne Zunahme von Hitzestress: Anstieg 
der Gästezahlen im Sommer, Veränderung der Biodiversität 

• durch steigende Wassertemperatur: Algenbildung im Meer und in Bade-
seen, Verschlechterung der Badequalität 

• durch Extremwetterereignisse: Schäden an touristischer Infrastruktur durch 
Überschwemmungen und Stürme  

 

Zudem ergeben sich regional spezifische Auswirkungen, wie die Gefahr von Waldschä-

den und schlechtere Skibedingungen durch Schneemangel im Schwarzwald und eine 
Verschiebung der Fischschwärme und Auswirkungen (insbesondere hinsichtlich der In-

frastruktur) durch den Anstieg des Meeresspiegels an der Nordsee. Auch hier müssen 

zukünftige Auswirkungen durch den Klimawandel und ihre Folgen somit je nach Region 

und Akteursgruppe betrachtet werden, um mögliche Konfliktpotenziale zu analysieren. 

 

 
Adaptionsmaßnahmen an den Klimawandel 

Je nach Entwicklung können sich die jeweiligen Akteursgruppen auf unterschiedliche Art 

und Weise anpassen (siehe Kapitel 6.2.2 und 7.2.2). Aufgrund der veränderten Bedin-

gungen ist es möglich, dass in Zukunft vermehrt Touristen aus heißeren Gebieten Desti-

nationen aufsuchen werden, an denen sie die frische Berg- oder Seeluft genießen kön-

nen. Darauf sollte sich die Tourismusindustrie sowohl im Schwarzwald als auch an der 

Nordsee einstellen. Die Sommer- und Badesaison sollte entsprechend verlängert werden, 
d. h. Unterkünfte und (Außen-)Gastronomie wären länger im Jahr geöffnet und auch Frei-

zeitaktivitäten würden an zusätzlichen Wochen im Jahr angeboten. Die meisten Trans-

portmittel (mit Ausnahme der Fähren der Wyker Dampschiffs-Reederei) und vereinzelte 

Unterkünfte sind bereits mit Klimaanlagen ausgestattet, eine umfassende Umstellung soll-

te angestrebt werden. Zudem könnten für Tage mit Extremwetterlagen wetterunabhängige 

Indoor- oder Wellnessangebote in die Planung einfließen. Die Gastronomie hat die Mög-

lichkeit, zukünftig neue Spezialitäten der Region anzubieten. Darüber hinaus müssen sich 

die Akteursgruppen weiterhin auf starke Stürme und deren Auswirkungen, wie Erosion 

oder Waldschäden, einstellen und ihre Vulnerabilität abmildern.  

 

 

Zusammengefasst ergeben sich für deutsche Küsten- und Mittelgebirgsdestinationen fol-

gende Anpassungsmöglichkeiten: 
 

• Vorbereitung auf mehr Sommergäste 

• Verlängerung der Sommersaison 



234 
 

• Einbau von Klimaanlagen, insbesondere bei den Unterkünften 

• (erweitertes) Angebot wetterunabhängiger Tourismusangebote 

• Schutz vor Extremwetterereignissen (mit Hilfe von Küstenschutz und Forstwirt-
schaft) 

 

In Hinblick auf grundsätzlich mögliche Maßnahmen bieten sich somit Möglichkeiten, die in 

Kapitel 3.3.3 allgemein genannten Methoden, wie Anpassung der Technik (künstliche 

Beschneiung), Gesetzesgrundlagen (Küstenschutz), Management (Verlängerung der 

Sommersaison) und Verhalten (mögliche Veränderung der Reiseströme) anzuwenden. 

Lediglich Forschung und Bildung der Mitarbeiter – Aspekte, die auch für Anpassungsstra-
tegien von Bedeutung sind – wurden in den Interviews nicht genannt. Generell ist, wie es 
ein Tourismusakteur an der Nordsee ausdrückt, „der Tourismus schon in der Lage, sich 

dann immer den veränderten Rahmenbedingungen anzupassen.“ Unterschiede in den 

regional spezifischen Anpassungsstrategien der Tourismusakteure ergeben sich bedingt 

durch die angebotenen Aktivitäten, wie etwa die künstliche Beschneiung für den Winter-

tourismus in den höheren Lagen des Schwarzwaldes. Auch nicht-touristische Akteurs-

gruppen passen sich je nach Betätigungsfeld mit verschiedenen Maßnahmen an, wie 

bspw. Küstenschutzmaßnahmen und höhere Hafenanlagen an der Küste bzw. Kultivie-

rung anderer Baumarten im Gebirge.  

 

 
Mitigationsmaßnahmen angesichts des Klimawandels 

Die generelle Umsetzung von Mitigationsmaßnahmen im Tourismus und bei anderen Ak-
teuren ähnelt sich unabhängig vom Standort der Destination (Ausnahmen sind spezielle 

Maßnahmen für nur wenige Destinationen, wie der Bau von Offshore-

Windenergieanlagen im Meer). Wie in Kapitel 3.2.2 beschrieben, werden von den Inter-

viewpartnern sowohl für die deutschen Küsten- als auch für die Mittelgebirgsdestinationen 

gleichermaßen die folgenden Aspekte genannt: 

 

• Energieeffizienz 

• Energieeinsparung  

• alternative Energien 

 

Schifffahrt wie Tourismus setzen bei den Fahrzeugen, die für die Anreise und im ÖPNV 

genutzt werden, auf eine effizientere Technik, kraftstoffsparende Fahrweise und die Su-

che nach alternativen Treibstoffen. Zudem wird vor Ort versucht, Anreize für Bevölkerung 

und Gäste zu schaffen, anstelle des PKWs vermehrt den ÖPNV zu nutzen. Unterkünfte 
und andere Betriebe nutzen zunehmend die Möglichkeit, ihren Energieverbrauch durch 

eine isolierende Bauweise oder anderweitige Energieeinsparmaßnahmen zu senken. Die 

Befragten deuteten in diesem Zusammenhang auch eine grundsätzliche Bereitschaft sei-
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tens der Landwirtschaft, Energiewirtschaft und der Bevölkerung zur Umstellung auf rege-

nerative Energien an. In beiden Regionen wird darüber hinaus die stärkere Vermarktung 

lokaler landwirtschaftlicher Produkte in der Gastronomie angestrebt. Die Speicherung von 

Treibhausgasen (Sequestrierung, z.B. durch Baumpflanzaktionen), spielt in den unter-

suchten Destinationen bislang keine Rolle. Kompensationszahlungen zur Abfederung 

negativer Auswirkungen wurden lediglich vom DEHOGA im Schwarzwald angesprochen 

und gleichzeitig als „Ablasshandel“ abgewertet.  

Es ist davon auszugehen, dass auch in vielen anderen Destinationen die hier beschriebe-

nen Mitigationsmaßnahmen derzeit oder zukünftig eingesetzt werden. Eine für die Regio-

nen spezifische Vorgehensweise kann nicht beobachtet werden. 
 

 

Neue Konfliktpotenziale  

Bei der Frage nach möglichen zukünftigen Konflikten infolge des Klimawandels nennen 

nur wenige Befragte von sich aus gänzlich neue Konfliktpotenziale. Auch eine Verschär-

fung der momentanen Konfliktsituation wird nicht bewusst wahrgenommen bzw. als nicht 

sehr gravierend bewertet. Tabelle 22 fasst die oben aufgeführten aktuellen Konfliktsitua-

tionen, die zu erwartenden Veränderungen infolge des Klimawandels sowie die entspre-

chenden Maßnahmen zusammen.  
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Tabelle 22: Wichtige Veränderungen infolge des Klimawandels und das daraus resultieren-
de Konfliktpotenzial an der Nordsee und im Schwarzwald. (Generalisiert, eigene Darstel-
lung.) 

aktuelle Konfliktursa -
chen 

Veränderungen infolge 
des Klimawandels 

neues oder verschärfendes 
Konfliktpotenzial 

Ressourcenkonflikte 
- Windenergieanlagen 
aufgrund von 
Lärmemissionen und der 
Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes  
- hohes Verkehrsaufkom-
men durch Touristen 
- Konkurrenzsituation um 
Fördergelder 
- Maisanbau wegen Anbau 
in Monokultur und 
Biogasanlagen wegen der 
wahrgenommenen 
Geruchsbelästigung 
-Küstenschutzmaßnahmen 
(Nordsee) 
- künstliche Beschneiung 
(Schwarzwald) 
- gleichzeitige Nutzung von 
Wegen zu 
unterschiedlichen Zwecken 
(Schwarzwald) 
- Baumaßnahmen zur 
Realisierung touristischer 
Großprojekte (Schwarz-
wald) 
 
kultureller Wandel bzw. 
kulturelle Konflikte 
- Abwanderung der jungen 
Bevölkerung 
- Schließung von Hotels 
und Gaststätten 
- latenter Konflikt bei ho-
hen Besucheranzahlen 
- moderne vs. traditionelle 
Bauweise (Schwarzwald) 

Auswirkungen 
- Temperaturanstieg ohne 
Hitzestress 
- Veränderung der 
Niederschläge, 
Schneemangel - Zunahme von Extremwet-
terereignissen 
- Veränderung der 
Biodiversität im Meer und im 
Wald, Waldschäden 

- neue Konflikte mit Naturschutz um 
„bad goods“ (z. B. Abwasser) oder 
Allgemeingüter (z. B. Straßenverkehr 
oder ökologisch sensible Gebiete) bei 
einem Anstieg der Gästezahlen 
- Konfliktminderung durch eine 
längerung der Sommersaison und 
eventuelle Entzerrung hinschtlich 
ökologischer Belastungen 
- manifeste kulturelle Konflikte bei 
Anstieg der Gästezahlen  

Anpassung 
- Technik (künstliche 
Beschneiung, Klimaanlagen) 
- Gesetze (Küstenschutz, 
Fördergelder) 
- Management 
(Verlängerung der 
Sommersaison, Stärkung 
wetterunabhängiger 
Angebote) - Verhalten (mögliche 
Veränderung der 
Reiseströme, Konzentration 
auf obere Höhenlagen) 

- verstärkte Ressourcen- und 
vereinzelte Kulturkonflikte (z. B. 
Baggerseen, Fremdbestimmung) 
- verstärkte Konflikte bei Planung 
neuer Indoor-Angebote 
- verstärkter Konflikt mit Naturschutz 
bei hohem Gästeaufkommen 
(Verkehr und lokale Konzentration) 
- verstärkte Flächenkonflikte durch 
Küstenschutzmaßnahmen 
- verstärkte Konflikte wegen vermehr-
ter künstlicher Beschneiung 
- verstärkte Konkurrenz um 
mittel zur Anpassung (z.B. 
aufspülung)  

Mitigation 
- Energieeffizienz (bessere 
Motoren, Repowering) 
- Energieeinsparung bei 
Unterkünften 
- Nutzung regenerativer 
Energien (alternative 
Treibstoffe, Ausbau von 
Solar- und Windenergie bzw. 
Offshoreanlagen, Biomasse) 
- Verhaltensänderung (k raft-
stoffsparende Fahrweise, 
Modal Shift) 

- verstärkter Konflikt bei Planung 
weiterer Windenergieanlagen (an 
Land und Offshore, Repowering)  
- verstärkter Konflikt wegen Maisan-
bau zur Nutzung als nachwachsender 
Rohstoff (Monokultur, Biogas, 
Grundwasser) 
- verstärkte Konkurrenz um Förder-
mittel zur Mitigation 
- Solaranlage als Kulturkonflikt wegen 
Veränderungen der Traditionen 
- verstärkter Konflikt um Sitzplätze im 
ÖPNV 
- Verminderung der Verkehrsproble-
matik durch einen Ausbau des ÖPNV 

 

Hierauf aufbauend wird das in der dritten Spalte ermittelte Konfliktpotenzial im Folgenden 

näher erläutert und konkret auf die Arbeitshypothesen bezogen. 
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Arbeitshypothese 1:  

Der Klimawandel verschärft Ressourcenkonflikte im Tourismus und/oder lässt neue 

entstehen.  

 

In den beiden untersuchten Destinationen nehmen die Experten zumindest kurz- bis mit-

telfristig keine Ressourcenkonflikte aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels wahr. 

Zwar beschreiben die Interviewpartner jeweils momentane Konflikte hinsichtlich der Res-

sourcen Boden, Luftqualität bzw. Ruhe, Biodiversität, Landschaftsbild, Badequalität und 

finanzielle (Förder-)Mittel, diese werden von den Befragten jedoch auch für die Zukunft 

nicht mit dem Klimawandel direkt in Verbindung gebracht.  

Bei genauerer Betrachtung und Interpretation der Aussagen lässt sich jedoch fest-

stellen, dass die Wahrscheinlichkeit besteht, dass sich diese Ressourcenkonflikte indirekt 

durch Anpassungsmaßnahmen (z. B. Küstenschutz, Kunstschnee, Großprojekte, Hoch-
wasserrückhaltebecken) und Mitigationsmaßnahmen (z. B. Windenergieanlagen, Biogas 

oder Maismonokulturen, Fördermittel) verstärken werden. Hierzu wird in Arbeitshypothese 

4 näher Stellung genommen. Des Weiteren könnte der Klimawandel indirekt dafür sorgen, 

dass es zu einer Verschiebung der Reiseströme und somit zu einem erhöhten Gästeauf-

kommen während weniger Monate im Jahr kommt. Hierbei sind neue Konflikte mit dem 

Naturschutz um „bad goods“ (z.B. Abwasser) oder Allgemeingüter (z.B. Straßenverkehr 

oder ökologisch sensible Gebiete) denkbar. Durch eine Verlängerung der Sommersaison 

und eine draus folgende eventuelle Entzerrung ist jedoch auch eine Konfliktminderung 

denkbar. Da diese Aussagen nicht unbedingt allein auf die schleswig-holsteinische Nord-

seeküste bzw. den Schwarzwald zutreffen, könnten gleiche Überlegungen auch für ande-

re Destinationen angestellt werden.  

 

Die erste Arbeitshypothese kann für die beiden untersuchten Destinationen somit nicht 
unmittelbar bestätigt werden. Vielmehr lautet das Ergebnis: Durch Klimawandel veränder-
te Reiseströme oder Adaptions- bzw. Mitigationsmaßnahmen können Ressourcenkonflikte 

mindern oder verstärken. Hierbei muss betont werden, dass das Ergebnis in anderen 

Destinationen, bspw. mit bereits herrschender Wasserknappheit, anders ausfallen könnte. 

 

 
Arbeitshypothese 2:  

Der Klimawandel beeinflusst durch die Veränderung der Reiseströme kulturelle 

Konflikte. 

 

Die mögliche Verschiebung der Reiseströme hat nach Ansicht der Experten kaum Ein-

fluss auf kulturelle Konflikte in den untersuchten Regionen. Erstens können bereits heute 

in keiner der beiden Destinationen typische Kulturkonflikte zwischen Touristen und Ein-

heimischen aufgrund unterschiedlicher Werte und Normen ausgemacht werden. Zweitens 
ist hierfür die von den Akteuren vermutete Zunahme der Anzahl an weiteren ausländi-

schen Gästen zu gering. Und drittens ist ein Anstieg der Gästezahlen auch durch Touris-

ten aus dem Ausland vielmehr explizit erwünscht, da in Zukunft bedingt durch den demog-
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raphischen Wandel weniger deutsche Urlauber erwartet werden. Zudem beschreibt die 

Mehrheit der Befragten die Bewohner beider Destinationen als offen und tolerant gegenü-

ber Gästen fremder Kulturen. Sollte eine starke Veränderung der Reiseströme eintreten, 

kann dementsprechend eine konfliktfreie Integration und Anpassung seitens der als tole-

rant beschriebenen touristischen Anbieter vermutet werden.  

 Auch ein konfliktreiches Aufeinandertreffen zwischen modernen und traditionellen 

Weltbildern und Wertesystemen durch eine Veränderung der Reiseströme ist nicht zu 

erwarten. Hier besteht vielmehr die Wahrscheinlichkeit für interne Konflikte zwischen tra-

ditionellen und modernen Gruppen innerhalb der Regionen, die, wie in Arbeitshypothese 4 

ausgeführt, durch neue Anpassungs- oder Mitigationsmaßnahmen entstehen können 

(siehe Beispiel Schwarzwaldhaus, auf dessen Dach eine Solaranlage montiert wird). 

Lediglich durch die mögliche Zunahme sowohl der nationalen als auch der interna-

tionalen Gästezahlen als Reaktion auf eine Verschiebung der Reiseströme könnten ge-
sellschaftliche Veränderungen und kulturelle Konfliktpotenziale entstehen. Denn die bis-

herigen Aussagen der Vertreter beider Destinationen ergeben, dass durch den so ge-

nannten Massentourismus ausschließlich ein latenter Konflikt im Raum steht, der aber 

nicht ausgetragen wird, da den Einwohnern der wirtschaftliche Gewinn durch die Gäste 

bewusst ist. Hier kann der Wandel hin zu einem manifesten Konflikt bei höheren Gäste-

zahlen nicht ausgeschlossen werden.  

 

Die zweite Arbeitshypothese trifft somit für die beiden untersuchten deutschen Destinatio-
nen nicht zu. Die Untersuchung zeigt vielmehr: Der Klimawandel beeinflusst durch die 

Veränderung der Reiseströme Konflikte aufgrund von kulturellen Unterschieden zwischen 

Touristen und Einheimischen nicht. Der Klimawandel kann jedoch zu einem Anstieg der 

Gästezahlen und somit zu einem Konflikt durch Einschränkungen in der Lebensweise der 

Einheimischen beitragen. 

 

Die Ergebnisse lassen nur wenige Rückschlüsse auf andere Destinationen zu. So ist ein 

ähnliches Bild in anderen deutschen Gebieten denkbar. Zukünftige kulturelle Konflikte 

können dennoch nicht ausgeschlossen werden. Dies trifft besonders auf Gebiete zu, in 

denen bereits Kulturkonflikte zwischen Einheimischen und Touristen zu beobachten sind. 

Hier sind weitere Untersuchungen nötig. 
 

 
Arbeitshypothese 3:  

Die sich verändernde ungleiche Verteilung von (sozioökonomischen) Lebenschan-

cen infolge des Klimawandels verursacht Arbeitsmigrationsströme im Tourismus.  

 

Ob in den untersuchten Destinationen eine starke Ausprägung von so genannten Gewin-

nern oder Verlierern durch den Klimawandel auftreten wird, kann nicht hinreichend be-

antwortet werden. Ein Abwanderungsrisiko besteht insbesondere in niedrig gelegenen 

Wintersportdestinationen im Schwarzwald für vom Wintertourismus abhängige Akteure, 

da dieses Berufsfeld eine unzureichende Diversifizierung aufweist. In beiden untersuchten 
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Destinationen, Küste und Mittelgebirge, ist jedoch ein Vorteil in der Sommersaison zu 

erkennen, so dass eher mit einem generellen Zuwachs an Arbeitskräften und einer Ar-

beitsmigration hin zu den Destinationen zu rechnen ist. Dabei ist nichtsdestotrotz ein Un-

gleichgewicht zwischen Tourismusakteuren mit sommerbezogenen (Badeaktivitäten) und 

winterbezogenen Angeboten (bspw. Skiliftbetreiber) erkennbar. Jedoch bleibt unklar, in-

wieweit der klimatische Vorteil neue Arbeitsplätze schaffen oder lediglich bestehende Be-

schäftigungen sichern wird. Zusätzlich ist auch eine Verstärkung (Schwarzwald) bzw. 

Minderung (Nordsee) der jeweiligen bisherigen Saison wahrscheinlich. Ein generelles 

Ungleichgewicht zwischen unterschiedlichen Destinationen ist durchaus denkbar (wie 

bspw. zwischen den frischeren Küstenregionen und dem heißeren Binnenland), kann je-

doch mithilfe der zwei untersuchten Destinationen nicht ausreichend belegt werden. Zu-

dem kann für deutsche Destinationen damit gerechnet werden, dass entsprechende An-

passungsmöglichkeiten durch Bildung, Technik und finanzielle Grundlagen zur Verfügung 
stehen, wodurch das Migrationsrisiko und daraus resultierende Konfliktfelder minimiert 

werden.  

Der Einfluss des Klimawandels auf die Abwanderung der jungen Bevölkerung oder 

den Verkauf von Unterkünften, gastronomischen Betrieben oder Eigenheimen an Privat-

besitzer bzw. Zweiwohnbesitzer kann in dieser Arbeit nicht analysiert werden. Es scheint, 

als spielten eher andere Faktoren, wie der demographische Wandel und die weniger gu-

ten Arbeitsbedingungen in nicht-touristischen Sektoren eine Rolle. Würde die touristische 

Entwicklung in der Sommer- und Nebensaison zunehmen, könnte dies einerseits dazu 

führen, dass Jugendliche auf der Suche nach einer nicht-touristischen Arbeitsstelle wei-

terhin abwandern. Andererseits könnten Personen, die einen touristischen Beruf ausüben, 

in die Destinationen hinzuziehen. Zudem stärkt die touristische Entwicklung einer Region 

immer auch die indirekt vom Tourismus profitierenden Gewerbe. Hier könnten neue Ar-

beitsplätze entstehen, wodurch einer Abwanderung der jungen Bevölkerung entgegenge-

wirkt werden könnte. Eine solche positive bzw. negative Entwicklung der Arbeitsplatzsi-
tuation ist auch bei anderen Destinationen möglich, die von der touristischen Entwicklung 

(infolge des Klimawandels oder anderer Faktoren) profitieren werden bzw. mit Einbußen 

rechnen müssen. 

Von negativen Folgen betroffene nicht-touristische Wirtschaftszweige, wie die 

Landwirtschaft oder die Fischerei, könnten sich in manchen Destinationen zukünftig ver-

stärkt ein zweites Standbein im vom Klimawandel möglicherweise profitierenden Sommer-

tourismus sichern. Dabei gilt es darauf zu achten, dass eine Erhaltung der ursprünglichen 

Erwerbsformen anstelle eines kompletten Wechsels der Erwerbstätigkeit angestrebt wird. 

Bei einer vollständigen Umstellung der traditionellen Betriebe wäre es ansonsten möglich, 

dass sich das Landschaftsbild sowie das (maritime) Flair negativ wandeln, weil bspw. tou-

ristisch attraktive Kulturflächen verloren gehen. Dieses Ergebnis ist auf andere Destina-

tionen in industrie- und strukturschwachen und gleichzeitig touristisch geprägten ländli-

chen Räumen übertragbar. 
Die dritte Arbeitshypothese kann somit trotz einiger Unsicherheiten unter Vorbehalt 

bestätigt werden. Ob zukünftig neue Konfliktpotenziale entstehen, kann in dieser Arbeit 

nicht beantwortet werden. 
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Arbeitshypothese 4:  

Mitigations- und Adaptionsstrategien im Tourismus haben eine Auswirkung auf 

bereits bestehende Konflikte.  

 

Die empirische Untersuchung bestätigt Arbeitshypothese 4. Wie bereits oben beschrie-

ben, lösen Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen sowohl Ressourcenkonflikte als auch 

kleinere Kulturkonflikte aus. Auf der einen Seite handelt es sich um Konfliktpotenziale, die 

bestehende Konflikte entsprechend verstärken. Auf der anderen Seite sind aber auch 

neue Konflikte zu erwarten. Dass aktuelle Konfliktsituationen durch klimawandelspezifi-

sche Maßnahmen entschärft werden, ist in beiden Destinationen nicht zu beobachten. 

Ausnahmen stellen die Verringerung der Luftverschmutzung durch „saubere“ Abgase im 

Verkehr oder eine Abnahme der Verkehrsintensität bei verstärkter Nutzung des ÖPNV 

dar. 
 

Die Anpassungsstrategien als Konfliktursache sind (im Gegensatz zu den Mitigations-

maßnahmen) destinationsspezifisch zu betrachten. Jedoch kann davon ausgegangen 

werden, dass Küsten- und Mittelgebirgsregionen allgemein ähnliche Anpassungsstrate-

gien wie die untersuchten Regionen, schleswig-holsteinische Nordsee und Schwarzwald, 

nutzen werden und somit ähnliche Konflikte zu erwarten sind. So liegen etwa die Konflikt-

ursachen im Schwarzwald und wahrscheinlich auch in anderen Mittelgebirgsdestinationen 

eher in der künstlichen Beschneiung sowie der Diskussion über Baggerseen oder Hoch-

wasserrückhaltebecken. Dagegen können sich an der Nordseeküste, aber vermutlich 

auch an der Ostsee und anderen Küstenregionen, Interessensunterschiede durch eine 

Ausweitung der Küstenschutzmaßnahmen verschärfen, vor allem wenn sie die von der 

Tourismusindustrie bevorzugten so genannten 1-A-Lagen betreffen. Neben dem Deich-

bau könnte auch die vermehrt notwendige Entwässerung touristisch genutzte Gebiete in 

Zukunft stärker berühren und somit ein Konfliktpotenzial darstellen.  
Für beide untersuchte Destinationen ist es wahrscheinlich, dass ein erhöhtes Gäs-

teaufkommen durch die entsprechende Anpassung an den Klimawandel einen verschärf-

ten Ressourcenkonflikt zwischen Tourismusakteuren und Naturschutz nach sich ziehen 

wird. Dieser Effekt ist so auch für andere Destinationen denkbar: Erstens könnten flä-

chenverbrauchende und verkehrsstarke Indoor-Angebote für wetterunabhängige Attrak-

tionen neue Diskussionen auslösen. Eine (erneute) Planung von Skihallen ist zumindest 

im Schwarzwald in nächster Zeit nicht vorgesehen, könnte jedoch langfristig wieder aufle-

ben. Zweitens könnten bei einem Anstieg der Gästezahlen Naturschutzgebiete vermehrt 

(und zusätzlich konzentriert auf ökologisch sensible Höhenlagen) aufgesucht werden. Hier 

ist unsicher, ob diese zeitliche Verschiebung (womöglich in die Ruhezeiten der Tier- und 

Pflanzenwelt hinein) bestimmte Tierarten stören könnte oder ob sich das Gästeaufkom-

men durch die verlängerte Sommersaison entzerrt. Die Verkehrssituation am Feldberg 

und auf den Nordsee-Inseln könnte sich weiter verschlechtern und sowohl Ressourcen- 
als auch Kulturkonflikte verschärfen.  
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Bei den Mitigationsstrategien spielen unabhängig von der Destination besonders regene-

rative Energien, die mit Hilfe von (Offshore-)Windanlagen, Solaranlagen, Biomasse und 

Biosprit gewonnen werden, eine Rolle. Mit ihnen könnte in Zukunft die Debatte um touris-

tisch attraktive Landschaftsbilder, traditionelle Architektur oder die in der Nähe von Bio-

gasanlagen vermutete Geruchsbelästigung weiter angeregt werden – und dies nicht nur in 

den untersuchten Destinationen. Beim Bau neuer Anlagen zur Gewinnung regenerativer 

Energien kann ein direkter Kontakt mit der Bevölkerung nicht umgangen werden, so dass 

das so genannte NIMBY-Syndrom auftreten kann. Ob allerdings technische Erneuerun-

gen (z. B. Repowering) generell oder als Folge eines Gewöhnungseffekts diese durch 

Mitigationsmaßnahmen verschärften Konflikte abmildern werden, kann im Rahmen dieser 

Arbeit nicht geklärt werden. 

Eine verstärkte Nutzung des ÖPNV könnte auf der einen Seite Park- und Stau-

probleme mildern. Auf der anderen Seite kann für diesen Fall aber ein ansteigender Konf-
likt um Sitzplätze zwischen Pendlern und Reisenden wiederum nicht ausgeschlossen 

werden.  

Zusätzlich können an dieser Stelle allgemeine gesellschaftliche Konflikte angeführt 

werden, die in Zukunft weiterhin auftreten werden, so z.B. die Frage, ob die angebauten 

landwirtschaftlichen Produkte als Nahrungsmittel oder zur Energiegewinnung dienen sol-

len. Auch sollte bei der Anwendung von neuen Mitigationsmaßnahmen stets darauf 

geachtet werden, dass sie nicht nur Kohlenstoffdioxid-Emissionen einsparen, sondern 

darüber hinaus auch in anderen Bereichen keine Umweltauswirkungen oder kulturellen 

sowie ökonomischen Konflikte verursachen. Als Beispiel wäre hier die von Schwarzwald-

akteuren erwähnte mögliche Beeinträchtigung der Luftqualität durch Ruß bei der Verfeue-

rung von Holzpellets zu nennen. 

 

Eine nach den ausgeführten Erkenntnissen differenzierte Aussage würde somit lauten: 
Mitigations- und Adaptionsstrategien im Tourismus haben eher eine verstärkende Auswir-
kung auf bereits bestehende Konflikte, können aber durchaus auch neue Konfliktsituatio-

nen hervorrufen.  

 

 
Konfliktregelung 

Wie in Kapitel 8 beschrieben, nennen die Vertreter beider Destinationen formelle Gesetze 

und informelle partizipative Formen gleichermaßen als Konfliktregelungsoptionen, die 

bisher eingesetzt werden. Informelle Instrumente werden derzeit noch wenig genutzt, je-

doch besteht bei der Mehrzahl der Akteursgruppen die Bereitschaft, sowohl bei Kultur- als 

auch im Falle von Ressourcenkonflikten verstärkt mit Hilfe kommunikativer Prozessen 

aufeinander zuzugehen und zu kooperieren. Bei einigen Akteursgruppen wird diese 

selbstbestimmte Art und Weise der Konfliktregelung sogar einer Regelung „von oben“ 

vorgezogen. Während die Interviewpartner aus den untersuchten Destinationen angeben, 
für die Bewältigung aktueller Ressourcenkonflikte auch informelle Methoden zur Errei-

chung einer oftmals angestrebten Win-win-Situation einzusetzen, wird bei Kulturkonflikten 

eher auf Instrumente wie Besucherlenkung bzw. -Beschränkung, Mediationsverfahren, 
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aber auch Gesetze zurückgegriffen. Jedoch ist auch hier eine Kompromisslösung denk-

bar, wie das Beispiel eines modernen Schwarzwaldhofes als eine Verbindung von moder-

nen und traditionellen Lebenswelten und Wertvorstellungen zeigt.  

Kooperationen finden in beiden Destinationen statt. Wichtig ist in erster Linie die 

Zusammenarbeit zwischen dem Tourismus und den Land- und Forstwirten bzw. an der 

Küste mit den Fischern, da die Gäste für viele Angehörige dieser nicht-touristischen Er-

werbszweige ein wichtiges drittes Standbein darstellen und gemeinsame Interessen vor-

liegen. In den untersuchten Naturschutzgebieten, dem Nationalpark und dem Naturpark, 

beugt eine Besucherlenkung möglichen Konflikten zwischen Naturschutz und Tourismus 

vor. 

Die verschiedenen in Tabelle 2 angeführten Vorschläge von Glasl (1999) zur Konf-

liktbehandlung werden im tatsächlichen Sprachgebrauch nicht so differenziert verwendet. 

Bei der Befragung stellt sich heraus, dass die im Theorieteil aufgeführten informelle Me-
thoden zur Konfliktregelung in der touristischen Praxis unbekannt sind oder zumindest 

kaum genutzt werden. Die von Heinrichs (2005a) angeführten Instrumente, wie Konsen-

sus-Konferenz, Planungszelle/Bürgergutachten, Zukunftswerkstatt, Zukunftskonferenz 

und Szenario-Workshop werden von den Tourismusakteuren bei Konflikten nicht in Ans-

pruch genommen. Vielmehr wird auf Dialog sowie vereinzelt auf Kooperationen unter-

schiedlicher Ausgestaltung gesetzt. In jedem Fall sollte bei Gruppenkonflikten, wie von 

Fisher et al. (1997) gefordert, eine Win-win-Situation angestrebt werden. 
 

 

Arbeitshypothese 5:  

Das Konfliktpotenzial im Tourismus infolge des Klimawandels kann mit Hilfe von 

kooperativen Konfliktregelungsinstrumenten abgemildert werden. 

 

Anhand der Aussagen der Interviewpartner kann vermutet werden, dass auch zukünftig 
die Bereitschaft bei den Akteursgruppen besteht, neue Konflikte, die durch den Klima-

wandel entstehen könnten, auf eine informelle, kommunikative Art zu regeln. So wird auf 

der einen Seite von vielen Befragten der Dialog als Option für eine Konfliktregelung ange-

führt. Jedoch darf auf der anderen Seite nicht die Funktion institutioneller Konfliktrege-

lungsmöglichkeiten unterschätzt werden. Vermutlich können auch in Zukunft beide Rege-

lungstechniken für Konflikte (auch für eventuelle zukünftige kulturelle Konflikte) genutzt 

werden. Runde Tische und Mediation spielen bisher eine eher untergeordnete Rolle, sind 

aber in Zukunft ein denkbares Vorgehen, um Interessensunterschiede zu regeln oder 

Konfliktpotenzialen entgegenzuwirken.  

Generell ist ein frühzeitiger Dialog notwendig, um den in dieser Arbeit analysierten und 

weiteren neuen Konfliktpotenzialen präventiv zu begegnen. Hierbei muss überlegt wer-

den, ob die Akteure miteinander zu einer gemeinsamen Lösung kommen oder ob die Pla-

nung zukünftiger Tourismusentwicklungen sowie die Bewältigung neuer Situationen an-
gesichts des Klimawandels professionell mit Hilfe außenstehender Experten in einem, wie 
es ein Akteur formulierte, „geordneten Kommunikationsprozess“ erfolgen sollte. Bei be-

sonders schwierig zu lösenden Konflikten im Planungsprozess könnte die Methode der 
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Mediation angewendet werden, welche von den Befragten bisher wenig eingesetzt wor-

den ist. Da die Veränderungen durch den Klimawandel und damit auch der Einsatz zu-

künftiger Anpassungs- und Mitigationsmaßnahmen relativ langsam erfolgen, ist die rech-

tzeitige Erkennung latenter Konflikte sowie der entsprechende Einsatz von Konfliktlö-
sungsinstrumenten möglich. Dennoch, wie ein Befragter treffend ausdrückte, „manche 

Konflikte wird man nicht vermeiden“, sondern lediglich auf sie reagieren können.  

 

Für touristische Destinationen ist somit generell ein Zusammenspiel aus formellen und 

informellen Konfliktregelungsmöglichkeiten sowie -Lösungsmöglichkeiten notwendig, um 

den neuen und insbesondere auch den durch den Klimawandel verstärkten Konfliktsitua-

tionen in Zukunft zu begegnen. Dabei sollte die Bekanntheit der informellen Methoden in 

den beiden untersuchten Regionen konsequent ausgebaut werden. Laut den Ergebnissen 

der Befragung muss die fünfte Arbeitshypothese um die Methoden formelle Kornfliktrege-
lung und den Ausbau weiterer informeller Instrumente ergänzt werden. Zudem liegt der 

Schwerpunkt weniger auf Kooperationen, sondern vielmehr erst einmal auf einer Form 
des Dialogs: Das Konfliktpotenzial im Tourismus infolge des Klimawandels kann mit Hilfe 

von kommunikativen, aber auch institutionellen Konfliktregelungsinstrumenten abgemil-

dert werden. Informelle Methoden sollten verstärkt unterstützt und weiterentwickelt wer-

den.  

 

 

Die Zusammenhänge der Ergebnisse (in Bezug auf die fünf Arbeitshypothesen) werden 

verallgemeinert in Abbildung 38 dargestellt. Sie zeigt eine Differenzierung der anfangs 

erstellten Abbildung 2. 

  

 
Abbildung 38: Mögliches zukünftiges Konfliktpotenzial zwischen Tourismusakteuren und 
nicht-touristischen Akteuren sowie Regelung der Konflikte auf Grundlage der untersuchten 
Destinationen schleswig-holsteinische Nordseeküste und Schwarzwald (eigene Darstellung) 
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Wie die empirische Untersuchung zeigt, stellen weniger die Auswirkungen des Klimawan-

dels direkt als vielmehr die Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen die zukünftigen Konf-

liktursachen von Ressourcen- und Kulturkonflikten im Tourismus dar. Dabei findet durch 

die Maßnahmen vor allem eine Verschärfung der bisherigen Ressourcenkonflikte statt. 

Kulturelle Konflikte treten allgemein, zumindest in den untersuchten Destinationen, nicht 

so häufig auf wie Ressourcenkonflikte und werden durch den Klimawandel direkt wie indi-

rekt nur in geringem Ausmaß beeinflusst. Hinsichtlich möglicher Konfliktregelungsstrate-

gien wurde anhand der Experteninterviews die Bereitschaft zum Dialog erkannt. Auch 

eine formelle Konfliktregelung findet bereits heute statt und ist auch in Zukunft wahr-

scheinlich. Instrumente informeller Konfliktregelung könnten zukünftig ausgebaut werden, 

um die analysierten Konfliktpotenziale durch Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen zu 

regeln oder sogar rechtzeitig zu lösen. 
 

Die bisher in der wissenschaftlichen Literatur entwickelten Grundlagen können das The-

ma Klimawandel und Tourismus zwar teilweise, aber in Bezug auf Konflikte nicht hinrei-

chend abdecken und erklären. Aus diesem Grund werden in dieser Arbeit neue Konzepte 

und Begriffsdefinitionen aufgestellt, um dieser speziellen Thematik gerecht zu werden. 

Für die Untersuchung von Konflikten auf regionaler Ebene erweist sich die Konf-

liktanalyse als brauchbar. Es stellt sich jedoch heraus, dass der Fokus weniger auf die 

Akteure und den Verlauf, als vielmehr auf die Ursache sowie die Konfliktregelung gelegt 

werden muss. Die Frage nach der Funktion des Konflikts bleibt auch nach dieser Studie 

offen. Es kann vermutet werden, dass der Konflikt selbst, ausgelöst durch Maßnahmen 

angesichts des Klimawandels, nötig ist, um Dialoge und Kooperationen in Gang zu setzen 

(und als „realistic conflict“ siehe Kapitel 2.1 laut Coser die moderne Gesellschaft vorant-

reiben). Jedoch sollte versucht werden, die Interessen aller Beteiligten schon in der Pla-

nungsphase zu berücksichtigen, so dass durch einen partizipativen Prozess Kooperatio-
nen gebildet werden, ohne dass Konflikte erst entstehen müssen. Sehr wahrscheinlich 

werden Konflikte infolge des Klimawandels im Tourismus jedoch unvermeidbar sein und 

neue Institutionen entstehen lassen, die bspw. in Zukunft für die Organisation der Maß-

nahmenplanung und Konfliktregelung zuständig sein könnten. Aufgrund der analysierten 

Konfliktursachen in den beiden Beispieldestinationen ist Dahrendorfs Kampf um bessere 

Lebenschancen (siehe Kapitel 2.3.1) in diesem Zusammenhang weniger auf der Basis-

ebene um Macht und Bildung zu verstehen, sondern vielmehr auf der weiterführenden, 

nahezu ästhetischen Ebene der Lebensqualität (attraktives Landschaftbild, wenig unan-

genehme Gerüche usw.). Es handelt sich so gesehen um einen Kampf um bessere 

Chancen auf Lebensqualität. 

Die in früheren wissenschaftlichen Studien genutzten ökonomischen, soziokulturel-

len und ökologischen Kriterien überschneiden sich teilweise. Die Einteilung in Konfliktfel-

der, genauer gesagt in Kultur- und Ressourcenkonflikte, eignet sich deswegen zur Ver-
meidung dieser Überschneidungen. Die in Kapitel 2.4 erstellten Definitionen zu touristi-

schen Kultur- und Ressourcenkonflikten werden erweitert und an die empirische Untersu-

chung unter Rücksichtnahme des Klimawandels wie folgt angepasst:  
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Es gibt bereits umfangreiche Studien bezüglich der Auswirkungen des Klimawandels auf 

verschiedene Wirtschaftsbereiche sowie mögliche Anpassungs- und Mitigationsmöglich-

keiten. Diese Arbeit gibt einige dieser Optionen auf lokaler Ebene wieder, die in den Ex-

perteninterviews genannt wurden und bringt sie miteinander in Verbindung. Das Ergebnis 

zeigt, dass Homer-Dixons oder Brauchs Kausalkette (siehe Kapitel 3.5.1.3 und 3.5.2.1) 

aufgegriffen werden kann. Die Kausalkette für gewaltsame Konflikte würde nach den Er-

gebnissen dieser Studie in Bezug auf nicht-gewaltsame regionale Konflikte lauten: 
 

Klimawandel ����  Adaptions- oder Mitigationsmaßnahmen ����  verschärfte Kultur- und 

Ressourcenkonflikte 

 
Der Klimawandel sollte somit nicht als Konfliktursache, sondern vielmehr als Konflikttrei-

ber bezeichnet werden. Auch nach dieser Studie wird eine Monokausalität ausgeschlos-

sen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Veränderung der Tourismusströme als eine 

Anpassungsmaßnahme der Touristen selbst gesehen wird. 

Auf regionaler Ebene können in den Beispieldestinationen die in 3.5.2 genannten 

direkten Konflikte infolge des Klimawandels in Form von bspw. Umweltdegradation und 

-Knappheit nicht bestätigt werden. Hingegen werden die indirekten Konflikte im Allgemei-

nen, die in Kapitel 3.5.2.2 und für den Tourismus im Speziellen in Kapitel 3.5.3 beschrie-

ben werden, durch die Untersuchung untermauert und weiter differenziert. So stellen die 

bisher in der Literatur beschriebenen Konflikte wegen Mitigations- (Windkraftanlagen) und 

Anpassungsmaßnahmen (Kunstschnee und Küstenschutz) eine zentrale Rolle in den 

momentanen und zukünftigen Konfliktsituationen zwischen Akteursgruppen in den unter-

suchten Destinationen dar. Darüber hinaus konnten jedoch weitere Ursachen ermittelt 

werden, wie z. B. die Installation von Solaranlagen, ein erhöhtes Gästeaufkommen, der 

Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse in Monokulturen oder die Zuteilung von Förderge-
ldern. Als abschließendes Ergebnis kann somit eine veränderte Definition für den touristi-

schen Klimakonflikt festgehalten werden: 

„Touristischer Kulturkonflikt“: Konflikt 1. zwischen Touristen und der bereisten Be-
völkerung oder Touristen untereinander ausgelöst durch Verstehens- oder Ver-
ständigungsprobleme, unvereinbare Normen und Regeln oder eine starke kom-
munizierte Ablehnung der Touristen von der Bevölkerung wegen eines Gefühls 
der Fremdbestimmung oder 2. zwischen Tourismusakteuren und nicht-
touristischen Akteuren wegen eines Modernisierungsprozesses. 
 
„Touristischer Ressourcenkonflikt“: Konflikt 1. zwischen den ressourcennutzenden 
Tourismusakteuren und anderen die gleichen Ressourcen nutzenden touristischen 
oder nicht-touristischen Akteursgruppen ausgelöst durch nicht kooperierende Nut-
zung kollektiver (finanzieller und natürlicher) Güter oder 2. zwischen Tourismusak-
teuren und anderen nicht-touristischen Akteuren ausgelöst durch die die Umwelt-
qualität einschränkende Verteilung von gesellschaftlichen Risiken und „public 
bads“. 
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Die Ergebnisse zeigen, dass neben intertouristischen Konflikten (bspw. zwischen Touris-

mus und Naturschutz) auch Konflikte innerhalb des Tourismussektors (bspw. Konkurrenz 

zwischen einzelnen Verkehrsanbietern) oder innerhalb einer Akteursgruppe (bspw. Ein-

bau von Klimaanlagen bei den Unterkünften und im ÖPNV) durch den Klimawandel be-

einflusst werden, die jedoch im Rahmen der Forschungsfrage nicht weiterverfolgt werden 

konnten.  

Welche Handlungsempfehlungen aus den Ergebnissen für Wissenschaft und Praxis 

folgen, soll nun im Fazit aufgezeigt werden. 

 
 

Demnach ereignet sich ein Klimakonflikt im Tourismus dann, wenn eine Interaktion 
zwischen Gruppen/Organisationen auftritt, wobei wenigstens eine Tourismusakteurs-
gruppe bzw. nicht-touristische Akteursgruppe Unvereinbarkeiten im Den-
ken/Vorstellen/ Wahrnehmen und/oder Fühlen und/oder Wollen in Bezug auf Mitiga-
tions- und Adaptionsmaßnahmen mit anderen nicht-touristischen Akteursgruppe bzw. 
Tourismusakteursgruppen in der Art erlebt, dass im Realisieren eine Beeinträchti-
gung erfolgt bzw. wahrgenommen wird. 
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10 Schlussbetrachtung und Handlungsempfehlungen für 

Praxis und Wissenschaft 
 
Diese Arbeit untersuchte die sich überschneidenden Forschungsfelder Konflikte, Klima-

wandel und Tourismus. Die verschiedenen Forschungsbereiche wurden genutzt, um die 

eingangs in Kapitel 1.1. gestellten Fragen zu klären,  

 

• ob Konfliktarten im Tourismus klassifiziert werden können, 

• inwieweit der Klimawandel auf regionaler Ebene als Konfliktursache bezeichnet 

werden kann und 

• welche Methoden zur Konfliktregelung für neue, durch den Klimawandel beeinf-

lusste Konfliktpotenziale verwendet werden können. 

 

Zur Analyse der Konfliktfelder mit ihren Ursachen, Akteuren und Lösungsansätzen wur-

den qualitative Experteninterviews auf Grundlage von fünf im Theorieteil entwickelten Ar-
beitshypothesen durchgeführt. Schon bei der Konfliktanalyse der bisherigen in der Litera-

tur aufgearbeiteten Konfliktsituationen im Tourismus konnten die beiden Hauptarten Kul-

turkonflikte und Ressourcenkonflikte definiert werden. Aufgrund dieser Erkenntnis wurden 

insbesondere diese beiden Konfliktarten in zwei Beispieldestinationen betrachtet. Die Er-

gebnisse zeigen, dass 

 

• der Klimawandel und seine Auswirkungen in den untersuchten Regionen kaum di-

rekten Einfluss auf Ressourcenkonflikte haben.  

• kulturelle Konflikte durch Auswirkungen des Klimawandels kaum direkt beeinflusst 

werden.  

• sozioökonomische Arbeitsmigrationsströme bereits heute unter der jüngeren Be-

völkerung auftreten und sich je nach positiver oder negativer touristischer Entwick-

lung aufgrund des Klimawandels (aber auch weiterer Faktoren) verändern könn-
ten. Dabei konnten im Zuge dieser Arbeit keine durch Arbeitsmigration auftreten-

den Konfliktpotenziale konkretisiert werden.  

• Mitigations- und Anpassungsmaßnahmen als Reaktion auf den Klimawandel die 

derzeitige Konfliktsituation von Kultur- und Ressourcenkonflikte verschärfen. 

Gänzlich neues Konfliktpotenzial oder eine Konfliktminderung durch solche Maß-

nahmen konnten anhand der Gespräche nur ansatzweise interpretiert werden. 

Somit stellt der Klimawandel keine direkte Konfliktursache, dafür aber einen indi-

rekten Konflikttreiber dar. 

• für die momentanen Konflikte sowie für die zukünftig durch Maßnahmen ange-

sichts des Klimawandels verschärften Konfliktpotenziale zur Regelung oder auch 

Prävention von Konflikten institutionelle, aber auch verstärkt informelle Instrumen-

te genutzt und gefördert werden können und sollten. 
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Die gewählte Methodik der Experteninterviews lieferte Erkenntnisse über die Zusammen-

hänge existierender wie auch sich zukünftig wahrscheinlich verschärfender Konfliktpoten-

ziale. Nichtsdestotrotz kann an der Methodik sowie den Ergebnissen Kritik geübt werden.  

So basieren die Ergebnisse auf rein subjektiven Wahrnehmungen und Einschät-

zungen einzelner individueller Personen. Gleichzeitig erfolgt die Interpretation anhand 

subjektiver Einschätzungen der Autorin. Eine Auswertung in sich gegenseitig kontrollie-

renden Forscherteams wurde nicht durchgeführt. Der Untersuchungsrahmen musste zu-

dem auf ausgewählte Experten eingegrenzt werden, ein großräumiges Bild unter Berück-

sichtigung von indirekt Betroffenen, Touristen und Bevölkerungsgruppen konnte nicht ers-

tellt werden. Die ausgewählten Destinationen geben ebenfalls nur einen begrenzten Ein-

blick in mögliche zukünftige Veränderungen. Die Untersuchung weiterer Küsten- und Mit-

telgebirgsdestinationen hätte einen Vergleich und somit ein sichereres Ergebnis ermög-

licht. Hierbei wäre zudem ein internationaler Vergleich wünschenswert gewesen, da etwa 
die in der wissenschaftlichen Literatur erwähnten kulturellen Konflikte größtenteils Desti-

nationen in weniger entwickelten Ländern oder Ressourcenkonflikte in der Mittelmeerregi-

on betreffen. Die Generalisierbarkeit der Ergebnisse ist somit eingeschränkt. 

 

Die Grundlage der Befragung bilden Szenarien und mögliche Auswirkungen, die den der-

zeitigen Stand der Klimafolgenforschung widerspiegeln. Allein anhand der hypothetischen 

Annahmen dieser Arbeit bezüglich des zukünftigen Wandels ist eine gesicherte Aussage 

über die Geschehnisse in der Zukunft nicht möglich. Neben den klimatischen Verände-

rungen stellen insbesondere die Faktoren Entwicklung des Ölpreises, technische Innova-

tionen, Naturkatastrophen, Kriege und Terroranschläge fundamentale Variablen für ge-

sellschaftliche Entwicklungen dar. Auch die Schnelllebigkeit des Tourismussektors selbst, 

die dynamischen Urlaubstrends und Reiseströme sowie die vielen Parameter, die eine 

Reiseentscheidung abgesehen vom Klima beeinflussen, konnten hier nicht vollständig 

berücksichtigt werden. Diese sich stetig verändernde Ausgangssituation erfordert in Zu-
kunft weitere Konfliktanalysen und Beobachtungen.  

 

 

10.1 Bedeutung der Ergebnisse für die Theorie 

Laut Schellnhuber (2001) sollte die Neuausrichtung transdisziplinärer (Um-

welt)Wissenschaften „strategisch statt kontemplativ, qualitativ statt exakt, hypothetisch 

statt falsifizierbar, präliminar statt kategorisch, kontextual statt universell, partizipativ statt 

objektiv“ (Schellnhuber, 2001: 262) gestaltet werden. Als Bestandteil einer solchen um-

welt-sozialwissenschaftlichen Forschung weist diese Arbeit entsprechende Charakteristi-

ka auf So leistet diese Arbeit einen Beitrag für die Umweltwissenschaften, indem:  

 

• auf der Basis strategischer Konfliktanalysen eine frühzeitige Erkennung sowie das 

Regelungspotenzial von möglichen Konflikten ermöglicht wird. 

• qualitative Zusammenhänge im inter- und transdisziplinären Bereich untersucht 

werden. 
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• hypothetische Veränderungen in der Gesellschaft und der Umwelt unter Berück-

sichtigung von Unsicherheiten betrachtet werden. 

• mögliche diplomatische, informelle Konfliktregelungsinstrumente und Handlungs-

vorschläge analysiert werden. 

• Beziehungen und daraus resultierende Konfliktsituationen zwischen konkreten Ak-

teursgruppen beleuchtet werden. 

• die subjektiven Meinungen der an der Untersuchung Beteiligten berücksichtigt 

werden. 

 

Aus dieser Arbeit kann weiterer Forschungsbedarf abgeleitet werden. Sie analysiert im 

Besonderen Gebirgs- und Küstendestinationen in einem zentraleuropäischen Land. Es 

stellt sich die Frage, ob die Ergebnisse dieser Arbeit durch Untersuchungen in anderen 

Ländern (z. B. in weniger entwickelten Ländern oder Ländern mit bereits heute feststellba-
rem Ressourcenmangel) und Destinationen (z. B. in weniger natur- und klimaabhängigen 

Städten) bestätigt werden können. Es ist anzunehmen, dass Destinationen mit derzeitiger 

Ressourcenknappheit angesichts des Klimawandels ein verstärktes Ressourcenkonflikt-

potenzial im Tourismus aufweisen. Auch bei Destinationen mit anderen kulturellen Vor-

aussetzungen könnte das Ergebnis abweichen. Weitere Studien sind hierzu nötig. 

Die lokal spezifische Akteursstruktur einer jeden Destination kann zudem zu unter-

schiedlichen Konfliktsituationen und somit Ausgangsituationen führen. Eine Konfliktanaly-

se sollte somit immer destinationsspezifisch durchgeführt werden. Möglich ist, dass bei 

einer Befragung weiterer Akteure (andere Wirtschaftszweige, Militär, Industrie, Airlines 

etc.) weitere allgemeine Erkenntnisse über Konfliktsituationen und Konfliktpotenziale ge-

wonnen werden können. Der Fokus wurde in der vorliegenden Untersuchung auf Konflikte 

im Tourismus gelegt, da dieser Sektor durch viele miteinander agierende Akteursgruppen 

sowohl konfliktreich als auch klimavulnerabel ist. Zwar hat diese Arbeit aufgrund ihrer 
interdisziplinären Betrachtungsweise auch viele Konfliktfelder und -Potenziale anderer 

Branchen aufgedeckt, es gilt jedoch darüber hinaus zu untersuchen, ob eine Schwer-

punktsetzung auf andere Sektoren zu ähnlichen Resultaten führen würde.  

Weiterhin bleibt offen, ob und inwiefern eine Arbeitsmigration zu Konflikten führt. 

Zudem sollte die tatsächliche und hier lediglich vermutete räumliche (sowie zeitliche) Ver-

schiebung der Reiseströme in Zukunft genauer betrachtet werden. Die entsprechenden 

Annahmen wurden in dieser Arbeit getroffen, sind aber bislang wissenschaftlich nicht be-

stätigt. Wichtig ist hierbei die kontinuierliche Betrachtung der klimatischen Auswirkungen 

und der neuen Methoden zur Bewältigung der Auswirkungen des Klimawandels, da die 

Gesellschaft (und Technik) in Zukunft weitere Formen der Anpassung, Mitigation (und 

somit auch neues Konfliktpotenzial) oder auch der Konfliktregelung entwickeln kann. Be-

sonders im Tourismusbereich sind heute noch nicht vorhersehbare Trends durch den Kli-

mawandel möglich, die dann analog in die Konfliktanalyse einbezogen werden müssen. 
Es wurde zudem mehrmals betont, dass in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts stärkere 

Auswirkungen des Klimawandels erwartet werden. Hierdurch ist die Möglichkeit gegeben, 

dass sich in einigen Jahrzehnten durchaus Konflikte beobachten lassen werden, die direkt 
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durch Auswirkungen des Klimawandels entstehen und dann auch die Arbeitshypothese 1 

anders zu beantworten sein könnte.  

 

Bei der Betrachtung der in Kapitel 2.2 angeführten, wissenschaftlich beschriebenen öko-

nomischen, soziokulturellen und ökologischen Tourismuskonflikte sollten zukünftig ver-

mehrt die Konflikte in den Mittelpunkt rücken, die durch die Auswirkungen des Klimawan-

dels entstehen. Sehr oft werden in der Literatur bezüglich der sozialen und ökologischen 

Kriterien in Zusammenhang mit der Tourismuswirtschaft negative Aspekte dargestellt. 

Dabei sollten nicht wie bisher nur interdisziplinär intergruppale Konflikte, also solche, bei 

denen es sich um teils touristische, teils um nicht-touristische Akteure handelt, betrachtet 

werden, sondern auch interne Konflikte zwischen Tourismusgruppen und Konflikte inner-

halb einer Tourismusakteursgruppe. Dies bezieht sich auf Ressourcenkonflikte (etwa bei 

der Konkurrenz um Fördermittel) wie auch auf Kulturkonflikte (z.B. wegen des Aufeinan-
dertreffens von modernen und traditionellen Wertesystemen und –vorstellungen innerhalb 

der Bevölkerung unabhängig vom Kontakt mit den Touristen oder aber bei Konflikten zwi-

schen zwei Touristengruppen, wie den Mountainbikern und den Wanderern). Diese Konf-

likte tauchen in der Literatur bisher nur am Rande auf und sollten zukünftig auch bei der 

Beschreibung von Kulturkonflikten allgemein (Kapitel 2.3.2.1) berücksichtigt werden. Da-

bei fällt die Trennung zwischen sozialen Konflikten und Entwicklungen, die „lediglich“ ei-

nen sozialen Wandel darstellen, schwer. Oftmals bleibt unklar, ab wann ein (touristischer) 

Einfluss und eine Veränderung zu einer Problematik und/oder einem manifesten Konflikt 

führen. Hier fehlen weitere Studien, um diesen Graubereich zu erhellen.  

 

Theoretische Grundlagen zur Betrachtung von Kulturkonflikten beziehen sich bisher meist 

auf internationale Kriege, oftmals in Bezug auf Religionen (Islam vs. Christentum) oder 

Staatsformen (Kalter Krieg). Wissenschaftliche Untersuchungen zu Konflikten auf regiona-

ler Ebene besonders mit dem Klimawandel als Ursache eines kulturellen Wandels, der 
hierdurch als möglicher neuer Konflikttreiber auftritt, fehlen und sollten stärker forciert 

werden. Hingegen treffen die in Kapitel 2.3.2.2 beschriebenen Ressourcenkonflikttheorien 

auf den Untersuchungsrahmen zu, der den Klimawandel als Ursache von Veränderungen 

bei Umweltkonflikten wegen natürlicher Ressourcen sowie Kollektivgütern, wie Wasser 

und Land, berücksichtigt. So könnte mit Hardin (1968) auch für die Beispieldestinationen 

festgehalten werden, dass jede Akteursgruppe bspw. die Landschaft zu ihrem Vorteil nut-

zen möchte. Allerdings muss die Theorie auch in Bezug auf Ressourcen- und Nutzungs-

konflikte unter Klimawandelbedingungen auf interne Konflikte ausgeweitet werden.  

 Weiterhin sollten, wie in Kapitel 2.5.4 bereits erwähnt, Studien über allgemeine 

Konfliktregelungsmaßnahmen im Tourismus betrieben werden, die differenzieren, welche 

Rahmenbedingungen z.B. für das Offene Forum Tourismus, erforderlich sind. Die Inter-

views lassen keinen Rückschluss auf den Bedarf an solchen Instrumenten zu, vielmehr 

wurde der Einsatz formeller und informeller allgemeiner Regelungsmethoden sowie die 
Nutzung von Besucherbeschränkungen im Hinblick auf mögliche Konfliktpotenziale ange-

führt. Um neuen Konfliktsituationen zu begegnen, sollten gezielte Schritte der formellen 
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und informellen Konfliktregelung für die neu herausgearbeiteten Konfliktpotenziale unter 

Klimawadelbedingungen speziell für den Tourismussektor erforscht werden. 

 

Aufgrund der strategischen Möglichkeiten der Wissenschaft, neue Konfliktpotenziale zu 

erkennen, sollte sowohl eine inter- als auch eine transdisziplinäre Methode genutzt wer-

den, um im Zusammenspiel weitere Adaptions- und Mitigationsmaßnahmen zu entwi-

ckeln, die einen Nutzen für mehrere Akteursgruppen gleichzeitig und somit eine konflikt-

freie Umsetzung und eine Win-win-Situation für die Beteiligten schafft. Hierzu ist es not-

wendig, die Konfliktgründe der Maßnahmen fortlaufend zu analysieren. 

 Zusätzlich sollten die Unsicherheiten zukünftiger Szenarien, besonders von Kli-

mamodellen weiter vermindert werden. Aber auch Aussagen bezüglich möglicher Res-

sourcenknappheit können dazu beitragen, dass eventuelle Konfliktpotenziale reduziert 

oder zumindest rechtzeitig erkannt werden. In diesem komplexen Gesellschaft-
Klimawandel-System sollten bei zukünftigen Konfliktanalysen deshalb stets mögliche wei-

tere gesellschaftliche Einflussfaktoren berücksichtigt werden. Eine dauerhaft zukunftsfähi-

ge Tourismusentwicklung unter Berücksichtigung aller Interessensgruppen und rechtzeiti-

ger Einbeziehung von möglichen Konfliktpotenzialen kann dabei nur gelingen, wenn die 

Unwissenheit bezüglich des Klimawandels und seiner Auswirkungen durch weitere For-

schungsansätze möglichst gering gehalten wird.  

 

 

10.2  Bedeutung der Ergebnisse für die Praxis 

Neben den Erkenntnissen für die Wissenschaft soll diese Arbeit auch dazu dienen, bei 

verschiedenen Akteursgruppen, wie der (Tourismus-)Wirtschaft, betroffener Nichtregie-

rungsorganisationen und der Politik, ein stärkeres Bewusstsein für zukünftige Konfliktfel-

der zu entwickeln, die direkt oder indirekt durch den Klimawandel ausgelöst werden kön-

nen. Die Arbeit zeigt, dass der Klimawandel in Zukunft verstärkt in die strategische Pla-

nung im Sinner einer nachhaltigen Entwicklung integriert werden sollte, um in diesem Zu-

sammenhang auftretende Konflikte zu vermindern oder gar vermieden zu können.  

Hierzu müssen Schwierigkeiten der unterschiedlichen Zeithorizonte zwischen der 
Planung der Tourismusakteure und den Auswirkungen des Klimawandels überwunden 

werden. Die Abbildung 39 der UNWTO und der UNEP zeigt, dass massive Veränderun-

gen durch den Klimawandel, wie z. B. die Verfügbarkeit von Trinkwasser, hohe Kosten 

beim Versicherungsschutz oder eine Veränderung der Artenvielfalt erst ab 2060 erwartet 

werden. Die gelbe Linie markiert dabei die erste Beobachtung leichter Veränderungen, die 

orange Linie moderater und die rote Linie gravierender Auswirkungen auf touristische 

Destinationen. Demgegenüber steht der Planungshorizont der Tourismusakteure, der 

lediglich bis Mitte dieses Jahrhunderts reicht.  
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Abbildung 39: Zeithorizonte von Personen, Infrastruktur und Auswirkungen des Klimawan-
dels auf den Tourismus (UNWTO & UNEP, 2008: 180) (übersetzt von der Autorin) 

 

Auch die in dieser Arbeit befragten Tourismusakteure geben an, sich in Bezug auf den 

Klimawandel eher defensiv zu verhalten und ihre Anpassungsstrategien kurz- bis mittelf-

ristig zu planen. Dies bedeutet, dass in den nächsten Jahrzehnten eher Mitigations- als 

Adaptionsmaßnahmen eine Rolle im Tourismus spielen werden. Dies wird gemäß den 

Ergebnissen dieser Arbeit auf der einen Seite das Konfliktpotenzial durch Mitigations-

maßnahmen verstärken. Auf der anderen Seite kristallisiert sich die Empfehlung heraus, 

sich schon heute gegen den weltweiten Klimawandel zu engagieren. Auf diese Weise 

können (touristische) Akteursgruppen aktiv dazu beitragen, die Konfliktsituation der kom-

menden Jahre zu entspannen, weil auf Adaptionsmaßnahmen verzichtet werden kann 

und womöglich sowohl die Auswirkungen des Klimawandels als auch die Ressourcen-

knappheit weniger gravierend ausfallen und im besten Fall zukünftige Konflikte sogar 

ganz vermieden werden können. 
Generell erfolgt eine Anpassung an neue Umfeldbedingungen durch die Touris-

musindustrie relativ zügig. Dies ermöglicht einerseits eine schnelle Lösung von Konflikten 

und stellt im Gegensatz zu anderen weniger flexiblen Wirtschaftszweigen durch schnell 

einführbare Maßnahmen Optionen für Kompromisse zur Verfügung. Andererseits wird 

über eine frühzeitige Planung von langfristigen und langlebigen Maßnahmen nicht strin-

gent nachgedacht. Die Tourismusakteure werden sich vermutlich erst an die Veränderun-

gen anpassen, wenn die Auswirkungen des Klimawandels ab der zweiten Hälfte dieses 

Jahrhunderts auch für die Tourismusindustrie stärker spürbar werden. Vor allem solange 

weitere Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung des Klimawandels herrscht, wird der 

Klimawandel von den Tourismusakteuren kaum als Problem anerkannt und eine langfris-

tige Planung von Adaptionsmaßnahmen (außer in den politischen Bereichen der infrast-

rukturellen langfristigen Entwicklung) kaum stattfinden. Wie O’Brien (2006) für verschie-

dene Branchen (wie Landwirtschaft, Transport, aber auch Tourismus) vermutet; „adaptati-
on will take place automatically, once the sectoral impacts are known” (Obrien, 2006: 54). 

Bewusste Planungen im Hinblick auf Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel finden 
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hingegen derzeit im Vorfeld vergleichsweise zögerlich statt. Diese so gesehen spontane 

Anpassung kann zu weiteren Konfliktpotenzialen durch die Implementierung von Adapti-

onsstrategien führen, da bei schnellen Entscheidungen der wichtige Dialog und die Betei-

ligung vieler Akteure schwieriger zu gewährleisten ist.  

Ein Dialog zwischen den beteiligten Interessensgruppen, politischen Akteuren, 

aber auch Wissenschaftlern ist allerdings unerlässlich, um wirtschaftliche, soziokulturelle 

und ökologische Probleme zu lösen. Alle drei Akteursgruppen stehen daher vor der He-

rausforderung, Informationen und die nötige Infrastruktur zur Verfügung zu stellen, um 

Konflikte rechtzeitig zu erkennen und Instrumente zur Konfliktvermeidung zu entwickeln 

und mit institutioneller Hilfe durchzusetzen. Dabei besteht die Notwendigkeit der stärkeren 

Zusammenarbeit zwischen Praxis und Wissenschaft, sich bewusst mit dem Themen-

komplex Konflikte und Klimawandel auseinanderzusetzen. Hierzu sollte die Wirtschaft auf 

wissenschaftliche Studien zurückgreifen, um sich über die komplexen Situationen hinsich-
tlich der Konflikte und Klimawandel(-Auswirkungen) vertraut zu machen. Mit der vorlie-

genden Studie wurde eine dauerhaft wirksame Lernform verfolgt, anhand derer die Wis-

senschaft (durch Experteninterviews) von den Praxisakteuren lernt, um die gewonnenen 

Erkenntnisse wiederum theoretisch aufgearbeitet an die Gesellschaft zur Umsetzung wei-

tergeben zu können. Für die Zukunft ist eine kontinuierliche Zusammenarbeit und Bereit-

stellung der gruppeninternen und lokalen Erkenntnisse für zusätzliche Konfliktanalysen 

und weitere Forschungszwecke hilfreich. Zur Vermeidung zukünftiger gravierender Konf-

liktsituationen sollte sich jede Akteursgruppe über mögliche Schnittstellen und Berüh-

rungspunkte mit anderen Gruppen im regionalen Umfeld bewusst werden und überlegen, 

in welchen Zusammenhängen Konfliktpotenziale auftreten könnten. Mit dieser interdiszip-

linären Betrachtungsweise können Konflikte frühzeitig erkannt und ihnen entgegenges-

teuert werden.  

 

Weitere Handlungsempfehlungen können entlang der fünf Arbeitshypothesen abgeleitet 
werden: 

1. Zur Vermeidung möglicher ökologischer Ressourcen- und Nutzungskonflik-

te sollte von allen Akteursgruppen das Ziel des Wirtschaftens nach den Ge-

sichtspunkten einer nachhaltigen Entwicklung verfolgt werden. Momentan können 

weniger direkt klimatische Auswirkungen, sondern vielmehr klimabezogene Mitigati-

ons- und Anpassungsmaßnahmen als Ursache von Ressourcenkonflikten festges-

tellt werden. Jedoch sind bei einer vermehrten Nutzung der Ressourcen durch den 

globalen Anstieg von Wohlstand und der Bevölkerungszahl in Verbindung mit ver-

stärkten Auswirkungen des Klimawandels zukünftig Ressourcenkonflikte auf regio-

naler Ebene nicht auszuschließen. Entscheidend ist, Ressourcenkonflikte frühzeitig 

zu erkennen und zu dialogisieren. Hierbei kann die Wissenschaft unterstützend 

Szenarien über zukünftige Ressourcenknappheit entwickeln und den Praxispartnern 

an die Hand geben. 
 

2. Im sozialen Bereich sollten insbesondere Tourismusakteure und Gemein-

den kulturelle Konflikte analysieren und sich die Frage stellen, ob diese bereits heu-
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te in ihrer Region vorkommen. Ist dies der Fall, sollten Gemeinden zum Schutz vor 

zukünftig verstärkten Kulturkonflikten die mögliche Veränderung der Reiseströme 

und ihre Auswirkungen beobachten, um rechtzeitig der Entstehung von Konfliktpo-

tenzialen entgegenwirken zu können. 

3. Von einem ökonomischen Standpunkt aus betrachtet, sollten Destinatio-

nen, die in besonderer Weise auf den Tourismus angewiesen sind, eine Diversifizie-

rung ihrer wirtschaftlich abhängigen Monostruktur anstreben. So könnten die Risi-

ken einer abwandernden Arbeitsmigration bei starken negativen Veränderungen in-

folge des Klimawandels (aber auch aufgrund anderer Faktoren) vermindert werden. 

4. Das Kernergebnis dieser Arbeit zeigt, dass Adaptions- und Mitigations-

maßnahmen Konfliktursachen darstellen können und ihnen besondere Aufmerk-

samkeit geschenkt werden sollte. Gelingt eine konfliktfreie Planung dieser Maß-

nahmen, ist eine touristische, wirtschaftliche Entwicklung mit sozialgerechten Le-

benschancen im Einklang mit dem Naturschutz möglich. Um eine solche nachhalti-

ge Entwicklung zu gestalten, sollten die Maßnahmen unter der Partizipation aller re-

levanten Akteursgruppen geplant und umgesetzt werden. Überlegungen hierzu soll-

ten zusammengetragen und interdisziplinär gestaltet werden. Dies verschafft der 

Destination zusätzlich einen geschlossenen Außenauftritt. Darüber hinaus wäre eine 

Kooperation auf regionaler Ebene denkbar, um das „Kirchturmdenken“ einzelner 

Gemeinden zugunsten einer gemeinsamen konfliktfreien Planung in Bezug auf die 

Begegnung mit dem Klimawandel zu beenden. Hierfür sollten alle Beteiligten nicht-

touristischen Gruppen, aber auch alle Tourismusakteure (im Bereich Unterkunft und 

Gastronomie, ÖPNV, Anreise und Aktivitäten) angesprochen werden. Auf der kom-

munal- und regionalpolitischen Ebene könnten verstärkt Netzwerke für die Umset-

zung von Kooperationen entwickelt werden. Es sollte dabei geklärt werden, welche 

Institution die Beteiligten im Vorfeld über geplante Maßnahmen informiert. 

5. Sollten dennoch Konflikte auftreten, müssen weitere Zuständigkeiten fest-

gelegt werden. Besonders zur Regelung bestehender gravierender Konflikte sollten 

möglichst unabhängige Mediatoren bestimmt oder Runde Tische sowie Kooperati-

onsmöglichkeiten organisiert werden. Zudem müsste die Kommunalpolitik auf die 

Problematik neuer Konflikte reagieren und Fördermaßnahmen für Mitigations- oder 

Adaptionsstrategien gerecht verteilen und an einen partizipativen Planungsprozess 

koppeln.  
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Andere, in Kapitel 2.5 aufgeführte Maßnahmen, wie Zukunftswerkstatt, Offenes Forum 

Tourismus, Entwicklung eines Leitbildes für die Gemeinde, Ausbildung, Formulierung und 

Einigung auf gemeinsame ethische Richtlinien oder Kriterienkataloge und Labels wurden 

von den befragten Experten nicht direkt genannt. Gerade sie können jedoch in Zukunft die 

Planung einer nachhaltigen konfliktfreien Destinationsentwicklung an veränderte Klima-

wandelbedingungen unterstützen und sollten verstärkt aktiv von den Akteuren eingesetzt 

werden. In Ergänzung zu den bereits genannten, allgemein bekannten und genutzten 

Instrumenten können für eine frühzeitige Konfliktprävention, bei der Risiken neuer Ent-

wicklungen im Bereich Klimawandel diskutiert werden, zusätzlich besonders die speziel-

len Formen Stakeholder-Dialog, „Energie-Tische“ und Zukunftskonferenzen98 angeführt 

werden. 

Übereinstimmendes Ziel sämtlicher vorgestellter Instrumentarien sollte sein, eine 

möglichst frühe Erkenntnis der Konfliktkonstellationen und Kausalitäten zu gewinnen, 
Maßnahmen zur Konfliktvermeidung und Ursachenbekämpfung zu entwickeln sowie Koo-

perationen zu ermöglichen. Dabei sollten in jedem Fall positive Ergebnisse durch „Win-

win- oder No-regrets-Optionen“ erzielt werden. So könnten die klimabedingten Mitigati-

ons- und Adaptionsmaßnahmen touristisch genutzt werden. Beispielhaft seien an dieser 

Stelle Offshore-Anlagen als zukünftige Tauch- und Ausflugsreviere oder nach Verbesse-

rung der Sicherheitsvorkehrungen auch die Nutzung von Windenergie-Anlagen zum 

Windmill-Climbing angeführt. Hier können Wirtschaftsbranchen kreativ werden und ver-

meintliche Konfliktpotenziale dank innovativer Ideen zu ihrem Vorteil (auch als touristi-

sches Alleinstellungsmerkmal) und zum Nutzen aller Beteiligten umdefinieren. 

 

 

                                                 
98 In einem Stakeholder-Dialog werden neue gesellschaftliche Entwicklungen und Innovationen 
sowie ihre Folgen in einem Kreis von Experten, Entscheidungsträgern und vielen unterschiedlichen 
Interessensvert retern diskutiert sowie konfliktfreie Handlungsoptionen mit Hil fe unabhängiger Mo-
deratoren diskutiert. Bisher wird dieses Verfahren eher von Wirtschaftsakteuren und weniger von 
Behörden initiiert, wenn bspw. neue Technologien mit damit verbundenen Risiken eingeführt wer-
den sollen (vgl. Stiftung Risiko-Dialog, 2006: 16f.). In Abgrenzung zum Stakeholder-Dialog bezieht  
sich der „Energie-Tisch“ auf eine Form des Runden Tisches mit Elementen der Mediation, wobei 
ausgewählte Akteure, die allein aus dem Bereich Klimaschutz stammen, und Multiplikatoren durch 
einen Moderator geleitet gemeinsam einen Konsens zu einer konkreten Fragestellung zu Klima-
schutz auf kommunaler Ebene (wie Altbausanierung oder Verkehr) suchen. Ziel ist ein gemeinsam 
entwickeltes Klimaschutz-Konzept für den Ort, das anschließend der Öffentlichkeit präsentiert wird 
(vgl. Feindt, 1997: 44f. ). Auf einer Zukunftskonferenz diskutieren verschiedene Gruppen über ein 
zukünftiges Thema und erarbeiten gemeinsam Visionen, Szenarien und Aktionspläne mit längerf-
ristigen Perspektiven. Dabei orientieren sich die Diskussionen an den Phasen Reflexion der Ver-
gangenheit, Analyse der Gegenwart, Entwicklung von Zukunftsentwürfen, Herausarbeitung von 
Gemeinsamkeiten und Planung konkreter Maßnahmen. Eine Zukunftskonferenz ist somit eher als 
konfliktvermeidendes und die Zukunft gestaltendes und nicht als konfliktregelndes Instrument zu 
sehen (vgl. Stiftung Risiko-Dialog, 2006: 15f.).  
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10.3 Ausblick  

Das in der Einleitung angeführte Gesellschaft-Klimawandel-System kann nun abschlie-

ßend aufgegriffen werden und in Bezug auf Maßnahmen, die auch schon heute auf loka-

ler Ebene teilweise globale und zukünftige Entwicklungen von Konfliktsituationen beeinf-

lussen, ergänzt werden. So können einerseits Konflikte durch kurzfristig eingesetzte Miti-

gationsmaßnahmen auftreten. Sie können andererseits aber auch erst in Zukunft in der 

zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts aufbrechen, wenn stärker auftretende Auswirkungen 

neue Anpassungsmaßnahmen erforderlich machen. Aus der Erkenntnis, dass Mitigations- 

und Adaptionsmaßnahmen Konfliktursachen darstellen, darf nicht abgeleitet werden, dass 

möglichst wenige Maßnahmen geplant und umgesetzt werden sollen. Mitigations- und 
Adaptionsmaßnahmen sind nicht nur Konfliktursache, sondern im Gegenteil auch Präven-

tionsmittel. So kann der rechtzeitige Einsatz von Mitigationsstrategien dazu beitragen, 

dass durch den Klimawandel ausgelöste Konflikte gering gehalten werden. Werden schon 

jetzt verstärkt Mitigations- und Adaptionsstrategien geplant und eingesetzt, kann dies für 

die Zukunft zu einer geringeren Vulnerabilität von Regionen (und auch größeren geogra-

phischen Räumen) sowie einer Verminderung der Auswirkungen durch den Klimawandel 

führen. Dadurch würden zukünftig weniger Maßnahmen eingesetzt werden müssen. Da 

diese, wie in der Arbeit ermittelt, Konfliktpotenziale in sich bergen, wäre somit ein Beitrag 

hin zu einer nachhaltigen Entwicklung mit weniger Konflikten geleistet. Abbildung 40 stellt 

diese Kausalkette grafisch dar: 

 

 

Abbildung 40: Kausalkette heutiger Maßnahmen zur Vermeidung zukünftiger Konfliktpoten-
ziale (eigene Darstellung)  
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Die Maßnahmen sollten sowohl im Sinne der Generationengerechtigkeit als auch im Sin-

ne der globalen Gerechtigkeit und im Hinblick auf die ermittelten Konfliktpotenziale proak-

tiv geplant werden. Das heißt, dass die Maßnahmen einerseits in der nächsten Generati-

on nicht zu Konfliktsituationen beitragen dürfen. Andererseits sollten auch schon bei der 

jetzigen Entwicklung der Maßnahmen die Interessen aller jetzt beteiligten Akteure glei-

chermaßen und gerecht berücksichtigt, die Betroffenen also bei der Planung von Maß-

nahmen partizipativ in die Planung einbezogen werden. Für eine konfliktfreie Umsetzung 

sollten hierbei sowohl ökonomische, als auch soziokulturelle und ökologische Belange 

beachtet werden. 

Auch unter Berücksichtigung der Grundsätze einer nachhaltigen Entwicklung wer-

den diese regionalen Konflikte nicht vollständig vermieden werden können. Für eine 

nachhaltige Regelung von Konflikten infolge des Klimawandels werden zusätzliche Ge-

setze und informell funktionierende Regelungsmechanismen notwendig sein. Neben der 
partizipativen Einbindung aller Akteure können gut funktionierende Kommunikation in 

Netzwerken und Kooperationen zwischen Tourismusakteuren, Destinationen und nicht-

touristischen Akteuren dem Austausch über mögliche Konfliktpotenziale dienen. Eine 

stärkere interkommunale, interregionale und vielleicht auch internationale Kooperation 

sowie eine inter- sowie transdisziplinäre Zusammenarbeit für eine nachhaltige Entwick-

lung werden unerlässlich sein. Der Schlüssel zu einer nachhaltigen und konfliktfreien 

Entwicklung vor dem Hintergrund des Klimawandels (nicht nur in der Tourismusbranche) 

kann somit in der Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure gesehen werden. 
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Anhang A - Interviewleitfaden für Tourismusakteure 
 
 
0. Ziel der Untersuchung 
Erklärung des Rahmens des Interviews  
Klärung der Aufnahme des Gesprächs mit Hilfe eines Aufnahmegerätes 
  
 
1. Rolle der Institution des Interviewpartners in der Destination  
Konkretisierung des Handlungsfeldes  
Konkretisierung des Handlungsgebiets  
 
 
2. Rekonstruktion momentaner und vergangener Konfliktsituationen 
Können Sie bitte zu Beginn beschreiben, inwiefern Sie im Tourismussektor mit anderen Wirt-
schaftzweigen oder Institutionen in Berührung kommen? 
 

- Überschneidung oder Nebeneinander der Arbeitsfelder, beteiligte Akteure 
 
- Konfliktanalyse 

- beteiligte Akteure 
- Konfliktursachen, Interessen 
- Wie äußert sich der Konflikt? Konfliktverlauf 
 

- bisherige Problemlösung 
- beteiligte Akteure 
- Instrument (Netzwerk, Kooperation) 
- positives oder negatives Ergebnis, Erfolg bzw. Misserfolg 

 
 
3. Situation für den Tourismussektor durch Klimawandel 
Wissenschaftler erwarten klimatische Veränderungen in der Zukunft. Schauen Sie sich bitte 
das Szenario für Ihre Region an. Wie wirken sich diese klimatischen Veränderungen auf die 
Tourismusindustrie in dieser Region aus?  
 
- Auswirkungen  
- Vermeidungsstrategien 
- Anpassungsstrategien 
 
 
 
 
 
 
 



X 
 

4. Neue oder verschärfende Konflikte mit anderen Akteursgruppen durch Klimawandel 
Sie haben einige Auswirkungen und Veränderungen durch Klimawandel für den Tourismus-
sektor genannt. Welche möglichen Interessenkonflikte sehen Sie mit anderen Wirtschaft-
zweigen oder Institutionen? 
 
- Konflikte durch Klimawandel 
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 
 
- Konflikte durch Vermeidungsstrategien 
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 
 
- Konflikte durch Anpassungsstrategien 
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 
 
- Probleme mit knappen Rohstoffen oder Landnutzung  
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 
 
- Probleme durch Änderung der Arbeitsplatzsituation 

- Zuwanderung oder Abwanderung 
- Konflikte durch Änderung der Arbeitsplatzsituation 

   
 
Wissenschaftler vermuten eine Veränderung der Reiseströme. Von welchen Veränderungen 
gehen Sie aus? Mehr oder weniger Touristen? Welche Gruppe von Touristen wird kommen? 
Welche Auswirkungen hat dies auf den Tourismussektor? 
 
- Probleme durch Änderung der Anzahl der Touristen 
- erwartete Änderung der Reiseströme 
- Konflikte bei mehr bzw. weniger Touristen  
 
- Probleme durch Änderung der Zielgruppe der Touristen  
- erwartete Änderung der Reiseströme 
- Konflikte bei neuer Zielgruppe, kulturelle Konflikte 
 
 
5. Konfliktlösungsinstrumente oder Vorbeugungsmaßnahmen bei Konflikten durch 
Klimawandel 
Sie haben nun verschiedene neue Problemfelder und Konfliktpotentiale unter Klimawandel-
bedingungen mit verschiedenen Interessengruppen genannt. Was stellen Sie sich vor, wie 
man in Zukunft diese Konflikte lösen oder vorbeugen kann? 
 
gewünschte Problemlösung 

- beteiligte Akteure 
- Instrument (z.B. Netzwerk) 
- Kooperation, Partizipation  

 
 
6.Möchten Sie noch etwas hinzufügen?  
Fallen Ihnen noch andere Gesprächspartner ein, die ich befragen sollte und die für die Regi-
on eine wichtige Rolle spielen außer denen, die Sie bereits im Gespräch genannt haben? 
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Anhang B - Interviewleitfaden für nicht-touristische Akteure 
 
 
0. Ziel der Untersuchung 
Erklärung des Rahmens des Interviews 
Klärung der Aufnahme des Gesprächs mit Hilfe eines Aufnahmegerätes 
 
 
1. Rolle der Institution des Interviewpartners in der Destination  
Konkretisierung des Handlungsfeldes  
Konkretisierung des Handlungsgebiets  
 
 
2. Rekonstruktion momentaner und vergangener Konfliktsituationen 
Können Sie bitte zu Beginn beschreiben, inwiefern Sie als Landwirtschaft/Fischerei etc. mit 
dem Tourismus in Berührung kommen? 
 
- Überschneidung oder Nebeneinander der Arbeitsfelder, beteiligte Akteure 
  
- Konfliktanalyse 

- beteiligte Akteure 
- Konfliktursachen, Interessen 
- Wie äußert sich der Konflikt? Konfliktverlauf 
- bisherige Problemlösung 

- beteiligte Akteure 
- Instrument (Netzwerk, Kooperation) 
- positives oder negatives Ergebnis, Erfolg bzw. Misserfolg 

 
 
 
3. Situation für die Landwirtschaft/Fischerei etc. durch Klimawandel 
Wissenschaftler erwarten klimatische Veränderungen in der Zukunft. Schauen Sie sich bitte 
das Szenario für Ihre Region an. Wie wirken sich diese klimatischen Veränderungen auf die 
Landwirtschaft/Fischerei etc. in dieser Region aus?  
 
- Auswirkungen  
 
- Vermeidungsstrategien 
 
- Anpassungsstrategien 
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4. Neue oder verschärfende Konflikte mit Tourismusindustrie durch Klimawandel 
Sie haben einige Auswirkungen und Veränderungen durch Klimawandel für die Landwirt-
schaft/Fischerei etc. genannt. Welche möglichen Interessenkonflikte sehen Sie mit anderen 
Wirtschaftzweigen oder Institutionen? 
 
- Konflikte durch Klimawandel 
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 
 
- Konflikte durch Vermeidungsstrategien 
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 
 
- Konflikte durch Anpassungsstrategien 
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 
 
- Probleme mit knappen Rohstoffen oder Landnutzung  
 - beteiligte Akteure 
 - Konfliktursache 

- Verschärfung alter oder Entstehung neuer Konflikte 
 
 
Wissenschaftler vermuten eine Veränderung der Reiseströme, d.h. dass in Zukunft mehr 
oder weniger Touristen an die Nordsee/in den Schwarzwald reisen werden. Es könnte sich 
auch der Touristentyp ändern, also der Mallorca-Urlauber an die Nordsee fährt oder mehr 
ausländische Gäste an die Nordsee fahren werden/also weniger Skifahrer in den Schwarz-
wald fahren oder die ältere Bevölkerung im heißen Sommer in den kühlen Norden verreist. 
Welche Auswirkungen hat dies auf die Landwirtschaft/Fischerei etc.? 
 
- Probleme durch Änderung der Anzahl der Touristen 
- erwartete Änderung der Reiseströme 
- Konflikte bei mehr bzw. weniger Touristen  
 
- Probleme durch Änderung der Zielgruppe der Touristen  
- erwartete Änderung der Reiseströme 
- Konflikte bei neuer Zielgruppe, kulturelle Konflikte 
 
 
5. Konfliktlösungsinstrumente oder Vorbeugungsmaßnahmen bei Konflikten durch 
Klimawandel 
Sie haben nun verschiedene neue Problemfelder und Konfliktpotentiale unter Klimawandel-
bedingungen mit dem Tourismussektor genannt. Was stellen Sie sich vor, wie man in Zu-
kunft diese Konflikte lösen oder vorbeugen kann? 
- gewünschte Problemlösung 
- beteiligte Akteure 
- Instrument (z.B. Netzwerk) 
- Kooperation, Partizipation  
 
 
6.Möchten Sie noch etwas hinzufügen  
Fallen Ihnen noch andere Gesprächspartner ein, die ich befragen sollte und die für die Regi-
on eine wichtige Rolle spielen außer denen, die Sie bereits im Gespräch genannt haben? 
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Anhang C – Klimaszenario Nordsee 
 
 

Stürmische Nordsee 
 

  
 

 
 
Wissenschaftler messen in den letzten Jahrzehnten für die Nordseeregion steigende Luft-
temperaturen. Dieser Trend wird sich weiter fortsetzen und resultiert in einer Zunahme 
thermisch komfortabler Bedingungen und einer Abnahme des winterlichen Kältereizes. 
Durch die ausgleichende kühlende Wirkung der Wassermassen und beständig wehende 
Winde spielen Wärme- als auch Hitzebelastung keine Rolle, die Anzahl der schwülen Ta-
ge werden sich jedoch erhöhen. Die Anzahl der stürmischen Tage wird nicht zunehmen, 
vielmehr aber die Intensität der auftretenden Sturmereignisse. In Verbindung mit dem 
steigenden Meeresspiegel kann dies zu einer erhöhten Gefahr von Sturmfluten und Über-
schwemmungen und somit zu Sandabspülungen führen.  
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Anhang D – Klimaszenario Schwarzwald 
 
 
 

Warmer Schwarzwald 
 

   
      

 
 
Wissenschaftler messen in den letzten Jahrzehnten für die Schwarzwaldregion steigende 
Lufttemperaturen. Dieser Trend wird sich weiter fortsetzen und sowohl positive als auch 
negative Folgen mit sich bringen. Einerseits wird sich die Sommersaison aufgrund steigen-
der Lufttemperaturen und zunehmender Anzahl trockener Tage verlängern. Andererseits 
kann es in niedrig gelegenen Regionen zum vermehrten Auftreten von Hitzewellen und 
schwülen Tagen kommen, die sich auf die Gesundheit und Erholung von Mensch und Um-
welt negativ auswirken. In den Hochlagen werden bis 2050 im Sommer keine wesentlichen 
Veränderungen vorausgesagt. Im Winter hingegen wird sich die Saison verkürzen. Auch 
wenn sich die Winterniederschläge geringfügig erhöhen, wird der Niederschlag eher in Form 
von Regen als von Schnee fallen und zu Schneemangel führen. Über die Entwicklung von 
Sturmereignissen können keine Aussagen getroffen werden. Hierbei ist noch kein eindeuti-
ger Trend sichtbar. 
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Anhang E – Beschreibung der nicht-touristischen befragten 
Akteure 
 
Nordsee S-H 
• Die Schifffahrt passiert die schleswig-holsteinische Nordseeküste eher selten (vgl. In-

nenministerium, 2006: 16). Da jedoch Konfliktsituationen, z.B. durch Ausbaggerung oder 

Strandanspülung, nicht auszuschließen sind, soll auch diese Akteursgruppe durch den 

Verband Deutscher Reeder, welcher sich auch mit Schifffahrtsrecht- und -verwaltung 

beschäftigt, befragt werden. Der Verband bündelt etwa 3.000 Schiffe, die sich im Eigen-

tum deutscher Unternehmen befinden sowie die Schiffe der Inselverkehre und Ausflugs- 

und Kreuzfahrtschiffsbesitzer. www.reederverband.de 

• Die Hafenwirtschaft koordiniert Hafenerweiterungen und Hafenbauten (vgl. Bestandsauf-

nahme, 2006) und ist an einer Ausweitung des Container-, Öl – und Personentransports 

(vgl. Innenministerium, 2006) sowie der Wettbewerbfähigkeit deutscher Seehäfen inter-

essiert. Bedingt durch das Wattenmeer gibt es wenig Möglichkeiten für den Bau großer 

Häfen, jedoch vertritt der Hafenverband e.V. mit Sitz in Hamburg neben deutschen See-

hafenunternehmen und Hafendienstleister (z.B. Brunsbüttel) auch die Hafeninteressen 

der Reedereien, Kreuzfahrtschiffe und den Fähr- und Inselverkehr, die zwischen den In-

seln und dem Festland verkehren.  

• Die Nicht-Gewerbliche Industrie, d.h. Dienstleister, werden von der Industrie- und Han-

delskammer vertreten. Da weitere große Industriezweige in dem Untersuchungsraum 

nicht vorkommen, sollen hiermit zumindest die kleinen und mittelständischen Unterneh-

men (wie Bäcker, Frisöre etc.) in der Untersuchung berücksichtigt werden. www.ihk-

schleswig-holstein.de 

• Regenerative Energien stellen an der Küste hauptsächlich Windenergieanlagen an Land 

und Offshore dar. 2006 wurden ca. 930 Windkraftanlagen an der Küste Schleswig-

Holsteins gezählt (vgl. Innenministerium, 2006). Offshore-Anlagen sind bereits genehmigt 

(vgl. Bestandsaufnahme, 2006). Windcomm ist ein Netzwerk der Windkraftwirtschaft und 

der erneuerbaren Energien in Schleswig-Holstein, welches die Unternehmen an Land, 

besonders mit dem Repowering (alte Anlagen durch neue ersetzen), aber auch mit Pro-

totypen von Offshoreanlagen unterstützt. www.windcomm.de  
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• Die Nordsee zählt mit den Fischbeständen Hering, Makrele, Kabeljau und Seelachs zu 

den wichtigsten Fischfangregionen der Welt (vgl. Bestandsaufnahme, 2006). Kleine und 

mittlere Familienbetriebe fangen entlang der Küste Krabben und Plattfische (vgl. Innen-

ministerium, 2006). Der Verband der Deutschen Kutter- und Küstenfischer e. V. 

kümmert sich um Belange der Fischerei und der Kutterfischer. Eine Verbindung mit dem 

Tourismus besteht, da die Fischerei das maritime Flair bzw. die kulturelle Identität und 

Gastronomie prägt und Ausflüge, wie Angel- oder Krabbenfahrten anbieten und ihren 

Fang an die Touristen verkauft.  

• Die Landwirtschaft prägt zusammen mit den Traditionen der Fischerei und dem Küsten-

schutz das Bild der Kulturlandschaft, z.B. durch historische Bauwerke oder aufgrund der 

sozialen Beziehungen (BMU, 2006: 43). Der Bauernverband Schleswig-Holstein e.V. 

kann die Meinung der Landwirte wiedergeben. Der Kreisbauernverband Südtondern stellt 

dabei den nördlichsten Kreisbauernverband dar und betreut einen großen Teil von Nord-

friesland mit den Inseln Föhr, Amrum und Sylt. Neben dem Festland spielt teilweise auch 

auf den Inseln Landwirtschaft eine Rolle. So prägt auf Föhr selbst ein begrenzter Grün-

landbetrieb, Mais- und Getreideanbau die Landschaft, so dass Föhr touristisch als „Grü-

ne Insel“ vermarktet wird. Auf Föhr wie auf Sylt stellt der Tourismus für die Landwirte ein 

zweites Standbein dar. Auf Sylt werden von den Bauern zusätzlich Arbeiten als Land-

schaftsgärtner oder Fuhrunternehmer ausgeführt, da durch die Frachtkosten zwischen 

Insel und Festland die Rentabilität gering ausfällt und eher auf Direktvermarktung auf der 

Insel selbst gesetzt wird. Insgesamt profitiert hier der Landwirt vom Tourist und umge-

kehrt. Auch auf dem Festland werden Ferien auf dem Bauernhof angeboten, wobei aller-

dings aufgrund mangelnder Qualität der Unterkünfte rückläufige Buchungszahlen und ei-

ne Abnahme der Reisedauer zu verzeichnen sind. Jedoch sind Landwirte auf dem Fest-

land von den Einnahmen des Tourismus unabhängiger als auf den Inseln. 

www.bauernverbandsh.de 

• Der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer (441.000 ha) schützt einen gro-

ßen Teil der Nordseeküste, insbesondere das Wattgebiet (vgl. Bestandsaufnahme, 

2006). Die Nationalparkverwaltung im Landesbetrieb für Küstenschutz, National-

park und Meeresschutz führt Beobachtungen und Forschung durch, um Trends zu er-

kennen und Planungsgrundlagen zu gewinnen und muss bei großen Bauvorhaben, wie 

Küstenschutz oder Offshoreanlageplanungen, zu den Interessen des Naturschutzes be-

fragt werden. Auf der anderen Seite sind die Urlaubsgäste eine Art Bindeglied zwischen 

Tourismus und Naturschutz. Durch Bildungsarbeit, Nationalpark-Informationszentren, 

Printmedien, Internet und das Besucher-Informationssystem sollen die Besucher infor-

miert werden. www.wattenmeer-nationalpark.de 
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• Küstenschutzmaßnahmen bestehen besonders aus dem Deichbau sowie Sandaufspü-

lungen und spielen aufgrund ihrer lebensschützenden Funktion eine große Rolle (Innen-

ministerium, 2006). Ohne sie wären viele Flächen wegen Sturmfluten und Überschwem-

mungen nicht bewohnbar. Außerdem dienen sie der Landgewinnung (vgl. Bestandsauf-

nahme, 2006). Der Fachbereich Deiche und sonstige Küstenschutzanlagen im Landes-

betrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein in 

Husum plant und setzt die Baumaßnahmen des Generalplans Küstenschutz 2001 um. 

Diese Baumaßnahmen werden etwa zur einen Hälfte von der Europäischen Union, zur 

anderen Hälfte vom Bund und Land finanziert. Besprochen werden sie jedoch mit den 

betroffenen Gemeinden und dem Naturschutz und Deich- und Hauptsielverbänden (zu-

ständig auch für die Entwässerung hinter den Deichen). www.schleswig-

holstein.de/LKN/ 

• Gewässerschutz beinhaltet die Themen Wasserverschmutzung und Eutrophierung (vgl. 

Innenministerium, 2006). Das Landesamt für Natur und Umwelt des Landes Schles-

wig-Holstein (LANU) beschäftigt sich in einer Abteilung mit der Ökologie der Küstenge-

wässer innerhalb der Zwölf-Meilen-Zone in Zusammenarbeit mit dem Nationalpark. Dabei 

überprüfen sie Wasserproben der Nordsee, so dass auch Aussagen für die touristisch 

genutzte Badewasserqualität in Bezug auf Mikroalgen gemacht werden können. Es gibt 

ein langjähriges Monitoring über den Zustandes des Ökosystems. Tourismusakteure und 

Gäste können sich über eine Internetplattform über die Wasserqualität informieren. 

http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/ 

DE/UmweltLandwirtschaft__node.html 

• Nicht-Regierungs-Organisationen werden in dieser Arbeit durch die Naturschutzorganisa-

tion Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste vertreten, da sie sich für die Umwelt 

sowohl im ökologischen (Naturschutz, Verbände, etc. ) als auch im sozio-ökonomischen 

(z.B. Fischerei oder Tourismus) Sinne einsetzt. www.sdn-web.de 

• Die kulturellen Belange der Bevölkerung werden in der Befragung eines Bürgermeisters 

und den Vorsitzenden der Insel- und Halligenkonferenz berücksichtigt. Sie spiegeln die 

Interessen der Bevölkerung wider und kennen die Traditionen. Die Raumordnung und 

Siedlungsentwicklung wird bereits im touristischen Bereich abgedeckt. Siedlungsentwick-

lung spielt sich an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste besonders in den zentra-

len Orten Büsum, St. Peter-Ording, Wyk (Föhr) und Westerland (Sylt) ab. An der Küste 

(bis drei km landeinwärts) leben circa 170.000 Einwohner (vgl. Innenministerium, 2006).  
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Schwarzwald 

• Im Bereich Binnenschifffahrt gibt es leichte Berührungspunkte zwischen dem Schwarz-

wald und der Rheinschifffahrt als Ausflugsverkehr (Kabinenschifffahrt) und als Güter-

transport. Der Bundesverband der Deutschen Binnenschifffahrt e.V. unterhält und 

kontrolliert diese Wasserstraßen. Allerdings spielt der Schwarzwald als hafenarmer 

Standort keine große Rolle. www.binnenschiff.de 

• Wie an der Nordsee vertritt die IHK Nordschwarzwald die unternehmerischen Interes-

sen der Bereiche Industrie, Handel und Dienstleistung. Der Schwarzwald ist weniger ein 

Industriestandort aufgrund der Erreichbarkeit, dafür finden sich hier mehr Dienstleis-

tungssektoren, wie auch der Tourismus. www.nordschwarzwald.ihk24.de  

• Der Förderverein Energie- und Solaragentur Regio Freiburg (fesa) e.V. unterstützt 

Unternehmer von regenerativen Energien. Sie unterstützt mit Lobbyarbeit den Ausbau 

von erneuerbaren Energien, wie Windkraft, Solarenergie und Wasserkraft, betreibt Öf-

fentlichkeitsarbeit und entwickelt innovative Projekte. Wasserkraft wird historisch bedingt 

im Schwarzwald oft genutzt. www.fesa.de 

• Zum Thema Landwirtschaft, Ernährung und Ländlicher Raum wurde im Schwarzwald die 

Landwirtschaft Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald befragt, da die Besonderheit 

des Schwarzwaldes in der Höhen- und Hanglage liegt. Daraus ergeben sich kurze Vege-

tationszeiten, schwierige Bedingungen für Fahrzeuge und die Umstellung auf kleine 

Viehbetriebe. Für das rückläufige Einkommen sind die zusätzlichen Standbeine Forst-

wirtschaft und andere Einkommensalternativen (Urlaub auf dem Bauernhof oder Direkt-

vermarktung) entscheidend. So bietet das traditionelle Hofgutssystem mit klassischem 

Eindachhof, Säge, Mühle, Speicher und Kapelle Ruhe und Erholung für den Gast. Auch 

Tagesausflüge mit Bauernhofführung sind möglich. www.breisgau-

hochschwarzwald.landwirtschaft-bw.de 

• Der Naturpark Südschwarzwald umfasst 370.000 Hektar und stellt den zweitgrößten 

Naturpark Deutschlands dar. Dadurch ist das Gebiet auch Ort von Freizeitaktivitäten von 

jährlich über 20 Millionen Gästen. www.naturpark-suedschwarzwald.de 

• Die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg 

(LUBW) untersucht Seen, Fließgewässer und Stauseen im Land, bewertet deren Zu-

stand und berät mit dem Ziel, einen ganzheitlichen Gewässerschutz zu gewährleisten. In 

Baden-Württemberg erreichen die wenigen Seen eine gute Badequalität. Zusätzlich wer-

den die Gewässer für Stromgewinnung oder Angelmöglichkeiten genutzt. 

www.lubw.baden-wuerttemberg.de 
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• Der Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg (LNV) umfasst 34 Vereine von 

Natur- und Umweltschutzverbänden in Baden-Württemberg und muss z.B. bei Planungs-

verfahren angehört werden. Der Naturschutz im Schwarzwald stellt dabei einen wichtigen 

Teil der Aufgaben dar. www.lnv-bw.de 

• Für die Belange der Forstwirtschaft mit insgesamt 740.000 ha Waldfläche wird die 

Forstdirektion des Regierungspräsidiums Freiburg gewählt, welche für 168.000 ha 

Staatswald (nicht Privatwald oder Kommunalwald) zuständig ist. Neben der Walderhal-

tung für die Holzproduktion, den Umweltschutz sowie als Erholungsraum und der Förde-

rung der Forstwirtschaft wird so zudem auch der Bereich des Holzmarktes (Staatsforst-

betriebe) für die Schnittholzproduktion abgedeckt, da lediglich etwa 1% der Wälder in 

Baden-Württemberg als so genannte Bannwälder vor Bewirtschaftung geschützt wird. 

www.rp.baden-wuerttemberg.de 

• Stellvertretend für die Bevölkerung wurde der Bürgermeister einer Gemeinde mit über 

400.000 Übernachtungen, davon über 54.000 Übernachtungen ausländischer Gäste im 

Jahr (Schwarzwald Tourismus GmbH 2007: 35) befragt. Zudem spielt der Wintertouris-

mus in dieser Region eine entscheidende wirtschaftliche Rolle. 
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